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Vorbemerkung

Das Jahr 1995 war hinsichtlich des Verhältnisses zwischen SPD und
PDS ein jahr der Stagnation.
Aus ihrer 1994 herauskristallisierten Frontstellung hat sich nichts
wesentliches geändert. Abgrenzung dominiert. Dies wäre nicht weiter
dramatisch, wenn nicht gerade deshalb die „große“ Koalition aus CDU,
CSU und FDP in Bonn nach wie vor schalten und walten kann wie bis-
her. Ihren Sozialabbau konnte sie nahezu ungestört fortsetzen, den
ökologischen Umbau weiter vertagen. Zwar hat sich die Stimmung der
Unzufriedenheit mit diesem politischen Kurs zugenommen, eine ent-
sprechende Eormierung einer politischen Gegenmacht blieb hingegen
zurück.
Auch die Herausgeber der vorliegenden Dokumentation haben dies zu
spüren bekommen. Nach der Dokumentation zum jahre 1994 war ange-
dacht, nunmehr Politiker aus beiden Parteien selbst zu Worte kommen
zu lassen, um die Vorstellungen über die Möglichkeit einer Zusammen-
arbeit zwischen SPD und PDS weiter auszuleuchten. Dabei ging es uns
nicht darum, die bestehenden Spannungen und Gegensätze kleinzureden.
Diese sollten vielmehr auf den Tisch kommen. Nur eine offen ausge-
tragene Kontroverse bringt beide Parteien näher. Daß die politische
Kultur in Deutschland einer grundlegenden Wandlung bedarf, be-
zweifelte keiner der von uns angesprochenen Politiker. Auch nicht die
Dringlichkeit einer weiteren Annäherung beider Parteien hinsichtlich der
Durchsetzung eines linken Reformprogramms zur Lösung der
angestauten sozialen, ökologischen und anderer globaler Probleme. Was
aber fehlte war die Courage, der Mut diese Einsicht angesichts der
vorherrschenden Gegenmeinung öffentlich zu machen. Separate,
parteizentrierte Machtinteressen konnten sich wieder gegen Einsichten
der Vernunft durchsetzen. Einzig Roland Claus stellte uns seine aktuellen
Überlegungen zum Verhältnis von SPD und PDS zur Verfügung. Wenn
er einen Hoffnungsschimmer auf ein linkes Reformbündnis fallen sieht,
so auf die Gewerkschaften. Ob sich diese Hoffnung erfüllt, wird die
Zukunft zeigen. Wir meinen, daß es aber keine vernünftige Alternative
zu einer - zumindest partiellen - Zusammenarbeit auch auf Bundesebene
gibt. Die Auseinandersetzung über das Verhältnis von SPD und PDS ist
nicht schlechthin ein Streit zweier Parteien über politische Fragen, Ent-
wicklungslinien und Konzepte. Es geht unseres Erachtens hierbei



letztlich um das „Schicksal“ des demokratischen Sozialismus als Projekt
der Zukunft. Eine uneinige sozialistische Bewegung hat in der
Geschichte nicht nur einmal versagt. Es geht um die Frage, ob beide
Parteien den Willen, die Kraft und die Fähigkeit aufbringen werden, aus
ihrer Geschichte zu lernen und soweit zusammenzurücken, wie es ihre
gemeinsamen Interessen zulassen. Dabei geht es weder um eine Ver-
einigung noch um eine Einheitsfront. Vielmehr steht die simple Frage,
ob gemeinsame Initiativen und Aktionen möglich sind, um die sich
überschneidenden Interessen ihrer jeweiligen Wähler durchzusetzen.

Leipzig im November 1996 Michael Franzke, Kurt Schneider
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Chronik - 1995

JANUAR

4. Januar
Petra Pau, Landesvorsitzende der Berliner PDS, und
Peter-Rudolf Zoll, Vorsitzender der PDS-Fraktion im
Berliner Abgeordnetenhaus, legen ihre Gedanken zum
Verhältnis der PDS zur SPD dar. Dieses Verhältnis
dürfe nicht nur unter dem Gesichtspunkt der' Macht
gesehen werden. Im Vordergrund stehen dabei viel-
mehr alternative Refonnprojekte.
(››Neues Deutschland«, 4. Januar 1995, Si. 3)
[Dokument 1]

21. Januar _
Joschka Fischer, Fraktionssprecher von Bündnis 90/
Die Grünen im Bundestag, erklärt gegenüber der »Leip-
ziger Voll-cszeitung«, daß, wenn sich die PDS als eine
»ostdeutsche sozialdemokratische Variante« profiliert,
sie niemand auf Dauer aus dem demokratischen
Verfassungsbogen der Bundesrepublik Deutschland
wird ausschließen können. _
(››Leipziger Volkszeitung«, 21./22. Januar 1995, S. 1)

Der Landesvorsitzende der PDS in Mecklen-
burg-Vorpommern, Helmut Holler, bekundet in seiner
Rede auf der 5. Tagung des 3. Landesparteitages, die
Bündnisfíhigkeit der PDS müsse weiter ausgebaut und
der Dialog mit der SPD und Bündnis 90/Die Grünen
gezielt gesucht werden, damit Alternativen in den
Bereichen Arbeit, Wirtschaft, Soziales und Kultur ge-
genüber der Großen Koalition in Mecklenburg-Von
pommem - bestehend aus CDU und SPD - durchge-
setzt werden können.
(››Neues Deutsch1and«, 23. Januar 1995, S. 3)

25. Januar
»Neues Deutschland« veröffentlicht Beobachtungen,
wie die PDS mit der rot-grünen Regierung in Sach-
sen-Anhalt umgeht. Die Auseinandersetzungen zwi-
schen SPD, Bündnis 90/Die Grünen und der PDS
bleibt gerade die Minderheitskonstellation in Sach-
sen-Anhalt für die PDS eine gute parlamentarische
Versuchsbühne für Reformexperimente.
(››Neues Deutschland«, 25. Januar 1995, S. 3)
[Dokument 2]

26. Januar
Der SPD-Fraktionsvorsitzende im Landtag von Meck-
lenburg-Vorpommern, Gottfried Timm, erklärt im
Schweriner Landtag gegenüber der PDS, daß die ge-
wollte Regierungskoalition mit der CDU nur eine Part-
nerschaft auf Zeit sei.
(››Neues Deutschland«, 26. Januar 1995, S. 5)

27. Januar
In den neuen Bundesländern sprechen sich zuneh-
mend DGB-Landesvorsitzende für ››streitbare Kontakte
zur PDS<< aus. Im Osten ist die SPD-Bindung des
DGB nicht weniger stark als im Westen.
(››Neues Deutsch1and«, 27. Januar 1995, S. 5)

Gregor Gysi steht der Absicht des Bundes West-
deutscher Kommunisten ablehnend gegenüber, sich
in der West-PDS als Arbeitsgemeinschaft zu etablie-
ren. Er erwägt, dagegen notfalls bei der Bundesschieds-
stelle der Partei Beschwerde einzulegen. Dieser Schritt
Würde potentielle PDS-Mitglieder im Westen abschrek-
ken: linke Sozialdemokraten, linke Christen, linke Ge-
werkschaftler, unabhängige Linke.
(››Neues Deutschland«, 27. Januar 1995, S. 3)

28. Januar
Reinhard Höppner, SPD-Ministerpräsident von Sach-
sen-Anhalt, ist der Ansicht, daß, wenn die PDS als
undemokratische Partei eingestuft werde, sie konse-
quenterweise auch von den Wahlen ausgeschlossen
werden müßte. Da dies aber nicht erfolgte, ist es wie-
derum undemokratisch, den Willen ihrer Wähler nicht
zur Kenntnis zu nehmen. »Wenn wir nicht mehr dar-
an glauben, daß Menschen dazulemen können, ist ein
vernünftiges Zusammenleben unmöglich. Ich würde
auch einem redlichen Kommunisten zutrauen, daß er
nach der Ära DDR wirklich dazulemen will und ehr-
lich einen engagierten neuen Weg geht. Das muß man
ihnen aber auch ermöglichen.«
(››Leipziger Volkszeitung«, 28./29. Januar 1995, S. 3)
[Dokument 3]

28./29. Januar
Die 1. Tagung des 4. Parteitages der PDS tagt in Ber-
lin. Die Reforrnsozialisten Lothar Bisky und Gregor
Gysi konnten sich in allen Programmpunkten durch-
setzen. Sahra Wagenknechtvon der »Kommunistischen
Plattform« scheiterte mit ihrer Kandidatur für einen
Sitz im PDS-Vorstand.

Die Reaktion auf den PDS-Parteitag fällt sehr
unterschiedlich aus. Der Vizechef der Unionsfrakti-
on im Bundestag, Rudolf Seiters, bezeichnet die PDS
nach wie vor als eine antidemokratische Partei. Ihre
Reform-Beteuerungen seien nichts als ein einziges
Täuschungsmanöver. Für CDU-Generalsekretär Peter
Hinze ist die PDS noch immer eine ››SED-Fort-
setzungspartei«_ FDP-Chef Klaus Kinkel sieht keine
Ansätze, daß sich das Parteivolk der PDS von der
SED entferne. Aus der Sicht des sächsischen Um-
weltminister Arnold Vaatz (CDU) sei klar: Die Kom-
munistische Plattfonn der PDS ist gar keine Minder-
heit in der Partei, wie allgemein angenommen wird.
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Die Sprecherin der Fraktion von Bündnis 90/Die Grü-
nen im Bundestag, Kerstin Müller, äußerte, daß eine
Koalition mit der PDS auf Bundesebene derzeit nicht
auf der Tagesordnung stehe, aber auf den Landes-
ebenen in Berlin und Sachsen-Anhalt vor Ort geklärt
werden müsse. Sachsen-Anhalts Ministerpräsident
Reinhard Höppner (SPD) schließt eine Koalition mit
der PDS nicht für alle Zeiten aus.
(››Neues Deutschland«, 31. Januar 1995, S. 5)

FEBRUAR

1. Februar ,
Gregor Gysi, Vorsitzender der PDS-Gruppe irn Bun-
destag, äußert sich in einem Interview dahingehend,
daß die Zuspitzung der inrierparteilichen Auseinan-
dersetzung mit der Kommunistischen Plattform zu
einer wachsenden Glaubwürdigkeit der PDS geführt
hat. Auf die Frage, wie groß der Einfluß von SPD-
Politikern auf seine Entscheidungen sei, antwortet er:
»Mediale und gesellschaftliche Öffentlichkeit haben
selbstverständlich auch Einfluß auf Entscheidungen
innerhalb der PDS. Der Einfluß von Spitzenpolitiker
der SPD auf die praktische Politik der PDS aber ist
so groß, wie der Einfluß von führenden Politikem der
PDS auf die praktische Politik der SPD, d.h. fast gleich
Null.«
(››Neues Deutschland«, 1. Februar 1995, S. 2) 1

Die Vorstandssprecherin von Bündnis 90/Die
Grünen, Krista Sager, erklärt nach einer Klausurta-
gung, daß es keine Koalitionen mit PDS und CDU
geben werde, aber auch keinen »Apartheidsbeschluß«
zu ihrer Ausgrenzung. Auf den Ebenen der Kommu-
nen und der Länder sei jedoch eine Zusammenarbeit
denkbar. Der PDS sei ihre selbsterklärte Erneuerung
nicht gelungen. Auch fehle es ihr an jeder Strategie.
Wenn die PDS Regierungsverantwortung übernehmen
würde, wäre sie schnell politisch entzaubert.
(››Leipziger Volkszeitung«, 2. Februar 1995, S. 2)

2. Februar
Zum Koalitionsangebot der PDS gegenüber SPD und
Bündnis 90/Die Grünen äußern sich Thomas Krüger
und Walter Momper, beide Spitzenpolitiker der SPD
in Berlin, skeptisch bzw. ablehnend. Nach Ansicht
von Krüger erfülle die PDS nicht die Voraussetzun-
gen für eine Zusammenarbeit, weil sie keine Antwor-
ten auf Fragender Zukunft habe. Der SPD-Verband
Berlin-Lichtenberg hat hingegen beschlossen, mit der
PDS Gespräche zu fiihren. _
(››Neues Deutschland«, 2. Februar 1995, S. 1)

4. Februar
Der Historiker Projf Arnulf Baring sieht im Wahljahr
'94 einen wachsenden ››Linkstrend«, der tendentiell
auf eine Linksunion von SPD, Bündnis-Grüne und
PDS zulaufe.
(››Neues Deutschland«, 4./5. Februar 1995, S. 5)

6. Februar “
Zur Diskussion über das Verhältnis von SPD und PDS
auf der konstituierenden Sitzung des neuen PDS-Vor-
standes heißt es in einem Bericht von Wolfgang
Hübner: »Gregor Gysi machte klar, daß er ohne Zeit-
Verzug die PDS politikfähiger machen will. Wenn die
Gesellschaft sich wirklich in eine gefährliche Rich-
tung entwickle, dann sei es lächerlich, sich vorjedem
Gespräch mit der SPD in die Hosen zu machen. [___]
›Wenn wir uns nicht von der Angst befreien, als Sozi-
aldemokraten oder Fundamentalisten verschrien zu
werden, dann werden wir keine Reformalternative hin-
kríegen<, sagte Gysi.«
(››Neues Deutschland«, 7. Februar 1995, S. 5)

9. Februar
Joschka Fischer, Fraktionssprecher der Bündnis-Grü-
nen im Bundestag, weist die Unterstellung zurück, er
wolle mit Hilfe der PDS an die Macht kommen: »Völ-
liger Blödsinn, das mit der Macht. Addieren Sie mal_«
Links von der SPD seien nicht mehr als fünf Prozent
Wählerstimmen zu holen. In der PDS sieht Fischer
eine DDR-orthodoxe Mehrheit und eine reformeri-
sche Minderheit, die eine Sozíaldemokratisierung der
PDS anstrebe. Letztere Entwicklung findet er gut.
(››Neues Deutschland«, 9. Februar 1995, S. 3)
[Dokument 5]

››Die Wochenpost« veröffentlicht ein Interview
mit Regine Hildebrandt, seit 1990 Ministerin für Ar-
beit, Soziales, Gesundheit und Frauen in Branden-
burg. Sie wirft der PDS vor, die linken Kräfte in
Deutschland gespalten zu haben. Sie lehnt gleichzei-
tig alle Versuche ab, in die PDS einen Keil zu trei-
ben. Die Rote-Socken-Diskussion sei überflüssig und
lenke nur vom eigentlichen Problem ab: Wie sind
linke Mehrheiten zu gewinnen.
(››Wochenpost«, Nr. 7/1995, S. 10-11)
[Dokument 6]

13. Februar
Heide Riihle, Bundesgeschäftsführerín von Bündnis 90/
Die Grünen, weist auf das breite Spektrum von PDS-
Mitglieder hin. Im Westen seien vor allem Funda-
mentaloppositionelle tätig, im Osten Stalinisten und
Reformkräfte. Mit den Reformem könne man vor Ort
sehr wohl zusammenarbeiten.
(«Leipziger Volkszeitung››, 13. Februar 1995, S. 2)



17. Februar
Über ein linkes Reformbündnis diskutieren in Berlin
Gregor Gysi (PDS) und Jürgen Trittin (Bündnis 90/Grü-
ne). Trittin bezeichnet die PDS als Gegner, der Reform-
mehrheiten verhindere. Er kündigt an, daß sich seine
Partei stärker im Osten entfalten wolle. Die PDS wer-
de, so Gysi, keine rotgıüne Regierung zum Scheitern
bringen.

Der Zeitung »Welt am Sonntag« sagt Trittin zum
Streitgespräch: ››Die PDS ist eine genauso Verbreche-
rische oder nicht-verbrecherische Organisation wie die
CDU.«
(››Neues Deutschland«, 20. Februar 1995, S. 4)

27. Februar _
Nach Angaben des PDS-Bundesschatzmeisters Diet-
mar Bartsch ging die Mitgliederzahl der PDS von 1992
bis Ende 1994 um knapp 23000 auf 123751 Mitglie-
der zurück. Dennoch sei sie immer noch die stärkste
Partei im Osten Deutschlands. B
(«Leipziger Volkszeitung››, 27. Februar 1995, S. 1)

28. Februar
In der Führungsspitze von Bündnis 90/Die Grünen
ist erneut ein heftiger Streit über den Umgang mit der
PDS ausgebrochen. Anlaß ist_ die Äußerung von Ker-
stin Müller, mit Joschka Fischer gleichberechtigte
Fraktionscheiin im Bundestag, in der ARD-Sendung
ZAK, daß die PDS zumindest in Sachsen-Anhalt und
auch in Berlin koalitionsfähig sei. Wie Kerstin Mül-
ler sieht auch Joschka Fischer die PDS durch eine fort-
gesetzte Ausgrenzung in eine Märtyrerrolle gedrängt,
durch die sie nur an Stärke gewinne. Für einen
Konfrontationskurs gegen die PDS plädieren Vera
Lengsfeld (Wollenberger) und Gerd Poppe, ehemals Bür-
gerrechtler der DDR. Fischer hingegen will der PDS
alle demokratischen Rechte eingeräumt wissen und
meint, eine Sozialdemokratisierung der PDS ausma-
chen zu können.  
(››Neues Deutschland«, 28. Februar 1995, S. 3)

MÄRZ

2. März
Nach einem Gespräch des Ministerpräsidenten von
Sachsen-Anhalt, Reinhard Höppner, mit der PDS-Frak-
tionsvorsitzenden Petra Sitte, fordert der CDU-Gene-
ralsekretär Peter Hinze emeut Höppners Rücktritt. Die-
ser habe sich damit aus dem Kreis der Demokraten
begeben.
(››Leipziger Volkszeitung<<, 2. März 1995, S. 1)

22. März '
In einem Papier fordern die Berliner Sozialdemokra-
ten Thomas Krüger (Bundestagsabgeordneter) und Peter
Strieder (Bezirksbürgermeister in Kreuzberg) einen
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offenen Umgang mit der PDS. Die SPD-Spitzenkan-
didatin zu den Berliner Wahlen, Ingrid Stahmer, ruft
daraufhin Krüger und Strieder zur Ordnung. Sie erin-
nert an einen Beschluß der Berliner SPD vom De-
zember 1994, wonach es keine Zusammenarbeit mit
der SED-Nachfolgepartei geben wird.
(››Leipziger Volkszeitung<<, 22. März 1995, S. 2)

22. März
SPD-Chef RudolfSchaıping vertritt die Auffassung, daß
auch ehemalige SED-Mitglieder in die SPD aufge-
nommen werden könnten. Gleichfalls lädt er PDS-
Mitglieder zur Mitarbeit in der SPD ein. Einer politi-
schen Zusammenarbeit mit der PDS erteilt er
allerdings eine erneute Absage. Scharping: ››Ich habe
nichts gegen einzelne Personen, die Partei als Ge-
samtes ist aber nicht akzeptabel.«
(››Neues Deutschland«, 24. März 1995, S. 4)

23. März
Lothar Bisky, PDS-Vorsitzender, schätzt ein, daß eine
erneute Kampagne zur Werbung ehemaliger SED-
Mitglieder für die SPD keine großen politischen Fol-
gen haben Wird. Zum einen habe die SPD schon eine
ganze Reihe ehemaliger SED-Mitglieder aufgenom-
men, zum anderen seien diese Kampagnen in der
Vergangenheit nie von Erfolg gekrönt gewesen.
(››Neues Deutschland«, 23. März 1995, S. 2)

24. März
Bemhard Tschemig, Pressesprecher des PDS-Landes-
verbandes Brandenburg, und Kurt Libera, Vorsitzen-
der der Arbeitsgruppe Geschichte/Programm des
PDS-Landesverbandes, veröffentlichen das Positions-
papier »Nicht kontra, sondern alternativ zur SPD«.
Darin heißt es: ››Es ist notwendig für die PDS Bran-
denburg, selbstbewußt eine eigene Reformvariante,
eine eigenständige mittelfristige Position zu formu-
lieren. Sie muß als eine sozialistische Partei, die sich
der radikalen Veränderung des Systems verpflichtet
fühlt, dies auch in die Landespolitik einzubringen
versuchen. Das ist im Vergleich zur SPD geradezu
zwingend.«
Pressedienst der PDS, Nr. 12-1995, S. 2)
[Dokument 7]

25. März
Gerhard Branstner vom Marxistischen Forum in der
PDS vermerkt, daß die historischen Wurzeln des Ver-
hältnisses von SPD und PDS bis zur Bewilligung der
Kriegskredite 1914 durch die deutsche Sozialdemo-
kratie zurückreichen. Als Fazit bleibt trotz der Wi-
dersprüche in Vergangenheit und Gegenwart: »Ohne
das Zusammengehen beider Parteien sind die deut-
schen Angelegenheiten nicht zu regeln.«
(››Neues Deutschland« vom 25./26. März 1995)
[Dokument 8]
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Der Kreuzberger SPD-Bürgermeister Peter Strieder for-
dert dazu auf, den Kalten Krieg mit der PDS zu den
Akten zu legen. Es müsse in der SPD ein Klima ge-
schaffen werden, in dem jene, die zu PDS-Veranstal-
tungen gehen, nicht einer Kommunistenfreundlichkeit
denunziert werden.
(››Neues Deutschland«, 25./26. März 1995, S. 3)
[Dokument 9]

»Neues Deutschland« dokumentiert das Posi-
tionspapier von MdB Thomas Krüger und Peter Strieder
››Die Herausforderung annehmen - Über den offenen
Umgang der SPD mit der PDS«. ,
(››Neues Deutschland, 25./26. März 1995, S. 3)
[Dokument 10]

APRIL

22./23. Apr-iı `
Peter Porsch, Vorsitzender der PDS in Sachsen, er-
klärt in seinem Referat auf der 4. Tagung des 3. Lan-
desparteitages der PDS, daß auch in Sachsen Annä-
herungen von SPD, Bündnis 90/Die Grünen und PDS
vorstellbar sind, ohne die Unterschiede zu verwischen.
(Linksblick, Sonderausgabe 1/1995, S. 10)

Ingrid Matem, Landesgeschäftsführerin der PDS
in Sachsen, erklärt in ihrem Referat: «Die SPD führt
den schärfsten Angriff aller Zeiten auf das Wähler-
Innenpotential der PDS ...›› Die PDS hat der SPD
etwas an Neuem entgegenzusetzen. Dabei gehe es nicht
um den «Versuch, der SPD ein paar Mitglieder abzu-
treiben oder ähnliche Dummheiten. Es geht uns um
Opposition, nicht um die Macht, es geht um Verände-
rung der Gesellschaft, nicht um die Regierung. Es
geht uns um die Menschen in diesem Land, nicht um
Posten oder Pöstchen in den Amtsstuben.››
(Linksblíck, Sonderausgabe 1/1995, S. 21)
[Dokument 11]

26. April
Nach dem Urteil der SPD-Bundesschiedskommission
werden Michael Müller, Leipzig, für drei Jahre die Mit-
gliedsrechte aberkannt. Er hatte sich im Sommer 1994
für ein Zusammengehen von PDS und PDS ausge-
sprochen. Danach hatten die Sozialdemokraten den
Vorsitzenden ihres Ortsvereins Mitte als Bundestags-
kandidat abgewählt; der Landesvorstand beantragte
seinen Ausschluß. Die Landesschiedskommission be-
fand aber nur auf ein Jahr Ruhen der Mitgliedsrech-
te. Müller betonte, daß er weiter Gesprächspartner für
die Frage suchen werde, ››was zu tun wäre, damit ,hier
eine glaubwürdige Linkskraft entsteht«.
(››Leipziger Volkszeitung«, 26. April 1995, S. 17)

MAI

14. Mai
In Bremen finden Wahlen zur Bürgerschaft statt. Die
PDS, die in Bremen 67 Mitglieder hat, erreicht 8 170
Stimmen. Im Vergleich zu den Bundestagswahlen
1994 sinkt ihr Stimmenanteil von 2,7 auf 2,37 Pro-
zent. Ihr selbstgestecktes Ziel, die 5-Prozent-Hürde
zu überspringen, verfehlt sie deutlich. Die PDS bleibt
im Westen weiterhin eine Splittergruppe.

JUNI

7. Juni
Der PDS-Fraktionschef im Brandenburgischen Land-
tag, Lothar Bisky, fordert den Ministerpräsidenten
Manfred Stolpe (SPD) zu einer Regierungserklärung
auf. Bisky: ››Das Maß an Fehlentscheidungen ist voll.<<
Der Rücktritt Stolpes wird nicht gefordert.
(››Neues Deutschland«, 8. Juni 1995, S. 1)

17. Juni
Auf dem Berliner Landesparteitag der SPD fiihrt der
SPD-Vorsitzende Rudolf Schaıping die Losung »PDS
gleich CDU« ein, mit der die Berliner SPD in den
Wahlkampf zum Berliner Abgeordnetenhaus geht. Im
Osten der Stadt schüre die PDS das Stimmungsbild
››der Verlierer der Einheit, der Verfolgten und Be-
nachteiligten«. Im Westen hingegen beginne die CDU
»Besitzstände zu mobilisieren, den Westen gegen den
Osten auszuspielen«. Dafür gebe es nur eine Feststel-
lung, schlußfolgert Scharping: »Beide Parteien, CDU
und PDS, gehören in den selben Topf.«

Im Wahlprogramm der SPD heißt es: »Mit der
PDS wird die SPD kein Bündnis und keine Koalition
eingehen. Einen sozialdemokratisch geführten Senat,
der auf die Tolerierung durch die PDS im Abgeord-
netenhaus angewiesen wäre, wird es nicht geben.
Die PDS ist eine Partei voller ungeklärter Wider-
sprüche zwischen ideologischer Bindung an ihre
SED-Vergangenheit und mißglückten demokrati-
schen Reformversuchen. Sie bewegt sich zwischen
radikaler Ablehnung des marktwirtschaftlichen und
demokratischen Systems und unbezahlbaren populis-
tischen Versprechungen, zwischen Verantwortungs-
verweigerung und politischer Anbiederung.«
(››Neues Deutschland«, 19. Juni 1995, S. 6)

20. Juni
Der Landesvorsitzende der SPD in Sachsen-Anhalt,
Rüdiger Fikentscher, schätzt zur Tolerierung der rot-
grünen Minderheitsregierung durch die PDS ein: »Die
PDS hat das, was wir als gute Politik bezeichnen, nicht
verhindert.
(››Neues Deutschland«, 21. Juni 1995, S. 4)



23. Juni
Der von der PDS-Gruppe im Bundestag eingebrachte
Gesetzesentwurf gegen den Rassismus wird von der
SPD-Abgeordneten Cornelia Sonntag-Wolgast als rıicht
tauglich bezeichnet.
(››Neues Deutschland«, 24./25. Juni 1995, S. 1)

Sachsen-Anhalts Ministerpräsident Reinhard
Höppner (SPD) hebt die konstruktive Politik der PDS
hervor. Im Gegensatz zur CDU habe sie die
Gesprächsangebote angenommen. Sie habe bewiesen,
daß sie ihre politische Arbeit nicht populistisch aus-
richte, sondern an Sachfragen orientiert mit der rot-
grünen Koalition um Kompromisse ringt. '
(››Neues Deutschland«, 24./25. Juni 1995, S. 4)

24. Juni j
In einem Kommentar von Bernd Lähne, Leipziger
Volkszeitung, zu 365 Tagen Amtszeit der rot-grünen
Minderheitsregierung in Sachsen-Anhalt heißt es:
»Landesvater Höppner und der Fraktionschef der
Bündnisgrünen, Hans-Jochen Tschiche, können noch
so sehr um den heißen Brei herumreden, Fakt ist:
Ohne die PDS kommt kein Beschluß durch den Land-
tag. Aus den Reihen der Christdemokraten erfolgt die
härteste Kritik an dieser ›Art, neue ostdeutsche Poli-
tik zu betreibem. Statt den demokratischen Weg zu
gehen, werden Sonderlösungen gesucht, wird mehr
und mehr im Hinterzimmer entschieden, verkommt
das Parlament zum Abstimmungstheater, heißt es
da. Und die Gegenrechnung geht weiter: Höchste
Arbeitslosigkeit, 100 Tage verwaistes Wirtschaftsmi-
nisterium, über 12 000 fehlende Lehrstellen und die
zweithöchste Pro-Kopf-Verschuldung in der Bundes-
republik.«
(››Leipziger Volkszeitung«, 24./25. Juni 1995, S..8)

26. Juni
In Bremen ist die Große Koalition aus SPD und CDU
perfekt. Das kleinste Bundesland wird damit erstmals
von einer Großen Koalition regiert.
(››Leipziger Volkszeitung«, 27. Juni 1995, S. 1)

30. Juni t
Der Deutsche Bundestag beschließt den ersten Krieg-
seinsatz von Truppen der Bundeswehr. Geschlossen
wendet sich die PDS-Gruppe gegen den Einsatz in
Bosnien. 45 SPD-Abgeordnete und eine kleinere Grup-
pe der Bündnisgrünen stimmten ebenfalls dagegen.
Sie widersetzen sich damit den Orientierungen ihrer
Faktionen. _

Die CDU-Fraktion im Landtag von Sachsen-
Anhalt fordert, der PDS den Oppositionsstatus abzu-
erkennen. Die PDS erfülle mit ihrer Unterstützung
der rot-grünen Minderheitsregierung in Magdeburg
nicht die verfassungsrechtliche Defirıition, so der CDU-
Fraktionsvorsitzende Bergner.
(››Leipziger Volkszeitung«, 30. Juni 1995)
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.TULI

17. Juli
In Dresden wird eine Emnid-Umfrage veröffentlicht.
Gefragt wurde, wie die Bürger Sachsens wählen wür-
den, wären morgen Wahlen. Die PDS käme hinter
der CDU und vor der SPD auf Platz zwei. Die CDU
könne derzeit 50 Prozent, die PDS 19 Prozent und
die SPD 16 Prozent der Wählerstimmen auf sich zie-
hen. Bei den Wahlen im Vorjahr hatte die SPD mit
16,6 Prozent knapp vor der PDS mit 16,5 Prozent'
gelegen.
(››Leipziger Volkszeitung«, 18. Juli 1995, S. 3)

AUGUST

1. August
In einem Interview mit dem »Neuen Deutschland«
erklärt Manfred Stolpe (SPD), Ministerpräsident in
Brandenburg, daß die PDS auf dem parlamentarischen
Feld nicht mehr mit der SED vergleichbar ist. »Da-
für<<, so Stolpe, »sind wir offen. Wir würdigen aus
unseren Ost-Erfahrungen alle Bemühungen, die kon-
struktiv sind, und wir legen keine Schablone an diese
Menschen« Weiter heißt es heißt es: ››Die Toleranz
ist Teil einer demokratischen, humanistischen Kul-
tur, die in Menschenrechten und Verfassungsgrund-
sätzen festgeschrieben und alltägliche Praxis ist.<<
(››Neues Deutschland«, 1. August 1995, S. 12)
[Dokument 14]

18. August
Schleswig-Holsteins Regierungschefin Heide Simonis
(SPD) spricht sich dafür aus, im Bundestag in be-
stimmten Fragen auch mit der PDS zusammenzuge-
hen. ››Wir müssen den Bundeskanzler richtig jagen.
Mit seiner knappen Mehrheit muß er auch mal zit-
tem um seine Macht. Von mir aus kann man für eine
vemünftige Sache, zum Beispiel für das BAFÖG, auch
mal mit der PDS stimmen››, sagt sie. Die PDS sei
zwar eine Kader-partei von «oten Socken, aber wenn
wir mal nicht nur mit den Grünen, sondem auch mit
ihrer Hilfe dem Kohl eine schlaflose Nacht bereiten
könnten, dann sollten wir das tun«.
(››Neues Deutschland«, 18. August 1995, S. 4)

21. August
Teile der in Sachsen-Anhalt regierlenden SPD spre-
chen sich erstmals offen für ein eventuelles Bündnis
mit der PDS aus. Der parlamentarische Geschäfts-
führer der SPD-Fraktion, Jens Bullerjahn, schließt nicht
aus, daß unter bestimmten Voraussetzungen der PDS
ein offizielles Angebot zur Regierungsmitarbeit un-
terbreitet werden könne.
(››Leipziger Volkszeitung«, 21. August 1995, S. 4
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22. August
Der DGB-Landeschef Thüringens Frank Spieth fordert:
Reformen nur mit der PDS. Der SPD-Schmusekurs
mit der CDU gehe nur auf Kosten der Reformziele.
Die SPD in Thüringen könne nur 20 Prozent ihres
Wahlprogramrns durchsetzen, die CDU hingegen 80
Prozent.
(››Neues Deutschland«, 22. August 1995, S. 1)
[Dokument 15]

23. August
Gerhard Schröder, Ministerpräsident in Niedersachsen
und einer der prominentesten SPD-Politiker, stimmt
der Ansicht zu, daß die PDS nicht einfach links lie-
gengelassen werden kann, wenn es darum gehe, eine
erneute CDU-Mehrheit bei den Wahlen in Berlin zu
verhindern.
(››Neues Deutschland«, 23. August 1995, S. 5)

26. August
Nach eingehender Prüfung lehnt der Landespräsident
von Sachsen-Anhalt, Klaus Keitel (CDU), die Forde-
rung seiner Fraktion ab, der PDS den Oppositions-
status und die damit verbundenen Zuschläge in Höhe
von mehr als 17 000 Mark monatlich abzuerkennen.
Die Zustimmung zu SPD-Regierungsvorlagen durch
PDS-Landtagsabgeordnete bewege sich nicht außer-
halb des Rahmens der freien Wahmehmung ihres
Abgeordnetenmandates. _
(››Neues Deutschland«, 26./27. August 1995, S. 5)

31. August
Thüringens Ministerpräsident und CDU-Chef Bern-
hard Vogel erklärt: »Wir bekämpfen die PDS, und zwar
entschiedener und härter als demokratische Konkur-
renz bekämpft wird.«
(››Leipziger Volkszeitung, 31. August 1995, S. 3)
[Dokument 16]

SEPTEMBER

4. September
Peter Richter analysiert für das »Neue Deuschland«
das Verhältnis der großen Parteien zueinander, wie
es sich in Mecklenburg-Vorpommern, Thüringen, Ba-
den Würtemberg und Bremen zur Zeit darstellt.
(››Neues Deutschland« vom 4. September 1995)
[Dokument 17]

8. September `
Bündnis 90/Die Grünen in Sachsen-Anhalt diskutie-
ren über ihr Verhältnis zur PDS. Eine kleine Gruppe
um den früheren Stadtrat von Magdeburg, Gerhard
Ruden, und den Fraktionsvorsitzenden der Bündnis-
grünen im Rathaus Halle, Wolfgang Kupke, fordern

eine strikte Abgrenzung ihrer Partei von der PDS auch
auf parlamentarischer Ebene. Gerhard Ruden äußert
die Befürchtung, daß die BündnisGrünen aus der po-
litischen Landschaft abserviert werden, wenn sie sich
nicht stärker von der PDS abgrenze. Ruden: »Wir
müssen klarere Position gegen die PDS beziehen, ganz
gleich, ob wir in dieser Koalition mit der SPD sind
oder nicht.<< Die PDS habe sich nicht weit genug von
der SED entfernt und stelle nach wie vor die Grund-
lagen des gesellschaftlichen Systems der BRD in Fra-
ge. Damit stehe sie außerhalb des demokratischen
Grundkonsenses. Landesfraktionschef Hans-Jochen
Tschiche verteidigt die parlamentarische Zusammen-
arbeit mit der PDS und wird dabei von Michael Rost,
Sprecher der Landesfraktion, unterstützt, der eben-
falls eine Koalition mit der PDS nicht mehr aus-
schließt.
(››Neues Deutschland«, 11. September 1995, S. 5)

9. September
Peter Radunski, Bundes- und Europasenator sowie
Wahlkampfmanager der Berliner CDU, zu den Zielen
der CDU im Wahlkampf: »Verhindern wollen wir Rot-
Grün«. Für eine Regierungsbeteiligung der PDS sei
Berlin noch nicht reif.
(››Neues Deutschland«, 9./ 10. September 1995, S. 3)

16. September
Roland Claus, Landesvorsitzender der PDS in Sach-
sen-Anhalt, referiert auf dem 4. Landesparteitag in
Magdeburg am 16. und 17. September u.a. zur weite-
ren Gestaltung des Verhältnisses von SPD und PDS.
Die PDS müßte trotz der tolerierten Koalition aus
SPD und Bündnis 90/Die Grünen für reformpolitísche
Veränderungen Millimeter für Millimeter streiten.
Claus: ››Wir bleiben auch bei unserem Grundsatz: Die
PDS-Politik in Sachsen Anhalt wird von unserem Pro-
gramm und den Parteitagen bestimmt und nicht vom
Koa1itionsvertrag«.
(››Beschlüsse des 4. Landesparteitages der Parte des
Demokratischen Sozialismus. Landesverband Sach-
sen-Anhalt am 16. und 17. September 1995 in Mag-
deburg«. Auszüge)
[Dokument 18]

18. September
Mit Christoph Zöpel und Karsten Voigt kündigten zwei
Mitglieder des Bundesvorstand der SPD an, diesem
nicht mehr angehören zu wollen. Hans-Ulrich Klose
zum Ruf der SPD-Wirtschaftspolitik: Die SPD werde
im Augenblick nicht als ››Modernisierer«, sondern eher
denn als ››stockkonservativ« eingeschätzt.
(››Leipziger Vo1kszeitung«, 18 . September 1995,
S. 1)



19. September
Hans-Christian Ströbele, Bündnis 90/Die Grünen,
schließt eine Koalition mit der PDS in Berlin aus.
Auch das Magdeburger Modell sei für Berlin nicht
tauglich. Mit der SPD wolle sich seine Partei nur
einlassen, weil es keine andere Alternative gäbe.
(››Neues Deutschland« vom 19. September 1995)
[Dokument 19]

20. September
Der stellvertretende Vorsitzende des Gesamtperso-
nalrats der Stadt Frankfurt am Main, Heiner Halber-
stadt, äußert sich über die SPD: ››Die SPD droht zu
scheitern, weil sie grundsätzliche Gesellschaftskritik
über Bord geworfen hat; weil sie sich,ín ein Wirt-
schafts- und Gesellschaftssystem integriert hat, das
seinem Wesen nach eine gigantische, materialistisch
orientierte Verwertungsmaschine ist, die droht, alle
Ressourcen des Planeten und damit den Menschen
selbst verschlingt.« Die SPD nenne sich zwar noch
sozialdemokratisch, aber dies sei in ihr nur noch ein
Name. K
(››Neues Deutschland«, 20. September 1995, S. 5)
[Dokument 20]

21. September _
Gregor Gysi, Vorsitzender der PDS-Bundestagsgruppe,
äußert sich optimistisch über die Verbesserung des
Verhältnisses der SPD zur PDS. ››Es gibt Ansätze
dafür, und ich glaube, sie werden zunehmen. Das kann
die SPD verändern. Ich denke an Leute wie Höppner,
Stolpe und Ringstorff. Denen wird klar, daß durch
die vielen großen Koalitionen auf Dauer das Profil
der SPD zerstört wird.«
(››Neues Deutschland«, 21. September 1995, S. 3)
[Dokument 21] P

Die CDU führt in ihrem Berliner Wahlkampf
die Losungen: ››Wer rot/grün wählt, riskiert die Kom-
munisten«, ››Eine Stimme für die SPD ist eine Stim-
me für die PDS«. In riesigen Plakaten wamt die CDU
mit dem Bären: »Bloß keine rot-grüne Laus im Pelz«.
(››Leipziger Volkszeitung«, 21. September 1995, S. 1)

24. September
In Bremerhaven finden Kommunalwahlen statt. Der
Absturz der SPD ist hier noch tiefer als im Mai in
Bremen. Nur 29,7 Prozent der Stimmen kann sie ge-
winnen, in einer Stadt, in der sie jahrzehntelang mit
absoluter Mehrheit unangefochten regierte. Als ein
Grund dieser Schlappe wird die momentane Führungs-
krise der SPD in Bonn angeführt.
(››Neues Deutschland«, 26. September 1995, S. 5)

25. September
Rudolf Borchert, Mitglied des SPD-Landesverbands in
Mecklenburg-Vorpommern und Sprecher des ››Ware-
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ner Kreises«, sieht das Magdeburger Modell als Pi-
lotprojekt auch für Mecklenburg-Vorpommern. Das
Trennende zur PDS sieht er nicht so sehr in der Ver-
gangenheit, sondem in ihrem noch nicht eindeutigen
Bekenntnis zum Grundgesetz und zum Reform-
sozialismus. Auf ihre Stimmen für ein linkes Reform-
projekt sollte aber nicht verzichtet werden.
(››Neues Deutschland«, 25. September 1995, S. 3)
[Dokument 22]

Sachsens SPD-Chef Karl-Heinz Kunkel meint,
die SPD könne sich - auch auf Bundesebene - nicht-
vor positiven Lösungsvorschlägen sozialer Probleme
der PDS verschließen. Der SPD-Chef in Thüringen,
Gerd Schuchard, lehnt eine Zusammenarbeit mit der
PDS weiterhin strikt ab.
(››Leipziger Volkszeitung«, 25. September 1995, S. 1)

Harald Ringstorfj, SPD-Chef in Mecklenburg-
Vorpommern, bekräftigt, daß der Dialog mit der PDS
fortgesetzt werde. Steffen Reiche, Landesvorsitzender
der SPD in Brandenburg, verweist darauf, daß die
SPD in diesem Bundesland die absolute Mehrheit
habe und zum Regieren nicht auf die PDS angewie-
sen sei. Nach Gregor Gysi sind die gewollten Verände-
rungen der Links-Wähler nur möglich durch Koope-
ration oder Duldung von Grünen, SPD und PDS.
(››Neues Deutschland«, 25. September 1995, S. 1)

f Die Berliner SPD-Spitzenkandidatin Ingrid
Stahmer erklärt erneut vor der Presse, daß es mit ihr
kein kooperatives Verhältnis zur PDS geben werde.
Die Absage an die PDS betreffe Koalition, Duldung
und Einzelstimmen.
(››Neues Deutschland«, 26. September 1995, S. 1)

26. September
In der Thüringer SPD mehren sich Stimmen gegen
den harten Anti-PDS-Kurs von SPD Landeschef Gerd
Schuchardt. Der DGB-Landesvorsitzende Frank Spieth
hatte bereits auf dem Anfang September stattgefunde-
nen SPD-Landesparteitag gefordert, die Politik der
Unverrückbarkeit in Richtung PDS aufzugeben. Man
müsse sich Gedanken machen, ››wie man das Potenti-
al, was die PDS hier realisiert, mittelfristig in die po-
litische Arbeit mit einbezieht«. Grenzen will er aus-
drücklich nicht ziehen: ››Durch Kooperation, Koalition
oder Tolerierung.« Innenminister Richard Dewes geht
nicht ganz so weit, aber hält die PDS als »potentiell
koalitionsfähig«. Die PDS Landesvorsitzende in Thü-
ringen, Gabi Zimmermann, bezeichnet die Auseinan-
dersetzung der SPD gegen die CDU als Show. Eine
Alternative zur CDU-Politik deute die ihre kaum an.
(››Neues Deutschland«, 26. September 1995, S. 5)

27. September
Zum 5. Jahrestag der Vereinigung von Ost- und West-
SPD hat Parteichef Rudolf Scharping klargestellt, daß
es »keinerlei Zusammenarbeit mit der PD S« gebe und
geben werde. Gegenüber der »Leipziger Volkszeitung«
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sagt er, »die PDS ist ein Hindernis auf dem Weg zur
Einheit Deutschlands«. Jüngste Anstrengungen aus
der SPD, Bündnisse mit der PDS zu suchen, seien
»fahrlässige Äußerungen einzelner«, die sich dabei
››auf keinerlei Stimmung in der Gesamtpartei stützen
könnten und die nur dazu geeignet sind, die laufen-
den Wahlkämpfe, unter anderem in Berlin, zu bela-
sten«.
(››Leipziger Volkszeitung«, 27. September 1995, S. 1)

30. September
Günter Verheugen gibt sein Amt als SPD-Geschäfts
ram-er auf. sein Rücktritt ist ein zeichen mr die Tiefe
der SPD-Führungskrise, die sich hauptsächlich in den
Streitigkeiten zwischen Gerhard Schröder und Rudolf
Scharping zur Wirtschaftspolitik der SPD: offenbart,
als auch durch die sinkende Sympathie des SPD-Vor-
sitzenden Scharping in der'Öffentlichkeit.

Heidi Enss kommentiert in der »Leipziger Volks-
zeitung«: ››Ein entlastendes Ventil in der Bundes-
geschäftsfííhrung aufzudrehen, lag nahe ~ wenn man
Stärke beweisen muß. Und das muß Scharping, dem
von seinen Sozialdemokraten seit langem Führungs-
schwäche angelastet wird.«

Als Nachfolger Verheugens wird Anfang Okto-
ber Franz Müntefering gewählt werden.
(››Leipziger Volkszeitung«, 30; September/ 1. Oktober
1995, S. 1, S. 3; 12. Oktober 1995, S. 2)

OKTOBER

2. Oktober
Eine Mehrheit der Ostdeutschen (56 Prozent) wün-
schen nach einer Umfrage des Leipziger Instituts für
Marktforschung eine Regierungsbeteiligung der PDS.
In Brandenburg waren es sogar 72, in Sachsen-Anhalt
hingegen nur 48 Prozent.
(››Leipziger Volkszeitung«, 2. Oktober 1995, S. 2)

5. Oktober
Ingrid Stahmer, Spitzenkandidatin der SPD für die be-
vorstehenden Berlin-Wahlen, gewährt dem »Neuen
Deutschland« ein Interview. Sie lehnt darin jede Zu-
sammenarbeit mit der PDS auch nach den Wahlen
entschieden ab.
(››Neues Deutschland« vom 5. Oktober 1995)
[Dokument 23]

7. Oktober
Auf einer Regionalkonferenz der CDU in Schwerin
beklagt die CDU-Landesvorsitzende in Mecklenburg-
Vorpommem, Angela Merkel, die »breite Verflechtung«
zwischen Sozialdemokraten und der PDS. Entgegen
den Bekenntnissen von SPD-Chef Rudolf Scharping
gebe es zwischen SPD und PDS Absprachen und

enge Kooperationen auf kommunaler Ebene. Vor al-
lem in den Kreisen Ludwigslust und Parchim arbeite-
ten sie ››ungehemmt« zusammen.
(››Neues Deutschland«, 9. Oktober 1995, S. 4)

RudolfDressler, stellvertretender SPD-Fraktions-
vorsitzender, sieht nicht das Bündnis mit der PDS für
den Weg zur Regierungsübernahme der SPD, son-
dern das Hervorheben der identitätsstiftenden Pro-
gramme der SPD.
(››Neues Deutschland« vom 7./8. Oktober 1995)
[Dokument 24]

9. Oktober
Professor Günter Benser geht der Frage nach, warum
die SPD heute ihre eigene Wiedergründung nicht mit
dem Aufruf des Zentralausschusses vom 15. Juni 1945
datiert, sondem vom Juni in den Oktober und von
Berlin nach Hannover verlegt. Die Antwort: Die SPD
in den östlichen Ländern sprach sich für ein Zusam-
mengehen mit der KPD aus.
(››Neues Deutschland« vom 9. Oktober 1995)
[Dokument 25]

12. Oktober
Auf einer Veranstaltung der CDU-nahen Konrad-Ade-
nauer-Stiftung erhebt Hans-Joachim Jentsch, früherer
Justizminister in Thüringen und nunmehr Verfassungs-
richter in Erfurt, vier Vorwürfe gegen die PDS. Die
Partei diffamiere das Grundgesetz und wolle es er-
schüttem, sie verniedliche das SED-System, sie pro-
pagiere einen neuen Separatismus und predige sozia-
listische Utopien.
(››Neues Deutschland«, 12. Oktober 1995, S. 5)

In Leipzig billigt die SPD das Zweckbündnis
mit der CDU im Stadtparlament. Der Vorsitzende
des Unterbezirksvorstandes der SPD, Robert Thiirmer,
ist dagegen, daß sich eine Koalition von SPD und
Bündnis 90/Grüne in Leipzig von der SPD tolerieren
lasse. Thürmer: »Wir würden doch dadurch nur die
PDS salonfähig machen.«
(››Leipziger Volkszeitung« vom 14./15. Oktober 1995)
[Dokument 26]

14./15. Oktober
Die CDU richtet auf ihrem Karlsruher Parteitag scharfe
Angriffe gegen die SPD. CDU/CSU-Fraktionsvorsib
zender Wolfgang Schäuble meint, eine rot-grüne Re-
gierung in Berlin mit der PDS als ››stillem Teilhaber«
wäre schädlich für die Stadt. Er wirft den Sozialde-
mokraten vor, sie seien bereit, den Grundkonsens der
Demokraten, wonach es keine Zusammenarbeit mit
Extremisten geben dürfe, »aufs schändlichste« zu ver-
raten.

SPD-Parteichef Rudoif Scharping spricht von
einer Diffamierung. Der neue SPD-Bundesgeschäfts
führer Franz Müntefering nennt Schäuble einen ››Lüg-
ner und Brunnenvergifter«.
(››Leipziger Volkszeitung«, 18. Oktober 1995, S. 1)



19. September
Hans-Christian Ströbele, Bündnis 90/Die Grünen,
schließt eine Koalition mit der PDS in Berlin aus.
Auch das Magdeburger Modell sei für Berlin nicht
tauglich. Mit der SPD wolle sich seine Partei nur
einlassen, weil es keine andere Altemative gäbe.
(››Neues Deutschland« vom 19. September 1995)
[Dokument 19]

20. September
Der stellvertretende Vorsitzende des Gesamtperso-
nalrats der Stadt Frankfurt am Main, Heiner flalber-
stadt, äußert sich über die SPD: »Die SPD droht zu
scheitem, weil sie grundsätzliche Gesellschaftskritik
über Bord geworfen hat; weil sie sich in ein Wirt-
schafts- und Gesellschaftssystem integriert hat, das
seinem Wesen nach eine gigantische, materialistisch
orientierte Verwertungsmaschine ist, die droht, alle
Ressourcen des Planeten und damit den Menschen
selbst verschlingt.« Die SPD nenne sich zwar noch
sozialdemokratisch, aber dies sei in ihr nur noch ein
Name.
(››Neues Deutschland«, 20. September 1995, S. 5)
[Dokument 20]

21. September _
Gregor Gysi, Vorsitzender der PDS-Bundestagsgruppe,
äußert sich optimistisch über die Verbesserung des
Verhältnisses der SPD zur PDS. »Es gibt Ansätze
dafür, und ich glaube, sie werden zunehmen. Das kann
die SPD verändern. Ich denke an Leute wie Höppner,
Stolpe und Ringstorff. Denen wird klar, daß durch
die vielen großen Koalitionen auf Dauer das Profil
der SPD zerstört wird.«
(››Neues Deutschland«, 21. September 1995, S. 3)
[Dokument 21] ~

Die CDU führt in ihrem Berliner Wahlkampf
die Losungen: ››Wer rot/grün wählt, riskiert die Kom-
munisten«, ››Eine Stimme für die SPD ist eine Stim-
me für die PD S«. In riesigen Plakaten warnt die CDU
mit dem Bären: »Bloß keine rot-grüne Laus im Pelz«.
(››Leipziger Volkszeitung«, 21. September 1995, S. 1)

24. September
In Bremerhaven finden Kommunalwahlen statt. Der
Absturz der SPD ist hier noch tiefer als im Mai in
Bremen. Nur 29,7 Prozent der Stimmen kann sie ge-
winnen, in einer Stadt, in der sie jahrzehntelang mit
absoluter Mehrheit unangefochten regierte. Als ein
Grund dieser Schlappe wird die momentane Führungs-
krise der SPD in Bonn angeführt.
(››Neues Deutschland«, 26. September 1995, S. 5)

25. September
Rudolf Borchert, Mitglied des SPD-Landesverbands in
Mecklenburg-Vorpommern und Sprecher des ››Ware-
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ner Kreises«, sieht das Magdeburger Modell als Pi-
lotprojekt auch für Mecklenburg-Vorpommern. Das
Trennende zur PDS sieht er nicht so sehr in der Ver-
gangenheit, sondern in ihrem noch nicht eindeutigen
Bekenntnis zum Grundgesetz und zum Reform-
sozialismus. Auf ihre Stimmen für ein linkes Reform-
projekt sollte aber nicht verzichtet werden.
(››Neues Deutschland«, 25. September 1995, S. 3)
[Dokument 22]

Sachsens SPD-Chef Karl-Heinz Kunkel meint,
die SPD könne sich - auch auf Bundesebene - nicht
vor positiven Lösungsvorschlägen sozialer Probleme
der PDS verschließen. Der SPD-Chef in Thüringen,
Gerd Schuchard, lehnt eine Zusammenarbeit mit der
PDS weiterhin strikt ab.
(››Leipziger Volkszeitung«, 25. September 1995, S. 1)

Harald Ringstofijj SPD-Chef in Mecklenburg-
Vorpommern, bekräftigt, daß der Dialog mit der PDS
'fortgesetzt werde. Steffen Reiche, Landesvorsitzender
der SPD in Brandenburg, verweist darauf, daß die
SPD in diesem Bundesland die absolute Mehrheit
habe und zum Regieren nicht auf die PDS angewie-
sen sei. Nach Gregor Gysi sind die gewollten Verände-
rungen der Links-Wähler nur möglich durch Koope-
ration oder Duldung von Grünen, SPD und PDS.
(››Neues Deutschland«, 25. September 1995, S. 1)

= Die Berliner SPD-Spitzenkandidatin Ingrid
Stahmer erklärt erneut vor der Presse, daß es mit ihr
kein kooperatives Verhältnis zur PDS geben werde.
Die Absage an die PDS betreffe Koalition, Duldung
und Einzelstimmen.
(››Neues Deutschland«, 26. September 1995, S. 1)

26. September
In der Thüringer SPD mehren sich Stimmen gegen
den harten Anti-PDS-Kurs von SPD Landeschef Gerd
Schuchardt. Der DGB-Landesvorsitzende Frank Spieth
hatte bereits auf dem Anfang September stattgefunde-
nen SPD-Landesparteitag gefordert, die Politik der
Unverrückbarkeit in Richtung PDS aufzugeben. Man
müsse sich Gedanken machen, »wie man das Potenti-
al, was die PDS hier realisiert, mittelfristig in die po-
litische Arbeit mit einbezieht«. Grenzen will er aus-
drücklich nicht ziehen: ››Durch Kooperation, Koalition
oder Tolerierung.« Innenminister Richard Dewes geht
nicht ganz so weit, aber hält die PDS als »potentiell
koalitionsfähig«. Die PDS Landesvorsitzende in Thü-
ringen, Gabi Zimmermann, bezeichnet die Auseinan-
dersetzung der SPD gegen die CDU als Show. Eine
Altemative zur CDU-Politik deute die ihre kaum an.
(››Neues Deutschland«, 26. September 1995, S. 5)

27. September
Zum 5. Jahrestag der Vereinigung von Ost- und West-
SPD hat Parteichef Rudolf Scharping klargestellt, daß
es »keinerlei Zusammenarbeit mit der PDS« gebe und
geben werde. Gegenüber der »Leipziger Volkszeitung«



Die »junge Welt« veröffentlicht Auszüge aus einem
Brief von Udo Weinrich, in dem er seine Gründe schil-
dert, warum er seine Mitarbeit der PDS-Gruppe im
Bundestag aufkündigt. Darin heißt es: ››Ich habe er-
kennen müssen, daß die PDS bestenfalls eine sozial-
demokratische Partei mit stalinistisch geprägter Füh-
rungsstruktur und -kultur ist. Das Scheitern der PDS,
das mit vielen Enttäuschungen verbunden sein wird,
wird den Wiederaufbau oder gar die Neuformierung
der bundesdeutschen Linken mit einer weiteren poli-
tischen ›Leiche< belasten und damit erschweren«
(››junge Welt«, 14./15. Oktober 1995, S. 11)_

Peter von Oertzen stellt im »Neuen Deutschland«
die Frage: »SPD - ein wandelndes Mißverständnis?«.
Er sieht in der ungenügenden inhaltlichen Profilie-
rung der SPD einen wichtigen Grund für ihre kriti-
sche Situation. Seine Fragen an die SPD sind Fragen
der Sondierung. '
(››Leipziger Volkszeitung « vom 14./15. Oktober 1995)
[Dokument 27]

Eine Woche vor den Berliner Wahlen geben
Petra Pau und Peter-Rudolf Zotl, beide Spitzenkandi-
daten der PDS, Auskunft über ihre Sicht auf die po-
litischen Verhältnisse in Berlin. Daß die SPD sich im
Wahlkampf realistischer gibt, sei eine Folge des Drucks,
den die PDS durch ihre Politikangebote ausübt.
(››Neues Deutschland« vom 14./15. Oktober 1995)
[Dokument 28]

16. Oktober i
Heinz Niemann, Professor für Geschichte der deutschen
Arbeiterbewegung, beleuchtet in einem Artikel, war-
um die SPD zum 50. Jahrestag ihrer Wiedergründung
schweigt. Er konstatiert einen Zusammenhang zwi-
schen ihrem Geschichtsverständnis und ihrer gegen-
wärtigen Situation. »Zeigt sich die SPD immer mehr
realitätsfem, so wird die nicht von ungefähr auf ei-
nem Auge geschichtsblind. Nicht zufällig auf dem
linken.«
(››Neues Deutschland« vom 16. Oktober 1995)
[Dokument 29]

18. Oktober 1995
Vertreter der Opposition innerhalb der Thüringischen
SPD verfassen das Positionspapier »Für eine souve-
räne SPD«. Unter ihnen: Christoph Matschie, Gisela
Schröter und Edelbert Richter. In_diesem Papier wird
das Schwinden der Souveränität der SPD beklagt, das
in Thüringen durch die Koalition mit der CDU ver-
stärkt wird. Ein Dialog rnit der PDS wird nicht ausge-
schlossen. Die Verantwortungsethik solle der Gesin-
nungsethik übergeordnet werden. `

19. Oktober
Der SPD-Bundestagsabgeordnete Edelbert Richter kri-
tisiert den Zustand seines Thüringer Landesverban-
des und droht mit einem Schwenk zur PDS, wenn die
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SPD keine klaren Alternativen zur CDU-Po1itik__ent-
wickelt. Mit der PDS gebe es wesentlich mehr Uber-
einstimmung als mit der CDU.
(››Leipziger Volkszeitung«, 19. Oktober 1995, S. 1)

20. Oktober
Elmar Pieroth, CDU-Senator für Finanzen in Berlin,
empfiehlt seiner Partei ein einfaches Rezept, um die
PDS-Wähler zu gewinnen. ››Wir müssen auf die Men-
schen zugehen, mit ihnen reden und ihnen damit zei-_
gen, daß die PDS sie täuscht: Daß ›Wessis< gar nicht
so feindlich sind. Und daß Wessis zuhören und die
Gedanken und Gefühle der Ostberliner erkennen und
respektieren. Und dann werden wir ›Wessis< erken-
nen, daß viele PDS-Wähler gar keine Kommunisten
sind, so gerne die PDS das auch hätte.«
(››Der Tagesspiegel«, 20. Oktober 1995, S. 8)
[Dokument 35] `

' »Neues Deutschland« dokumentiert das Thesen-
papier der Thüringer Bundestagsabgeordneten Iris
Gleicke (Schleusingen), Christoph Matschie (Jena), Ger-
hard Neumann (Gotha), Dr. Edelbert Richter (Weimar)
und Gisela Schröter (Sondershausen) »Für eine souve-
räne SPD«. Der Grundsatz des Papiers lautet: ››Sou-
veränität bedeutet Offenheit, nicht Abschottung.«
(››Neues Deutschland«, 20. Oktober 1995, S. 5)
[Dokument 30]

21. Oktober
Die CDU/CSU-Fraktion im Bundestag regt eine
Wahlrechtsänderung an. Sie will die Direktmandate
von drei auf sechs erhöhen oder diese Sondeıregel
ganz abschaffen. Über die Drei-Direktmandate-K1au-
sel war die PDS in den Bundestag eingezogen. Für
1998 wollen dies CDU und CSU per Gesetzesände-
rung verhindern.
(››Neues Deutschland«, 21./22. Oktober 1995, S. 4)

Lothar Bisky äußert im »Neuen Deutschland«
Überlegungen zur Entwicklung der großen Parteien
in Deutschland, wie sie sich seiner Ansicht nach im
Ergebnis der Berliner Wahlen widerspiegelt. Zur PDS:
››Es nützt nichts, die PDS zu bespeien, zu dämonisie-
ren, zu bepöbeln, zu stigmatisieren - das hebt das
Selbstbewußtsein der Wählerinnen und Wähler nur
an und verstärkt den ostdeutschen Nun-Gerade-Effekt.«
Zur SPD: ››Auf die Schwindsucht der SPD ist in je-
dem Fall Verlaß.«
(››Neues Deutschland« vom 21./22. Oktober 1995)
[Dokument 31]

22. Oktober
Bei den Berliner Wahlen zum Abgeordnetenhaus
müssen CDU und SPD Stimmenverluste hinnehmen.
Die CDU verliert 3 Prozent und erreicht nur noch
37,4 Prozent. Die SPD stürzt von 30,4 Prozent auf
23,6 Prozent. Die PDS legt um fast 5,4 Prozent zu
und wird mit 14,6 Prozent drittstärkste Kraft. Bünd-
nis 90/Die Grünen steigern sich von 9,5 Prozent auf
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knapp 13,2 Prozent. Die FDP kann nur 2,5 Prozent
der abgegebenen Stimmen auf sich ziehen und ist
nicht mehr im Berliner Abgeordnetenhaus vertreten.
Die FDP sitzt nur noch in vier der 16 Bundesländer
in den Landtagen.
(››Leipziger Volkszeitung«, 24. Oktober 1995, S. 1)

23. Oktober
Gegen die Ausgrenzungspolitik des Thüringischen
SPD-Chefs Gerd Schuchardt (››Die PDS zu überwin-
den und politisch gegenstandslos zu machen, ist mein
strategisches Ziel.«) haben führende SPD-Politiker
Thüringens ein Papier erarbeitet, in dem sie fordern,
von diesem Kurs abzugehen.
(››Neues Deutschland«, 23. Oktober 1995, S. 5)

»Neues Deutschland« veröffentlicht ein Inter-
view mit Gerd Schuchardt, Vorsitzender der SPD in
Thüringen. Er respektiere die PDS als Oppositions-
partei, bleibt aber dabei, daß »Optionen in Richtung
PDS« falsch sind. ` .
(››Neues Deutschland« vom 23. Oktober 1995)
[Dokument 32]. ' „

24. oktober  
Die PDS-Bundestagsgruppe lehnt einstimmig den vom
Kabinett beschlossenen Einsatz von 4000 Soldaten
der Bundeswehr im früheren Jugoslawien ab. Rudolf
Scharping, SPD-Vorsitzender, erklärt demgegenüber
die Zustimmung der SPD-Fraktion, da seine Partei
auf einen außenpolitischen Konsens mit der Regie-
rung hinarbeite.
(››Neues Deutschland«, 26. Oktober 1995, S. 1)

Rudolf Scharping wird in seinem Amt als Vor-
sitzender der SPD-Bundestagsfraktion bestätigt. Bei
seiner Neuwahl stimmen 81,2 Prozent für ihn gegen-
über 98 Prozent vor einem Jahr. Nach einem Bericht
des Magazins ››Stem<< ist die SPD bundesweit unter
30 Prozent gefallen.
(››Leipziger Volkszeitung«, 25. Oktober 1995, S. 1)

Bei den Berlin-Wahlen vom 22. Oktober sind
von der PDS zur SPD 3 000 Wähler gewandert und
von der SPD zur PDS 24 000. Von ehemaligen SPD-
Wählern entschieden sich diesmal 35 000 für Bünd-
nis 90/Die Grünen.
(››Neues Deutschland«, 24. Oktober 1995, S. 3)

»Neues Deutschland« veröffentlicht eine Be-
trachtung von Wolfgang Rex zum Verhältnis von SPD
und PDS im Blickfeld der Berlin-Wahlen. In sei-
nem Beitrag heißt es: »Aus dem Berliner Ergebnis
kann auch geschlußfolgert werden, daß die Wähler
eine rot-grüne Regierung wünschen. SPD, PDS und
Bündnis 90/Die Grünen besitzen dafür im Abgeord-
netenhaus eine ausreichende Mehrheit. Trotzdem wie-
derholte Scharping gestem, was ihm CDU-Generalse-
kretär Hintze bereits am Wahlabend vorsagte: Mit
der PDS werde es keine Zusammenarbeit geben.«

Petra Pau, Berliner PDS-Landesvorsitzende, erklärt,
daß die PDS bereit sei, mit der SPD und den Bündnis-
grünen inhaltliche Altemativen zur CDU-Politik aus-
zuloten. Eine Tolerierung einer rot-grün Minderheits-
regierung in Berlin könne es allerdings ohne vorherige
inhaltliche Debatten nicht geben.

Fragen zum Verhältnis von SPD und PDS im
Spiegel der Berlin-Wahlen beantworten in der »Leip-
ziger Volkszeitung«: Forschungsgruppe Wahlen
Mannheim, infas und Michael Th. Greven (Vorsit-
zender der Deutschen Vereinigung für politische Wis-
senschaft) sowie die Korrespondenten dieser Zeitung
Dieter Wonka (Bonn) und Reinhard Zweigler (Ber-
lin).
(››Leipziger Volkszeitung« vom 24. Oktober 1995)
[Dokument 34]

26. Oktober _
Der Vorsitzende der PDS-Gruppe im Bundestag, Gre-
gor Gysi, schließt eine Regierungsbeteiligung der PDS
in Zukunft nicht mehr aus. Gegenwärtig stehe auf Lan-
des- und Bundesebene allenfalls eine Tolerierung zur
Diskussion. Er bietet der SPD und den Grünen in
Berlin erneut die Duldung eines rot-grünen Minder-
heitssenats an.

Nach ihrem Erfolg in Berlin kann die PDS laut
Umfragen nun auch erstmals bundesweit die Fünf-
Prozent-Hürde überspringen.
(››Leipziger Volkszeitung«, 26. Oktober 1995, S. 13)

Laut einer Forsa-Umfrage trauen mehr als zwei
Drittel der Bundesbürger SPD-Chef Rudolf Schaıping
nicht zu, daß er die Sozialdemokraten aus der Krise
führen kann.
(››Neues Deutschland«, 26. Oktober 1995, S. 5)

28. Oktober
Der Historiker Hinrich August Winkler bescheinigt der
PDS, daß es ihr im Berliner Wahlkampf in ››bemer-
kenswertem Umfang« gelungen ist, sich als linke, fort-
schrittliche Kraft zu präsentieren. Eine Ursache ihres
Erfolges sei die Weigerung der SPD, sich offensiv
mit der PDS auseinanderzusetzen. Eine zweite Ursa-
che liegt darin, daß die PDS nicht mehr als kommu-
nistische Partei angesehen werden könne. ››Sie ist die
Partei des organisierten antiwestlichen Ressentiments
- des Ressentiments gegen die repräsentative Demo-
kratie, gegen die Markwirtschaft, gegen die West-
bindung der Bundesrepublik und die intemationalen
Pflichten, die sich hieraus ergeben.<<
(››Frankfurter Allgemeine Zeitung<<, 28. Oktober 1995,
S. 14)



30. Oktober
Der frühere SPD-Vorsitzende Hans-Jochen Vogel rät
der Berliner SPD zu einer Großen Koalition mit der
CDU. Die CDU drängt zu Entscheidung, sie will lie-
ber Neuwahlen riskieren als sich von der SPD noch
lange hinhalten zu lassen.
(››Leipziger Volkszeitung«, 30. Oktober 1995, S. 3)

31. Oktober
Im Streit um die Koalitionsfähigkeit der PDS ver-
gleicht der CSU-Generalsekretär Bemd Protzner die
Partei mit der NSDAP. Mit dem gleichen Argument,
mit dem Sachsen-Anhalts Ministerpräsident Reinhard
Höppner die PDS in die politische Verantwortung zie-
hen wolle, »ist auch die NSDAP am Ende der Wei-
marer Republik hoffähig gemacht worden«, äußert
Protzner in einer Pressemitteilung.

PDS-Bundesgeschäftsführer Martin Harnack
bezeichnete diese Äußerungen als ››unsagbare Frech-
heit«. Sie sei Ausdruck ››nicht enden wollender Arro-
ganz gegenüber dem Osten Deutschlands«. ››Die neu-
en Verfassungsfeinde sitzen offenbar in Bayern.«
(››Neues Deutschland«, 1. November 1995, S. 1)

Altbundespräsident Richard von Weizsäcker er-
klärt in seiner Rede anläßlich des Refonnationstages,
daß die PDS bei den Berlin-Wahlen davon profitieren
konnte, von der CDU als ››Wahlkampfkeule« benutzt
worden zu sein. Er ruft dazu auf, die Richtungskämpfe
in der PDS-Führung »als solche Prozesse des Ler-
nens ernst zu nehmen und zu begrüßen, anstatt sie
abzuleugncn«.
(››Der Tagesspiegel«, 5. November 1995, S. 2)

NOVEMBER

1. November
Sachsen-Anhalts Ministerpräsident Reinhard Höppner
rät nicht nur seiner eigenen Partei den Dialog mit der
PDS zu suchen, sondem rät auch der CDU ihre Hal-
tung zur PDS zu ändem und in Berlin mit ihr eine
Koalition einzugehen.

Alt-Bundespräsident Richard von Weizecker plä-
diert für einen anderen Umgang mit der PDS. In Bran-
denburg appellierte er an Politiker in Bund und Län-
der, »jedermann zur Mitarbeit in der Demokratie zu
gewinnen und Prozesse des Umlemens zu f`órdem«.
(››Leipziger Volkszeitung«, 1. November 1995, S. 1)

2. November ~
Der Widerstand in der Berliner SPD gegen eine Fort-
setzung der Großen Koalition aus CDU und SPD
wächst. SPD-Landesschatzmeister Klaus- Uwe Benneter
erklärt, daß die Große Koalition nicht von den Bür-
gern abgewählt wurde, um sie fortzusetzen. SPD-
Landesvizechefin Monika Buttgereit und der Berliner
Juso-Chef Matthias Linnekugel üben scharfe Kritik an
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dem Appell führender SPD-Politiker für eine Große
Koalition. In der SPD hat sich eine parteiübergrei-
fende Initiative junger Mitglieder von SPD, Grünen
und PDS gegen die Große Koalition gebildet. Hinge-
gen sprechen sich SPD-Vizevorsitzende Wolfgang
Thierse und DGB-Landescheñn Christiane Bretz für die
Koalition aus.

3. November
Laut einer Studie der Freien Universität Berlin könne
die PDS als eine Volkspartei bezeichnet werden - so
wie die SPD sich versteht -, da sie ihre Wähler aus
allen sozialen Schichten rekrutiert. Im Gegensatz zur
PDS stellen die Wahlforscher bei der SPD eine gerin-
ge Bindung der Wähler fest. Die Nachwahl-Umfrage
bei Forsa gibt an, 61 Prozent der SPD-Anhänger im
Westen, 45 Prozent im Osten favorisieren jetzt die
.Fortführung der großen Koalition in Berlin, während
14 Prozent im Westen und 31 Prozent im Osten eine
von der PDS tolerierte rot-grüne Regierung befürwor-
ten.
(››Der Tagesspiegel«, 4. November 1995, S. 6)

Nach Alt-Bundespräsident Richard von Weizecker
spricht sich mit Sachsens Ministerpräsident Kurt
Biedenkopf ein zweiter prominenter CDU-Politiker für
einen anderen Umgang mit der PDS aus. Es solle die
Auseinandersetzung stärker zu inhaltlichen Fragen
geführt werden.
(››Leipziger Volkszeitung«, 4./5. November 1995, S. 2)

8. November
Führende CDU-Politiker aus dem Osten Deutschlands,
die sich auf Landesebene in der Opposition befinden,
verstärken ihre Forderungen, den Kurs gegenüber der
PDS zu überdenken. Die PDS sollte weder umarmen
und noch ausgrenzt werden, mit ihr sei ein Ideen-
streit zu führen. Nur so könne einer Annäherung von
PDS und SPD wirksam begegnet werden.
(››Frankfurter Allgemeine Zeitung«, 8. November
1995, S. 4)

Michael J. Weichert, Sprecher des Leipziger
Kreisverbandes von Bündnis 90/Die Grünen, hält für
die Stadt Leipzig eine rot-grüne Stadtregierung mit
Tolerierung der PDS für möglich.
(››Leipziger Volkszeitung« vom 24. Oktober 1995)
[Dokument 36]

Heiko Mau, Berliner Juso, erklärt in einem In-
terview gegenüber dem »Neuen Deutschland« auf die
Frage, wie die SPD mit der PDS umgehen solle: ››Man
muß ausloten, wo gemeinsame Inhalte und Politikan-
sätze sind. Aber ich befürchte, daß die SPD das erst
dann versucht, wenn es machtpolitisch nicht mehr zu
umgehen ist. Genau dem muß vorgebeugt werden.«
(››Neues Deutschland«, 4./5. November 1995, S. 2)
[Dokument 37]
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6. November
Es zeichnet sich nach den Berliner Wahlen eine Trend-
wende im Umgang mit der PDS an. Berlins Bausenator
Nagel erwartet noch in dieser Legislaturperiode eine
Koalition zwischen PDS und SPD in Mecklenburg-
Vorpommem. Er appelliert an seine Partei, »jetzt kei-
nesfalls mit irgendwelchen politischen Tricks oder
Mätzchen die Wahl von PDS-Bürgermeistern in den
Ostbezirken zu verhindern«.

Für eine Versachlichung des Umgangs mit der
PDS sprechen sich nun auch Berlins Finanzminister
Piroth (CDU) und Verfassungsschutzchef Geiger (CDU)
aus.
(››Leipziger Volkszeitung«, 6. November 1995,' S. 4)

Die Berliner PDS bietet der SPD einen Tag
vor ihrem Sonderparteitag die Tolerierung eines
Minderheitssenats aus SPD und Grünen an.
(››Neues Deutschland«, 7. November 1995, S. 1)

Peter Richter kommentiert das Umdenken der
SPD hinsichtlich ihres Verhältnisses zur PDS. Er
meint: Von unten wächst langsam ein Dialog SPD -
PDS.
(››Neues Deutschland« vom 6. November 1995)
[Dokument 38]

7. November
Im Bundestag stimmen Bündnis 90/Die Grünen und
PDS gegen die Erhöhung der 'Diäten um 14 Prozent
für 1996. Die SPD stimmt mit CDU, CSU und FDP
dafür.
(››Neues Deutschland«, 8. November 1995, S. 1) ›

Der PDS-Vorsitzende von Mecklenburg-Vor-
pommern, Helmut Holter, fordert offizielle Gespräche
zwischen den Landesvorständen von SPD und PDS.
Nach den jüngsten Äußerungen von SPD-Politikern
zu einer möglichen Koalition mit der PDS sei die
Zeit reif dafür. Gemeinsam müsse man jetzt die Lage
analysieren und Handlungsfelder abstecken. Wer künf-
tig zusammenarbeiten wolle, müsse sich »erst ken-
nenlernen«.
(››Neues Deutschland«, 7. November 1995, S. 4)

In einem Intervierw äußert der SPD-Landes-
schatzmeister Berlins, Uwe Benneter, eine neue Große
Koalition mit der CDU würde den Untergang der Ber-
liner SPD bedeuten. Gleichzeitig betonte er das Nein
zu einer rot-grünen Regierung, die auf eine Unterstüt-
zung der PDS angewiesen wäre. Er wünscht die Berli-
ner SPD in der Opposition. Dort wäre sie nicht so
››fundamentalistisch« wie die PDS, nicht so »witzig-
kreativ« wie die Grünen, sondern das, was sie ist, eine
»sozialdemokratische Volkspartei«.
(››Neues Deutschland«, 7. November 1995, S. 3)

8. November r
Peter Richter kommentiert das veränderte Verhalten
von CDU-Politiker zur PDS: Zwischen Ostsee und
Erzgebirge säuseln die Blockflöten, aber die Pauken
stehen in Bonn.

Der neue stellvertretende Vorsitzende der CDU, Chri-
stoph Bergner, ruft zu einem Ideenstreit mit der PDS
auf. Auch Angela Merkel, Landescheiin in Mecklen-
burg-Vorpommem, hält es für angebracht, vom Kurs
der Isolation der PDS abzugehen. Sogar der Mini-
sterpräsident von Mecklenburg-Vorpommern, Berndt
Seite, der einmal den Flammenwerfer als das probate
Mittel gegen die ››roten Socken« empfahl, stellt fest,
daß die Strategie des Überziehens mit Schlagworten
und das Ignorieren von PDS-Forderungen seitens der
CDU gescheitert ist. CDU-Generalsekretär Peter Hinze
stellt allerdings klar: Die PDS ist so zu behandeln,
wie die Republikaner zu behandeln sind.
(››Neues Deutschland, 8. November 1995, S. 1)

9. November
Michael Schumann, Mitglied des PDS-Bundesvorstan-
des, sieht die PDS gerade deshalb für viele Wähler
als wählbar, weil sich die SPD nicht als Alternative
zu den Konservatisten darstellt. Die Wähler wollen
eine Partei links von der SPD. »Wie soll man mit der
PDS umgehen? Das Wählervotum besagt zuerst und
vor allem: Eine demokratische politische Linke jen-
seits von Scharpings SPD soll auch in Deutschland
zum unverzichtbaren und selbstverständlichen Be-
standteil der demokratischen politischen Kultur wer-
den, die sich an einem kreativen Umgang mit den
Herausforderungen der Gegenwart und Zukunft zu
bewähren hat.«
(››Der Tagesspiegel«, 9. November 1995, S. 8)
[Dokument 39]

Die SPD verliert weiter an Mitglieder. Ende
September hat die SPD mit 829 000 Mitgliedem ei-
nen Stand von vor 1970 erreicht. Vom Ende 1994 bis
September 1995 verzeichnete die Partei 20 000 Aus-
tritte. Zudem beklagt die Partei einen Überalterungs-
prozeß.
(«Leipziger Volkszeitung, 9. November 1995, S. 2)

11. November
Karl-Heinz Kunkel, Sächsischer SPD-Vorsitzender,
erklärt in einem Interview mit der »Leipziger Volks-
zeitung«: »Es ist ein Stück weit Normalität geworden
mit der PDS umzugehen. Sie bleibt aber politischer
Gegner und Konkurrent. Um die 20 Prozent der Wäh-
ler, die im Osten für die PDS stimmen, wollen wir
werben, das sind linke Wähler, unser Klientel. Es
wächst die Einsicht, daß diese Partei nicht allein mit
dem Hinweis auf ihre Vergangenheit kleinzukriegen
ist. Ich muß sie argumentativ zurückdrängen. Da hal-
te ich Diskussionen über Bündnisse mit der PDS ür
wenig hilfreich.<<
(››Leipziger Volkszeitung« vom 11./12. November
1995)
[Dokument 40 ]



13. November
Peter Liebers berichtet im »Neuen Deutschland« über
die unerwartet große Resonanz der SPD-Basis auf das
Papier »Für eine souveräne SPD«, in dem sich auch
für eine Öffnung gegenüber der PDS ausgesprochen
wurde. »Statt der Aufbruchs- herrscht heute Krisen-
stimmung. Die resultiere daraus, daß die enormen
Erwartungen nicht erfüllt werden, die in die Partei
gesetzt worden sind, sagte der Bundestagsabgeordne-
te Edelbert Richter, Mitautor des Thesenpapiers. Die
SPD müsse sich endlich wieder als linke Volkspartei
zu erkennen geben. Dabei könne man nicht den von
der West-SPD vorgegebenen Mustern folgen, sich
nicht einfach dem Diktat des Geldes beugen. Die Er-
neuerung könne nur aus den Ostverbänden kommen.«
(››Neues Deutschland«, 13. November 1995, S. 3)

Im Vorfeld des am 14. November beginnen-
den SPD Parteitages in Mannheim fordern zahlrei-
che SPD-Vertreter einen unverkrampften Umgang mit
der PDS. Oskar Lafoiıtaine, stellvertretender Vorsit-
zender der SPD, kündigt an, mit Gregor Gysi, Vorsit-
zender der PDS-Gruppe im Bundestag, zusammen-
treffen zu wollen.
(››Leipziger Volkszeitung«, 13. November 1995, S. 2)

Die PDS Meißen hat beschlossen, den SPD-
Landratskandidaten Manfred Müntjes zu unterstützen.
Der gemeinsame Konsens -besteht im Willen, eine
Mehrheit links von der CDU zu gewinnen und eine
alternative Politik zu ihr zu entwickeln.
(››Neues Deutschland« vom 13. November 1995)
[Dokument 41]

»Neues Deutschland« veröffentlicht ein Inter-
view mit Anke Fuchs, stellvertretende Vorsitzende der
SPD-Fraktion im Bundestag. Auf die Feststellung, daß
die PDS eine Konkurrenz zur SPD sei, erklärt sie:
»Deswegen will ich sie ja auch austrocknen. Das Ziel
ist, die PDS durch eine gute sozialdemokratische Po-
litik überflüssig zu machen. Wir wollen keine Partei
links neben uns. Aber auf dem Weg dahin muß de-
mokratisch vernünftig miteinander umgegangen wer-
den.«
(››Neues Deutschland« vom 13. November 1995)
[Dokument 42]

14. November
Der Historiker Heinrich August Winkler sieht in einem
Bündnis zwischen SPD und PDS eine Begünstigung
für künftige Wahlerfolge der CDU/CSU. ››Eins aber
sollte sich schon aus Gründen der politischen Ver-
nunft verbieten: eine Partnerschaft zwischen SPD und
PDS. Wenn SPD und Bündnisgrüne sich auf ein sol-
ches Experiment einließen, würde sich die ›Mehrheit
links von der Union< rasch als Trugbild erweisen. Die
beiden demokratischen Linksparteien müßten in die-
sem Fall damit rechnen, einen beträchtlichen Teil ih-
rer Wähler und Mitglieder zu verlieren. Innerhalb der
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›Linken< würden sich die Gewichte zugunsten der PDS
verschieben, innerhalb der Wählerschaft zugunsten
der Unionspaıtei.«
››(Der Tagesspiegel«, 14. November 1995, S. 6)
[Dokument 44]

16. November
Der Leipziger SPD-Bundestagsabgeordnete Gunther
Weißgerber bezeichnet die Absicht des stellvertreten-
den SPD-Vorsitzenden Oskar Lafontaines, sich mit
Gregor Gysi zu treffen, als ››geschmacklos«. Weiß-_
gerber erklärt: »Daß ausgerechnet Lofontaine sich jetzt
mit dem PDS-Mann Gysi trifft, nachdem er die ersten
gesamtdeutschen Bundestagswahlen 1990 wegen sei-
ner Probleme mit der Einheit vergeigt hat, zeigt, daß
der Mann aus seinen Fehlem aus der Vergangenheit
nichts gelernt hat.«
(››Leipziger Volkszeitung«, 16. November 1995, S. 2)

17. November
Heide Simonis, Ministerpräsidentin Schleswig-Hol-
steins, erklärt nach dem Mannheimer Parteitag der
SPD, daß die PDS weiterhin kein Koalitionspartner
der SPD sei. Sie müsse aber von ihr wahrgenommen
werden.
(››Neues Deutschland«, 17. November 1995, S. 3)
[Dokument 45]

Lothar Bisky, Vorsitzender der PDS, betrachtet
die Wahl Oskar Lafontaines zum neuen SPD-Chef mit
gedämpften Optimismus. Es zeigt sich gesprächsbe-
reit.

PDS-Chef Lothar Bisky verbindet mit Lafon-
taines Wahl die Hoffnung, »daß die deutsche Sozial-
demokratie den Mut zum Kurswechsel im Umgang
mit der PDS hat«. Ob es eine Mehrheit links von der
Mitte gebe, sei keine Frage, sondern eine Tatsache.
(››Neues Deutschland«, 17. November 1995, S. 1)

Oskar Lafontaine beschließt als neuer Vorsit-
zende der SPD den Mannheimer Parteitag mit den
Worten: »Wir fangen neu an. Freunde, Mitstreiter im
demokratischen Wettbewerb, zieht euch warm an: Wir
kommen wiederl« Die Wahl Lafontains ist ein Zei-
chen, daß sich die SPD wieder etwas nach links bewe-
gen wird.
(››Leipziger Volkszeitung«, 18./19. November 1995,
S. l)

Dieter Wonka kommentiert die Wahl Scharpings
u.a. so:››Nicht alle absoluten Erklärungen Lafontaines
sollten also auf Dauer ernst genommen werden. Das
kann für das strikte Nein zu deutschen Kampftomados
wie für das Verhältnis zur PDS gelten. Diese Flexibi-
lität macht den SPD-Chef für die eigene Partei wahr-
scheinlich unbequem, aber für den politischen Kon-
kurrenten auch schwer berechenbar.«
(››Leipziger Volkszeitung«, 18./19. November 1995,
S. 3)
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Zum geplanten Treffen zwischen Lafontaine und Gysi
äußerte CDU-Generalsekretär Peter Hinze: Es handelt
sich dabei eindeutig um eine ››Schamlosigkeit«. Er
fordert, das Treffen abzusagen. Der parlamentarische
Geschäftsführer der Unionsfraktion im Bundestag, An-
dreas Schmidt, wirft Lafontaine vor, er verrate die de-
mokratischen Traditionen seiner Partei und verhöhne
die Opfer der SED-Diktatur. Sachsen-Anhalts Mini-
sterpräsident Reinhard Höppner zu der Kritik: ››Es kann
nicht sein, daß die CDU deswegen die Keule gegen
die SPD schwingt, und Bundeskanzler Kohl mit Kom-
munisten in Rußland oder Peking spazierengeht.«
(››Leipziger Volkszeitung«, 18./19. November,199S,
S. 2)

18. November ,
Georg Paul Hefty rät der CDU und CSU in der »Frank-
furter Allgemeinen Zeitung« dazu, auf dem Mann-
heimer Parteitag der SPD mit einer noch schärferen
Abgrenzung nach Links `zu reagieren. Die neue Kon-
stellation lege den Unionspaıteien nahe, sich auf ei-
nen »Anti-Links-Kurs« festzulegen. »Stärke kann das
bürgerliche Lager nur aus der geschlossenen Ableh-
nung linker Ziele gewinnen, die von SPD, den Grü-
nen und der PDS gemeinsam vertreten werden.«
(››Frankfurter Allgemeine Zeitung«, 18. November
1995, S. 1) -

Andre' Brie, Vorsitzender der Grundsatz-
kommission der PDS, sieht keine Anzeichen für ei-
nen Kurswechsel der SPD nach der Wahl Oskar
Lafontaines zum SPD-Vorsitzenden. Er meint aber:
»Gegenüber der PDS wird die Sprachlosigkeit seitens
der SPD-Spitze überwunden werden.«
(››Neues Deutschland« vom 18./29. Dezember 1995)
[Dokument 46]

Reinhard Höppner (SPD), Ministerpräsident von
Sachsen-Anhalt, hält ein Gespräch Lafontaine-Gysi für
sinnvoll.
(››Neues Deutschland« vom 18./19. November 1995)
[Dokument 47]

19. November
Die CSU verlangt eine sorgfältige Beobachtung der
PDS durch den Verfassungsschutz. Die »Welt am
Sonntag« gibt die wichtigsten Begründungspunkte aus
einem ihr vorliegenden Papier wieder.
(››Welt am Sonntag«, 19. November 1995, S. 3)
[Dokument 48] „

SPD-Vitze Wolfgang Thierse im Hessischen
Rundfunk: »Man muß die PDS mit demokratischem
Anstand überziehen und dadurch niederringen.«
(››Wochenpost« Nr. 50, 7. Dezember 1995, S. ll)

\

20. November ,
Nach den Worten des neuen SPD-Vorsitzenden Os-
kar Lafontaines gibt es ››für das linke Lager eine Mehr-
heit«. Er peilt 1998 den rot-grünen Machtwechseln in

Bonn an. Der PDS will er eine Chance einräumen,
»sich an unserer Demokratie zu beteiligen«. CSU-Chef
Theo Weigel meint, daß Lafontaine mit Hilfe der Grü-
nen und der PDS eine »andere Republik« wolle. Sei-
ner Ansicht nach habe die Losung »Freiheit statt So-
zialismus« wieder ihre volle Berechtigung.
(››Leipziger Volkszeitung«, 20. November 1995, S. 2)

Der Parlamentarische Geschäftsführer der SPD-
Bundestagsfraktion Peter Struck warnt angesichts des
geplanten Treffens zwischen Oskar Lafontaine und
Gregor Gysi davor, daß vor allem die westdeutschen
SPD-Mitglieder eine Öffnung zur PDS nicht verste-
hen werden.

Der Kanzleramtsminister Friedrich Bohl (CDU)
meint, daß der SPD-Chef mit seinen ››Flirts« die PDS
nur hoflähig mache.
(››Neues Deutschland« 20. November 1995, S. 1)

Das Nachrichtenmagazin ››Focus« veröffentlicht
eine Betrachtung von Olaf Opitz, Horst Ohligschläger
und Rüdiger Pannenborg zum Verhältnis von SPD und
PDS. Ihr Fazit zur Strategie Lafontaines: ››Populis-
tisch könnte er die PDS ausstechen. Umarmen und
erdrücken, heißt seine Devise.«
(››Focus«, Nr. 47, 20. November 1995, S. 29)
[Dokument 51]

Stefan Rekerveröffentlicht im Magazin ››Focus«
eine Analyse zu Überlegungen innerhalb der CDU,
ob die PDS durch eine Änderung des Wahlrechts po-
litisch ausgeschaltet werden könnte. Helmut Kohl und
Wolfgang Stäuble seien gegen eine Änderung des Wahl-
rechts. Der Grund: verfassungsrechtliche Bedenken.
(››Focus«, Nr. 47, 20. November 1995, S. 78f)

Rainer Eppelmann, Bundesvorsitzender der
CDA, plädiert für eine differenzierte Betrachtung der
PDS und für eine ideologische Auseinandersetzung
mit ihr. Es komme vor allem darauf an, die Wähler
über die PDS aufzuklären. Sie wolle den Sozialis-
mus. Eppelmann: »Der Sozialismus kann nicht ver-
bessert werden. Das muß den PDS-Wählern von heu-
te immer Wieder erläutert werden.«
(››Focus«, Nr. 47, 20. November 1995, S. 85)

21. November
Unter der Überschrift ››Hysterie und Historie« kom-
mentiert Reinhard Zweigler das aktuelle Verhältnis von
Sozialdemokraten zur PDS: »Was ist geschehen? Nicht
mehr und nicht weniger, als daß der neue SPD-Chef
machtpolitisch Klartext redet. Wenn ein politischer
Wechsel geschaffen werden soll, dann könnte die Gysi-
Truppe das Zünglein an der Waage spielen. Was schert
da noch deren anrüchige Vergangenheit. Und nach-
dem der Testballon einer PDS-tolerierten rot-grünen
Minderheitsregierung in Magdeburg recht gräuschlos
an Höhe gewinnt, kann der Schritt, die Linkssozialisten
mitreden zu lassen, eigentlich nicht mehr überra-
schen.«
(››Leipziger Volkszeitung«, 21. November 1995, S. 3)



Der niedersächsische Ministerpräsident Gerhard
Schröder (SPD) hält numnehr das Modell einer rot-
grünen Minderheitsregierung unter Duldung der PDS
für »völlig richtig«. Auf Bundesebene stehe sie aller-
dings derzeit nicht an. Laut Politikbarometer hat das
››linke Lager« in Deutschland einen Stimmenanteil
von 48 Prozent. Das »konservative Lager« kommt auf
49 Prozent. Drei Prozent der Wähler sind unentschie-
den.
(››Leipziger Volkszeitung, 21. November 1995, S. 21)

23. November .
SPD-Chef Oskar Lafontaine erklärt vor seinem Treffen
mit ostdeutschen SPD-Landesvorsitzende, er werde
für ein »völlig unverkrampñes Verhältnis mit der PDS«
plädieren. Offizielle Koalitionen bleiben »Sache der
Landesverbände«. _
(››Leipziger Volkszeitung« 23. November 1995, S. 2)

Lorenz Maroldf sieht in seinem Tagesspiegel-
Kommentar, daß dem PDS-Chef Bisky die Luft aus-
geht, wenn Oskar Lafontaine wahrmacht, was er auf
dem Mannheimer Parteitag versprochen hat, die SPD
als linke Volkspartei weiter zu profilieren. Der Wi-
derwille gegen eine »Sozialdemokratisierung« der PDS
dürfte dann noch größer werden. Die PDS hätte zwar
im Osten gegen eine Schar-ping-SPD konkurrieren kön-
nen, ob sie es ebensogut gegen eine Lafontaine-SPD
könne, bezweifelt Maroldt.
(››Der Tagesspiegel«, 23. November 1995, S. 8)

24. November
Gerd Schuchardt, Thüringer SPD-Landesvorsitzender,
spricht sich gegenüber »Neues Deutschland« rigoros
für das Dresdner Papier aus, in dem eine strikte Ab-
grenzung zur PDS niedergeschrieben wurde. Br lehnt
damit die Anregung des SPD-Ministerpräsidenten
Reinhard Höppner, Sachsen-Anhalt, ab, von diesem
Positionspapier abzugehen.
(››Neues Deutschland«, 24. November 1995, S. 5)

Gregor Gysi, Chef der PDS-Bundestagsgruppe,
sieht das Ziel seines bevorstehenden Gespräches mit
Oskar Lafontaine, Vorsitzende der SPD, in der Ver-
ständigung über den Umgang zwischen SPD und PDS.
Um Koalitionen oder Bündnisse werde es nicht ge-
hen.
(››Die Zeit«, 24. November 1995, S. 6)
[Dokument 49]

Der SPD-Vorsitzende von Mecklenburg-Vor-
pommem, Harald Ringstoıfjfi erwägt ein Bündnis mit
der PDS. Er könne «eine Zusammenarbeit nicht mehr
für immer ausschließen››, sagte er in einem Interview.

Niedersachsens Innenminister Glokowski (SPD)
erklärt, daß er die nachrichtendienstliche Beobach-
tung der PDS nicht mehr für notwendig hält.
(«Leipziger Volkszeitung, 24. November 1995, S. 2)

lt
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25. November
Kurt Biedenkopf sieht in der Haltung zum Sozialis-

mus die Kemfrage in der Auseinandersetzung mit der
PD S. Den Wählern werde das Grausen kommen, wenn
sie wüßten, daß die PDS eine sozialistische Bundes-
republik wolle.
(››Leipziger Volkszeitung, 25./26. November 1995, S. 3)
[Dokument 53]

Dieter Wonka kommentiert für die «Leipziger
Volkszeitung» die Verschiebung des geplanten Tref-
fens zwischen SPD-Vorsitzenden Oskar Lafontaine und
den Vorsitzenden der PDS-Gruppe im Bundestag,
Gregor Gysi. Die «SPD-PDS-Strategie wirkt ››noch im-
mer reichlich dilettantisch«. Lafontaine und Gysi hät-
ten aber durch die Absage Zeit gewonnen, sich zu
besinnen.
(››Leipziger Volkszeitung, 25./26. November 1995, S. 1)
[Dokument 52] `

27. November
Der Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion
Wobfgang Schäuble schließt nicht mehr aus, daß die
SPD Regierungsbündnisse mit den Grünen und der
PDS eingeht. Dabei scheint ihm die Gefahr derarti-
ger Bündnisse in Thüringen und Mecklenburg-Vor
pommern am größten zu sein.
(»Frankfurter Allgemeine Zeitung«, 27. November
1995, S. 2)

››Der Spiegel« sieht mit der Wahl Oskar Lafon-
taines zum SPD-Vorsitzenden ein neues Zeitalter der
SPD-PDS Bündnisse an- und die Koalitionen der SPD
mit der CDU auf Landesebene zusammenbrechen.
(››Der Spiegel«, Nr. 48-1995, S. 32f.)
[Dokument 54]

28. November
Der Parlamentarische Geschäftsführer von Bündnis
90/Die Grünen, Schulz, fordert die SPD auf, die PDS
mit einem Koalitionsangebot in Ostdeutschland auf
die Probe zu stellen. Wenn die SPD die PDS nicht
teste, werde Rot-Grün für 1998 - bei den nächsten
Bundestagswahlen - gefährdet. Schulz sieht die Ge-
fahr, daß die PDS die SPD im Osten überrundet. Die
PDS habe wesentlich mehr Leute, die gute Sozialde-
mokraten wären und die besseren Fachleute.
(››Frankfurter Allgemeine Zeitung«, 29. November
1995, S. 6)

Der Pfarrer Friedrich Schorlemmer, SPD, schätzt
die PDS als sehr differenziert ein. Er möchte Koali-
tionen mit der PDS dort, wo sie sich anbieten, nicht
ausgeschlossen wissen. ››Wir sitzen politisch in ver-
schiedenen Booten; aber in unseren Booten gibt es
vergleichbare Probleme.«
(››Neues Deutschland«, 28. November 1995, S. 2)
[Dokument 55]

Der SPD-Vorsitzende Oskar Lafontaine und der
PDS-Politiker Gregor Gysi treffen überraschend in der
Saarländischen Vertretung in Bonn zusammen.

--
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29. November
Der parlamentarische Geschäftsführer der Bundes-
tags-BündnisGrünen Werner Schulz, vormals ein
aktiver Gegner der PDS, fordert die SPD auf, die
Regierungsfähigkeit der PDS zu testen. Schulz: «Wer
die PDS vorher nicht auf ihre Regierungsfähigkeit in
einem Bundesland getestet hat, der gefährdet rot-grün
auf Bundesebene.» Seiner Ansicht nach habe sich die
PDS in den letzten Jahren gewandelt, sie befinde sich
auf dem Wege zu SPD.
(«Leipziger Volkszeitung», 29. November 1995, S. 2)

Oskar Lafontaine, Vorsitzender der SPD, läßt
durch eine Sprecherin mitteilen, bei den »durchaus
kontroversen Gesprächen«, sei über »das Verhältnis
der PDS zu ihrer SED-Vergangenheit und zu den
Opfern der SED-Herrschaft, die Zwangsvereinigung
von KPD und SPD vor 50 Jahren, die Geschichte des
Verhältnisses von SED und'Blockparteien, die innere
Situation der PDS sowie die wirtschaftliche und so-
ziale Situation in Ostdeutschland« gesprochen wor-
den. Der stellvertretende SPD-Vorsitzende Wolfgang
Thierse, der an der Unterredung teilgenommen hatte,
sagte, es sei auch über die Finanzierung von Vor-
schlägen der PDS gesprochen worden. Die Meinungs-
verschiedenheiten zwischen SPD und PDS seien ››sehr
groß«. .
(››Frankfurter Allgemeine Zeitung«, 30. November
1995, S. 4)

30. November
Der PDS-Vorsitzende Lothar Bisky sieht keinen Be-
darf an neuen Einheitsparteien. Auf die Frage, ob eine
Situation eintreten könnte, wo sich das Verhältnis
SPD-PDS ein bißchen wie das Verhältnis CDU-CSU
realisiert, erklärt Bisky: ››Die Gefahr sehe ich über-
haupt nicht. Die PDS hat ihre Existenzberechtigung
in dem Moment verspielt, wo sie eine Mini-Sozialde-
mokratie wird.« Natürlich sei die PDS nicht gegen
Anpassung oder Anbiederung gefeit. »Für mich«, so
Bisky weiter, »ist aber aber entscheidend, daß wir die
demokratische Korrektive gegen solche Fehlentwick-
lung in der Hand haben.«
(››Neues Deutschland«, 30. November 1995, S. 3)
[Dokument 56]

Der neue PDS-Landesvorsitzender Sachsens,
Rainhard Lauter, sieht Hoffnung auf einen Linksruck
in diesem Bundesland. Die Fragen der Koalition oder
Tolerierung einer von der SPD gef'ıih'rten Minderheits-
regierung stehen seiner Ansicht nach hier noch nicht.
(«Leipziger Volkszeitung», 30. November 1995, S. 3)

ä

DEZEMBER

Anfang Dezember
Unter der Überschrift ››Der Dolchstoß zu Mannheim«
veröffentlicht die CDU-Fraktion im Leipziger Rathaus
eine Meinungsäußerung zur Haltung des neuen SPD-
Vorsitzenden Oskar Lafontaines zur PDS. Darin heißt
es: ››Ist Lafontaine, der westlichste aller deutschen
Sozialdemokraten, fähig und Willens, die Abwehr der
SPD gegenüber den Spaltungs- und Umarmungs-
versuchen der PDS zu stärken? Zweifel daran sind
angebracht. Historische Aufgabe der SPD in den neu-
en Ländern wäre es doch, die PDS zu bedrängen,
demokratiefähige Teile dieser Partei aufzusaugen und
den kommunistisch dominierten Rest in die Ecke ei-
ner Splitterpartei abzudrängen.«
(Rathaus-Info der CDU-Fraktion, Leipzig, Dezember
1995, S. 1)

1. Dezember
Wolfgang Thierse, stellvertretender Vorsitzender der
SPD, erklärt zum Gespräch zwischen dem PDS-Spit-
zenpolitiker Gregor Gysi und SPD-Vorsitzenden Os-
kar Lafontaine, daß der Eindruck, beide Parteien wol-
len sich einander annähern, trüge. Es werde keine
Koalitionen und Bündnisse geben.
(››Die Zeit«, 1. Dezember 1995, S. 3)

››Die Zeít<< veröffentlicht zwei Positionen zum
Umgang der SPD mit der PDS. Marion Gräfin Dönhoff
vertritt die Auffassung, daß den Wettbewerb und eine
Koalition mit der PDS nicht zu scheuen brauche.
Robert Leicht plädiert für eine strikte Abgrenzung von
der PDS.
(››Die Zeit<< 1. Dezember 1995, S. 3)
[Dokument 57]

Der Vorsitzende der PDS-Gruppe, Gregor Gysi,
sieht nach seinem Gespräch mit dem SPD-Vorsitzen-
den Oskar Lafontaine konkrete Möglichkeiten für eine
Zusammenarbeit mit den Sozialdemokraten im Bun-
destag. Beide Parteien seien für eine Beibehaltung
des Schlechtwettergeldes für Bauarbeiter, gegen die
Kürzung der Arbeitslosenhilfe und für den Ausbau
der Gesamtschulen. Bei den klassischen ostdeutschen
Themen habe sich die SPD nach seinen Worten in
den letzten Jahren bereits auf seine Partei zubewegt
und einige Positionen übernommen.
(«Leipziger Volkszeitung››, 1. Dezember 1995, S. 2)

3. Dezember
Gregor Gysi, Chef der PDS-Gruppe im Bundestag,
sprach sich auf dem Thüringer Landesparteitag der
PDS dafür aus, in der PDS ein Klima der Verände-
rung zu schaffen, daß auch vom politischen Gegner
akzeptiert werden könne.
(››Frankfurter Allgemeine Zeitung«, 4. Dezember 1995,
S. 7)
[Dokument 58]



Dem »Meißner Modell«, den SPD-Landradskanditaten
Manfred Miintjes mit Unterstützung der PDS durchzu-
bringen, ist kein. Erfolg beschieden. Es hat aber dazu
beigetragen, das Verhältnis zwischen SPD und PDS
vor Ort zu entspannen. Der neue PDS-Landesvorsit-
zende Reinhard Lauter drückt seine Hoffnung aus, daß
dieses Bündnis nicht das letzte sei.
(››Neues Deutschland«, 5. Dezember 1995, S. 3)
[Dokument 60]

4. Dezember
Richard Schröder, einer der Mitbegründer der SPD im
Osten Deutschlands über den Beitrag der PDS zu ei-
nem linken Mehrheitsbündnis: ››Die PDS müßte das
nachholen, was die Sozialisten in Ungarn vorgemacht
haben: Dort wurde die ehemalige Staatspartei nach
der Wende in die beiden Bestandteile zerlegt, aus de-
nen sie einmal zusammengebaut worden war, näm-
lich die Kommunisten und die Sozialdemokraten. Mit
einer Art USPD unter Führung von Bisky und Gysi
hätte ich weit weniger Probleme.« ,
(››Der Spiegel«, Nr. 49-1995, S. 42)
[Dokument 59]

Der PDS-Vorstand gibt eine Erklärung ab, in
der es heißt, daß sie trotz der Angst vor einer »Umar-
mungsstrategie« aufgeschlossen und selbstbewußt in
die weitere Gespräche mit der SPD gehen werde.
Maßstab der PDS im Umgang mit der SPD bleibe
deren »reale Haltung zu demokratischen, sozialen und
zivilgesellschaftlichen Fortschritten in der Bundesre-
publik«.
(››Leipziger Volkszeitung«, 5. November 1995, S. 1)

Erstmals in der Geschichte Berlins wurden drei
PDS-Bezirksbürgermeister gewählt, in den Ost-Bezir-
ken Lichtenberg, Hellersdorf und Marzahn.
(››Leipziger Volkszeitung«, 4. November 1995, S. 2)

5. Dezember
Der PDS-Spitzenpolitiker Gregor Gysi erklärt, daß sei-
ne Bundestagsgruppe auf die SPD-Fraktion zugehen
werde, um gemeinsam die Koalition aus CDU/CSU
und FDP unter Druck zu setzen. Gysi räumte Ängste
in der PDS vor einer Umarmung durch die SPD ein.
Die PDS habe jedoch keinen Grund, hasenfüßig zu
sein. An einen Linksrutsch der SPD glaube er nicht.
(››Neues Deutschland«, 5. Dezember 1995, S. 1)

6. Dezember 4
PDS-Vorsitzender Lothar Bisky bietet SPD und Grü-
nen emeut einen »Dialog ohne Vorbedingungen« an.
Die gemeinsame Herausforderung für SPD, Grüne und
PDS bestehe darin, politische Mehrheiten zušfinden,
um den Reformstau in der Gesellschaft aufzulösen
und notwendige soziale und ,ökologische Veränderun-
gen einzuleiten. Über die Beteiligung der PDS an ei-
ner Koalition auf ,Bundesebene könne jedoch erst ››in
einigen Jahren« diskutiert werden.
(››Neues Deutschland«, 7. Dezember 1995, S. 4)
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7. Dezember
Die ››Wochenpost« veröffentlicht ein Gespräch mit
Lothar Bisky, Vorsitzender der PDS, zum Thema Ko-
alition. Bisky macht deutlich, daß es einen Wider-
spruch gibt zwischen dem Wählerauftrag an die PDS
mitzuregieren und den Überlegungen innerhalb der
PDS, in der Opposition zu bleiben. Das Modell Sach-
sen-Anhalt sei auch für die PDS ein historisches Lehr-
stück.
(››Wochenpost« Nr. 50, 7. Dezember 1995, S. 101)
[Dokument 61] 1'

In der »Wochenpost« äußert Wemer Schulz, par-
lamentarischer Geschäftsführer von Bündnis 90/Die
Grünen im Bundestag, in einem Interview: Durch eine
Regierungsbeteiligung würde die PDS zwar stabiler,
aber auch sozialdemokratischer, als sie schon ist. »Am
Ende könnte die PDS für die SPD das werden, was
die CSU für die CDU ist: eine regional begrenzte
Schwesterpartei. Das rote Schaf hätte in die Familie
zurückgefunden.«
(››Wochenpost« Nr. 50, 7. Dezember 1995, S. 6)
[Dokument 62]

8. Dezember
Reinhard Höppner (SPD), Ministerpräsident in Sach-
sen Anhalt, erklärt in einem ››Zeit«-Interview, er setze
beim Magdeburger-Modell nicht auf die PDS, son-
dern auf die Zusammenarbeit mit einzelnen PDS-
Mitgliedem. Höppner: »Vertrauen und Verläßlichkeit
empfinde ich nicht gegenüber der PDS als Partei, son-
dern mit Blick auf Personen, die als Fraktion im Land-
tag unser Projekt mittragen.« In Mecklenburg-Von
pommem wäre das Magdeburger Modell nur eine
Notlösung.
(››Die Zeit«, Nr. 50-1995, S. 7)
[Dokument 63]

11. Dezember
Die historische Kommission der PDS veröffentlicht
eine Erklärung ››Zum 50. Jahrestag des Zusammen-
schlusses von KPD und SPD››. Darin spricht sie sich
für ein ››Befassen mit der SED-Gründung aus, das
sich am realen historischen Geschehen orientiert und
geeignet ist, die in der Zeit des Kalten Krieges
enstandenen Vorurteile und Verunglimpfungen abzu-
tragen«. Auch bei sachgerechtem Umgang mit dieser
Thematik bleibe genügend Raum für kontroverse
Standpunkte und hinreichender Anlaß für wissen-
schaftlichen Meinungsstreit.
(Pressedienst PDS , Nr. 50/1995, S. 1)

12. Dezember
Die SPD hat den von der PDS angebotenen wissen-
schaftlichen Austausch über die Vereinigung von SPD
und KPD zur SED auf der von der PDS vorgeschla-
genen Grundlage abgelehnt. Vor allem ignoriere die
entsprechende Erklärung der Historischen Kommis-
sion der PDS die Einschätzung aller seriösen Histori-
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ker, wonach es sich dabei um eine Zwangsvereinigung
gehandelt habe, erklärt der stellvertretende SPD-Vor-
sitzende Wolfgang Thierse.
(››Leipziger Volkszeitung«, 13. Dezember 1995, S. 2)

13. Dezember
Die »Frankfurter Allgemeine Zeitung« veröffentlicht
eine Analsye von Elisabeth Noelle-Neumann zur Stim-
mungslage bezüglich einer Koalition aus SPD und
PDS in Bund und Ländern. Daraus geht hervor, das
sie nur von einem geringen Teil der Bevölkerung be-
grüßt wird, auf der Ebene der Länder von 19 Prozent,
auf der Bundesebene von 12 Prozent. PDS-M«itglie-
der begrüßen eine Koalition sehr stark (92/68), SPD-
Anhänger in viel geringerem Maße (33/ 12).
(››Frankfurter Allgemeine Zeitung«, 13. Dezember
1995, S. 5)
[Dokument 64]

14. Dezember ` r
Berlins SPD-Fraktionschef Klaus Böger spricht sich
für eine große Koalition in Berlin aus. Nur dadurch
sei der soziale Frieden zu sichem. Das gute Wahler-
gebnis der PDS wolle er aber respektieren und Ge-
sprächen mit ihr nicht ausweichen. Klar sei allerdings:
››Abwerben wollen wir bei der PDS die Wähler.«
(››Neues Deutschland«, 14. Dezember 1995, S. 5)

In Schwerin-Müß treffen sich Harald Ringstoıfjfi
Vorsitzender der SPD in Mecklenburg-Vorpommem,
und Gregor Gysi, Chef der PDS-Bundestagsgruppe. Das
wichtigste Ergebnis der fast dreistündigen Unterre-
dung ist die gegenseitige Zusage: ››Der Dialog geht
weiter.« Vor der Presse erklären beide übereinstim-
mend, daß die Frage nach einer Koalition in Meck-
lenburg-Vorpommem nicht aktuell sei.
(››Neues Deutschland«, 15. Dezember 1995, S. 1)

15. Dezember
Für Berlins SPD-Vizechefin Monika Buttgereit steht
ein Prozeß der Normalisierung des Verhältnisses zwi-
schen SPD und PDS noch aus. ››Wir hatten uns doch
viel zu sehr abgeschottet. Und uns dabei den Stil von
der CDU - man stelle sich vor: von der CDU, die
gerade alle ihre Blockflöten geschluckt hat - aufdrän-
gen lassen.« Eine Zusammenarbeit sollte auf den
Landesebenen nicht länger durch eine »falsche Ideo-
logisierung« blockiert werden.
(››Neues Deutschland«, 15. Dezember 1995, S. S)

16. Dezember
Christoph Bergner, Vorsitzender der CDU-Landtagsfrak-
tion in Sachsen-Anhalt, begründet in einer Kolumne,
warum die CDU auf die PD S-Wähler zugehe, die PDS
selbst aber ablehnt: Es bestehe eine große Kluft zwi-
schen der Programmatik der PDS und den Vorstel-
lungen ihrer Wähler. »Demokratie bedeutet, um das
Vertrauen der Wähler zu ringen. Als Demokrat fühle

ich mich deshalb verpflichtet, auf PDS-Wähler zuzu-
gehen und sie in die politische Diskussion einzube-
ziehen. Zur grundsätzlichen Abgrenzung von den po-
litischen Zielen der PDS habe ich allen Anlaß. Ja, es
ist unsere demokratische Pflicht, eine offensive Aus-
einandersetzung und einen entschlossenen Kampf
gegen eine Neuauflage der Irrtümer zu führen, die die
DDR in die wirtschaftliche Katastrophe und ihre
Menschen in die Unfreiheit geführt haben.«
(››Neues Deutschland«, 16./17. Dezember 1995, S. 1)

Helmut Holler, PDS-Vorsitzender in Mecklen-
burg-Vorpommern, wertet das Gespräch Gysi-
Ringstorff als »weiteren Schritt in Richtung Normali-
tät<<. Holter: ››Ich erfahre Zustimmung bei dem
Vorschlag, über Inhalte zu debattieren und daraus ein
Zusammengehen und gemeinsame Projekte zu ent-
wickeln. Aber soweit ist die politische Praxis noch
nicht«
(››Neues Deutschland<<,16./17. Dezember 1995, S. 2)

20. Dezember
Gesine Schwan, Hochschullehrerin in Berlin, sieht für
die SPD die Möglichkeit einer Doppelstrategie ge-
genüber der PDS: ››Sie sollte offen die Regierungs-
verantwortung gegebenenfalls auch mit der Unterstüt-
zung der PDS anstreben und sich umgehend in eine
Auseinandersetzung mit ihr begeben: Wie sieht de-
ren systemverträgliche und verantwortliche Politik zur
Arbeitslosigkeit eigentlich aus? Akzeptiert die PDS,
daß Untemehmen in einer Marktwirtschaft Gewinn
machen müssen? Wie will sie ohne Nato in Europa
den Frieden sichern? Wie hält sie's mit Freiheit und
Demokratie? Beide Teile dieser Doppelstrategie ge-
hören zusammen. Eín ›Kuschelkurs< dürfte die Test-
phase bis zur möglichen Einbeziehung nicht bestim-
men.«
(»Wochenpost« Nr. 52-1995, S. 16)

22. Dezember
Rolf Reißig, Leiter des Berliner Instituts für Sozialwis-
senschaftliche Studien und einer der Beteiligten des
87er Dialogs zwischen SED und SPD, erklärt, daß
sich die Chancen eines Dialog zwischen SPD und
PDS verbessert haben. »Sollte der Dialog scheitern«,
so Reißig, ››prophezeie ich, daß wir zu italienischen
Verhältnissen kommen. Das heißt, die Konservativen
werden immer weiter die Regierung stellen, sind aber
in ihrer heutigen Verfassung unzureichend innovativ,
um neuen Herausforderungen zu begegnen«
(»Freítag«, 22. Dezember 1995, S. 13)
[Dokument 66]

Nach Ansicht einer Studie der CDU-nahen
Konrad-Adenauer-Stiftung sind in der PDS die »mar-
xistisch/kommunistischen Hardliner« auf dem Vor-
marsch. Zu ihnen gehöre, so die Autoren Moreau, Lang
und Neu, nicht nur die »Kommunistische Plattform«,
sondern auch die Arbeitsgemeinschaften »Junge
GenossInnen«, »Autonome Jugend«, die ››Anarchisti-



sche Plattform« und das im Sommer 1995 gegründe-
te »Marxistísche Forum<<. Diese Studie client als Le-
gitimation der Forderung nach einem Verbot der PDS
als verfassungsfeindliche, linksextremistische Partei.
(››Frankfurter Allgemeine Zeitung«, 23. Dezember
1995, S. 6)

Nach Ansicht des Innenministers von Thürin-
gen Dewes (SPD) könne die PDS zum Koalitionspart-
ner der SPD oder CDU werden, wenn sie sich weiter
demokratisch entwickle. Eine Voraussetzung der De-
mokratisierung der PDS sei die Trennung von der
»Kommunistischen Plattform«. Im Osten Deutsch-
lands könnte sich Dewes zufolge ein Drei-Partei-Sy-
stem aus CDU, SPD und PDS herausbilden.
(››Frankfurter Allgemeine Zeitung«, 23. Dezember
1995, S. 6) 1

28. Dezember .
Als weiterer SPD-Spitzenpolitiker trifft sich der Mini-
ster-präsident Brandenburgs, Manfred Stolpe, mit PDS-
Bundestagsgruppenchef Gregor Gysi. An diesem Tref-
fen nimmt PDS-Chef Lothar Bisky teil. Das Verhält-
nis zwischen beiden Parteien komme in Bewegung,
sagt Gysi nach dem Gespräch. Koalitionen zwischen
beiden Parteien seien gegenwärtig aber noch undenk-
bar. Stolpe versichert, weíter nach der Devise zu ver-
fahren, ››die PDS nicht zu `verteufe1n und sie durch
Ausgrenzung zu stabilisieren<<.
(››Leipziger Volkszeitung«, 29. Dezember 1995, S. 2)

›
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Ist die Macht wirklich das Allererste? Opponieren, tolerieren, koalieren - Gedanken
von Petra Pau und Peter-Rudolf-Zotl zur Rolle und
zum Selbstverständnis der PDS
ln: »Neues Deutschland« vom 4. Januar 1995

Ist die Macht wirklich das Allererste?

Position in der Debatte.

Mit den Wahlen des Jahres 1994 hat sich die Par-
teienlandschaft der Bundesrepublik wohl endgül-
tig verändert. ln das System der etablierten Par-
teien und in die dort üblichen Mechanismen der
Machtbildung ist die PDS eingebrochen, und
nichts funktioniert mehr wie sonst. Die Frage, wie
es die anderen Parteien mit der PDS halten sollten,
wird für CDU, CSU, FDP, aber vor allem für die
SPD und Bündnis 90/Die Grünen immer mehr zur
Gretchenfrage, und wie es die PDS mit Macht-
und Regierungsbeteiligung auf Länderebene hal-
ten solle, kristallisiert sich immer mehr als inner-
parteiliches Spitzenthema in der PDS heraus. Un-
sere Autoren - PETRA PAU, Landesvorsitzende
der Berliner PDS, und Dr. sc. PETER-RUDOLF
-ZOTL, Vorsitzender der PDS-Fraktion im Abge-

 ordnetenhaus-verdeutlichen in einem Beitrag ihre
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ie Debatte, die ganz si-
])cher notwendig ist. wird

zunehmend mit einem
sehr kritischen Unterton ge-
führt - als sei Opposition eine
komfortable Flucht vor wirkli-
cher Verantwortung. Das hal-
ten wir für verhängnist-'oll. zu-
mal diese \/'erketzerung immer
mehr von Befürwortern einer
Regierungsbeteiligung aus den
eigenen Reihen betrieben
wird.

r Deshalb wollen wir daran er-
innern, daß der PDS-Stimmen-
Zuwachs nicht trotz, sondern
mit und zu einem großen Teil
sogar wegen ihrer Opposi-
tionsaussage zu erklären ist.
Besonders im Wahlmarathon
1994 war allen bewußt, daß
eine Stimrne„für die PDS die
für Opposition ist. Empirische
Untersuchungen zeigen, daß
das Wahlverhalten im Osten ei-
ne zunehmende Unzufrieden-
heit ınit dem jetzigen politi-
schen System und seinen Defi-
ziten ausdrückt..

Wenn also in der PDS über
die Frage einer Regierungsbe-
teiligung auf Landesebene
nachgedacht wird, muß zu-
nächst konstatiert werden:
Dies wäre eine Etablierung in
einem System, dem mehr und
mehr mißtraut wird.

Alternative zu
Systemdefiziten

Anal_\_-'sen bestätigen, daß
das politisch-parlamentarische
System der Bundesrepublik im
Osten in eine lfertrauenskrise
gerät, die slizh vor allem als
eine Krise des Parteiensystems
erweist. Plebiszite, Direktwah-
len, die Abschaffung von
Sperrklauseln finden vor allem
deshalb neben den Formen di-
rekter Demokratie aus der
DDR-Wendezeit die deutlich-
sten Melirlreiten, weil sie die
Chance zur Mitwirkung und
zur selbstbestimmten Interes-
sen\'er\\'irklichung bieten. `

Eben diese Ansprüche sehen
viele sowohl in der Program-
matik der PDS als auch in der
Art und Weise ihrer innerpar-
teilichen Willens- und Ent-
scheidungsbildung verwirk-
licht. Vor allem die durch die
PDS verkörperte Alternative
zur üblichen Parteien- und
Lobby-Kungelei, zur Ausgren-
zung relevanter gesellschaftli-
cher Interessen und zur üblich
gewordenen Abschottung des
Parlamentarismus vor dem
Volk ist ein gewichtiger Bonus,
der für die PDS auf allen Ehe-
nen - zumindest bislang - gilt.

Warum also sollte sich die

PDS ohne außergewöhnliche
Gründe der bislang üblichen
Macht und Entscheidungshil-
dung unterwerfen? Kann nicht
in weitaus höherem Maße Ver-
antwortung für die Interessen
der Bürgerinnen und Bürger
wahrgenommen werden,
wenn sich die PDS bewußt wei-
terhin als Alternative - in den
politischen Inhalten wie in der
Art und Weise ihrer politischen
Entscheidungsbildung - ent-
wickelt? Wir meinen, daß diese
Fragen zunächst beantwortet
sein müssen, ehe wir irgendwo
unsere Bereitschaft verkün-
den, in Landesregierungen
mitmachen zu wollen.

„Opposition in
der Regierung“?

Natürlich fragen sich und
uns verschiedene Kräfte in der
SPD und bei Bündnis 90/Die
Grünen immer wieder, wie
denn sonst eine linksalternati-
ve Wende herbeigeführt wer-
den soll. Doch wir dürfen nicht
übersehen, daß eine Mehrheit
in diesen beiden Parteien eine
Regierungsbeteiligung durch
die PDS völlig ablehnt oder mit
Forderungen verknüpft, die für
die PDS Zweitklassigkeit bzw.
Einschränkung ihrer Hand-
lungsiähigkeit bedeuten: z. B.

nach den Personen, die allein
die PDS in einer etwaigen Koa-
lition repräsentieren dürften.
oder nach bestimmten ideolo-
gischen Themen, zu denen sich
die PDS in der politischen Zu-
sammenarbeit verpflichten
müßte. oder danach, wie die
PDS in einer solchen Koalition
möglichst klein zu halten sei.
Das gilt auch für die Position,
daß man die PDS schon des-
halb in die Regierung nehmen
müsse, weil sie ansonsten SPD
und Bündnis 90/Die Grünen
mit jenen Wahlversprechen
konfrontieren könne, die sie
nicht einhalten würden.

Auch dieser Mix von Degra-
dierung und Korrumpíerung
sollte uns zusätzlich verdeutli-
chen, wie gering die realen
Chancen wären, selbst als „Op-
position in der Regierung“ (mit
diesem Anspruch scheiterte
die Berliner AL im rot-grünen
Senat 1990) die von uns gefor-
derten notwendigen Verände-
rungen durchzusetzen.

Nachdenken über
Profilierung

Nach unserer Auffassung
erhöht sich das Gewicht der
PDS nicht dadurch, daß sie sich
SPD bzw. Bündnis 90/Die Grü-
nen anzupassen versucht. Eine
Kopie dieser Parteien wird



30 Dokumente

nicht gebraucht, und sie nützt
auch deshalb nichts, weil sie
verhängnisvollen Entwicklun-
gen innerhalb dieser Parteien
kein Korrektiv mehr entgegen-
setzen würde. Die Chancen zur
Zusammenarbeit mit anderen
Parteien sowie zur Erhöhung
des eigenen Gewichts steigen
nur über den Ausbau des ei-
genen Profils.

Erstens geht es dabei um
die weitere inhaltliche Kontu-
rierung. Unsere gesamte in-
haltliche Arbeit muß an unse-
ren programmatischen Ange-
boten meß- und erkennbar
sein: Priorität der globalen
Fragen, wirtschaftliche und so-
ziale Lösungen nur in Über-
einstimmung und unter Priori-
tät der ökologischen .\`otwen-
digkeiten entwickeln, komınu-
nale und regionale Politik stets
aus den globalen Erfordernis-
sen heraus bestimmen. Mit der
Oppositionsrolle der PDS ist
mehr und mehr die Hoffnung
verknüpft, eine nennenswerte
parlamentarische Stimme für
grundlegend neue politische
Prioritätensetzungen zu stär-
ken. Dem liegt das Vertrauen
zugrunde, daß die PDS über
Regierungsbeteiligung nur
dann nachdenkt, wenn die po-
litische Macht zur tatsächli-
chen Durchsetzung der sozia-
len, ökologischen, politischen
und kulturellen Interessen der
Menschen und der Menschheit
eingesetzt werden kann.

Zweitens müssen wir noch
stärker und konsequenter dar-
auf drängen, in den politischen
Entscheíçlungsprozessen Of-
fenheit, Offentlichkeit und Be-
teiligung der gesellschaftlichen
Interessengruppen durchzu-
setzen sowie - in der eigenen
Politik - dies auch zu prakti-
zieren. Konsequente politische
Opposition zur heute vorherr-
schenden~Politik und zur heute
dominierenden Art und Weise
der 'politischen Entschei-
dungsbildung ist eine wichtige
Triebkraft zur Durchsetzung
einer neuen politischen Kultur,
zur Durchsetzung eines ver-
bindlichen und unverfälschten
Einflusses gesellschaftlicher
Interessen auf die politischen
Entscheidungen.

Drittens erlangt die Frage
der Berechenbarkeit und Er-
kennbarkeit der PDS-Opposi-
tionspolitik eine immer größe-
re Bedeutung. Unsere Berliner
Erfahrungen besagen, daß es
uns um die Erhöhung unserer
Berechenbarkeit gegenüber
den Wählerinnen und Wäh-
lern, gegenüber der gesamten
gesellschaftlichen Offentlich-
keit gehe_n sollte. Es muß aus-
nahmslos erkennbar sein, daß
alles, was wir vor den Wahlen

versprochen und gefordert ha-
ben, innerhalb und außerhalb
der Parlamente von uns nach
den Wahlen vertreten wird,
und daß unsere politischen
Entscheidungsprozesse offen
und tra.nsparent sind. Und je
mehr wir diese Berechenbar-
keit durchsetzen, desto er-
kennbarer werden wir auch
für alle anderen Parteien. lm
Kern ist das ein Plädoyer dafür,
sich also nicht einem ohnehin
grundlegend erneuerungsbe-
dürftigen politischen System zu
unterwerfen, sondern sich
gleich an jene wirklichen de-
mokratischen Maßstäbe zu
halten, die die Richtung der
notwendigen Erneuerung des
politisch-parlamentarischen
Systems der Bundesrepublik
selbst darstellen.

Viertens dürfen wir Oppo-
sition auch nicht als Fetisch,
als dauerhaften Wert „an sich".
behandeln. Gerade unsere
Wählerinnen und Wähler
drängen am stärksten nach
grundlegenden Veränderun-
gen; daraus resultiert der
Wunsch, daß das, was wir an
Alternativen entwickeln, auch
Regierungspolitik werden kön-
nen muß. Das erhöht unsere
Verantwortung, alles dafür zu
tun. Das heißt, unsere alterna-
tiven Angebote noch gründli-
cher, komplexer, durchge-
rechnet usw. zu gestalten. In-
sofern sollte sich unsere Op-
position nicht als Regierung im
Wartestand definieren, wohl
aber sich als wirkliche Gesell-
schafts- und Politikalternative
konstituieren, die - den not-
wendigen politischen Willen
vorausgesetzt - verwirklicht
werden kann.

Fünftens dürfen wir das
Problem der Zusammenarbeit
nicht immer nur auf der Ebene
der Machtfrage behandeln. Be-
reits heute bestehen viele Mög-
lichkeiten, im Zusammenwir-
ken mit anderen linksorien-
tierten Kräften bestimmte al-
ternative Projekte - z.B. auf
dem Gebiet der Verkehrs-, So-
zial-, Umwelt- und Stadtent-
wicklungspolitik - durchzuset-
zen, unabhängig davon, ob die
einen in der Regierung und die
anderen in der Opposition sit-
zen. Die einseitige Konzentra-
tion der Fragestellung nach ei-
ner Zusammenarbeit links-
orientierter Parteien und Kräf-
te auf die Macht gefährdet zum
Teil sogar die Chance. zu sol-
chen alternativen Projekten zu
kommen.
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Thomas Wisclmewski: Opposition, Tolerierung und Quarantäne mit Freigang.
Beobachtungen, wie die PDS mit der rot-grünen Regierung in Sachsen-Anhalt
umgeht
In: »Neues Deutschland« vom 2.5. Januar 1995
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Hans-Jochen Tschiche. der
bündnisgrüne Fraktionsvorsit-
zende, beschreibt prägnant die
Gratwanderung, auf die sich
die PDS mit dem Tolerie-
rungsmodell eingelassen hat:
„Roland Claus und Petra Sitte
wollen zwar ihre Oppositions-
rolle unterstreichen, aber un-
ser Reformprojekt auch nicht
gegen den Baum fahren.“

Tatsächlich ist die Umset-
zung sozialistischer Inhalte
maßgeblich vom Verhältnis zu
den beiden Regierungspartei-
en SPD und Bündnis 90/Die
Grünen abhängig, die sich bei
der Suche nach parlamentari-
schen Mehrheiten jedoch
selbst in einem Spannungsfeld
befinden. lm Landtag ınüssen
sie einerseits mit Hilfe der PDS
ihre Koalition sichern, und an-
dererseits betrachten beide die
Partei des Demokratischen So-
zialismus als ihren politischen
l-Iauptgegner.
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Spannendes Thema in Sachsen-Anhalt: Höppner und die Sitte

Morgen ein
I\/linisteramt?
Daß sich die Sache für die PDS
ähnlich ambivalent darstellt,
weiß diese selbst am besten.
Natürlich möchte Petra Sitte
die Koalition unterstützen:
„Darüber gibt es in der Frak-
tion einen Grundkonsens.“
Aber: „Unsere Haltung zu den
einzelnen Reformen ist dabei
immer inhaltlich getragen. Je-
der Fraktionär muß so gut
sein. als wolle er morgen ein
Ministeramt übernehmen.“

Damit könnte der Regierung
durchaus zugesetzt werden.
Sie hat im ersten halben Re-
gierungsjahr bereits erkennen
müssen, daß die gesteckten
Ziele der rotgrünen Regierung
wie eine Polizeistruktur- und
eine Schulreforrn nicht so ein-
fach durchsetzbar sind.

. V'

Selbst SPD-Fraktions\'orsit-
zender Rüdiger Fikentscher
mußte zugeben, daß die Ziele
für 199-1 nicht erreicht wur-
den. Auch er weiß, was Tschi-
che offen ausspricht: „Damit
die SPD nicht irgendwann zum
.iuniorpartner der CDU wird.
braucht sie die Unterstützung
der PDS".

Die Sozialdemokraten woll-
ten das jedoch nicht eingeste-
hen, und das mache ihre Aus-
sagen unglaubwürdig. „Erst
sagt Höppner, wir reden nicht
mit der Partei, sondern mit ein-
zelnen Abgeordneten. Jetzt
spricht der Ministerpräsident
schon mit Gysi. Zwar nur im
Pullover. aber bis zum Schlips
ist es dann auch nicht mehr
weit“. spielt. der Bürgerrechtler
auf das Treffen von Höppner
und Gysi am 15. Januar an.

Bisher funktionierten die Ab-
stimmungen iın Parlament

Foto: dpa

zwischen Koalition und PDS
recht gut. Daß dabei Kompro-
misse von beiden Seiten getra-
gen werden müssen, zeigte die
Verabschiedung des Gesetzes
über den kommunalen Fi-
nanzausgleich. Hier hatte die
PDS 4,4 Milliarden DM gegen-
über der Regierungsvorgabe
von 3,7 Mrd. Mark gefordert.
Schließlich einigt.e man sich
auf 3,8 Milliarden.

Die PDS hatte im Vorfeld si-
gnalisiert, daß sie sich bewe-
gen könne und forderte dann
wenigstens 100 Millionen DM
mehr, als die Koalition ein-
bringen wollte. Außerdem soll-
ten die großen Städte nicht be-
nachteiligt werden. Hier ver-
deutlichte sie ihre Interessen
für ihr größtes Wählerpotenti-
al. „Gegen die kleinen Kom-
munen und die vielen PDS-
Komrnunalpolitiker haben sie
dabei unpopulär entschieden“,
kommentiert Tschiche. In der
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Rede von Landeschef Roland
Claus wurde die Schwere des
Kompromisses ebenfalls deut-
lich: „Wir haben alle gemein-
sam in den Abgrund ge-
schaut.“

Beim Nachtragshaushalt für
das Innenressort wurde das
Spannungsfeld zwischen den
unterschiedlichen Interessen
noch offensichtlicher. SPD-In-
nenminister Manfred Püchel
und Claus bezeichnen sich
nicht gerade als die besten
Freunde. Dajedoch bei der Ab-
stimmung im Ausschuß eine
Stimme fehlte, hob auch Claus
für Püchel seinen Arm. „Unter
anderen Bedingungen wäre
das sicher nicht passiert“. so
Tschiche.

Statt Abstimmung
Kaffeetrinken? *
Ähnliches kommt beim Lan-
deshaushalt 1995 auf Koalitio-
näre wie Tolerierungspartner
zu. Obwohl der zur Zeit noch
in den Ausschüssen befindli-
che Entwurf nach Petra Sittes
Ansicht „eher in der Tradition
der CDU“ liegt. wird die PDS
den Etat míttragen. „Das Par-
lament ist nichtdie alleinige
Plattform unserer Arbeitspoli-
tik. Natürlich miissen wir dort
in den sauren Apfel der Kom-
promisse beißen“, unter-
streicht Sitte. Sie hat dabei die
oft geäußerte Angst der Par-
teibasis im Auge, . daß die
Funktionäre zu kompromiß-
bereit wären. „Wir können die-
sen Vorwurf auch nicht ganz
entkräften. Aber es ist wichtig,
daß man uns damit ständig
konfrontiert.“

Auf der anderen Seite gibt
es auch Stimmen, die sagen,
die PDS müsse mehr auf die
SPD zugehen und solle wei-
chere Forderungen stellen.
SPD-Landeschef Fikentscher
meint, den Preis der PDS-Kom-
promisse zu kennen: „Natür-
lich könntendie Abgeordneten
der PDS.bei jeder Abstimmung
Kaffeetrinken gehen. Dann ha-
ben wir sowieso die ;\iehrheıt.
Sie gehen einen Mittelweg. weil
sie mitbestimmen und sich ein-
bringen wollen.“

V Wie lange der Kitt in diesem
Modell hält. will keiner pro-
gnostizieren. Tschiche sieht
kurzfristig keine Gefahr. Außer
wenn die PDS durch ihre in-
nere Auseinandersetzung in
Bedrängnis gerate, rechnet GI“
mit einem ,.Muskelspiel".

Ob die Nähe zum nächsten
Wahltermin das Verhalten der
Fraktion im Landtag ändert,
will er jetzt noch nicht ein-
schätzen. „Sicher muß die PDS
ihren Wählern zeigen, daß sie
kein Wasserträger der Regie-
rung ist. Das macht sie an ganz
pragmatischen Forderungen
deutlich.“

Vor allem bei der Verwal-
tungsreform, gegen den Abbau
von Lehrstellen und zur Ab-
schaffung des Verfassungs-
schutzes wird die PDS drän-
geln. Diese Forderungen
schätzt Fikentscher als rein po-
pulistisch ein, besonders dann,
wenn sie schon von der Rechts-
lage her unrealistisch sind.
„Uber ein dauerhaftes Bleibe-
recht von Ausländern können
wir auf Landesebene nicht ent-
scheiden.“

Im Gegensatz zu Fikent-
scher, der die PDS als Regio-
nalpartei ohne langfristige Per-
spektive bezeichnet, räumt
Tschiche der Partei mehr
Chancen ein. Die Bündnisgrü-
nen stecken selber in einer Kri-
se. Wenn sie bundesweit nicht
aus der „ökologischen Schwa-
felecke“ kämen, flögen sie frü-
her oder später aus den Parla-
menten. Deshalb hält der Bür-
gerrechtler zur Jahrtausend-
wende gar eine rosarote Koa-
lition für möglich. Und könnte
recht behalten, denn PDS-Lan-
desvorsitzender Claus und
Fraktionschefin Sitte zählen
nach wie vor zu konsequenten
Reformern in der Partei. „Wir
sehen unsere Zukunft in einer
sozialistischen Sozialdeınokra-
tie", _so die Hallenserin Petra
Sitte.“

Gerade davonaber erwartet
Tschiche auch auf die SPD zu-
kommende Schwierigkeiten.
Die Sozialdeınokraten hätten
Probleme, sich inhaltlich von
den Konservativen zu unter-
scheiden. „ln diesem Defizit
liegt die Zukunft der PDS, auch
für eine bundesweite Etablie-
rung. Auf jeden Fall wird sie
cleverer sein, als manche mei-
nen.“

Wenn die SPD jetzt eine Am-
nestiedebatte forciert. ziele sie
damit auf das ostdeutsche
Wählerpotential der PDS. „Die
Konkurrenz zwischen SPD und
PDS erwächst natiirlich aus der
Wählergunst. Und `wenn sich
die Partei jetzt von Leuten und
Ideen trennt, ist das der Un-
tergang der Bunten". analy-
siert Fikentscher.

Beim ersten dreistündigen
„Gipfeltreffen“ zwischen Mini-
sterpräsident- Reinhard Höpp-
ner und CDU-Fraktionschef
Christoph Bergner blieben die
Fronten zwischen beiden wei-
ter kalt. Der Christdemokrat
prognostiziert sogar eine Sta-
bilisierung der Minderheitsre-
gierung durch mögliche Uber-
läufer aus der PDS-Fraktion.
Diese Prognose konnten weder
Fikentscher noch Sitte bestäti-
gen. Allerdings zeigt die Ein-
schätzung, daß auch die CDU
das „Magdeburger Modell“ für
länger lebensfähigl hält, als sie
anfangs geglaubt atte.

Versuchsbühne
für Reformen
Die PDS zeigt sich über die Be-
wältigung der genannten Grat-
wanderung zwischerı Opposi-
tion und vorsichtigem Mitre-
gieren optimistisch. Schon jetzt
sei erwiesen, daß der sachsen-
anhaltinische PDS-Landesver-
band besser dasteht als die
Verbände in Sachsen oder
Thüringen.

„Wir haben die Möglichkeit,
wirklich Veränderungen mit-
zubestimmen. Auch wenn die-
se nicht immer ganz unseren
Vorstellungen entsprechen“;
erklärte Petra Sitte. Trotz aller
Auseinandersetzungen' zwii
schen” SPD, Bündñis 940/Die
Grünen und der PDS bleibt ge-
rade die Minderheitskonstella-
tion in Sachsen-Anhalt für die
PDS eine gute parlamentari-
sche Versuchsbühne für Re-
formexperimente.

In Sachsen-Anhalt werden
die Handlungsmöglichkeiten
künftiger Politikkonzepte aus-
gelotet - innerhalb einer „Qua-
rantäne ınit Freígang“, wie
Tschiche sagt.
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Am Wochenende inszeniert die PDS auf
ihrem Berliner Parteitag einen Reform-
prozeß - weg mit den Stalinisten, ran
an die SPD. Warten Sie gespannt dar-
aufi daß Sie in Magdeburg bald auch
oflíziell mit denen koalieren können?

Schon als ich zum Ministerpräsiden-
ten gewählt wurde war klar, daß die
PDS ihre inhaltlichen Probleme bekom-
men wird. Die waren schneller da, als
wir gedacht haben. Auf unsere parla-
mentarische Arbeit in Magdeburg wird
der PDS-Parteitag aber keine Auswir-
kiuigen haben. Insofern interessieren
mich mögliche Parteitagsergebriisse
nicht.

Es ist Ihnen egal, ob es dort stalini-
stisch oder demokratisch zugeht?

Diesen Prozeß müssen die schon sel-
ber austragen. Es wäre jedoch ver-
hängnisvoll, wenn die PDS nur deshalb
eine äußerliche Säuberung machte,
damit sie näher an die SPD heran-
rücken könnte. Je mehr man das aber
von außen kommentiert, desto schwie-
riger wird es für vernünftige Leute in
der PDS, untereinander offen zu reden.
Bei der PDS gilt es zweierlei zu verhin-
dern: Alte Kräfte dürfen nicht weiter
das Sagen haben. Man muß aber auch
einen Ausgrenzungsprozeß verhin-
dern, der den einen oder anderen in ei-
ne Art Untergrundgesinnung und da-
mit in eine mögliche Neuauflage des
Terrorismus in Deutschland treibt.

Haben Sie den PDS-Reformprozeß
nicht in Gang gesetzt, als Sie mit dem
Magdeburger Modell die PDS als ver-
fassungskonformen politischen Ge-
sprächspartner adelten?

Wenn man mit einer Partei nicht
mehr reden darf, weil sie so undemo-
kratisch sei, dann müßte die PDS kon-
sequenterweise von den Wahlen aus-
geschlossen werden. Die Ausgrenzung
aber nach den Wahlen zu betreiben ist
eine Mißachtung von 20 Prozent der
Wähler im Osten. Ganz sicher hat un-
ser Magdeburger Weg den Demokrati-

sierungsweg der PDS beschleunigt. In-
sofern zeigt sich hier, daß unsere poli-
tische Strategie von Anfang an die rich-
tige war. Auch wenn er auf jeden Fall
gekommen wäre, weil es auf kommu-
naler Ebene im Osten Deutschlands
überall Zusammenarbeit aller mit der
PDS gibt.

Versöhnung mit der DDR- Vergangen-
heit ist eines der letzten Vereinigungs-
themen, bez' dem die Ostdeutschen,
wenn Sie sich beeilen, allein entschei-
den könnten. Wo muß der Weg hinfüh-
ren?

Ich glaube wir, die Ostdeutschen, sind
näher beieinander, als man in der Of-
fentlichkeit meint. Niemand betrachtet
die Beschäftigung mit der Vergangen-
heit und die Suche nach der Wahrheit
als erledigt. Keiner will einen solchen
Schlußstrich. An die Dokumente aus
dieser Vergangenheit muß man auch
weiter rankonimen. Es besteht auch
weitgehend Etinigkeit, daß wir mit Blick
auf historisch Belastete Schritt für
Schritt zu einem anderen Umgang kom-
men müssen, als wir uns das 1990 ge-
dacht haben. Und klar ist auch, daß über
die Höhe des Strafmaßes und die Zeit-
dauer der Verfolgung von Straftaten nie
Opfer entscheiden dürfen. Die heilende
Wirkung eines Rechtsstaates ist, daß ei-
ne objektive Instanz eingeschaltet ist,
die Verjährungsfristen setzt tmd auch
Strafmaße begrenzt. Andernfalls hätten
wir das Prinzip der Rache und das kann
nicht die Art des Umgangs in einem
Rechtsstaat sein. Es gibt aber auch ei-
nen wachsenden Unmut darüber, sich
mit dem Thema zu beschäftigen.

Halten Sie die Jetzt-reichts-Stz`m-
mung nichtfür legitim?

Ich halte den Unmut für sehr ver-
ständlich, wenn man beispielsweise
mühsam nach einer Bestrafungsmög-
lichkeit für einen Wahlfälscher sucht.
Gesellschaftlicher Aufwand undjuristi-
scher Ertrag stehen dabei in keinem
Verhältnis. Es bringt keinen Sinn, Din-
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Leider ist es so,
daß, wer immer
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greift, sofort zwi-
schen die parteipo-
litischen Mühlstei-
ne gerät. Hier geht
es doch wirklich
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um ein
Hobby. Hier ist beispielsweise auch und
gerade die CDU gefordert. Diejenigen,
die Opfer gewesen sind, sind viel eher
bereit, über ein Ende der juristischen
Verfolgung zu reden als jene, die im
Nachhinein auf den Opferzug aufge-
sprungen sind. Ich werde versuchen,
daß die ostdeutschen Ministerpräsi-
denten in der Frage der Versöhnung
mit der Vergangenheit baldmöglichst
eine entsprechende gemeinsame ln-
itiative starten. Hier geht es nicht um
Parteipolitik, sondern um ein versöhn-
líches Miteinander der Menschen.
Wenn wir, die wir in Ostdeutschland
Verantwortung tragen, nicht bald den
Konsens suchen und finden, wird die
Frage woanders und vielleicht mit ei-
nem inakzeptablen generellen Schluß-
strich beantwortet. Aber zugleich sage
ich: Wenn wir nicht mehr daran glau-
ben, daß Menschen dazulernen kön-
nen, ist ein vernünftiges Zusammenle-
ben unmöglich. Ich würde auch einem
redlichen Kommunisten zutrauen, daß
er nach der Ara DDR wirklich dazuler-
nen will und ehrlich einen engagierten
neuen Weg geht. Das muß man ihm
aber auch ermöglichen.

_›
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Sozialismus ist Weg, Methode, Weıtorientierung und Ziel. Zu den fünf wichtigsten
Diskussionspunkten der gegenwärtigen Debatte in der PDS. Beschluß der 1. Tagung
des 4. Parteitages der PDS
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Sozialismus ist Weg, Methode, Wertorientierung und Ziel
Zu den fiirıf wichtigsten Diskussionspunkten der
gegenwärtigen Debatte in der PDS:

1. Zum sozialistischen Charakter der PDS
Der .sozialistische Charakter der PDS ist in ihrer C}e~

schichte begrı`_iudet,\-*on ihren ;\flitglieclern ge~.\'uÜt. xmi ih~
ren \V„ihlerinnen und \V;i11leı'ıi akzeptiert. in ihrem l>ro~
granini uncl Statut festgeschrieben und in ihrezu .\`=.unen
liervorgehoben.

Er resultiert aus unserer Übeı'zeugung¬ dal"-.1 tiie l<.ipit.i1i-
stischen Gesellschıiftsstrukturen die großen .\lt~n.<cli]ieits-
frzigeıi nicht nur nicht gerecht. sondern gar r.~it:iit lösen
können. Die \›'orherrschafi der Kapitalintei'es<t-ri ¬.\°ird den
Verbrauch nicht erneuerbarer Ressourcen ±`ort›t-tzen und
den Einklang von Mensch und Natur \°e1'liiiitiem. die sn-
ziııle Ungleichheit weltxreit und inneı'gesellsch.'=tilich rer-

größe1'11.die .\~lilit;u'i.<ie1'ung der (.ic~ellst'Iı.ıfteı1 fói'dern, das
P;=.tríaı'ch:ıt ;uiti'ecl1terli:±lteıi. _ _

Sozialismus ist tiir uns \*š"e.=›._ı:_ .=`\leılıotle. Wertorıentıerung
und Ziel.

Er ist tiir uns \'erhunden mit rielífiltigcıi formell dël'
\'ergesellscliatttıng. Überwimiıııig der Kap1tal\fOrl1@rr-
schaft, Ökologie. Deınokratie. Se~1i..i.ıı'itIit_. sozialer Gerech-
tigkeit. Eıimıizipatioıi des .\len<chcı'ı. Ul¬@1'\\"1ÜdUn$ des
Patriarchats. Freiheit und \`er\\'irl;liclııııi;_f_ der Menschen-
rechte, Beseitiuiiıiu der ..^i1'heit.<lo.~1i;_1l<L'if. NÜ1'1dÜTh@if@n"
schutz. Clıaıiceiigleicliheit in Bildung und Kultur und De-
zentralisierung. _

Das bedeutet. daß unser Suzi.ı1i.~'~1ı111S-Bfigfifiı em
l-Iöchstnmß an Demoknitie und l_il¬=:ı'.1lifÃiI @i115Chli@ßf-E5
geht nicht um die Frage. oh und wiexiel DL*l110l<I'2Iít2 und
íiheı'.ilit§it sich eine .<oši.ili.<ti~5c1ic Lie.<ellst'li;ift 1ti'iSE@I1 1431111,
sondern darum. daß ihr sozi;ili.<ti›'t'1ic1' ('Ül12`11`fll<f<í`1' V011 dfif



Realisierung umfassender Demokratie und Liberalität ab-
hängt. Durch keinen Zweck werden undemokratische und
illiberale Methoden gerechtfertigßjeder Schritt wirklicher
Demokratisierung, des Ausbaus der individuellen Freiheit,
des Abbaus sozialer Ungerechtigkeit, der Erhöhung kom-
munaler Selbstbestimmung ist ein Schritt in Richtung So-
zialismus. Dabei verstehen wir Demokratie als Einheit von
repräsentativer, koınmunaler, unmittelbarer und Wirt-
schaftsdemokratie. Liberalität bedeutet für uns Linke die
Verbindung von tiefem Humanismus, Individualität, Men-
schenrechten, persönlicher Freiheit, Rechtsstaatlichkeit,
Toleranz, Minderheitenschutz, Pluralismus, sozialer Ge-
rechtigkeit sowie Chancengleichheit beiın Zugang zu Bil-
dung und Kultur in einer Gesellschaft.

Damit verbunden ist die unumkehrbare Absage an ein
stalinistisches oder poststalinistisches Sozialismtısmodell,
das heißt an Sozialismusvorstellungen mit diktatorischem,
antiemanzipatoıischem. antidemokratischem, illiberalem
und zentralistischeın Charakter. Es darf kein Zurück geben
hinter die Feststellung von Marx und Engels im Kommu-
nistischen Manifest, wonach die Freiheit des einzelnen Be-
dingung der Freiheit aller ist.

Der sozialistische Charakter der PDS verlangt einen
bundesweiten und dariiber hinaus europäischen und inter-
nationalistischen Charakter ihrer Politik. Dem steht der
Kampf gegen die Benachteiligung Ostdeutscher und die
Geringschätzung ihrer Biographien und Erfahrungen
nicht nur nicht entgegen, er setzt ihn voraus.

2. Zum Oppositionscharakter der PDS
Die PDS strebt einen demokratischen, sozialen, ökolo-

gischen und zivilgesellschaftlichen Wandel der Bundesre-
publik Deutschland an, der den Weg zur Uberwindung der
Kapitalvorherrschaft, der Umvveltzerstörung, der Ausbeu-
tung der sogenannten Dritten `\Velt und jeglicher
Großmachtpolitik öffnet.

Daraus ergibt sich, daß die PDS in prinzipieller Oppo-
sition zu den herrschenden gesellschaftlichen Verhältnissen
in der Bundesrepublik Deutschland steht. Das bedeutet
nicht, daß wir die existierenden zivilisatorischen, demokra-
tischen und sozialen Errungenschaften der Entwicklung in
der Bundesrepublik Deutschland nicht anerkennen und
nutzen würden. Im Gegenteil.

Der Entwurf der Abgeordnetengruppe der PDS/Linke
Liste im 12. Deutschen Bundestag für eine neue Verfassung
der Bundesrepublik Deutschland forderte beispielsweise
nicht nur weitgehende Veränderungen der Verfaßtheit der
Bundesrepublik Deutschland. Er würdigte und bewährte
auch wesentliche Teile des Grundgesetzes.

'Wer eine Gesellschaft wirklich verändern will, weil er
zu den herrschenden Verhältnissen in Opposition steht,
muß sich in die Gesellschaft hineinbegeben. Für die PDS
bedeutet dies, an allen fortschrittlichen außerparlamentari-
schen Bewegungen teilzunehmen und zugleich um breite
parlamentarische Möglichkeiten zutringen.

Die Frage, ob eine Parlaınentsfraktion der PDS sich i-
nerhalb des Parlaments in eine Oppositionsrolle, in eine Si-
tuation der Tolerieruıig einer Regierung oder in eine Ko-
alitionsrolle begibt, berührt nicht das prinzipielle Opposi-
tionsverständnis der PDS. Unabhängig davon, welche Rol-
le die PDS in einem Parlament spielt, muß sie sich immer
als Kraft der gesellschaftlichen Opposition iın oben ge-
nannten Sinne verstehen und ihre alternativen gesell-
schgftspolitischen Ziele bewahren.

Die Entscheidung darüber, welche konkrete Rolle sie in
einem Parlament spielt (die nicht allein von ihr abhängt), ist
je nach Zeit und Situation abhängig davon zu treffen, wie
ein I-löchstmaß an gesellschaftlichen Veränderungen iın
Sinne der prograınmatischen Zielstellung der PDS erreicht
werden kann. Selbst dann also, wenn die PDS sich auf ir-
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gendeiner Ebene in eine Regierungskoalition begeben
sollte, weil sie davon ausgeht, in einer solchen Konstellation
das zu dem gegebenen Zeitpunkt höchste Maß an Verände-
rungen durchsetzen zu können, würde dies bei richtiger
Politik ihren Oppositionscharakter in bezug auf die herr-
schenden gesellschaftlichen Verhältnisse nicht beeinträchti-
gen. Deshalb kann es keine abstrakten Leitlinien oder Re-
gelungen dafür geben, in welcher Situation die PDS wel-
che Rolle in einem Parlament einzunehmen hat. Einig sind
wir uns dahingehend, _daß die PDS unabhängig von der
konkreten parlamentarischen Rolle das Schwergewicht ih-
rer Tätigkeit in außerparlamentarischen Bewegungen und
Aktionen sieht und ihr gesellschaftliches Oppositionsver-
ständnis von der jeweiligen Rolle in einem Parlament
nicht berührt wird.

3. Zum Pluralismus in der PDS
Die PDS strebt eine pluralistische Gesellschaft an.
Aufgrund ihrer eigenen Geschichte sieht es die PDS _als

großen Fortschritt an, auch sich selbst pluralistisch zu orga-
nisieren. Die Vielfältigkeit der Ideen, der Herangehenswei-
sen und der Standpunkte in der PDS betrachten wir als
Gewinn. Der Pluralismus der Partei ist durch unser Statut
garantiert und im Programm ausdrücklich hervorgehoben.

Pluralismus ist aber auch nach dem Statut der PDS nicht
beliebig und darf nicht als Entschuldigung dafiir dienen,
auf eine verständliche und nachvollziehbare Politik der
Gesamtpartei und ihr eigenständiges Profil zu verzichten.
ln den Vorstellungen der Menschen muß in wichtigen Fra-
gen klar sein, wofür und wogegen die PDS steht. Fraktio-
nen ıind Vorstände der PDS sind hier in besonderer Weise
gefordert. Sie müssen auf der Grundlage des Parteipro-
gramms,der \`Vahlprogramme,der Beschlüsse der Parteitage
politikfahig sein. Das stellt aber nicht nur Anforderungen
an die Fraktionen und Vorstände, sondern auch an die De-
legierten, arbeits- und politikfáhige Fraktionen und Vor-
stände zu wählen. Die Partei als Ganzes ist und bleibt plu-
ralistisch. Bei den \Vahlen unserer Fraktionen gehen wir
durch die strategische Entscheidung für offene Listen noch
darüber hinaus. Dennoch bedeutet dies nicht, daß in jedem
Vorstand und in jeder Fraktion jede politische Richtung
vertreten sein muß. Es geht um ihre Politikfähigkeit.

Es gibt Grenzen, die durch kein Mitglied der PDS über-
schritten werden dürfen. Nationalistische, chauvinistische,
rassistische, antisemitische Auffassungen sind nut der Mit-
gliedschaft in der PDS unvereinbar. Das gilt ebenso für
stalinistische Auffassungen. Ein Zurück hinter den aufdem
außerordentlichen Parteitag der SED im Dezember 1989
beschlossenen Bruch mit stalinistischen Strukturen darfes
nicht geben. Das bedeutet, daß wir antidemokratische, an-
tiemanzipatorische, illiberale, avantgardistische und zentra-
listische Sozialismus- und Parteivorstellungen zurückwei-
sen. Sie sind schon mit dem Namen der Partei unvereinbar.
Als sozialistische Partei kann und darfdie PDS nicht anti-
koınmunistisch sein. Sie ist nicht bereit, auf demokratisch-
kommunistische Positionen in ihren Reihen zu verzichten.

4. Das Verhältnis der PDS zu ihrer Ge-
schichte, zur Geschichte der DDR und
zum untergegangenen „real existierenden
Sozialisrnus“

Aufarbeitung der Geschichte ist und bleibt ein wichti-
ges Anliegen der PDS. Ohne sie ist weder Gegenwartspoli-
tik begründbar noch Zukunftspolitik gestaltbar.

Die PDS stellt sich der gesamten Geschichte der deut-
schen und internationalen sozialistischen Bewegungen. Sie
weiß, daß dies ebenso eine Geschichte von großen Hel-
dentaten und Opfern, von großen sozialen Bewegungen
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und Leistungen, von fast unerschöptlichem Gedanken-
reichtum ist, wie eine Geschichte von großen Fehlern, Irr-
tümern und leider auch schlimmen Verbrechen. \Vir stellen
uns allen diesen Seiten der Geschichte und werden uns
stets gegen ihre einseitige und undifferenzierte Beurtei-
lung wenden. `

ln besonderem Maße tragen wir Verannvortung für die
Geschichte der SED und der DDR, aus der wir hervor-
gegangen sind. Die PDS ist wahrscheinlich als einzige Par-
tei verpflichtet.an dieser Geschichte sozialistische Kritik zu
üben. Für uns ist an der SED und an der DDR nicht das
negativ zu beurteilen, was an ihnen sozialistisch war. son-
dern das viele. das an ihnen nicht sozialistisch war. Eine sol-
che Herangehensweise verlangt gleichermaßen scho-
nungslose Kritik und differenzierte Bewertung. \Vir haben
uns bei den wirklichen Opfern von Unterdrückungsme-
chanisnien in der DDR aufrichtig entschuldigt und blei-
ben dabei. daß dies das Mindeste war, was wir tun konnten.
\Vi1' treten nach wie vor dafür ein. das bei der Treuhandan-
stalt liegende Altverınögen der SE-D auch zur \7Uiedergut-
machung gegenüber solchen Opfern zu verwenden.

Auf der anderen Seite werden wir die Bemühungen
und die Ergebnisse der Tätigkeit von Hunderttausenden
l\›'litgliedern der SED. I-lunderttausenden Bürgerinnen und
Bürgern der_DDR1iir eine sozial gerechtere, solidarischere
und humanere Gesellschaft niemals in Abrede stellen oder
geringschätzen. Die Bürgerinnen und Bürger der DDR
sind mit sehr verschiedenen negativen und positiven Erfah-
rungen aus der DDR in der Bundesrepublik Deutschland
angekommen. Niemand hat das Recht, sie zur Leugnung
ihrer Biographien zu zwingen. ihre Biographien geringzu-
schätzen und daraufzu verzichten, ihre Erfahrungen fiir die
Gestaltung cler Bundesrepublik Deutschland zu nutzen.

Mit der PDS wird es keine Verklärung der gesellschaftli-
chen Realitäten in der DDR geben. \Vir werden uns allen
Bestrebungen widersetzen, die antideniokratischen. antie-
ınanzipatorischen, illiberalen, ineffektiven und antiökolo-

gischen Realitäten in der DDR zu letı.*:`í“°“° Ebenso “"cr`
den wir deutlich widersprechen, wenn und solaflge Ver"
sucht werden wird, die Geschichte der DDR 3Uf1h1`fi__D@'
fizite zu reduzieren, die lıistorischen Zu§&I1m'1Cnl12¬1I_1gC
außer Betracht zu lassen, die Rolle der politisch und wirt-
schaftlich Mächtigen in der Bundt›srı*P_}Ilf'l1l< Dfiutsfihlfind
in der Zeit des Kalten Krieges zu gloritızıeren. _

Wi; werden der These vom „Unrcchtsstaat“ widerspre-
chen, weil sie in ihrer Konsequenz bedı.-tıte_t, der DDR daß
Existenzrecht abzusprechen und ihrcıı B_ı1fgC1'11'1I`1CI1 Und
Bürgern vorzuwerfen, sich auf ein Leben ın der DDR auf
der Grundlage ihrer Verfassung und Gesetze eingestellt zu
haben. Den Versuch, ein solches Verhalten auch noch juri-
stisch zu verfolgen, weisen wir zurück. Das bedeutet aber
nicht, das Vorhandensein von Unrecht. von Wıflkür, von
Verletzungen der l\/lenschenrechte und den Mangel an
Rechtsstaatlichkeit zu leugnen oder zu rechtfertigen.

Die sozialistische Kritik an der Gesclıichte der SED und
der DDR ist für die PDS auch deshzıllı vo`n b_esonderer_ Be-
deutung, weil sie eine Voraussetzung dafür ıst,_ daß wir als
Sozialistinnen und Sozialisten nie wieder antıdemokrati-
schen, antiemanzipatorischen, illilieııılen, avantgardıstı-
schen und zentralistischen Sozialisnnısvorstellungen folgen
werden.

5. Das Verhältnis der PDS zur SPD und
zu Bündnis °90/Die Grünen

Die PDS entwickelt ihre Politik auf eigener program-
maltischer und organisatorischer Gruııdlııge.

Sie hat ein deutlich anderes Profil .ıls die SPD und das
Bündnis '90/Die Grünen. Wir erweisen _der sozialdemo-
kratischen und ökologischen Bewegung in der deutschen
und internationalen Geschichte unseren Respekt. Ein sol-
cher Respekt schließt eiımvie das eigene Versagen auch C1215
Versagen insbesondere der sozialdeıııokratıschen Bewe-
gung zu benennen. _

Seit dem außerordentlichen Parteitag der SED im De-
zember 1989 haben wir uns trotz unterschiedlicher politi-
scher Aussagen immer tür eine sachliche Z11S2111m6118fbf!1f
mit der SPD und dem Bündnis '90/Die Grünen ausge-
sprochen. Dabei wird es auch bleiben, zumal wir wissclls
daß notwendige fortschrittliche gesellsclıaftliche_ Verande-
rungen in der Bundesrepublik Deutschland nicht ohne
und gegen die SPD und wahrscheinliclı auch nicht ohne
und gegen das Bündnis `90/Die Grünen zu erreicliensnid.
Eine solche Einschätzung scliließtjegliflv-*S V@fSfä11d111S dä-
ftar aus, SPD und Bündnis `9o/nit; tırünen als Politische
Feinde der PDS zu sehen. Sie sind weder Haupt~ I.10Cl'1 Nfif-
benfeinde. Sie sind politische Konkurrenten,_m1t denen wir
uns gegebenenfalls auch hart politisch auseınan_derse_tzen,
mit denen wir aber zur Zusainınenarbeit bereit bleiben.
Eine solche Herangehensweise schließt ebenso jede Form
von Anbiederei aus. _ _

Unsere Aufgabe besteht nicht darin, besnmniten Mit-
gliedern der SPD oder vom Bündnis `90/Die Gr_ünen zu
gefallen. So wie wir sie in ihrer Unterschiedlıchkeıt zu uns
akzeptieren, erwarten wir, daß sie eines Tages auch UNS 111
unserer Verschiedenartigkeit zu ihnen akzeptieren werden.
Die PDS benötigt gegenüber diesen Parteien k_e1ne_ Ab-
grenzungsbeschlüsse. Die Art der Zusaınmenarbeıt mit So-
zialdemokratinnen, Sozialdemokraten und Grünen wird
sich Schritt für Schritt in außerparlamentarischen Aktio-
nen und in parlamentarischen Gremien herausbzlden.
Durch nichts sind eigene Erfahrungen in dfif ZUS21I`11111fiI'1-
arbeit zu ersetzen. Deshalb nutzt es nichts, solche Prozesse
künstlich zu forcieren oder künstlich zu blockieren.
Maßstab unseres Verhältnisses zur SPD und Zu Bíílldníß
'90/Die Grünen bleibt deren reale Haltung zu dem_okrat_i-
schen, sozialen und zivilgesellschaftlichen Fortschrıtten in
der BRD. .
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Links von der SPD bleiben nicht mehr als fünf Prozent. Interview mit Joschka
Fischer
In: »Neues Deutschland« vom 9. Februar 1995

Dienstagabend lehntéıfzwei
Abgeordneten Ih'rerY- Fraktion
ein fs Saumagen*-Essenf S 'mit
Kanzlerı Kohl ab, Weil PDS-
Abgeordnete   r ausgelgadeıi
Wurden. 1 l .;}i tfyfıfi

__«-si, ' ,V-» ,'o_ı~›' o .

~ ` _Saümagen sollten' Sgieieininal
probieren. Esniuß ja' 'nicht tm-
bedíngt iın--Kanzler-Bungalow
sein. Das» Gericht gibt esiiber-
all irı der Pfalz;  = 1

S Ißhflfldß. BS .flbWß8íà› iW'e4I1I1
Abgeordnete von der PDS nicht
eingeladen; iıverden.-«  Dasfl eind
gewählte Parlaıiıentarieıjinnen
und Pagrlamentarierfi Ob feinem
die PDS? gBi`á,1lt* odeı; nicht; das
kannfi ıiicht› der Maßstab :fürdr-›n=el demakmıischen __Umgaıig_' Jqsçhkàí FišfiI_ier.`f=ëhë›1ià}Iià`f-*fi*hëäsiseheflfiU'ñWš'imihiSíši†§>'nebfátf; ~mit dieser Pan;ei'sem_-in 1 |1*/ägftitprísldâqfitfians «â1._=>_l;<'-21.4 Iflfielng?-›äan_?`;ag?-Såfzıåqnsgdäm gapuâtrfi-

 . ısc_er a ıene eıung oc te anre an _er«-ijeg
In~›dıeSeı7`w°°he Wmdeemnen- 4, Spi_t_zenkandidat_der_~CDU -zug den anstehienden 'Landtagswahlerıëfl

*O zr ii \ '-'.“_"'› ~ ~ _ ` ..-'S “ fa.. ^

vorgeworfen- Sie wollteıífmit
deıfl BDS* an die Macht kom-fi. äesçhuidigtgi einen -Freund-versorgt-.zué ›_-ii
mem Hat-eich im ver-ııäımís * *t

Mëgepsie.lsà1ı1±±ageıı?_`;¬'„
sschfıfii-glg: gm, jay fi . rf _

,4

;_ı.4«

, ...I , -. -f _ ~ 1. _ .__

« . _ 4 , .4 4 r ~ .
. ' ` '_ 14 - \ x- ', .ı. . › _ -.- . . 4

_ 1 ` 0. 4 '4 4 , .4 « _ 5 ı ~ _

- .. ' ı _
. ' -¬ ' ' - ` .¬ 'I'. _. _ -t ._- -.› --

zm#Pns'ri“eäi±derı?'=iti* = “ ' ~ S4?1?°fi?.DS"“““l'Giü“°“ *WF*4 ls 1 gıg._.Dıe-lffDS ıst_ın Ostbe1'11f1l*i.
° Y°u13e1`†i.B1_°d§mF1›`~"d?f$} mlti, ger'neslsen;gan„ ihren Ergebnis-_.der-Mffcht=›Ad_d1°fßfl_~ S1ß1ma1~ sa±±é1r1ev0ıi<špar±e1_1na mag«  

' isielsicbi nich'_tigau_f die' `
R0Sífi0_11`¬ ZU~Yší<=1<1i©h4$fl= ".-Wil?

Da. istif¬ei±ıe'Bar±éi2í†d@e4 Ost
berliiıfilßgr Prozent der Snen
bekommt.. Nach†_§1Gn__Gesetzen
der D'e`m`_okratige-_iıi1íißtei,siè ei-
gentlichi-, die }`Vera`ntwoı't1mg
übernehmen. Wir kommen da-

in; Berlin überhaupt nicht
in Fragëfi Deshalb finde ich die
Debatten über Koalitionenzwi-
.'_. _ __ ._ ~ ›.›

Si11c1~!11ııf~4¶)pı›'0Si.ti<›f1§fl
1. _ _' . `_ .4 __ ._ F...-,¬.. ..\ ı - +

Koi1se'que_nt~ wäre* in" Berlin
einèi;_KoaHtioii`i 1vo`nfi PDS* iind
CDU; a;-rich; Weißig' g' daß das
nicht geht; Das A “sind aber die
beiden starken Parteien, die ei-`

.-

(_

. .ı *. _. › , › ›' ' _ ,› › | _ ›~
Y' ı ,~». ı ›' † ' ' ,›› ,_

,_lv-› › 1ı\\›››' \' .f' »' › › - §¬ In “ wıåı D
..

-;ı› _, , ›\.› ~v ¬ ?»ıI .' \› ›"'. › ›" ,
~/'mv -. -. ;›-1›d ~\›› ` . ı`›' "›››~› »_ . ››' ' Ã-› V' '

" _ __ r.~=__:ia; ›;.†_j.= _

He rim~_We§tea1ı d1e†@~11<i@4r<f›0ste_n`;_;„Unter_„ dem.  _„Gesic_hts,-
- "` ' 1;; >§„';`_„._,_~; _-1) J. "'›;'.›¦ „Qplmkt' des.“ ZHSflf11fi1_ßIıWach:

S,ß;nS_der S41a_dt_4yväíei'_èifle` Köààfifionf4=_1;pnšeq'uen±i*›Zgıma.1t;die
CDUfkëifíê'7i_B_e1'Ül1r1l11gSäñgSfe
geg'eníiberí„beWährtgen Kräften
au`s14`der“DDR-Zeit _l_1at._ Die" sit-
zen`jetzt vom_ Buñdeskanzlerl
frisch fgewgaschen' und ge-i
kêiıiımtf- 'als gute Abendländer
i_n_fder CDU-Fraktion. Bun-
destag.`\ 'S

' /vw

. _~. ı›
.. _. .__ .. -_ _ ,_

' Die PDS befindet sich tin; ei-;
nem Klärungsprozeß. 'Zumin-
dest ich habe dazu i_m_mer¬ge-
sà.gt~, daßí er drillgfiilld notwen-
dig ist. Das ist für mich, ein Klä-
rungspro_ze_ß -_ zwischen « Altla-
stenuııd _Rei_`ormern4_~ Insofern
'šrerdient der Prozeß_ı;der._'So-
zialdemokra1;iSie1'LII1g;† Wie _ ihn
Bisky und_Gysi betreiben, jede
Ufiißrfiiützlflígss DíB4;beid§f1 sind
aberin derSituation eines Sah-
rıehäiıbcheı1S4_aı`1f~.. einem _ Kaf-
fee, der garnicht will. Die PDS-
MehrheitWürde lieber in Ostal-
giefe _erlšalteıi;i -'if' Auchi deshalb
köıi`ı`1en'í< Si_e'T"~ die `Koalitionsde-"-
batte"fVéı_°`ges|sen,.f± -J.   ~
Síeilšñråëhen v40rhíH"V9i1be-
qii:çàın'ei“`=0ppositionf der; PDS.
N1ifi_.Sche i<=h4l_Si«= 14e<=h_Sı›ä;t-àib§fndS.t Weflfi ,alle i4Kflím@ras
làfiigst "2§ıbgeschalte_tf
Parlament" he_`I*liJ1`;1fl1JhIjšfve'r-S
kennnd genüßlich " die Reden
anderer. .Abgepr<ineter___ kom-g
mentieren; Wo liegt `denn_ der
Unterschie'd..@.~†: zvviscbení S be-'
quemer' u_nd Opposition* rnit
Vergnügen? Q ~'ıf;_'¬:;-'4.=' 3:: LF; „

E Ganz geinfacltıı im Vèfñiyegiigërñ
der Mášhtfraeeéf I@fifi`viß*dérh0"-
le: Eines Pa'ı_'tei,*~ die 4QP'rozent
der Stimmèırbeköm±nt,=_íjfç1ié
kannfnicbtir in der Opposition
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aushiaijrien. Die 'muß Melirheii
ten anstreben, wenn sie die In-
teressen * ihrer. . Wählerinnen
und Wähler vertreten `wíll. Ich;
stelle' mit Interesse fest, in der
PDS ist Unvereinbares vereint; '
wir. haben 'dort eine DDR-bi;
thodoxe Mehrheit, und» wir ha-
ben eine reforrnerísche „Min-'
derheit, die in die; Zukunft, in
das vereinigte Deutschlandge-›
hen, Deren Strategie lä,uft
fakti's`ch4` auf íeinef Sozialdemo-
kratisierurígi der. PDS hinaus,
Das finde ieh' gut. 'P .
Weil es leichter für Ihre,Pa`r-'
tei wäre. Mit «zweigt slqzialde-4 _
mokratischen 'Part"eíen" hät-f _
ten Sie nur noch einen Gegí
ner auf dieser Seite.  '_ ,

~ Nein. -Ob sie. das4.datnni,tidile-'fi
mokiiatisfchtei I Soeziialisten e ; oder
Sozialdemokraten nennen;` ,ob
eine ' oder T zwei Parteien; das' '
läuft auf dass gleiche hinaus".
Es g-ibt_in diesem 'Spektrum
linksvon der Sozialdemokratie;
keine tPerspektive für mehr als
fünf Pr`ozent_;~' Wir 1 haben im
Westen " diese Erfahrung ja
auch gemacht -` dort,'wo-bei
den .Grünen die Fundis allein
angetreten sind. ~ 0,8 Prozent"
für Frau Ditfurth in Frankfurt!
Main! s " D

hf »-7 ¬;›`,l:,.:< ` _

Die _ Ktıalitionsfrage* mit  der
PDS, vstellti',sich michi nicht.
Wasfsiceh , stellt, das 'ist deren
Klärungsfiroàeß. Es darf nicht
sein,"_daß,Kohl einen Teil der
DDR-Eliten' “~ ` ohne Wenn und
Aber' Z vereinnahineii?  konnte.
Die sqgènanmefn Blockflöten.
Und"`uıngekehrtfwird den heu-
tigen PDS-Refqrmern _ der Weg
in den'_..Verfassungsbogen ver-
Wßhffi›l.?e__l2in_1,.š911f_sa-nz ent-
slchieden dagegenff- J __ f f
Sie  haben' ehentalige ,SED-
Mitglieder und'auch  Mitglie-
der.' der-_ PDS eingeladen, an
den Bündnis ü'neıı_~zıı= kom
mem I011;bt?1?%1HP1ßT mal; daß,
995_P1`0Zi?1i§„;=@QIe:_DDfi'Bš-W§_l-_kerims .11ii=l1t4ii.11,Wid°rStand
19bl6i¬8lf0f3fèíf± T9i1'._<1f1V°fi
möchte `itsfí`ch"inicht ífiliefntvvegt
dafür “entšcliifldi ii 'eh müssen,
daß 'er in der.DM?auch gelebt
hat.'fWie`L Wollen ,Sie mit sol-
05311 _L011*91'1 flmg`@%110í1?_i_'- 1 ~`

(W113. fi_`sind1{'_ f gegen _ _ die
Schließung der Stasi-Akten.`„An
der historischen 'Aufarbeitung
wird kein We§f`vorbe_iführe`n.
Ichj'd¶eı_rke, ' da ' liegt auch im
InterßS$e der ehémalieéri DDR-
Biírger`._` Mianldarf es aber nicht* ^
soft gestalten,ff daß der' Weg in
eine gemeinsame Zukunft ver-

s .

legt `~wird_.f; `-_„Einf{š:Scl1_lußstrich
kommt deshalb' ni_ch_t in fragefl
4 Wir sind nachdriicklichi ge-
gen ein Rentenstra,frecht._._,Wir
sind' nachdrücklich 'dafürfi' daß
die Eigent1imsfrage'n'endgi`ıltig
'gelöst werden. Aber niçht nach-
dem Mottof „Jinıkerlandi wie-1
der in Junkerliand“. Das wäre.
ein Rückfall_hinter die bürger-
liche Revolution, ¦ ;
Da; sind doch gerade mit-_
tendrin. › _- 4. is ' ~ ';,“ .

` Ja.` Aberidas sind_'Dinge_', die
wir massiv ablehnen; _ _ - "_ ; __ _ ı _. JF. _,`__` _ v _

Wie . laute_t„_ _Ihr „Tip ,fiir die
Wahl*inHesSsn?.  ~

Ich=»bin` optimistisch. Wenn
wir von Rot-grün unsere Wäh-
lerinnen undWähle-ran die Ur;-“
nen, bekommen, haben wir gu-`±_-
te Chancen, gestärkt aus der
Abstimmung <hervo_í1zugeheni.f
Das wäre für die gesamte Ent-
wicklung inder Butndesrepu-"
blik. von großer -_ _Bedeutuı`1g_;~
Wenn nicht, dann seheich har-f
te Zeiten für ç1íe='gesarn_te„de-
mokratische rLi1`1l<"e` heraufzie-
hen_¶ _ .Q_1~ _"_';` 1. ' °

Weil '__Ih1E  H_erz_, f'ıir_'~_ Hessen

Wenn' Rot-grün* ini' Hessen.
scheite1't.¬wäre das ein Signal
für einen weiteren Schub nach
rechts. ^ _ , __ _-

` 0 _

- Interview: WOLFGANG REX
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Dokumente 39

Kein Typ für Bonn. Ein Gespräch ınit der brandenburgischen Sozialministerin
Regine Hildebrandt über PDS und SPD, bockige Ortsvereine und den Horror am
Rhein
ln: Wochenpost« vom 9. Februar 1995. Auszug

Große Klappe
für kleine Leute:
die Sozialdemokratin
Regine
Hildebrandt.

TY
Ein Gespräch mit der
brandenburgischen Sozialministerin
Regine Hildebrandt über PDS und
SPD, bockige Ortsvereine und den
l-lorror am Rhein.

\

~ -fs..

:%ı

W Sie ı±'w'l›en im llfrsren um s0:ia!(leım;›~
I,-;-(;;f5(~-Iw ll-'r'i1rlw'_ dabei ist das Potential im

._ _ J __ -- r „.Osten noch [angst ımlu cııfsgcfi/z0p_ft. Lim:
den Mi1_gliederız und ll/'ii/ılerıi der PDS mußıe
für Sie doch noch eiııiges zu holen sem.

Ich denke. in der PDS sind viele gute Leute.
bei Bigkv angefangen. die in der Sozialdemo-

wë
2-:ex ..-
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kratie viel besser aufgehoben wären. Schon in
der Schule haben wir gelernt. daß die Wurzel
allen Ubels die Zersplitterung der Ar-
beiterklasse ist. Und was macht die PDS?
Macht erst mal 'ne PDS auf, anstatt die linken
Kräfte zu bündeln.
W Die SPD empfängt ehemalige SED-Mia
glieder auch nicht gerade mit offeriert Armen.

Die PDS will nicht, das ist die eine Sache,
aber die SPD will auch nicht, das stimmt. Da-
bei haben wir schon lange 'die Empfehlung
ausgegeben, Menschen, die sich nichts' haben
zuschulden kommen lassen, in die SPD aufzu-
nehmen. So viele Menschen, die bereit sind,
sich aktiv für die Gesellschaft einzusetzen, gibt
es heute ja nicht mehr. Deshalb ist es wichtig,
niemanden auszugrenzen. Das letzte Wort ha-
ben aber die Mitglieder in den Ortsvereinen,

weil die die Leute am be-
* sten kennen. Und da sagen

viele: Wir sind die Neuen,
die alten Knochen von da-
mals lassen wir nicht wie-
der rein.
W Daran hat sich auch
fünfJahre nach der Einheit
nichts geändert?

- Wenig. Und das, obwohl
wir immer sagen: Leute,

wir müssen unsere Kräfte sammeln, wir brau-
chen Menschen, die die Arbeit machen, guckt
genauer hin. Es ist ganz schlimm. -

W Kann die SPD dann mit dieser Abwehr-
haltung im Osten je zu einer breiteren Basis
kommen? Müßte Ihre Partei nicht offensíver
sein und gezielt versuchen, die Sozialdemokra-
ten von der PDS und damit auch deren Sympa-
thisanteuvon der Partei zu lösen?

Wie stellen~Sie sich das vor? Daß ich jetzt
eine Strategie entwickele, wie ich den Keil in
die PDS treibe - ich denke überhaupt nicht
daran. Ich mache Sachpolitik und sage: Leute,
laßt euch nicht durch Nebensächlichkeiten
von den wirklich wichtigen Themen ablenken.
Das ist dem Kanzler im Wahlkampf schon
ausreichend gelungen. Wir müssen eine Poli-
tik machen, durch die sich die Leute hier
vertreten fühlen, und wir müssen klarmachen,
daß Einigkeit stark macht. Um etwas zu errei-
chen, brauchen wir Mehrheiten - und keine
Diskussionen über rote Socken.

W Sie haben mit Ihrer absoluten Mehrheit in
Brandenburg gut reden. Wenn Sie aber mal
nach Sachsen sehen, da hat die PDS die SPD in
der Gunst der Wähler bereits überholt. Muß die
SPD da nicht vom hohen Roß herımter und
stärker auf die Leute zugelzen? 4

Natürlich sind wir in Brandenburg im Vor-
teil. Aber auch wenn Sie, wie die SPD in Sach-
sen, nicht an der Regierung sind, können Sie
etwas tun. Warum nicht zum Beispiel über die
Verbände gehen? Wenn die SPD überall Ar-
beiterwohlfahrtsgruppen gegründet hätte...

Wir sehen doch, welchen Erfolg die PDS da-
mit hat: Sie füllt den Leuten die Rentenanträ-
ge aus, hilft, wenn”s um Sozialhilfe oder
Wohngeldanträge geht. Genauso müßte die
SPD das machen. In den Orten, wo die SPD
sich kümmert. wo Leute da sind, die was auf
die Beine stellen, hat sie auch die Mehrheit
und stellt den Bürgermeister.
W Aber genau da beißt sich ja die Katze in
den Schwanz. Sie sagen, entscheidend sind die
Leute vor Ort, die sich kümmern, aber eben
die hat man nicht. Und die, die wollen, läßt
man nicht rein. In Sachsen versucht eine Frau
seit einem Jahr, SPD-Mitglied zu werden. Sie
engagiert sich, hilft auf Wahlverahstahungen.
Doch weil sie acht Jahre SED-Mitglied war,
lehnte der Ortsverein Chemm`tz ihren Mit-
gliedsantrag ab.

Wir sind der Meinung, daß wir offen sein
müssen für solche Leute, aber wir haben die
Entscheidung bewußt in die untere Ebene ver-
lagert. Die Diktatur von oben hatten wir lange
genug und müssen sie nicht in der SPD fortset-
zen. Wenn die unten nicht wollen, dann wol-
len sie halt nicht. Da kann man sagen: Das ist
falsch, aber ändern können wir es nicht.

W Herrn Bisky hätten Sie trotzdem gern in
Ihrer Partei, vielleicht sogar als Minister?

Das wird mir immer wieder in den Mund ge-
legt, nur weil ich einmal einem Journalisten
widersprochen habe, der sagte: Aber Minister
kann der doch nicht werden. Da habe ich ge-
fragt: Augenblick mal, warum denn eigentlich
nicht? Und dann hieß die Uberschrift gleich:
Bisky wird Minister. Er selbst schlug darauf-
hin übrigens vor, ihn zum Minister für Außer-
irdische Angelegenheiten zu ernennen.

W Sind Sie denn mm für eine Zusammenar-
beit von SPD und PDS oder nic/zt?

Da ich an sich überhaupt nicht für Parteien
bin, denke ich auch nicht so: Wer ist von wel-
cher Partei, und mit wem mache ich was. So
denken auch die Leute nicht. Wenn ich unter-
wegs bin, höre ich immer wieder: Hilde-
brandt, die find ick jut. Erst viel später kommt
die Frage: In welcher Partei ist die denn
eigentlich? Die Menschen wollen vor allem
eines: Hilfe bei ihren Problemen. Tatsache ist
doch, daß ausgerechnet in dem Moment, in
dem wir den Staatssozialismus mit all seinem
Schiet verlassen konnten und in die soziale
Marktwirtschaft wechselten, die Rezession
zuschlug. Dazu kamen noch die Kosten der
Einheit. Unter diesem Druck werden plötz-
lich sehr viele, sehr grundsätzliche Dinge in
Frage gestellt, es scheint keine Tabus mehr zu
geben. Da sitzen wir endlich im Boot Sozial-
staat, und dann wird an allen Ecken und En-
den daran gebohrt. Wir kommen mit dem
Schöpfen, damit das Boot nicht untergeht,
doch kaum noch nach. Ich denke, daß viele
Ostdeutsche so empfinden, und deshalb müs-
sen wir uns endlich gemeinsam stark machen,
unabhängig von den Parteien.
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Bernhard Tschemig/Kurt Libera: Nicht kontra, sondern alternativ zur SPD
In: »Pressedienst PDS« vom 24. März 1995

Berhard Tscherníg/Kurt Libera

Nicht kontra, sondern alternativ zur SPD _

Der ersten Tagung des 4. Landesparteita-
ges der PDS Brandenburg lagen zwei
Thesenpapiere vor, die sich mit der Fra-
ge beschäftigen, wie die Politik des Lan-
desverbandes weitergefíhrt werden sol-
le. Die Thesen des Landesvorstandes
und der AG „Junge Genossinnen“ kom-
men angesichts der Lage in Brandenburg
zu unterschiedlichen, selten konträren,
Wertungen und Schlußfolgerungen. Von
einigen Medien wurde das Vorliegen
beider Papiere als Beweis der Ratlosig-
keit und des Auibrechens tiefer Gegen-
sätze im Landesverband hochstilisiert.
Die Entscheidung des Parteitages, zu den
Thesenpapieren zunächst keinen Be-
schluß zu fassen, sondern beide bis zum
Herbst in den Basisorganisationen weiter
zu diskutieren, stellte für diese Bericht-
erstatter ein zusätzliches Indiz in der
(gewünschten) Richtung ihrer Interpreta-
tion dar.

Die Autoren beider Entwürfe können -
wie die große Mehrheit der Delegierten
des Parteitages - diese Sicht der Dinge
nicht teilen. Die landesweite ausgiebige
Diskussion der Problematik wird not-
wendig sein, um möglichst viele unserer
18.200 Mitglieder zu erreichen, und die-
ses breite Gespräch kann an Gründlich-
keit durch die vorgelegten unterschiedli-
chen tınd konträren Standpunkte nur ge-
winnen.
Genosse Dr. Kurt Libera, Vorsitzender
der Arbeitsgruppe Geschichte/Programm
begründete vor dem Landesparteitag die
Thesen des Landesvorstandes. Der Inhalt
seiner Ausführungen wird hier wiederge-
geben:

Auf Anregung des Landesvorstandes
begann unmittelbar nach den Bundes-
tagswahlen `94 die Arbeitsgruppe Ge-
schichte/Programm mit der Diskussion
zu Grundfragen der mittelfristigen Poli-
tik des Landesverbandes. Wesentliche
Eckpunkte der Landespolitik sollten for-
muliert und dabei die spezifischenbran-
denburgischen Bedingungen im Rahmen
der BRD berücksichtigt werden. Uber
viele Stationen der Diskussion -u. a. mit
den PDS-Kreisvorsitzenden und dem
Landesparteirat - wurde der Entwurf im
Dezember '94 veröffentlicht. Was war
das Anliegen?

l. Es ist notwendig für die PDS Bran-
denburg, landespolitisch selbstbewußt

eine eigenständige Reformvariante, eine
eigenständige mittelfristige Position zu
formulieren. Sie muß als eine sozialisti-
sche Partei, die sich der radikalen Verän-
derung des Systems verpflichtet fiihlt, dies
auch in die Landespolitik einzubringen
versuchen. Sie muß sich von den anderen
im Land agierenden Parteien klar unter-
scheiden. Das ist im Vergleich zur SPD
geradezu zwingend. In dem Maße, wie wir
es heute und in den nächsten Jahren sicht-
bar und überzeugend verstehen, uns nicht
„kontra“, sondern „alternativ“ zur SPD-
Politik zu verhalten, werden wir am Ende
der Legislaturperiode unsere Wähler wie-
derum überzeugt haben. _.

2. Neue Momente unserer Wirkungsbedin-
gungen sind zu berücksichtigen: Es ist
nicht gelungen, in der Bundesrepublik ins-
gesamt konservative Positionen zurückzu-
drängen. lm Gegenteil, über Jahrzehnte
erkäınpfte Errungenschaften im politischen
und sozialen Gefüge der BRD werden aus-
gehebelt und rückgängig gemacht. Diese
Frage der Entwicklung hat eine fundamen-
tale internationale Dimension: Gewinnt in
der westlichen Industriegesellschaft 50
Jahre nach Kriegsende und nach der Auf-
hebung der weltweiten konträren Blöcke
die konservative Position mit ihrem letzten
Endes selbstzerstörerischen Konzept -
oder gelingt es, die Entwicklung zu einer
überlebenssichernden und sozial gerech-
ten, solidarischen Gesellschaft einzu-
leiten?

3. Daraus muß die Frage abgeleitet wer-
den, wie wir unser Verhältnis zur SPD hier
in Brandenburg, wo sie mit absoluter
Mehrheit regiert, bestimmen: Wird die
SPD unter Nutzung der föderalen Struktu-
ren eine Alternative in dieser BRD entwik-
keln? Und wie muß sich die PDS zu den
tatsächlichen oder fraglichen Reformansät-
zen der SPD positionieren? Wie machen
wir unter solchen Bedingungen unsere pro-
duktive Kontrapunktion für den Bürger
nachvollziehbar?

4. Das ist unseres Erachtens ein Problem,
das sich nicht nur aus der Gegenüberstel-
lung zur SPD ergibt, sondern vielmehr und
zuerst aus unserem Verständnis von Oppo-
sition, Verantwortung und Mitverantwor-
tung. Wir müssen darüber nachdenken,
inwieweit unsere Oppositionsaussage die

grundsätzliche Bereitschaft zu Regie-
nıngsmitverantwoıtung beinhalten muß.
Das hat mit der Wahrhaftigkeit unserer
Oppositionspolitik zu tun, und ist kei-
nesfalls Ausdruck für ein Bestreben,
möglichst rasch und mehr oder weniger
prinzipienlos in eine Landesregierung
eintreten zu wollen. So etwas muß ohne-
hin immer konkret oder aktuell entschie-
den werden. Wir sehen hierin vielmehr
eine Gnmdfrage unseres demokrati-
schen Selbstverständnisses und unserer
Vorstellung vom Sozialismus als Ziel
und Weg.

5. Der ganze Komplex berührt ebenso
unser Selbstverständnis von Bildung im
weitesten Sinne. Ein ernsthafter, zu-
kunftsbezogener Disput setzt die Bereit-
schaft voraus, zu lernen, Neues aufzu-
nehmen. Die PDS hat indieser Bezie-
hung einen sehr großen Nachholebedarf.
Wir müssen auch weiterhin alles befra-
gen und in Frage stellen. Wir müssen
unser in der Vergangenheit erworbenes
gesellschaftliches Wissen kritisch prü-
fen und uns klar darüber sein, daß es
keine ehern festgeschriebenen Prinzipi-
en gibt. Gleichzeitig müssen wir zu neu-
en Fragen Zugang finden oder zu sol-
chen, die wir bisher kaum beachtet ha-
ben: Gesellschaftsvertrag, Liberalität,
Zivilgesellschaft u.a.m.
Schließlich ist es erforderlich, unsere
Vorstellungen unter ökologischen Ge-
sichtspunkten neu zu durchdenken. Wir
haben uns in dieser Richtung von der
Bildungskonzeption der Berliner Genos-
sen anregen lassen. Der Club of Rome
hat in seineın letzten Jahresbericht kon-
statiert, daß das Ende der Welt vorpro-
grammieıt ist, wenn der Zerstörung der
natürlichen Umwelt nicht strikt Einhalt
geboten wird. Vorrang der Ökologie
bedeutet eine vollkommene Umkehr in
der bisherigen Produktionsweise, die
auf eine Zerstörung der Natur gerichtet
ist. Das Primat der Ökonomie gegen-
über der Ökologie muß abgelöst wer-
den.

(Bernhard Tschemig ist Pressesprecher
des PDS-Landesverbandes Branden-
burg; Kurt Libera ist Vorsitzender der
Arbeitsgruppe Geschichte/Programm
des PDS-Landesverbandes)
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Dokument 8
Gerhard Branstner: Der falsche Gegner, die falschen Methoden, das falsche Ziel.
Nachträgliche Randglossen zur l. Tagung des 4. Parteitages der demokratischen
Sozialisten
In: ››Nettes Deutschland« vom 25 ./26. März 1995

Im Vorfeld des Parteitages war
ständig von einer Regierungs-
beteiligung der PDS die Rede.
Nie war die Rede von einem
Bruch des Wahlversprechens.
Da war bekanntlich Opposition
zugesagt werden und nicht ein
Beitritt in eine bürgerliche Re-
gierung (und andere gibt es
nicht). Mit diesem Verspre-
chensbruch werden selbst die-
jenigen Wähler gefoppt, die
nichts gegen eine Regierungs-
beteiligung haben, denn ihnen
wird nicht gesagt, warum der
plötzliche Wechsel.

Mitregíeren?
Da plappert jeder
auf eigene Faust

Statt aus bösen Erfahrungen
früherer Regierungsbeteili-
gungen (z.B. in Frankreich)
Nutzen zu ziehen, plappert je-
der auf eigene Faust nach Be-
lieben und ohne Konzeption
der Gesamtpartei drauflos und
macht Angebote, auch wenn
der anvisierte Partner, wie die
SPD in Potsdam, sich darüber
als einer „politischen Kuriosi-
tät“ lustig macht. Lustig ist al-
lerdings kaum, was die Ge-
nossen .\-'Iarkov und Nicht der
PDS so alles abverlangen, um
der Beteiligung an einer bür-
gerlichen Regierung würdíg zu
sein. Dazu gehöre, „sich voll-
ständig von dem illusionären
Revolutionst.ag X zu verab-
schieden“. Na klar, solche illu-
sionären Tage X gehören auf
die Oppositionsbank. „Und
schließlich müßte auch in der
PDS das klassische Freund-
Feind-Denken aufgebrochen
werden." Noch klarer, ab so-
fort werden wir Kohl nicht
mehr einen rotlackierten Fa-
schisten schimpfen und die
SPD nicht mehr einen Klist-
haufen (wie Scharping ' die
PDS). Und zur Oppositionsrolle
behaupten die Herren Genos-
sen: „Wer nur kritisiert und
seine›.Altcrnativen zum Aus-
schlachten letztlich immer an-
deren, etwa der Regierung
überläßt, lügt sich selbst und
seinen Wählern auf Dauer in
die Tasche.“ Das nun ist der
Gipfel der Groteske: Wenn Op-
position Erfolg hat, lügt man
sich selbst und den Wählern
in die Tasche. Demnach kann
nur unnütze Opposition ehrlich
sein? Wer lügt da wem in die

Tasche? Damit kein Mißver-
ständnis auikommt: Das Pro-
blem ist weniger eine Regie-
rungsbeteiligung, als vielmehr
die voreilige, selbsterniedri-
gende, unseriöse Art, in der
man sich um sie bewirbt.

Als Begleitung:
Abgesang an

den Klassenkampf
Die übereifrig -wiederholten
Beitrittsangebote sind schon
verdächtig genug.'Wenn aber
als Begleitmusik dazu die Ab-
schaffung des Klassenkampfes
eingeläutet wird (wie in den
,.10 Thesen zum weiteren Weg
der PDS“), dann deuten sich
da üble Zusammenhänge an.
Darauf, warum derartige
Dummheiten, wie der Abge-
sang des Klassenkampfes, sich
bei bestimmten Anlässen re-
gelmäßig wiederholen, muß
nicht näher eingegangen wer-
den. I-Iier sei nur auf Jürgen
Kuczynski verwiesen, bei dem
zu lesen ist; „Wir stehen vor
dem stärksten Großangriff des
deutschen Kapitals auf die La-
ge der Arbeiter.“

Aber die Ansicht von Fach-
leuten geniert die Thesenver-
künder nicht im geringsten. Da
wird in schlechtem Deutsch
von einem .,vereinfachten und
reduzierten Denken in den Ka-
tegorien von Klassenkampf'
fabuliert, so daß wir nun bei-
spielsweise im ungewissen
sind, ob der Versuch, eine so-
zialistische Partei mittels eines
bürgerlichen Steuerbescheids
auszumerzen, wirklicher Klas-
senkampf war. oder wir irr-
tümlicherweise nur in den Ka-
tegorien von Klassenkampfge-
dacht haben. Dann hätten un-
sere verehrten Genossen um-
sonst gehungert.

Da Bertolt Brecht im „Lied
vom Klassenkampf“ behaup-
tet, daß der Regen von oben
nach unten fließt, müssen wir
ihm wohl bei Gelegenheit ein
Ultimatum stellen. Oder sollten
wir uns nicht besser gleich
ganz von ihm trennen? Je
mehr wir das Werk von Brecht
in Erinnerung rufen, desto we-
niger können wir es billigen.
Da ist zum Beispiel die be-
kannte Zeile aus der „Kriegsfi-
bel“: „Der Schoß ist fruchtbar
noch, aus dem das kroch.“
Brecht hat erklärtermaßen mit

dem „Schoß“. aus dem der Fa-
schismus kroch, die kapitali-
stischen Eigentums\'erhältnis-
se gemeint. .\"un haben wir
aber laut Referat auf dem Par-
teitag „aus dem Fiasko des
Staatssozialismus gelernt, daß
die Enteignung der Produk-
tionsmittel und ihre Verstaat-
lichung nicht zur Lösung der
Probleme führt." Der Faschis-
mus war demnach kein Pro-
blem, denn das wurde durch
die Enteignung der Kriegsver-
brecher gut gelöst, wenn leider
auch nur im Osten Deutsch-
lands. Enteignung der PM ent-
hält doch níchtnur die Frage,
was der neue Eigentümer nun
macht, sondern immer auch
und zuallererst, was der alte
nun nicht mehr machen kann.

So viel Dummheiten
kann sich keine

Partei leisten
Wie oft muß denn das „Krupp-
zeug“ die Welt ins Elend stür-
zen, um es ein und für allemal
zu enteignen? Aber wenn die
Kriege und Auschwitz und die
Millionen Verhungernden in
der Dritten Welt laut Referat
keine Probleme sind, die durch
Enteignung gelöst werden kön-
nen, dann müssen wir wohl
warten, bis der Kapitalismus
unsere natürlichen Lebensbe-
dingungen unumkehrbar zer-
stört, bis er alles und alle um-
gebracht hat, einschließlich
sich selber. Dann kann die Ent-
eignung tatsächlich „nicht zur
Lösung der Probleme" führen.
Weil wir da keine mehr ha-
ben. _

Kapitalistisches Eigentum an
den Produktionsmitteln und
mörderischer Profit sind sich
gegenseitig Bedingung. eines
setzt das andere voraus und
hat das andere zur Folge. Das
ist die Logik der Wirklichkeit.
Und wie steht es mit der Logik
des Gedankens?

Erstens: Wenn nach dem
Versagen des „realen Sozialis-
mus“ einibesser funktionie-
render Sozialísmus laut Par-
teiprogramm für möglich ge-
halten wird, wieso soll dann
eine Seite von ihm, nämlich
das gesellschaftliche Eigen-
tum, nicht auch besser funk-
tionieren? (Oder ist Sozialis-
mus ohne sozialistisches Ei-
gentum denkbar?) Zweitens:

Das Eigentum kann im Sozia-
lismus nicht an sich bewertet
werden, sondern nur als Ele-
ment der gesamten Produk-
tionsverhältnisse. Diese Dia-
lektik wird im Referat igno-
riert. Drittens: Wenn man das
kapitalistische Eigentum nicht
antasten, seine . Folgen, das
profitorientierte, umweltzer-
störende, weil „urıgebändigte“
Wachstum aber bändigen will,
dann soll dem Bären das Fell
gewaschen, aber nicht naß ge-
macht werden. (Nachdem ein
Sozialismus ohne sozialisti-
sches Eigentum erfunden wur-
de, wird nun umgekehrt wie-
der mal ein Nichtkapitalismus
trotz kapitalistischen Eigen-
tums erfunden.)

So viele Dummheiten, ge-
nauer: so viel Dummheit dari
sich eine wirklich sozialistische
Partei in einer derart folgen-
schweren Frage wie dem Ei-
gentum an den Produktions-
mitteln nicht erlauben.
Schließlich steht sie in einer
150jährigen Tradition wissen-
schaftlichen Denkens. Da ver-
bieten sich Scherze aus dem
Armel.

Die leichtfertige Bewerbung
um Beteiligung an einer bür-
gerlichen Regierung, die De-
nunziation des Klassenkamp-
fes und der Verzicht auf die
Enteignung der permanenten
Weltzerstörer sind drei ekla-
tante Attacken, von denen
schon eine genügt, um die Par-
tei aus der sozialistischen Bahn
zu werfen.

Die PDS ist existentiell ge-
fährdet, von außen und von in-
nen. Sie ist die einzige nicht-
bürgerliche Partei in diesem
Lande und wird mit dem Ziel
ihrer Vernichtung bekämpft.
Und sie ist in sich nicht gefe-
stigt, sie sucht noch und hat
sich noch nicht gefunden. Das
erklärt viele ihrer Ungereimt-
heiten, ist aber auch das un-
trügliche Zeichen dafür, daß
sie nicht mehr die SED ist. Sie
hat sich von den Strukturen
und dem Selbstverständnis der
SED prinzipiell und für immer
verabschiedet. Der Stalinismus
hat in der PDS ein und für al-
lemal ausgespielt. Die wirkli-
che Gefahrdung besteht in der
Verbürgerlichung.

Erstens: Alle sozialistischen
oder kommunistischen Partei-
en tragen die „Muttermale“ der



Gesellschaft, aus der sie her-
vorgegangen sind, an sich. Und
diese „Muttermale“ werden
ständig neu belebt und v.ererbt.
Dagegen ist keine Partei gefeit,
denn keine Partei ist sich der
Gefahr -dieser Überkommen-
schaft bewußt. Daher hat auch
noch keine Partei sich ernst-
haft mit dieser Bürgerlichkeit
auseinandergesetzt.

Zweitens: Der internationale
Zerfall des Sozialismus und die
massive Rechtsverschiebung
haben die Linken in aller Welt
in Bedrängnis gebracht. Es ist
doch mehr als blauäugig zu
meinen, daß deın zwar alle an-
deren Tribut zollen, nur die
PDS nicht. Es ist mehr als blau-
äugig, denn es ist die scham-
hafte Leugnung der eigenen
Verbürgerlichung.

Drittens schließlich sind die
menschlichen, allzu ınenschli-
chen Schwächen eine ständige
Gefährdung.

Diesen drei Gefährdungen
und dem Umstand, daß die
Partei noch sucht und sich
noch nicht gefunden hat, sind
die meisten osteuropäischen
sozialistischen Parteien zum
Opfer gefallen. Auch für uns
ist die Gefahr keineswegs aus-
gestanden, im Gegenteil. Das
beweisen die Attacken in der
Regierungs-. Klassen- und Ei-
gentumsfrage. Und das be-
weist eine Reihe anderer Vor-
gänge. von denen hier nur ei-
nige, genannt sein sollen, wie
z.B. der umstrittene Vortrag
des Genossen Dietmar Keller
in der Eppelmann-Enquete
Kommission. Wenn Genosse
Gysi meinte. er wolle da nicht
kritisieren, weil der Vortrag zu
viele Wahrheiten enthalte,
kann man ebenso umgekehrt
meinen, daß der Vortrag nichts
als eine große Unwahrheit ent-
hielt, nämlich die historische
Verleumdung der DDR, ihre
Leugnung als bessere Alterna-
tive. Ohne die richtige histori-
sche Sicht werden aber die
„vielen Wahrheiten" nicht zu
Belegen für die vielen stalini-
stischen etc. Verbrechen am
Sozialismus, sondern zu Bele-
gen der Verbrechen des So-
zialismus. (Wie von Eppel-
mann gewollt).

Gewiß ist vieles von dem,
was Sahra Wagenknecht über
den Sozialismus von sich gibt.
nicht gerade stubenrein und
gehört auf den Kehrricht; aber
vieles, was sie an Kritischem
zu Vorgängen in der PDS sagt,
ist bedenkenswert. Was soll da
die Entgegnung, daß sie den
Unterschied von Bonner Re-
publik und Berliner Republik
nicht begriffen habe? Den im
Referat behaupteten Unter-
schied kann doch wirklich kein
Mensch begreifen.

Die PDS war weder auf einen
Wahlerfolg (Wiedereinzug in
den Bundestag) noch auf eine
Niederlage vorbereitet. Es war
zu vieles aufgescboben wor-
den, gewollt und ungewollt.
Kein Wunder, daß man mit
dem Wahlergebnis nichts an-
zufangen wußte, also spielte
man verrückt. Statt den Wahl-
erfolg maximal zu nutzen, haut
man sich selber die Beine weg,
bricht Phantomkämpfe vom
Zaune, wirft mit Thesen und
Punkten und Ultimaten um
sich und schlägt auf den .,Sta-
linismus“ in der PDS ein. Wenn
das der Preis für den Eintritt
in eine Regierung _oder andere
Eintritte sein sollte, so wurde
mit falscher Müıize bezahlt.
Man schlägt den Sack und
ıneint ja was denn eigent-
lich? Mit all diesen unseriösen
wie verdächtigen Aktivitäten
wurde die Partei ohne ersicht-
lichen Grund in schlimme Not
gebracht. Was ist da, teure Ge-
nossen, in Euch gefahren?

Nach ihren mehrfachen für
die Partei gefährlichen Seil-
tänzerstücken erhielten Bisky
und Gysi unzählige Briefe. in
denen beide beschweren wur-
den, das „ultimative Vorgehen“
nicht weiter fortzusetzen. Die
Hälfte der Mitglieder der Bun-
destagsgruppe der PDS kriti-
sierte in einer Erklärung, daß
die Parteispitze nach dem
Wahlerfolg ohne Not eine „kri-
senhafte Situation“ der Partei
herbeigeführt habe. All diese
warnenden, beschwörenden,
flehenden, kritischen Stimınen
stießen auf eine Ignoranz, die
in ihrer ljnberührbarkeit er-
schreckend war.

Einige Fakten zum
Verhältnis zur SPD
,v

Und schließlich äußerte Sylvia-
Yvonne Kaufmann nach dem
Parteitag in einem Gespräch
in Schwerin: Die Delegierten
des Parteitages haben iiber-
haupt noch nicht verstanden,
daß wir als PDS in eine völlig
neue Phase unserer Entwick-
lung eingetreten sind... Unsere
Delegierten sind eben rechte
Deppen. Ihnen ist entgangen,
was sie selber verhandelt ha-
ben. Oder werden so wichtige
Dinge wie „völlig neue Phasen“
nicht auf dem Parteitag reflek-
tiert oder beschlossen? Wo
dann? Hat man uns etwa ein
Ultimatum verheimlicht? Das
sind nur einige wenige Bei-
spiele der Gefährdung, der die
Partei ausgesetzt ist. Und die
Hauptgefahr ist. diese Gefähr-
dung zu leugnen.

Um das Verhältnis von PDS
und SPD zu klären, einige hi-
storische Fakten: Die Zustim-
mung zu den Kriegskrediten
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1914 war der Sündenfall der
deutschen Sozialdemokratie.
Aus einer sozialistischen war
endgültig eine bürgerliche Par-
tei geworden. Daher ihr per-
manent schlechtes Gewissen,
vor allem gegenüber den deut-
schen Kommunisten. Der ier-
sten Zustimmung folgten wei-
tere Zustimmungen zur Fi-
nanzierung des Massenmor-
dens. Und nach dem Kriege die
Ermordung von Rosa Luxem-
burg und Karl Liebknecht un-
ter Beteiligung des SPD-Spit-
zenmannes Gustav Noske. Nun
folgen die Massenmorde zur
Niederschlagung der Revolu-
tion. Und schließlich die Mas-
senmorde an den Kämpfern,
die den konterrevolutionären
Kapp-Putsch niedergevvorfen
haben. „Merkwürdig nur", re-
sümiert Sebastian. Haffner.
„daß es eine sozialdemokrati-
sche Regierung war, die den
Krieg gegen die Arbeiterklasse
fiihrte.“

Ohne den Verrat der Revo-
lution, ohne die Ermordung
von' Liebknecht und Luxem-
burg (unter deren Führung die
deutsche kommunistische Par-
tei einen entschieden anderen
Weg genommen hätte), ohne
die Konservierung und Akti-
vierung der Freikorps als
Grundstock der späteren fa-
schistischen Armee wäre ein
Hitler, wäre die Machtübertra-
gung auf die Faschisten un-
möglich gewesen.

Hier sollten nur einige der
schlimmsten Schweinereien
der Sozialdemokratie genannt
werden, um deutlich zu ma-
chen, daß die von der SPD so
genannte Zwangsvereinigung
der beiden Parteien nur einem
Zwang folgte, nämlich dem
Zwang der historischen Erfah-
rung von Faschismus und
Krieg. Und diesen Zwang, das
belegen die vorigen Beispiele,
hat wesentlich die SPD ver-
schuldet. Das macht die So-
zialdemokraten nicht gerade
zu einem begehrenswerten
Partner. Und wenn sie ange-
sichts dieses schrecklichen
Schuldkontos von der PDS dau-
ernd Schuldbekenntnisse ver-
langen, ınacht sie das nicht be-
gehrenswerter, sondern nur
komisch. Aber was hilft's, sie
sind nun einmal der wichtigste
Partner, wo nicht der einzige.
Ohne das Zusammengehen
beider Parteien sind die deut-
schen Angelegenheiten nicht
zu regeln.

Babylonische
Begriffsverwirrung

Ein zunehmendes Ärgernis ist
die geradezu babylonische Be-
griffsverwirrung in der PDS

und um sie herum. Allein der
Unfug, der mit den Begriffen
Kommunismus, Antikommu-
nist, Stalinismus, Revolution,
Reform und dergleichen ge-
trieben wird, ist einer soziali-
stischen Partei unwürdig.
'Während andere Parteien uns
um unser intellektuelles Po-
tential beneiden, lassen wir es
regelrecht verkommen. Statt
der Begriffsverwirrung zu Lei-
be zu rücken, werden den Ge-
nossen auch noch 10 Thesen
an den Kopf geworfen-, ohne
ihnen zu sagen, daß das als
abschreckendes Beispiel ge-
dacht war. Wer übernimmt da-
für die Verantwortung?

Die Krisendynamik des spä-
ten Kapitalismus verursacht
oder überschattet alle Proble-
me unserer Zeit, die kleinen
und die großen, die nahen und
die fernen. Ohne die Beziehung
auf diese Krisendynamik (die
ökonomische, ökologische, so-
ziale, kulturelle unter Ein-
schluß der Dritten Welt] mußte
das Referat auf dem Parteitag
unvermeidlich einen Stich ins
Provinzielle kriegen. Diese Kri-
sendynamik bedarf dringend
der wissenschaftlichen Aufhel-
lung: In ihren Ursachen, ihren
Abläufen und in den möglichen
Alternativen ihres historischen
Ausgangs. Da hilft nur ernst-
hafte Forschung, kein verzag-
tes Klein-Klein-Spiel.

Ohne solche seriösen wis-
senschaftlichen Vorrausset-
zungen ist die Verbindung von
operativer, kreativer Alltags-
arbeit der Partei mit der Vor-
bereitung grundlegender Ge-
sellschaftsumwandlung nur
provisorisch zu realisieren. In
der Verbindung dieser Gegen-
sätze besteht die einmalige
Chance einer wirklich soziali-
stischen Partei. Ohne einen Be-
griff von der Dialektik dieser
Verbindung wird alles zu Poli-
tikasterei. Und die Folge sind
falsche Fronten.

Die Selbstdarstellung einer
Partei verrät viel über ihren
Charakter. Auch dann, wenn
die Selbstdarstellung über ih-
ren wirklichen Charakter hin-
wegtäuschen soll. Die Heuche-
lei ist allen bürgerlichen Par-
teien eigen, sie ist ihre zweite
Natur. Heuchelei ist die Aus-
geburt der bürgerlichen Poli-
tik. Für eine sozialistische Par-
tei ist Heuchelei der Anfang
vom Ende. Die PDS hat noch
nicht ihre eigene Sprache, die
ihr originäre Wahrhaftigkeit
gefunden. Sie muß nicht nur
deutlich machen", was sie will,
sondern auch, was sie ist.
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Die PDS. bewahrt die wirkli-
chenf Ideale des `Sozia'.lismus,
wie sie aus deı_n.í`Urchristen-
tum, A aus fder G leiderfahrenen
Menschlichkeit, dem opferrei-
chen Kampf gegen Elend_ und
Krieg, dem “ Streben nach
Wahrheit und Gerechtigkeit er-
wachsen sind. A “ ._ ~`

Die PDS wird niemals den
Kampf aller gegen alle als ein
Ideal der .›Freiheit` akzeptieren.
Sie ist die. Heimat derer, die
den Ellenbogen 'nicht für den
wichtigsten Körperteil halten,
die des Kampfes mit ihm un-
fähig' und unwillig sind. Dem-
entgegen übt und pflegt sie So-
lidarität, Verläßlichkeit, Ehr-
lichkeit, Offenheit und Natür-
lichkeit. , _

Die PDS hält den Streit der
Meinungen für unerläßlich und
verabscheut die Vortäuschung
von Einigkeit und Geschlos-
senheit. Daher ist das Bild von
ihr durch 'die ständige ge-
dankliche Auseinandersetzung
bestimmt. Siei achtet "die Frei-
heit des›Einzelnen und kennt
'keinerlei Bevormniidungfil* sie
bek_äm'pft " den *Fraktionszwang
'un'd'“aii'dere . de'ra`ftigë' Zwänge
in allen offenen und versteck-
ten Formen. Ihre Demokratie
ist nicht die Herrschaft der
Mehrheit über die Minderheit,
ihre Demokratie» ist die ~Demo-
kratie des Herzens.

Zum besseren Leben gehört
auch die Sicherheit des Uber-
lebens: für uns und unsere Kin-
der und Kindeskinder. Diese
Sicherheitkann nur eine anti-
kapitalistische Gesellschaft
bieten. Daher das gute Gewis-
sen der Sozialisten in ihrem
Kampf gegen den Kapitalis-
mus, daher ihr Recht auf
Selbstbewußtsein. Folglich
wird die PDS am meisten ver-
leumdet. Sie wird von allen be-
fehdet, weil sie das schlechte
Gewissen aller anderen Par-
teienist. S _

Der Sozialismus ist nicht nur
eine (früher oder später er-
reichbare] Gesellschaftsform,
er ist auch eine Gesittung, eine
Gesinnung, eine.Denkweise, ei-
ne Moral, ein humanistisches
Regelwerk des Umgangs mit-
einander. Und- `die Partei muß
die Vorübung, die Vorahmung
dieser Art von Sozialismus
sein. Dann _ist sie das erfolg-
reichste Mittel gegen den~Ka-
pitalismus. i

ı . - f 'f i"
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Klaus Staeck. Aus: Die Gedanken sind freı Plakate Berlin 1980

Im schrittweisen Erreichen
dieses Zieles besteht ihre Er-
neuerung, ihre Reforrnierung.
Nicht in der Verbürgerlichung.
Und wenn sie dem ihr eigenen
Ziel erkennbar näherkoinmt,
wird ihr Potential hier und in
den alten Bundesländern kon-
tinuierlich größerwerden.

Die PDS ist die Partei, die
sich weit mehr als alle anderen'
gewandelt hat. Nicht, weil sie
die meisten Wendehälse in ih-
ren Reihen hätte (die tun sich
längst woanders um), sondern
weil sie sich entschieden aus
der geistigen Umklammerung
der Vergangenheit befreit hat.
Und da hatten auch die „ulti-
mativen“ und anderen Unge-
hörigkeiten der führenden Ge-
nossen ihr Gutes, sie haben ei-
ne Menge Mitglieder dieser
Partei gegen ihre Oberen re-
spektloser gemacht. ln Ver-
bindung mit der gehörigen
Achtung ist Respektlosigkeit
gegen? die Oberen eine wesent-
liche Voraussetzung von De-
mokratie. Das funktioniert
nicht überall und in' jeder Par-
tei. Vermutlich funktioniert es
nur in der-PDS. Wir sollten uns
das bewußt machen und was
draus zu machen.
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Kalten Krieg mit PDS zu den Akten legen. Prominente Berliner SPD-Linke: Dis-
kurs forcieren, zu normaler Zusammenarbeit bereit sein«. Interview mit Peter
Strieder
In: »Neues Deutschland« vom 25./26. März 1995

In Berlin schlagen seit Montag die Wogen in ,der SPD hoch.
Zwei bekannte Partei-Linke, Ex-Jugendsenator und MdB Tho-
mas Krüger und der Kreuzberger Bürgermeister Peter Strieder,
verlangen Kurswechset gegenüber der PDS: „politischen Dis-
kurs forcieren, zur normalen Zusammenarbeit bereit sein".
ND zitiert untenstehendiaus ihrem lnnerpartellichen Papier.
Auf Bundesebene ist der Vorstoß mit Namen wie Schröder,
Verheugenund Bahr verbunden. ND sprach mit dem Mit-Autor'
PETER STRIEDER.. r

Herr Strieder, sie ermuntern
Ihre Partei, in der Auseinan-
dersetzung mit der PDS die
Kategorien. des kalten Krie-
ges. zu den Akten zu legen.
Gibt es denn überhaupt eine
Auseinandersetzung mit der
PDS? `

Es gibt eineiumpdie Wähler
der PDS. Allerdings erscheint
Thomas Krüger und mir die
Befassung mit Programm und
Politik der PDS als völlig unzu-
reichend. Es; wurde . bislang
auch nichts unternommen, um
Diskussionsprozesse in K die
PDS hineinzutragen. Statt des-
sen kalter Krieg. " ›
Was. meinen Sie damit ge-
nau? ,.

I Früher nannte man das
auch billigen Antikommunis-
mus..
Ist das nicht absolut ana-
chronistisch?  _.

Die schlimmen Erfahrungen
des Mauerbaus und der exi-
stentiellen Bedrohung der
Stadt durch die`SED prägen
uns im Westen Berlins._Speziell
für meine Genossen kommen
noch Zwangsvereinigung,
Bautzen, zerstörte Biografien
hinzu. Andererseits war na-
türlich innerhalb des System-
gegensatzes Ost-West eine ra-
tionale Auseinandersetzung
gar nicht gefragt. S
Ist das, was Sie jetzt in bezug
auf die PDS vorschlagen, so
etwas wie Neue Ostpolitik der
SPD imkleinen? -

. «

Nein, denn es geht um die
demokratische Konkurrenz in-
nerhalb eines Systems. Um so

'.\

I'

mehr sollten da Kategorien des
kalten Krieges tatsächlich als
anachronistiscli gelten.
Ist Ihr Papier ein Gesprächs-
angebot an die PDS?  .

Ja sicher, aber es soll ebenso
der SPD helfen, sich eine Posi-
tion zu erarbeiten, die z. B.
hinausgeht über den jüngsten
Beschluß unseres Berliner
Landesparteitages. . .s  « ,
. . . der Koalition mit und
auch Tolerierung durch die
PDS in Berlin ausschließt.
Dafür gab es inıdanuar 165
von 235 Delegiertenstim-
men. r - `

Das wollen wir auch nicht
in Zweifel ziehen. Gleichzeitig
wurde auch beschlossen, daß
wir uns künftig mehr um die
PDS-Wähler kümmern wollen.
Der Beschluß alleine dürfte die
aber nicht so richtig beein-
drucken, befürchte ich.
Deshalb jetztalso Ihre Umar-
mungsstrategie. Sie meinen,
integrative Signale an die
PDS schlössen deren Wähler
mehr für die SPD auf?

Natürlich geht es uns um die
Wähler der PDS. Aber es geht
durchaus auch um Reformpo-
litik insgesamt.
Wie stellen Sie sich die denn
mit der PDS vor?

Ich möchte nicht von Re-
formpolik mi t der PDS reden.
Es geht zuerst um ganz ele-
mentare Dinge. Daß z. B. je-
mand ans der SPD, der zu einer
Diskussionsveranstaltung der
PDS geht, nicht am nächsten
Tag von irgend jemandem der

~ ı

Kornrríunistenfreundlichkeit
bezichtigt werden kann. Die
SPD bliebe so' immer in der De-
fensive; t ' ~
Wie lautet dagegen Ihr An-
satz? i

Wenn uns die PDS, um bei
diesem Beispiel zu bleiben, ein
Forum bietet, auf dem wir ja
auch unsere Ideen vertreten
können, dann sollten wir ein
solches Forum nutzen. Damit
kann man in der PDS Diskus-
sionen anregen und PDS-Wäh-
lern zeigen, daß die SPD ,of-.
fensiv um Mehrheiten kämpft.
Sie würden "also persönlich
ein Gesprächsangebot an-
nehmen?

Natürlich. .Und wir wollen
darüberhinaus innerhalb der
gesamten SPD überzeugen,
daß es nötig ist, auch in die
Höhle des Löwen zu gehen. f.
Könnte ein Ziel dieses von Ih-
nen angestrebten Diskurses
letztlich auch Zusammenar-
beit sein?

PETER STRJE-
f DER (42), gelernter

Jurist, zwölf Jahre
Arbeltsrichter. Seit
Oktober 1992 Be-
zirksbürgermeister

. In Ber|in-Kreuz-
be_rg (156 000 Ein-
wohner). In den

i 80er Jahren West-

Buttgereit zusam
men, zweı ge-
meinsame Kınder
Personlich nahe
kommen mochte
er gern dem, was
ıhm gerade eın
Burger per Brıef
wunschte Kreati-

;« vität und Hartnäk-
; kigkeit.-' _
j ` Foto: Grahn

berlins Juso-Vor-
sitzender und
SPD-Bezirkschef..

-Lebt mit Berlins
SPD-Vizin Monika

 

Zusammenarbeit gibt es ja
ohnehin bereits.. Parlamenta-
risch; kommunal. Es geht uns
aber auchkünftig nicht etwa
darum, einem Gespenst der
Einheit der Linken- hinterher-
zulaufen. Mich interessiert
eher die soziale Basis der PDS-
Mitglieder und' ihrer Wähler.
Da, vor allem in den Problemen
des untersten Drittels der Ge-
sellschaft, gibt es Berührungs-
punkte. Mir geht es darum, für
eine Politik der sozialen Si-
cherheit eine Mehrheit zu or-
ganisieren. _ ~ '
Aber Sie wollen durch Dis-_
kursauch die PDS verändern,
vielleicht gar zum linken Flü-
gel der SPD machen?

Das erste Interesse muß im-
mer sein, für die Kräfte in der
PDS, die sozialdemokratisch
denken, eine politische Heimat
zu werden. Oder aber die PDS
insgesamt in eine Richtung zu
drängen, die sie zu einer Partei
realistischer, sozialer Reform-
politikmacht. Dann kann man
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übrigens auch mit ihr stärker
zusammenarbeiten - wenn sie
nämlich die von uns genannten
Bedingungen für den Diskurs
erfüllt. «
Beides würde wohl auf eine
Spaltung der PDS hinauslau-
fen. Ist das nicht illusionär?

Man muß in anderen Zeit-
räumen als in denen eines
Wahlkampfes denken. An-
derswo gab es in Westeuropa
immer linkssozialistische Par-
teien. Anderswo "wurden dort
Kommunisten in hohe Staats-
ämter berufen. Bei uns haben
sich die Grünen ja in 1 5 Jahren
auch dramatisch verändert. .
Die PDS hat sich inzwischen
fest im Osten etabliert. Ließe.
sie sich durch die SPD nicht
noch eher entzaubern, wenn
man sie direkt mit in Regie-
rungsverantwortung- näh-
me? ~ K

Was Berlin angeht, so halte
ich das auf Landesebene für
nicht denkbar. Die Erfahrun-
gen in Berlin-sind, anders als
etwa in Magdeburg, zuprä-
gend. Selbst Bot/Grün hätte es
nach den Wahlen im Herbst
sehr schwer-mit den dauern-
den Koalitionskompromissen.
Dazu noch Abhängigkeit von
der PDS, das drohte die Stadt
derzeit zu zerreißen.
Ihr Papier wird innerpartei-
lichin Berlin scharf ange-
griffen. Wie stecken Sie das
weg? _

Mit der Gewißheit, daß es
keinerlei politische Bewegung
geben würde, wenn Leute
Angst. haben, Themen auch
nur anzunühren. Auch mit der
Gewißheit, daß mancher an-
ders redet, wenn er unser Pa-
pier denn wirklich mal gelesen'
hat. Und es nicht etwa nur aus
der wütenden Reaktion der
hiesigen CDU zur Kenntnis
nimmt. ` “ -

Ü Gespräch:
MICHAEL MULLER

In dem achtseitigeñ Positions-
papier der Berliner SPD-Lin-
ken Thomas Krüger und Peter
Strieder heißt es unter der
Uberschrıft „Die Herausforde-
rung annehmen - Uber den of-
fensiven Umgang der SPD mit
der PDS “ u.a.: -

I Die jüngsten Landtags- und
Bundestagswahlen haben es
deutlich gemacht: Eine politi-
sche* Mehrheit in Bonn_ oder
Berlin unter Führung der SPD
und jenseits von gro en Koali-
tionen kann es derzeit nur ge-
ben, wenn die SPD die Kon-
kurrenz mit der PDS offensiv
sucht und ihr„Themen und
Wähler str.,eitig macht. . .

Bereits vor B15 Jahren hat
die SPD versucht, sich der Kon-
kurrenz der Grünen dadurch
zu entziehen, daß sie. sie zur
„Nicht-Konkurrenz“ erklärte.
Man wollte mit den „Schm_ud-
delkindern“ nichts zu tun ha-
ben und glaubte, sie blieben
nur eine Zeiterscheinung,
wenn man nur ihre Fragestel-
lungen und ihre Antworten
desavouierte. Es ist anders ge-
kommen. . . W .

Parteitagsbeschlüsse, die
den politischen Diskursund
die partielle Zusammenarbeit
mit der 1=,DS„au„f rkomınunfüeı:
und regionaler, Ebene unter
Kuratel stellen, führen nur zu
einer Stärkung der Lagermen-
talität der PDS-Mitglieder und
ihrer Wähler. Der bisherige
Kurs der SPD, die PDS zu einer
vorübergehenden Erscheinung
der, Nach-Wende-Zeit machen
zu wollen, die ihre Existenz-
grundlage verliert, wenn die
„innere Einheit“ hergestellt ist,
muß genau deshalb schei-
tern. . . ' *

Ä 0

Die SPD muß in der Ausein-
andersetzung mit der PDS die
Kategorien des Kalten Krieges
zu den Akten legen. Die Gleich-

setzung der PDS mit der SED
und ihrem kommunistischen
Gesellschaftsmodell hält einer
Prüfung nicht stand, verstärkt
als ideologischer Angriff nur
den ideologischen Gegenreilex
und führt damit zur Verkru-
stung von Loyalitäts- und ost-
deutschen Wir-Gefühlen. Die
Entscheidung von Wählern
und einfachen Mitgliedern für
'die PDS wird damit a priori
diskreditiert, quasi mit einem
politisch-moralischen Makel
behaftet. Der Wahlentschei-
dung wird letztlich die demo-
kratische Legitimität abge-
sprochen. Die „gesamtdeut-
sche“ SPD' muß denmorali-
schen. Rigorismus ihrer ost-
deutschen SDP-Gr`ündergene-
ration überwinden.

4

Die Auseinandersetzung der
SPD mit der PDS und der durch
sie repräsentierten politischen
Themen darf aber keine Ein-
bahnstraße. des politischen
Diskurses sein. Die SPD als
Partei.- d..<:>_r „„V.Q1_.1endi113.s.- der

deutschen Einheit“, die sich
der Aufgabe stellt, an der Her-
ausbildung einer gemeinsa-
men politischen Identität und
Kultur zu wirken, muß sich
auch der Uberprüfung von
Themen und Lösungen stellen,
die geprägt sind von bundes-
republikanischen Erfahrun-
gen. Die Benennung von Defi-
ziten unserer Gesellschaft wird
nicht allein 'dadurch falsch,
daß «sie durch die PDS er-
folgt. . . ~ P

Die SPD muß den politischen
Diskurs mit der PDS forcieren
und deren Beteiligung an poli-
tischen Entscheidungsprozes-
sen dort, wo die PDS durch ein
Mandat legitimiert ist, grund-
sätzlich akzeptieren und zu ei-
ner 'normalen Zusammenar-
beit bereit sein. Sie zwingt die
PDS damit dazu, ihren Cha-
rakter als letztlich an verant-
wortlicher gesamtstaatlicher
Politik nicht interessierter Fun-
damentalopposition offenzule-
gen oder den Prozeß der inne-

ren Ausdifferenzierung zu ei-
ner politisch handlungsiähigen
Partei im -demokratischen
Spektrum der Bundesrepublik
Deutschland zu beginnen. . .

Der politische Diskurs der
SPD. mit der PDS kann aber
nur erfolgversprechend in An-
griff genommen werden, wenn
die PDS ihrerseits Bereitschaft
zeigt, ihr politisches Lager zu
verlassen und sich einer de-
mokratischen Auseinanderset-
zung zu stellen. . '.' r

Der PDS muß zunächst das
Eingeständnis abgefordert
werden, daß die Zwangsverei-
niguıig der SPD mit der KPD
zur SED ein Akt diktatorischer
Willkür war. . . Voraussetzung
jeden Dialogs ist für die SPD
ein unmißverständliches Be-
kenntnis der PDS zu den tra-
genden Werten des Grundge-
setzes. . .Der Dialog« mit der
PDS muß unfruchtbar bleiben,
wenn sie ihre unkritische Re-
zeption der DDR-Vergangen-
heit nicht aufgibt. .` _
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»Offene Partei«, ja - Beliebigkeit, nein. Referat von Peter Porsch auf der 4. Tagung
des 3. Landesparteitages der PDS Sachsen
In: ››Linksblick« Sonderausgabe l/1995, Auszug

-..._

Liebe Genossinnen und Genossen!
Immer wieder werden auch zwei ande-
re Pole, zwischen denen wir uns bewe-
gen, beschweren: die Pole parlamenta-
rische und außerparlamentarische Ar-
beit. Es steht dahinter die Frage nach
unserem Agieren im bestehenden poli-
tischen System und nach unserem Ver-
hältnis dazu. Für viele Linke offenbar
ein schwieriges Verhältnis und. Anlaß
inbrünstiger Auseinandersetzungen.

Ich will hier nicht sehr ausfiihrlich
werden Einiges komıte ich dazu imND
vor 14 Tagen schreiben. Ein paar Be-
merkungen sind trotzdem gestattet.

Ich denke erstens, daß wir einen Feh-
ler machten, wenn wir das politische
System des Parlamentarismus in völli-
ger Abhängigkeit vorn ökonomischen
sehen. Als politisches System scheinen
mir der Parlamentarismus und die so-
genannte Freiheitlich-Demokratische
Grundordnung durchaus beachtliche
zivilisatorische Errungenschaften zu
sein -historisch entstanden und deshalb
auch veränderlich und verbesserbar,
derzeit und in übersclıaubarer Zeit wohl
aber kaum gegen Besseres austausch-
bar.

Schlimm ist die Inbesitznahme die-
ses Systems durch die Sachwalter des
Kapitals und großen Eigentums. Dies
gilt es deutlich zu machen. Von diesen
Leutengilt es, das parlamentarische und
freiheitliche, im Grund ordentliche po-
litische System möglichst zu befreien.

Auch das Verhältnis von Parlament
und Außerparlamentarischem sollten
wir nicht ausschließlich alternativ be-
greifen. Wir waren im Parlament natür-
lich immer dann am stärksten, wenn
zeitgleich außerparlamentarische Akti-
vitäten liefen. Wir erfiillten dann am
ehesten den Anspruch, den Heiko I-Iilker
als außerparlaınentarische Opposition
im Parlament formulierte.

Aber auch ohne unmittelbaren Bezug
zu außerparlamentarischen' Aktionen
kann selbst in einem sächsischen Land-
tag manchmal Bewegung entstehen, die
im Sinne von Beginn der Veränderung
durch Opposition zu verstehen ist. Un-
sere Anträge zum Abschiebestopp fiir

Kurden haben z.B. die CDU sichtbar
durcheinander gebracht. Der Aus-
länderbeaufiragte und 2. Vizepräsident
Heiner Sandig stimmte sogar offen mit
uns. Es mag'ein kleiner Erfolg sein. Er
bleibt beispielhaft und nicht ohne Fol-
gen. Er zeigt Möglichkeiten und Be-
grenzungen.

Gerade im Parlament stößt man auf
politische Kontrahenten und Gegner.
Gerade im Parlament erlebt man Über-
einstintmung undUnterschied zu ande-
ren. Dies kann und sollte auch zu kla-
rerer politischer Profilierung fiilıren. lm
Moment wird da für uns ein neues
Widerspruchspaar deutlich. Außer im
Aufireten gegen politische Diskriminie-
rung und gegen Einschränkung von
Bürgerrechten fiir ehemalige Verant-
wortungstıäger in derDDR gibt es kaum
noch völlig originäre PDS-Themen.
Sowohl im sozialen wie im ökologi-
schen Bereich treffen wir aufMehrfach-
besetzung der Themen durch PDS, SPD
und Bündnis 90/Die Grünen - manch-
mal, und wenn sie die Angst vor uns
treibt, sogar durch die CDU. Wodurch
unterscheiden wir uns also von diesen
Parteien SPD undBündnis 90/Die Grü-
nen bei Themengleichheit?

Im wesentlichen sollte dann der Un-
terschied in der Konsequenz im Vertre-
ten von Interessen und in den politi-
schenMethoden liegen. Dies hat dnrch-
aus fordernden Charakter in Richtung
SPD und Bündnis90/Die Grünen. Im
Unterschied vor allem zur SPD sind wir
nicht bloß aufjede Niederlage mit neu-
en Kompromissen vorbereitet - dies ist
wirklich eine sehr besondere Eigen-
schaft der SPD.

Natürlich verloren SPD und Bündnis
90/Die Grünen dramatisch viele Stim-
men, weil sie meinten, nur aus der Re-
gierung heraus sei Veränderung mög-
lich. Sie verloren diese Stimmen, weil
sie den Konsens mit der CDU eher such-
ten als den Abstand Und noch heute
buhlt Herr Kunckel um die Gunst von
Biedenkopf. die dieser gnädig verwei-
gert oder gewährt.

Das machen wir nicht mit. Bei der
Sonntagsfrage wird es honoriert. Das

brauchen wir nicht mitzumachen. Wir
sollten vielmehr parlamentarische ımd
außerparlamentarische Politik so ver-
binden, daß Erfolge möglich werden.
Wenn die SPD begreift, daß das erfolg-
versprechend ist, soll uns das recht sein.
Dann ist auch Gemeinsamkeit über
identisches Abstimmungwerhalten hin-
aus erreichbar. Über diesen Weg ist so-
wohl eine kritische Annäherung an die
SPD wie an Bündnis 90!Die Grünen
sowie produktive Gemeinsamkeit, ohne
Veıwischen der Unterschiede vorstell-
bar.
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»Projekt PDS« - die Suche nach Möglichkeiten. Referat von Ingrid Mattern auf der
4 Tagung des 3. Landesparteitages der PDS Sachsen
In ››L1nksblick<< Sonderausgabe l/1995. Auszug

Eine neue Reflexion über die Mög-
lichkeiten und politischen Ansprech-
partner der Opposition tut not.

Was ist geschehen mit dem Kapitä-
lismus in den letzten 60 Jahren, daß er
es ofi`enba;r geschafft hat, viele zufrie-
den zu stellen, die meisten dazu zu brin-
gen, sich in ihr Schicksal zu fügen,
wenige zum Protest zubewegen und nur
einige zu wirklicher Opposition heraus-
zufordern? Dei Wind der 68-er, war das
der letzte Hauch einer tatsächlichen
Bewegung, die nunmehr undein für alle
Mal im Koma schlummert oder ist sie
wirklich tot? Nein, am Sterbebett der
Revolution des Jahres 1989 stehen vie-
le, die eine Hoffimmg lıaben. 40 Jahre
versuchter undverdorbener Sozialismus
und nunmehr immerhin modemer, aber
doch gewöhnlicher Kapitalismus sind
die nicht sehr ermutigenden und den-
noch praktischen und realistischen Es-
sentials einer historischen Erfahrung,
die objektiv vorhanden sind und die es
nicht lohnen, im Überschwang mit sen-
timentalen Wünschen nachzuhängen.
Man kann sie akzeptieren, man muß es
nicht. Man kann hinweggehen über fol-
gende Sätze, die sich in einem Beschluß
des SPD-Bundesvorstandes wiederfin-
den: „Die SPD hält an ihrem Ziel fest,
die strategische Mehrheit im Deutschen
Bundestag zu gewinnen Die PDS engt
diese Option der SPD ein. Die Fähig-
keit der SPD, fiilırende Regierungspar-
tei zu werden, hängt stark davon ab, ob
es ihr gelingt, in-Ostdeutschland stärk-
ste Partei zu werden. Dazu muß sie in
erster Linie bisheıige PDS-Wählerinnen
und -Wähler auf ihre Seite ziehen.“ usw.
usf. Und sie geben noch eins drauf:
Nämlich den Anspruch, „der SPD, als
linke Volkspartei die große, integrieren-
de Bewegung der deutschen Linken zu
sein.“

Man kann sich damit abfinden, sich
in seine Basisgruppe zruiíckziehen und
dort in aller Ruhe auf die Weltrevoluti-
on warten. Die SPD fiihıt den schärf-
sten Angriff aller Zeiten auf das Wäh-
lerlnnen potential der PDS, sie formiert
ihre Krafte im Osten, sie schaflt ein flä-
chendeckendes regionales Syteın von
Parteigeschäfisstellen, sie bildet ihre
Politikerinnen und Politiker im Einzel-
training aus und spart dabei keine müde
Mark, sie schafit ein kontinuierliches
System der Medienarbeit vor allem in
Ostdeutschland, sie bettelt die ehema-
ligen Mitglieder der SED an, in die SPD
einzutreten und qualifiziert ihren haupt-
amtlichen Apparat. All dies ist in die-
sem Beschluß des Bundesvorstandes der
SPD nachzulesen und wer den Buch-
staben nicht traut, der schaue sich um
im Lande.

Angesichts dieser Tatschen bin ich
empört übereinige hier vorliegende An-
träge, die darauf abzielen, beschließt
dies nicht und beschließt das nicht, die
Partei wird aufs Spiel gesetzt, es ist
rıicht alles zu bezahlen. gebt uns sofort
75% der Beitragseinnahmen, usw. usf.

Liebe Genossinnen und Genossen,
laßt esuns wenigstens versuchen, etwas
selbst an Neuem zu schaden und der
SPD etwas entgegenzusetzen. Der Euch
vorliegende Vorschlag „Das Projekt
PDS“ ist zudem etwas sehr eigenes, et-
was von uns, nichts von anderen abge-
schriebenes, es ist' kein Versuch, der
SPD ein paar Mitglieder abzutreiben
oder ähnliche Dummheiten. Es geht uns
um Opposition, nicht um die Macht, es
geht um Veränderung der Gesellschaft,
nicht um die Regierung. Es geht uns um
die Menschen in diesem Lande, nicht
um Posten oder Pöstchen in den Amts-
stuben.
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Tolerierung oder Subversion der PDS? Gespräch mit Thomas Krüger
In: ››Die neue Gesellschaft. Frankfurter Hefte« Nr. 5/1995

Eine of/`ens-ine Auseinandersetzung mit
der RUS fordert das SPD-Bundes-
tugsmitglied '1`ltomu..s K'rı`ige'r in einem
wnstrittenen Papier.
Norbert Seite und Christian Jürgens
haben sich mit dem ehemaligen b'e'ı't't"›ıe'r
Juyendsenator im März in Bonn über
seine 'fliesen ~u;nl.erlw.lten.

NG/FH: Herr Krüger, Ihr Papier bzw.
das Krüger/Strieder-Papier hat großes
Aufsehen erregt - nicht nur in`Ber1ín,
sondern auch in Bonn. Soll mit diesem
Papier nun linke Vergangenheitsbewälti-
gung betrieben werden, oder geht es um
künftige Mehrheiten in Deutschland?
Tlıomas Krüger: Es geht mir nicht um
linke Vergangenheitsbewältigung, son-
dern um eine Auseinandersetzung um
der Zukunft willen. Den Verdacht, daß
der Umgang mit der Pos nur aus macht-
politischen Gründen begonnen wird,
weise ich allerdings zurück.
NG/Fll: . . . wäre dies denn das größere
Übel?
Th. K.: Es geht der seo um Refoıfmpoli-
tik, nicht um Machtpolitik. Aber auch für
Reformpolitik braucht man Mehrheiten.
und dafür müssen soviel Optionen al:
möglich entwickelt werden. Mit der ı›ı›.~
kann die SPD derzeit kein Maximum aı
Reformpolitik durchsetzen. Aber eim
sich wandelnde Pos ist irgendwann mög
liclıerweise ein Gesprächs-, Koalitions-
und Tolerierungspartner für die SPD. Dit
Frage ist, wie geht man mit der PDS um“.
Wie zwingt man sie aus ihrem egoisti
schen Nischensozialismus, den sie weiteı
pflegt, hinein in eine Verantwortung fiiı
das Gemeinwesen? Der Populismus der
PDS gründet im Grunde auf einem Manga-=
an sueitfahigkeit. Deshattı-sta.tıb.e.__icl
flHf=1¬› daß die ^H§áiffsr.e.f1§.ieen1e._dies_e
Pä"f1`ë`flíeš¬"fifiiT'W@Hfl dis...Ea.uei-.s.iç.n. anJ.-rs'Gemiëfnwéšën'ëi"n1a.ß;t.
 Sie damit nicht dea
neuesten Strategie Heiner Geißlers au;
den Leim, die da lautet: Wir sichern un.~
DIE GRÜNEN, um die Zukunft Deutschland:
zu gestalten, und die SPD lassen wir in deı
Vergangenheitskiste mit der PDS. Doı°=
können sie sich den ganzen Tag über dit
Zwangsvereinigung von 1946, den Fa!
Guillaume un_d die alte Ostpolitik sowit
über das SED/SPD-Papier streiten. Was sol
die diskursive Fixierung auf die PDS? Mut
die SPD nicht gerade aus dieser Vergan
genheitsecke herauskommen?
Th. K.: Auf den Leim Heiner Geißler.
gehen die moralischen Rigoristen de
SPD-Gründer von Schwante. Ich war zwuf
auch in Schwante dabei, und unser-

Position war damals schlüssig. Abe
heute müssen wir die Kategorien de.
Kalten Krieges hinter uns lassen und daf
Parteíenspektrum ganz nüchtern buch
stabíeren. Das heißt, daß die SPD di«
größten Bündnismöglichkeiten im deut
schen Parteienspektıjum hat und behaup
ten bzw. ausbauen muß. Warum nich
eine Diskussion mit der PDS führen, di»
an die durchaus existenten demokrati
schen Teile der Partei anknüpft und ihr-
undemokratischen Teile kritisch hinter
frflst›. -.  
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*NG/FH: Was wollen Sie denn program-
matisch der PDS streitig machen, wofür
es sich noch zu kämpfen lohnte: etwa den
Begriff des »demokratischen Sozialis-
mus«'? Won wollen Sie eigentlich damit
noch erreichen?
Th. K.: Die Frage geht ins Leere. Denn
die PDS hat gar kein originiires Pro-
gramm, geschweige denn Zukunftsthe-
men. Ihr Uberleben ist ihr Programm.
12i3_PD§._iê'ß
d° m`ı`1`s, sondern sie istfeher dabei, ggg gj-
sc ensozıahsmus;i§r__ubR:z_u_konserviç_-
ren und zu bewahren.
NG/FH: Aber muß die set) nicht nach
neuen Mehrheiten statt nach linken
Bündnissen Ausschau halten?
Th. K.: Die SPD muß sich natürlich noch
neue Bündnisse suchen, neue Mehrheiten
organisieren, und sie muß durchbuchsta-
bieren, mit wem 'sie diese Reformpolitik
maximal durchsetzen kann. Da bin ich
im Zweifel immer dafür. daß man sich
mehr Optionen offenhält als nur eine
Große Koalition oder nur ein rot-grünes
Bündnis.
NG/FH: Sie formulieren, daß die SPD die
Partei der »Vollendung der deutschen
Einheit« werden soll. Was ist konkret die
»Vollendung der deutschen Eínheit.«, und
was sind in diesem Zusammenhang die
von Ihnen postulierten ››ídentitâtsstiften-
den gesamtdeutschen Themen«?
'l`h. K.: Ich möchte das am Beispiel Ber-
lins deutlich machen, wo die Frage auf
die Tagesordnung kommen muß, welches
Interesse eine Partei an der Gestaltung
der Gesamtstadt hat, die ja etwas Neues
im Vergleich zum alten West-Berlin und
alten Ost-Berlin ist. In Berlin wird zur
Zeit die Spaltung der Stadt konserviert:
Die CDU stellt diegwest-Berliner als die ei-_
_änt.liehen_`Verlieı'er der Einheit dar; auf
der Ost-Bpgrljnér Seite tut_`dië`_`t†l)s das-
selbégfiié sro hat nur eine Chance, dieser
Pölíirisierung und Reideologísierung zu
entkommen, indem sie die Gesamtstadt
als Zukunftsthema forciert und mit ihrer

-.--I--«--......1

l

Reformpolitik verbindet: Effizienter uııd
bürgernaher Staat, ökologischer Umbau

nd eine durch moderne arbeitsmarkt-
politische Mittel unterstützte Wirt-
schaftspolitik. ln Berlin, wie in Deutsch-
land, muß erst noch der Begriff des
»Neuem gefunden werden, und der kann
nur von Menschen mit Leben gefüllt wer-
den, wenn sie an die Stelle des »kalten
I-Ialben« das Ganze gesetzt. haben.
NG/FH: Noch einmal konkret zum Um-
gang mit der PDS. Ist Ihr Papier da nicht
widersprüchlich? Ist es nicht fast schon
absurd, zunächst einen offensiven Um-
gang mit der PDS zu fordern, der zu ei-
nem Wandel oder zu einer Marginalisie-
rung führen soll, dann aber diesen Dis-
kurs an Bedingungen wie politischen La-
gerwechsel und Akzeptanz des Grundge-
setzes zu knüpfen, so daß er fast unmög-
lich wird? Wie sieht die zeitliche Logik
aus? Erst die Diskussion - dann wandelt
sich die PDS, oder muß sie sich erst. wan-
deln, damit mit ihr diskutiert werden
kann?
Th. K. Was ist absurd daran. daß ich mit
einem Ziel in einen Diskurs gehe? Frei-
lich, die Bedingungen, die formuliert
sind, dürfen nicht das Stöckchen sein,
über das die PDS springen muß, um den
Diskussionsprozeß zu beginnen, sondern
es sind Merkpunkte des Diskussionspro-
zesses. Sie müssen zu Maßstäben in die-
ser Diskussion gemacht werden. Aber es
sind nicht die ausschließlichen Bedingun-
gen dafür, daß dieser Prozeß überhaupt
erst beginnt. Ich plädiere für einen
selbstbewußten, aber durchaus offenen
Diskussíonsprozeß, in desse.. Verlauf
sich erst herauskristallisieren kann, in
welchem Umfang eine Diskussion mög-
lich ist. Zudem müssen wir als Adressa-
ten sowohl die eigene Partei als auch die
Wähler der PDS berücksichtigen. Das
heißt, jemanden. den ich zum Gespräch
einladen will, stoße ich nicht gleich vor
den Kopf. Ich muß aber auch aufpassen,
daß mein Genosse es nicht an meiner
Stelle tut -~ oder gar mit mir.
NG/FH: Gibt sich eine Pos, die ihr poli-
tisches Lager verläßt, nicht selber auf!
Die Existenz der res ist doch an den ver-
blaßteıı alten Mvthns der untergetranae-
nen 11111: geknüpft und daran, daß es da
vielleicht doch ganz gute Seiten gegeben
haben soll.
Tlı. K.: Wer genau hinguckt, sieht, daß
einige Akteure der Pos - zum Beispiel
Gysi, Bisky oder auch Gehrke, den Ver-
such unternommen haben, dieses poli-
tische Lager zu verlassen, nämlich durch
ihr 10-Thesen-Papier' auf dem Parteitag
im Janııar. Diese 10 Thesen waren für
mich ein interessanter programmatisclıeı'

I3
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der Partei werfen will, würden sich die
Reihen ganz schön lichten. Also Gelas-
senheit ín derartigen Fällen! Es gibt kei-
nen berechtigten Anlaß zu der Angst,
daß die ehemaligen sen-Leute die SPD un-
terwandern oder in Mißkredit bringen
wollen.
NG/FII: Müssen denn Leute wie Usch-
ner, die in dem alten Regime eine heraus-

ragende Rolle gespielt haben (Usch-ner
war Referent des Politbüromiftglvfcds
I-fernıann Axon), in der darauf folgendeıı
Demokratie noch politisch eine Rolle
spielen? Man hat diese Frage ja auch oft
im Zusammenhang mit Wehners Kr-Zeit
und Stolpes Tätigkeit als Konsistorialrat
diskutiert. Warum muß Herr Uschner in
der Berliner SPD noch einmal eine politi-
sche Rolle spielen?
Th. K.: Ich will l-lerrn Uschner nicht mit
Wehner und Stolpe vergleichen. Das will
er ja hoffentlich selber nicht. Aber ich
habe als Christ einen anderen Erfah-
rungshintergrund. Der Apostel Paulus
war, bevor er der wichtigste Theologe
der Christenheit wurde, der größte Chri-
stenverfolger. Herbert Wehner hat im
Moskauer Hotel Lux sein Vergangen-
heitspäckchen geschnürt und ist aus der
Nachkriegs-SPD nicht hinwegzudenken.
Manfred Stolpe hat als Konsistorialpräsi-
dent mit der uns-Staatsgewalt kooperie-
ren miissen und ist aus der Perspektive
der Brandenburger Bürger alternativlos.
Die Erfahrungen und Berührungen mit
dem Bösen sind zugleich Anlaß fiir eine
Umkehr und Movens eines neuen Le-
bens. Das hat durchaus mit meiner Par-
tei zu tun. Die SPD sollte im Wissen um
die Vergangenheit die Zukunftsfragen
stärker betonen, statt sich Vergangen-
heitsbewältigung aufzwingen zu lassen.
Ich erwarte von ıneiner Partei, daß sie
zuerst und im Kern fiir ein neues lebens-
wertes Leben streitet.
NG/FII: Richtig, aber lhr Papier ist doch
ein Stück Vergangenhcitsbewältigung.
Steffen Heitınann vermutet sogar, daß
die Amnestie-Debatte in der SPD nur ge-
fiihrt wird, um die Pos damit salonfähig
zu machen. _
Th. K.: Ich lasse ınir auf die Zukunft ge-
richtete strategisehe Überlegungen nicht
als Vergangenheitsbewiíltigung umdeu-
ten. Und was die Amnestiedebatte be-
trifft, habe ich eine dezidierte Position.
Amnestie kannja nur der Fall sein, wenn
jemandem, der bestraft und eingesperrt
worden ist, diese Strafe erlassen wird. Es
sind aber ganz wenige bestraft worden.
Das sind z. B. Verantwortliche für die
Toten an der Mauer. Hier ist Amnestie

nicht am .z, jedenfalls auf absehbare
Zeit nicht. Die Debatte dreht sich heute
um ein sogenanntes Schlußstrich- oder
Straffreiheilsgesetz. Dieses müßte die
Infragestellung des Rechtsfriedens zum
Ausgangspurikt haben. Ich bin aber der
Uberzeugung, daß der Reehtsl`rieden in
unserem Land nicht gefährdet, sondern
im Gegenteil gewahrt ist. Wir haben eine
gesetzliche Verjährung. In den Verjäh-
rungen fiirdie kleinen Stral`taten, die
Bagatelldelikte, bis '95 und für die grö-
ßeren bis '97, z. B. die vielen Fälle von
Rechtsbeugung, lıat die Justiz zu agie-
ren, und sie hat signalisiert, daß sie in
diesen Zeiträumen die Strafverfahren
einleitetund die Veıjšihrung unterlıriclıt.
Ich muß die Verlängerung der Vcıjälı-
rung ebensowenig auf die Tagesordnung
setzen wie ein Schlußstrichgesetz oder
ein Straffreilıeitsgesetz. Das Vorhaben,
ein solches Straffreiheitsgesetz-zu erlas-
sen, verfolgt das Ziel, ein Signal fiir die
Täter zu setzen und um das slflıı-Milieu zu
werben. Statt dessen sollten wir erstens
die Signale fiir- eine ltelıal_›ilitatioıı der
Opfer setzen, und zweitens gebietct rs
der Anstand, Repression und Amnestie
nicht fiir machtpolitische Zwecke zu in-
strumentalisieren.

Ein anderes Problem ist das Stasi-
unterlagen-Gesetz. Dabei handelt es sich
m. IG. um eines der linkcsten, demokra-
tischsten und fortschrittlichsten Gesetze,
die ich mir in dem Bereich vorstellen
kann. Daß nämlich ein Individuum die
Möglichkeit hat, schon zwei .lahre nach
dem Untergang eines Regimes die Ge-
heimdienstakten, die von ihm angelegt
sind, einzusehen. ich bin deshalb dafiir,
daß man die individuellen Rechte, die in
dem Stasiunterlagen-Gesetz festge-
schrieben sind, eher noch auswcilet. Al-
lerdings sollte die Gauck-Behörde in der
Zukunft nicht stral`rechtlich relevante
Fälle ab einem Stichtag (l . I2. 1975, oder
'80) gegenüber dem öffentlichen Dienst
nicht mehr beauskunften. Die Unter-

Hschierlliclıkeit in der Belıaıııllııııg rele-
vanter Fällc halte ich im iibrigen für sehr
problematisch. Ein Fall, der in Berlin-
Hellersdorf sofort zur IšInl.lassuııg fiilırl.,
kann heute keine 5 km weiter in Berlin-
lirandenburg folgt s bleiben. Das ver-
stößt gegen ' den Gleichbehandlungs-
grundsatz.
NG/Fll: Noch einmal zur Vergangen-
heitsbewältigung und Strafrecht: ist
Strafreclıt iiberhaupt ein geeignetes Mit-
tel, Vergangenheit zu lıewiiltigen? lch
denke an die geringe Zahl der eingeleite-
ten Verfahren, aıı die noch geringeren

Vcrurteilungen, daran, daß dem lteclıts-
staat durch diese Karlsruher Beschlüsse
weitgehend die Hände gebunden sind.
I-landelt es sich bei der Stral`rer.l1tsdel
bal.te nicht lediglich um einen symboli-
schen Akt? Und niichste Frage: Was wä-
ren denn andere Modi der Veı°gangen-
heil.sl›r_-wiiltigımg, wenn man dieses
sclırerkliclıe Wort nehmen möchte?
'l`lı. K.: Ich habe den Verdacht, daß Ver-
gangenheitsbcwältigung wie auch in der
Naclıkriegsgeschichte oftmals hei der
Verfälschung von Geschichte endet. Der
Bundeskanzler hat nicht grundlos die
vielen lilhrenmšiler und Museen entdeckt,
um sein Geschichtsbild zum Volkseigen-
tum zu machen. Strafverl`olgung ist zu-
dem mil. ungeheurom Aufwand verbun-
den. ich will das nicht fiir nutzlos und
sinnlos erklären. Aber in der öffcrıtlirlıen
llelıalte sollten dadurch die Zukunfts-
und Gegonwartsıırohleme nicht iiber-
deekt werden. Wer angstloser in din 7.11-
kunft geht, hat auch ein souveriincres
Vorlıâiltnis zur Vergangenheit.
NG/FII: Da nur fiinf Prozent der Ver-
folgten Antrag auf Strafverfolgung gc-
stellt haben, könnte man doch sagen, daß
die Gesellschaft aktives Vergessen und
Integration schon praktiziert.
'l`lı. K.: Nein, ich glaube, dahinter ver-
birgt sich etwas viel Nlcnsclılicliercs. Es
ist nicht Vergessen, sondern es ist ein-
fach, daß die Leute die Zukunft, ihre ei-
gene Gegenwart im Kopf haben und der
Erwerb des lirotes wir~ht.iger geworden
ist als die Verfolgung desjenigen, der ei-
nem fríihcr die Freiheit genommen hat.
Die l"`rr~ilıeit isl. da; die Leute sind zufrie-
den mit der l"ı'eilıeil.. .letzt kommt es dar-
auf an, zu ülıerlelıen in der neuen Gesell-
schaft. Und das kostet. Zeit. Zuviel Zeil.,
um sich noch mit der Vergangenheit zu
bo fassen.



Ansatz'›unkt. Aber die 10 Thesen sind
auf 5 Tlıesen geschrumpft, mit dem äu-
ßerst g'-avierenden Zusatz, daß die Kom-
munisten doch nicht so schlimm seien
und in der Partei bleiben sollten. l_._)as
zeigt, daß die Pos in_il1renrinne_ren, Ke-
t'orınpí-ozeßinií:_li*t soμweit gekommen ist,
wRe_dE `R*ëfí)r`iñer eS*ëišëiı_tl'ic_l†f
Dennoc lffšölltei *mani *diesen P líeformpro-
zeß von außen unterstützen und deshalb
auch mit den Reformern reden. Partei-
interne Konflikte sind vorprogrammiert,
wenn dadurch die ››Nischenleute« aus der
Reserve gelockt werden.
NG/FH: Sie erwähnen das frühere Ver-
hältnis der SPD zu den Grünen und ziehen
gewisse Vergleiche zur angeblichen Stig-
matisierungspraxis gegenüber der rus.
Das leuchtet nicht ganz ein, etwa wenn
Sie sagen: Mit Kategorien des Kalten
Krieges werde die Pos bemessen, so wie
man früher den Grünen das Poco-Stöçk-»
chen hingehalten habe. Wie haltet ihr es
mit Westbindung, NATO und Gewaltmono-
pol? Aber nichts anderes machen Sie,
wenn Sie von der PDS bestimmte grund-
sätzliche Zugeständnisse einfordern.
Liegt hier nicht doch ein Widerspruch?
Th. K.: Man muß zunächst einmal sagen,
daß Grüne und res nicht miteinander ver-
gleichbar sind. ,
NG/FH: . . . in der Tat. Aber Sie verglei-
chen doch in lhreın Papier . . .
Th. K.: Nein, ich will nicht übersehen,
daß das Verhältnis der sro zu den Grünen
eher gekennzeichnet war durch einen
Generationskonflikt. Doch die Probleme,
die die sro mit der PDS in den neuen Bun-
desländern auszutragen hat, bestehen
weniger iın Generationskonflikt, sondern
vielmehr im Konflikt um die Einforde-
rung von demokratischen Grundreclıten
in der elıemaligen nıııi. Als wir als srıı im
November 1980 `nt`ormelles Gespräch
mit einigen sı~;n-ıteforınern wie Brie,
Klein und Land fiilırten, bestand unser
größter Unterschied darin, daß wir den
Rechtsstaat und freie Wahlen wollten,
unser Gegenüber aber ein überarbeitetes
Sozialismusprojekt verfolgte.

Andererseits gibt es natürlich schon
eine strukturelle Vergleichbarkeit, näm-
lich: Wie hält die sro es mit der Tatsache,
daß sich links von ihr Parteien etablieren,
die die Mehrheitsfälıigkeit der eigenen
Partei einschränken. Wie geht sie damit
um? Macht sie das, indem sie einen
scharfen Kampf in diesem Bereich an-
sagt, oder versucht sie elıer Strategien
der Einbindung oder der Spaltung dieser
Kräfie links von ihr auf den Weg zu brin-
gen? Das Beispiel Lafontaine 1990 hat
duch ganz genau gezeigt, wie ınan ınit

~ ıı -ls. -. .. - . -.._ . .

einem dieser Politikkonzepte ein l<`eld
links von der eigenen Partei auch be-
ackern kann. Die rns wird aber in den
neuen Ländern immer stärker, weil die
sro keinen -offensiven Umgang, besser
gesagt: gar keinen Umgang, sondern nur
Weisheiten beschließt: keine Koalition,
keine Tolerierung, und es dabei bewen-
den läßt.
NG/F11: Aber zuviel Konkurrenz zum
potentiellen Koalitionspartner kann auch
schädlich sein. Sie werfen doclı der srl)
vor, daß sie DIE GRÜNEN immer nur als
Nichtkonkurrenz empfunden hat. Oskar
Lafontaine sprach im Einheitswahl-
kampf '90 so viele sozialükologische
Probleme an, daß hinterher bis Gıiüniın
aus dem Parlament kippten - mit der völ-
lig kontraproduktiven Konsequenz, daß
es im ersten gesamtdeutschen Bundes-
tag - wenn man von der Unmöglichkeit
der Großen Koalition einmal ,absielıt -
keine ernsthafte reclınerische Alterna-
tive zur Regierung gab - eine seit '49
einmalige Situation. Kann man Konkur-
renzen nicht auch falsch pflegen?
Th. K.: Sicher, aber Sie müssen die Rela-
tionen sehen. Ich komme aus denı Ostteil
Berlins, wo die rııs 10 Prozent mehr
Stimmen hat als die sl*ı›. Die Srl) ist bei
etwas über 30 Prozent, die Pos bei etwas
über 40 Prozent. Das ist ein Problem, das
zu tun lıat ınit den liallungsräunıen, also
nıit den Städten, wo die sr ıclı im We-
sten, beispielsweise in l*`ı„nk1'urt oder
Kassel, ihre Probleme hat. im Westen
orientiert sich eine junge Generation in
Richtung ››grün«, in den neuen Bundes-
ländern hält eine alte Generation an der
Pos, die in zunehmendem Maße auch die
Wählergruppe der Jungen und Intellek-
tuellen anzieht, fest. ln Rostock, in Mag-
delınrg, in Dresden etc. ist die PDS in
ınanelıen Stadtteilen stärker als die SPD.

Eine Diskussion oder eine wie auch
immer geartete Zusammenarbeit mit der
rns wird allerdings nicht so aussehen,
daß man selber die Position dieser Partei
ii berniınmt, zumal eher die PDS den Revi-
sionisnıus entdeckt hat, indem sie suk-
zessive Wiederbelebungsversuche mit
einer hinter Godesberg zurückfallenden
sozialdemokratischen Programmatik un-
ternimmt. Qie, rus bel`indet sicl1:in__denı
Dilenıına zvviaremotíoııal ,sehr nah`init`Q 4 ...-` _ I , *W _ _ --.....,_...._.. ..-.

lll}_"_§1?_Wâifilš!1n .X@!b.unılen-zu._$§in„-abe.!
einen großen Makel zu haben ,den die

Q __ Ä- 7†~ ~ıı~:_:._„ _. 77-ev.-ıııı ı-ıtfi-1., .ø-,.ı.-ıı-ıııııııı.-_.-«-.-`„

Wahleriauiclı selıeQ,_nä,ınlic,lı, ihre„Politik,
1-* _ .f†~_~1-I;""'; '77' †l=""'~†'f':"°"""" ` ` `

HW- Üvlslıeazeiızsßëngeeng an.d.i.m_uJ.L"~
Iišëfii-íÜfilí0i_@§l1t, d,u1;slısetzen_zu_.v3.91ls.e.
Díüíiıfdöiit, wo die rns stark ist, neigt sie
zur Zeit zur fundamentaloppositionellen
Haltung. Man ınuß sie deshalb in Zug-
zwang bringen, sie nicht als Milieu ge-
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Thomas Krüger Fotos: Kornelia Danetzki
währen lassen. Aber das eigentliche ge-
sellsehaftspolitische Problem ist das Ver-
hältnis dieses rns-Milíeus, der PDS-Wäh-
ler und -Anhänger und natürlich auch
der Mitglieder zum Gemeinwesen, zur
Gesellschaft. Wie bereits gesagt: Ich er-
warte zumindest von Demokraten - erst
recht von demokratischen Sozialisten -
iınnıer auch eine Verantwortung für das
Gemeinwesen und nicht nur die Pflege
des eigenen Milieus. Man kann ja kriti-
sieren, daß der sro die Visionen rar ge-
worden sind. Aber die PDS hat jegliche
Utopie an die Nostalgie gefesselt. Glück-
licherweise spielt sich das Ganze zur Zeit
in Kategorien von Seelsorge und Trauer-
arbeit ab. Dennoch können solche Archa-
isierungcn als Gesellschaftsbild verhee-
rende Wirkungen entfalten. Dem muß
man unbedingt vorbeugen.
NG/l~`ll: Kommt es in llırem Papier auch
darauf an, gewisse Grenzgänger zwi-
schen Pus und SPD, Leute wie Uschner,
Bachmann oder Rolf Schneider in die srn
zu holen?
'I`h. K.: Ich habe mich für die Aufnahme
von Uschner ausgesprochen, halte ihn
aber für ein denkbar ungeeignetes und
unglückliches Symbol. Eigentlich sollte
es der sro mehr darauf ankommen, dieje-
nigen zu gewinnen, die politische Refor-
men thematisieren. Aber die SPD ist eine
Volkspartei und kein Volksgerichtshof.
NG/FH: Aber wie wollen Sie denn die
Trennungslinie zu den ››Wendehälsen<<
ziehen? .
Th. K.: Wenn ich alle Leute, die aus
K-Gruppen in die SPD kamen oder heute
noch STAMOKAP-Theorien vertreten, aus
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Dokument 13
Marian Krüger: Ein anderes Berlin wählen?
hi: ››Disput<< vom 2. Mai 1995. Auszug

Die rund l 30 Delegierten des Berliner londespor-
leiloges holien sich einen schweren Rucl<socl< oui-
geschnolli: Ein 70-seiliges \/\/ohlprogromm und e“-
nen leiionlrog zum vorliegenden Fusionssloolsver-
lrog Berlin-Brondenburg zu beschließen, eine 40-

it dem nahezu einstimmig '
beschlossenen Wahlpro-
gramm „Ein anderes Ber- N1
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lin wählen“ bringt die Berliner L ,ii 'gi ,S ,ff'b
PDS nicht nur dıe in den letzten 53', Ø fi i í Ã '
fiinfjahren angesammelten politi-
schen Erfahrungen zum 'Aus-
druck, sondern beschreitet auch in _
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ii;
sirty*

l .
_ 2

1

*if

...-...`_”_W._--...›
1-<.“““<„:lM*em °'°'~`4-.._.__`'I-\„„.~;,_

:K-.*'.*„3_;re`V'M.V3,-›.

"-'9*/,“;:'7"\

_.ır.__A___A___. Ah"-_ __kl
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köpiige Londeslisie zu bestimmen und losl bul not
leosi einen neuen Londesgesichcılisiührer zu Wöh-
len. Außerdem wurde die Diskussion über eine
mögliche Tolerierung eines SPD/Grünen-Senols

-_---~ __ g , Mit dem stadtpolitischen Pro-
\ ""'-ı. _ I *' . J j í ` - -

1 gramm der Berliner PDS hegt auch
f ein Konzept einer offenen Liste vor.

i ii Viele neue parteilose Kandidatinnen
*fl 1, v.a. aus dem Spektrum von Bürgerin-

itiativen, Gewerkschaften und Immi-
gratlmienorgarıisationen konnten
gewonnen werden. Der Listenvor-
schlag des Landesvorstandes wurde
der Hauptgegenstand der politischen

die bisherigen Politischen Ansätze -**="'f"` M Auseinandersetzungen auf dem Par-
der PDS wie die Vertretung von Ostin-
teressen, Kampf gegen Sozial- und De-
mokratieabbau, eine ökologische Stad-
tentwicklungspolitik, Kampf für Miete-
rlnneninteressen, Schaffung neuer Ar-
beitsplätze zusammen, sondern ent-
wickelt ein neues stadtpolitisches Leit-
bild, das mit dem Begriff des Umbaus
beschrieben wird. Dieses Leitbild, so die
Landesvorsitzende P. Pau auf dem Par-
teitag, „formuliert am präzisesten den
Politikansatz der PDS, der politische Al-
ternativen nicht als bloße Addition von
Einzelforderungcn begreift, sondern
versucht, ganzheitliches Denken auch in
Politik umzusetzen.“ Die PDS müsse
den Umbaubegriff fortschrittlich beset-
zen. „Wir meinen, Umbau der Gesell-
schaft erfordert praktischen Widerstand
gegen Abbau sozialer Leistungen, und
bedeutet in der Konsequenz den Aufbau
einer demokratischen und ökologischen
Gesellschaft.“

Die im \7Val1lpro'gramn1 formulierten
Rcformziele beziehen sich auf alle Be-
reiche der Gesellschaft. Die PDS steht
gegen das dümpclnd-agitatorischc
„Weiter so“ der Großen Koalition. Ihr
Sturz ist eine wesentliche Voraussetzung
für die Verwirklichung politischer Ziel
der PDS; eine rot-grüne Regierung
bringt bessere Rahınenbcdíngung diese
Politik. Um die Verläßlichkcit grüner
Politik und grüner Korrektive in einer
Koalition mit der Sozialdemokratie zu

ermöglichcn,beda1'f auch sie des Drucks
von links.

Die Berliner PDS ergreift in ihrem
Wahlprogramm Partei für Arbeitnehme-
rinnen- und Mieterlnneninteressen, für
sozial Schwache und Diskriminierte.
Das unterscheidet uns von der SPD, die
gemeinsam mit der CDU an der Büro-
kraten- und Yuppiestadt baut. Und das
unterscheidet uns auch von den Grünen,
die ihre stadtpolitischen Prämissen im
Spagat zwischen sozial-ökologischen
Engagcment und Rüchsichtnahmc auf
Investoren, Eliten- und Lobbygruppcn
formuliert haben. Dieser Politikansatz
unterscheidet sich nicht nur inhaltlich
von denen politischen Ansätzen der SPD
und der Grünen in Berlin, er ist auch mit
einer klaren Aussage zur Rolle der PDS
als sozialistischer Oppositionspartei ver-
bunden.

Im Wahlprograrnm heißt es dazu: Die
,PDS „will den falschen Weg, den diese
Stadt nimmt, nicht von der Regierungs-
bank aus verwalten, sondern als Opposi-
tion 'veri-indern. Sie will nicht schön re-
den, was schlecht ist, will Verantwortli-
che nennen und Widerstand organisie-
ren, wo es nötig ist. Verweigerung kann
eine solche Politik nennen, wer Gestal-
ten mit Regieren verwcchselt.(...) Wer
jede etwas grundsätzliche Kritik an der
rcalexistierenden Marktwirtschaft mit
dem Ruf nach dem Verfassungsschutz
beantwortet.“

teitag. Die vielen Stichwahlen um die
Spitzenplätze der Liste zeigten, daß die
Anwärterlnncn ftir die künftige Frakti-
on die dafür notwendige Kompetenzzu-
Weisung nicht ohne langwierige Ab-
wägungcn erhalten. Und das ist gut so.
Gleichwohl ist festzustellen, daß das
Konzept der offenen Liste, daß der Lan-
desvorstand im Auftrage des vorange-
gangenen Parteítages und auf der
Grundlage der beschlossenen Wahlstra-
tegie vorgelegte, von einer nicht unbe-
trächtlichen Minderheit der Delegierten
nicht getragen wird. Das und nicht die
Tatsache, daß der Parteitag von seinem
souveränen Recht Gebrauch machte,
den Listenvorschlag des Vorstands in ei-
nigen Punkten zu ändern, ist das Pro-
blematische. Während das Wahlprogramm
mit einigen Andcrungcn schließlich
einstimmig angenommen wurde, wird
das Personalkonzept für die künftige
Fraktion zum Gegenstand z.T. heftiger
Kontroversen. Das kann Politíkfähigkcit
kosten. Das richtet den Blick nach innen
und nach rückwärts, wo es doch jetzt
darum geht, den Dialog um die künftige
Verantwortung der in Berlin und
der Region in der Offentlichkcit und
nicht am Strömungstamnitisch zu füh-
ren. Die PDS wird jedoch dann zu einer
Halbkraft-Partei, wenn sie die Warnung
aus 'Modrows offenem Brief nicht ernst
nimmt und sich in kontraproduktive
Personaldcbatten verstrickt. I
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Runde Tische sind hilfreich, aber Entscheidungsträger sind sie nicht. Interview mit
Manfred Stolpe
ln: »Neues Deutschland« vom 1. August 1995

-.J '

Manfred Stolpe

Wirrwarr der damaligen Um-
bruchszeit erwiesen sich Run-
de Tische als berechtigte Hoff-

gab es mit nung der demokratischen
dem ›M0dmw_Kahineu und Kräfte im Land aufdirekte Um-
dem' Runden Tisch eine Art setzung ihrer Vorstellungen
„Doppelherrschaft“ - beide wm gesenschafthchen Um“
aber waren letztlich nicht le-
gitimiert _ t

Die Modrow-Regie_rung war
eineßegierung des Übergangs
m_ıt dem festen Willen eines
friedlichen Weges vom totall-
taren System 'in eine Demo-
kratie. Natürlich fehlte ihr in
diesen Übergangszeiten die de-
mokratische Legitimation, wie
sie dann die de-Maizière-Re-
gierung dınchefreie Wahlen er-
halten hatte. Aber durch freie
Wahlen, die von der Modrow-
Re_gieıg-ung freigegeben, vorbe-
reıtet-S und garantiert worden
waren. i i .
Am Runden-.Tisch in Berlin

und; den vielen auf S damaliger
BGZIIRS-S. Kreis- tuıd Kommu-
neebene saßen politisch hoch-
interessierte leute aus Exeku-
l1V.ej und. L_egıslative. Auch sie
hatten -kein. Mandat -und sten-
ten sichpldannfdper Wahl. Runde
Tische waren in” dieser Zeit ein
erster^Ausdruck der Demokra-
tisierung. inder DDR._ Und das
in einerfZ^eit höchsten politi-
schen Interesses bei nahezu al- I
len Menschen« Darin bestand
eine maßgebliche Faszination
dieses Politikmodells, das ganz
sicher auch mithalf, ein Blut-
vergießen zu verhindern. Im

bruch. _
Runde Tische also als ost-
deutsche Spezialität? '  
` Nein, sie sind keine ostdeut-
sche Spezialität, denken Sie
nur an das Frühjahr 1990 in
der Volksrepublik Polen« Die
SED-Führung sah dieseivolks-
nahe, sehr spezifische politi-
sche Praxis mit viel Angst. Mit
den Wende-Erei issen wurde
dieses Modell šrann in Ost-
deutschland iibernommen. Die
Runden Tische wurden zu ei-
nem Instrument der 'Machtha-
Iance, der breiten/Kompetenz
und der Kontrolle jener Politik,
die durch die SED etabliert
war. Der Wille zum_ Konsens
am Runden Tisch entsprang
maßgeblich der Angst beider
Seiten, die Geschehnisse nicht
aus der Hand zu lassen. Am
Runden Tisch war es auch eine'
Angst vor der ordnenden
I-land, die bei einer Eskalation
erforderlich geworden wäre.
Fehlentwicklungen haben
aber auch die Runden Tische
nicht vermeiden können . . .i

` ı

Mit dem Fall der Mauer war
die' Marktwirtschaft vorgege-
ben. Wie das aus den Startlö-
chern der Zentralverwaltungs-
wirtschaft funktionierenısollte,

wußte natürlich keiner. Auch
die Zeitspanne war ja noch of-
fen. In Ostdeutschland begann
ein gesellschafts- .und wirt-
schaftspolitischer Wandel als
Weltpremiere. In diesen sehr
hektischen Monaten waren die
Runden Tische gutefKorrektive
zur Machtbegrenzung der Re-
gierenden aller Ebenen.
Haben sie auch heute noch
eine Funktion? Können_ Sie
Beispiele für Runde Tische in
Brandenburg nennen? V

Brandenburg setzt die Tra-
dition der Runden.Tische bei-
spielsweise in verschiedenen
Kommunen. fort. In ^ Schwedt
trifft sich auf Initiative der Kir-
chengemeinde seit Dezember
1993 regelmäßig ein „Runder
Tisch für den Frieden in der
Stadt“. Auch in Spremberg ar-
beitet ein Runder Tisch gegen
Fremdenhaß K tmd Gewalt. In
Potsdam heißt das „Offener
Tisch“. der sich mit, Entwick-
lungspolitik und Ausländerfra-.
gen befaßt. Manche Runden.Ti-
sche sind absehbar erst einmal
Dauereinrichtungen, andere
finden sich zu aktuellen Pro-
blemen auch nur zeitweiligzu-
sammen- t ~ -
Was sollenrwas können sie
heute noch bewirken? s

_ h _ _

Zu Runden Tischen setzen
wir uns in den Fällen zusam-
men, wenn für noch- nicht be-
gangene Wege parteiübergrei-
fende Lösungen zu finden sind.
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Die wirken dann konfliktregu-
lierendlf bis hin zum Konsens.
Dort kann man auch über die
verschiedensten Themen un-
serer Gesellschaft nachdenken,
kann vorausdenken und strei-
ten. Auch Geschichte ist auf-
zuarbeiten, ist zu werten, ge-
gen Kriminalität und Gewalt ist
jeder Gedanke gefragt, auch zu
unserem Verhalten gegenüber
ausländischen Mitbürgern.
Uber ernsthafte gesellschaftli-
che Zukunftsmodelle könnten
sich) die Leute'-'àríë' *R`1f1iide`rı'i Ti-f
sch_en}`auch diè'FKöpfe zerbrelf
chen. Schließlich werden wir
niemals einenendgültigen Zu'-
lsåtand einer Gesellschaft ha-

en. . -
Aber im Unterschied zu par-
lamentarischen ,Gremien ha-
ben síe keinerlei Entschei-
dungskompetenzen . . .

Überall dort, wo Runde Ti-
sche arbeiten, ersetzen sie na-
türlich keine parlamentari-
schen Gremien, unterstützen
diese aber mit den Ergebnissen
ihrer Arbeit. Das ist immer hilf-
reich, gerade weil von dort völ-
lig andere* Standptmkte oder
Kritik rüberkommen. Runde
Tische entscheiden nicht, sie
schlagen vor und empfehlen,
raten dringend oder mahnen
etwas an. Damit laufen sie nie-
mals Gefahr, den Parlamenta-
rismus auszuhöhlen. Die SPD.-
Alleinregierung in- Branden-
burg tut gut daran,-sich mit
möglichst vielen Menschen in
konträren Fragen und Interes-
senlagen an einen Tisch zu set-
zen und Konsens zu suchen,
ehe sie allein vorprescht. i
Ist das nicht ein fronimer
Wunsch? Befindet sich- eine
alleinregierende Partei nicht
in _der Versuchung, mit ihrer
Mehrheit den eigenen Willen
durchzusetzen? Verläuft da
nicht der noch immer be-
schworene' Brandenburger
Weg der Toleranz ins Unge-
wisse? . ',:n'=ı_i_r3!11_!.=_f.f†.l rim 'MW' -_í:'_\í!.fi!3*

..Dıe,. absolute 1 .Mehrheit 1 .warí
Wàhléfiifllélinichteiñëvöfln*der
SPD angeordnete Situation. Die
war allerdings für Branden-
burg völlig neu. Dochallein die
SPD-Fraktion hat 52lAbgeord-
nete mit ebenso vielen ımter-
schiedlichen Meinungen. Wir
ersticken keine Kommunika-

tion und geben auch keine al-
leingestrickte homogene Poli-
tik vor. Der Geist, die Idee der
Toleranz ist Jahrtausende ' alt,
heute erforderlicher denn je
und heißt doch Schutz des ein-
zelnen in seinem Anderssein.
Betrachten Sie unsere parla-
mentarischen Abläııfe, da wur-
den und werden sicher auch
wieder Vorschläge der CDU
und der PDS für Entscheidun-
gen der Regierung' aufgenom-
menl Dazu kommt ein ausge-
zeichneter gegenseitiger Infor-
mationsfluß, rnit dem wir keine
Probleme haben.
In Brandenburg sind zwei
kleine Parteien durch Wäh-
lerwillen aus dem Landtag
gefallen. Man hat nicht den
Eindruck, daß sie - zum Bei-
spiel über Runde Tische -
dennoch in die Politik inte-
griertbleiben . . . I I

Bringen Sie bitte nicht die
Dinge f durcheinander. Wir
stellten gerade fest, daß Runde
Tische außerhalb des Parla-
mentarismus stehen und- weit-
aus vielfältiger strukturiert.
sind. Runde Tische verdienen
diesen Namen nur, ,wenn sie
über Parteigrenzen hinausge-
hen. Uber diesen Weg kann die
Regierung- niemanden inte-
grieren. Das wäre Kinderei
und hieße, den Willen- der
Wähler zu ignorieren. Das
Sich-Einbringen in die Politik
muß schon jede Partei selber
besorgen; › ~
Auch wenn sie das tut, ist sie
gegen Ausgrenzungsversu-
che nicht gefeit. Meist trifft
dies die PDS, aber nicht nur.
Inwieweit gibt es in Bran-
denburg ein anderes Heran-
gehen und warum? `

Das Thema PDS handhabt
die Brandenburger SPD ganz
pragmatisch. .Wir verteufeln
keine Partei, die demokrati-
sche Ziele verfolgtundauf dem
Boden des ' Grundgesetzes
steht. Die PDS hat auf dem par-
lamentarischen Feld mit den
SED-Praktiken 'keine Identität
mehr. Dafür sind wir offen. Wir
würdigen aus unseren 0st-Er-
fahrtmgen alle Bemühungen,
die konstruktiv sind, und wir
legen keine Schablone an diese
Menschen. Wir sind aber vor-

sichtig, denn diese Partei ar-
gumentiert populistisch, emo-
tional, demagogisch. Wir wer-
den noch über Jahre mit ihr
rechnen müssen. Der Wahler-
folg der Brandenburger SPD im
Herbst 1994 bestätigte, daß
wir init- unserem Kurs richtig
liegen. S _
Ist angesichts der politischen
Praxis die Idee- von Toleranz
in der Politik und von den
Wirkungsınöglichkeiten Rim-
der Tische nicht utopisch?

I Es geht doch darum, das Po-
litikmodell Runder Tisch für
die richtigen Aufgaben einzu-
setzen. Entscheidungsträger
sind diese dann nicht, ich
nannte aber auch Beispiele ih-
rer Wirkungsmöglichkeiten.
'Die Toleranz ist Teil einer

demokratischen, humanisti-
schen Kultur, die in Men-
schenrechten und Verfas-
sungsgrundsätzen festge-
schrieben und alltägliche Pra-
xis ist. Doch ist sie auch immer
wieder neu zu bekräftigen und
vor allem im Sinne der Schwa-
chen zu schützen und zu pile-
gen. Warum sollte das eine
Utopie sein? Wir erleben doch
deren Nützlichkeit allenthal-
ben im Land. ' -
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Peter Liebers: DGB-Landeschef: Refonnen nur mit PDS
ln: »Neues Deutschland« vom 22. August 1995

An der Basis der Thüringer
SPD wächst der Unmut über
den Schmusekurs von Lan-
deschef Gerd Schuchardt ge-
genüber_ dem Koalitions-
partner CDU. Nicht wenige
Genossen sehen die Gefahr,
daß die Partei ihr Profilvöllig
verliert.. _ . ' '

Die Sorge ist nicht unbe-
gründet, läßtdie CDU doch
keine Gelegenheit aus. den
Koalitionspartner vorzufüh-
ren. Zum Beispiel mit der Zu-
stimmung zu dem umstritte-
nen . Ozon-Gesetz, im Bün-
desrat, obwohl die Thürin-
ger SPD dagegen war, und
die Koalitionsvereinbarung
für einen solchen Fall
Stimmenthalttuig , vor-
schreibt. .I Selbst im Koali-
tionspapier festgeschriebene
SPD-Ziele wie der Bau von 2
500,Sozialwohnungen wur-
den in der Regierungspraxis
vom Tisch gefegt 'ımd per
Haushaltgesetz halbiert.

Schuchardts Reaktionen
erschöpften sich stets in va-
gen Drohgebärden, die von
der CDU mit wissendem Lä-
cheln quittiert wurden. Nun
hat Thüringens DGB-Lan-
desvorsitzender Frank
Spieth in einem Presseinter-
view klar und deutlich aus-
gesprochen, was sich viele
schon lange im Stillen wün-
schen. Schuchardt solle als
Landesvorsitzender zurück-
treten und einem Nachfolger
Platz machen, der frei von
Koalitionszwängen und Ka-
binettsdisziplin  - agieren

kann. Spieth ging noch einen
Schritt weiter und forderte
die SPD_auf, „ihre Politik der
absoluten Unberührbarkeit
in Richttmg PDS“ aufzuge-
ben. Der Gewerkschafter mit
SPD-Parteibuch sieht in Thü-
rinåen eine Reformmehrheit
un meint, es gehe auch oh-
ne CDU. Solche Mehrheiten
sind' seiner' Auffassung nach
aber auf Dauer nur mit der
PDS, insbesondere mit deren
Reformkräften zu schaffen.
Daß er damit nicht allein
steht. macht eineßiußerung
des Weimarer„SPD-Bundes-
tagsabgeordneten Edelbert
Richter deutlich, der in einer
Thüringer Zeitung meinte,
seine Partei müsse sich auch
die Option eines Bündnisses
mit der PDS offenhalten.
Auch aus Gotha kam Beifall.

Die CDU realisiere 80 Pro-
zent ihres Wahlprogramms,
die SPD aber nur 20 Prozent,
rügten die Genossen. Schu-
chardt hat die Forderungen
von Spieth gewohnt schroff
zurückgewiesen. Über den
künftigen ' ' Landesvorsitz
werde im Frühjahr nächsten
Jahres in einer Mitglieder-
befragtmg entschieden. Eine
Zusammenarbeit mit der
PDS sei nicht mehrheitsfähig
und mit ihm nicht zu ma-
chen. I

In der SPD wächst die Zahl
derer, die- das ,anders sehen
und denen die arroganten
Einlassungen der CDU sauer
aufstoßen.
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Keine Naçhhilfestunden fiir PDS-Wähler. Interview mit Bernhard Vogel
In: ››Leıpzíger Volkszeitung« vom 31 . August 1995

Keine Nachlıilfestunden für PDS-Wähler
Bernhard Vogel im Gespräch über die Verfasstmgsschutz-Studie zu Beamten

Erfurt. Die sogenannte Verfassungs-
schutz-Studie über PDS wählende
Beamte hat den gesamten öffentlichen
Dienst in ein schlechtes Licht gerückt,
meint Thüringens Ministerpäsident
und CDU-Chef Bernhard Vogel. Nicht
Nachhilfeunterricht oder Verun-
glimpfung, sondern politische Ausein-
andersetzung und Werbung um die
Wähler der PDS seien nötig.

Frage: Nun ist heraus, jeder dritte
Beamte wählt PDS. i Ø

Bernhard Vogel: Erstens bezweifle
ich die Basis dieserßefragııng, zwei-
tens sollte 'der Verfassungsschutz die
Meinungsforschung den Instituten
überlassen und solche Studien nicht
in Auftrag geben beziehungsweise
veröffentlichen. Derm was ist die
Folge? Gerade in unserem Land erin-
nert man sich an eine schlimme Ver-
gangenheit, in der amtliche Organe
Wahlergebnissen nachgegangen sind.
Außerdem spaltet eine solche Nach-
richt, statt zusammenzuführen. Die
Beamten ñnden sich in ein schlechtes
Licht gerückt, und das haben sie we-
der verdient, noch ist es gut für ihr An-
sehen.

Die PDS argwöhnt eine neue Ojffen-
sive gegen sich.

Ich kann keine Offensive gegen die
PDS erkennen, ich kritisiere den
Schaden am gesamten öffentliche
Dienst. '

Der SPD-Innenminister sieht die
Thüringer PDS inzwischen auf dem

Bernhard Vogel ' S Foto: dpa
Boden des Grundgesetzes. Folgen Sie
der Ansicht? B

Mir fehlt noch immer eine klare Ab-
sage der PDS an die Ziele des Koni-
munismus und an gewisse Kader-
gruppen in der Partei, die eindeutig
antidemokratische Ziele verfolgen.

Und so lange teilen Sie die Auflas-
sung Ihres Ressortchefs nicht?

Ich habe die Auffassung, daß man
mit endgültigen Aussagen vorsichtig
sein sollte. A

Gibt es für die Beamten nun Nach-
hilfestunden in politischer Bildung?

Vorsicht mit Umschulungen und
dergleichem._Dem1 nicht der Staat -
etwaauch mit Verboten '- sondern die
Parteien sind mit politischer Aus-
einandersetzung gefordert. Wir be-
kämpfen die PDS, und zwar entschie-
dener und härter, als demokratische
Konkurrenz bekämpft wird. Wir wer-
ben um die Wähler, die wir nicht ver-
unglimpfen, sondern für demokrati-
sche Parteien zurückgewinnen wol-
en. a Z I
Dennoch brachte bisher weder Igno-

rieren noch Attackieren Erfolg, sind
die Volksparteien beim Phänomen PDS
mit ihrem Latein am Ende?

Ichfühle mich als Vorsitzender ei-
ner dieser Volksparteien überhaupt
nicht mit meinen Latein am Ende, al-
lerdings bin ich auch nicht zufrieden.
Denn der bedauerlichen Tatsache.
daß 16 Prozent der Thüringer PDS
wählten, steht die erfreuliche Tatsa-
che gegenüber, daß 80 Prozent für de-
mokratische Parteien stimmten -trotz
sehr stürmischer Zeiten, es ist den
Leuten ja einiges zugemutet worden.
Man soll also bitte die Kirche im Dorf
lassen. Mein Rezept heißt: Laßt uns
den Aufbau zügig fortsetzen, je mehr
Bürger er erreicht, um so kleiner wird
die Wählerschaft der PDS. ' '

Interview: Günter Neumann
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Peter Richter: Die »schlechteste Variante« -~ im Zweifel gut genug
In: »Neues Deutschland« vom 4. September 1995

ls echte A P obwohl sie mit ihren 29 Man„schl ste Variante“ . . ~
Awird die Große Koalition da-'flßrl (29,6 Prozent) dHl'C.h&l1S

` vor' Wahlen - gern als in- auch den Versuch einer Min.
diskutabel in die Ecke gestellt. derheitsregierung hättewagen
Nach Tisch liest sich's oft an- können, denndie PDS mit 17
ders. Stört nämlich eine Partei' Abgeørdneten (16,6 PIOZBRI
- durchrunenvünschtemwäh-#1 der Wählerstimmen) war zur
lerzulauf -_ die Kreise der Tolerierung bereit. Für SPD-
großen Etablierten, dagnnisteiwiç Chef Gerd Schuchardt aber gilt
gen sie, vorgeblich angewideı-t, die-Devise:`Mit den SED-Nach-
doch ins gemeinsame Bett. In
aller Regel ist es die CDU, die
dort.die Domina spielt; die SPD
unterwirft sich (gar lusti/oll?)
ihrer Peitsche. ' '

›

MECKLENBURG-
VORPÜMMERN -  A
Im ostdeutschenNorden hätte
die SPD - mit 29,5 Prozent der
Wähler und 23 der 71 Land-
tagssitze - gut und gern das
Begierungsschiff übernehmen
können, hatte doch die PDS
(22,7 Prozent/18 Sitze) recht-
zeitig signalisiert: An uns soll
die Abwahl der CDU, die nur
noch auf 37,7 Prozent (30 Sit-
ze) kam, nicht scheitern. Aber
Harald Ringstorff bewies nach
forschem Start weder Stehver-
mögen ` noch Risikobereit-
schaft.. Allerdings hflilß ihm
wohl auch die Bonner SPD alle
gedanklichen Flausen in Rich-
tung PDS ausgetrieben. `

Als Juniorpaıftner in der Re-
gierung Seite werden K seine
Mannen nun von der CDU ein
ums andere Mal vorgeführt -
zuletzt in der Spielbankenaffä-
re, in der die SPD nach kurz-
zeitigem; A Muskelspiel der
Union denn doch das Handeln
überließ. Und der nächste
Kniefall steht schon bevor:-in
der Schulpolitik, für die die
SPD einstmals ganz neue Ak-
zente-zu setzen versprach.

THÜRINGEN  
Nach dem Ausfall von Koali-
tionspartner FDP brauchte
auch in Thüringen die CDU mit
42,6 Prozent der Wählerstim-
men tmd 42 der 88 Landtags-
sitzung einen neuen Partner.
Schnell war» die SPD zur Stelle,

folgern nie! Dafür nimmt er so-
gar in Kauf, daß die CDU ihre
schon nur marginalen Zuge-
ständnisse im Koalitionsver-
trag sukzessive weiter, verwäs-
sert tmd auch im Bundesrat so
tut, als habe sie die absolute
Mehrheit. Selbst bei seinen Ge-
nossen löst das zunehmendes
und auch schon mal der Öf-
fentlichkeit vorgefihrtes Kopf-
schütteln aus. Erst verlangte
DGB-Landeschef Frank Spieth,
die 2 Politik „der absoluten' Un-
berührbarkeit in Richtung
PDS” aufzugeben. Und dann
fan_d___s_ogar Innenminister Ri-
,chard='Dewes; die =PDS*sei=unter
bestimmten Bedingungen „po-
tentiell koalitionsfáhig“.

_ J l ›

BADEN- '
WÜRTTEMBERG z

Q

Hier .hatten die Republikaner
1992` .mit 10,9 Prozent der
Stimmen und 15 Mandaten ei-
ne Sperrminorität errungen,
der die anderen Parteien nur
eine Große *Koalition glaubten
entgegensetzen zu können.
CDU (39,6 Prozent der Stirn-
men/64 Parlamentssítze) und
SPD (28,9 Prozent/46) nutzen
ihre Zwei-Drittel-Mehrheit, um
gegen Bündnis 90/Grüne eine
Parlaments- und Verfassungs-
reform durchzusetzen. Anson-
sten kriselte es auch im Stutt-
garter Bündnis häufig e “so
schon 1993 wegen unter-
schiedlicher Auffassungen zur
Pflegeversichertmg, später in
der Lotto-Affäre; als die SPD
die Verantwortung von Fi-
nanzminister Mayer-Vorfelder
nicht zu leugnen gedachte,.und
zuletzt, als. der Ministerpräsi-
dent dem Ozongesetz gegen
d`a1ši'\7o`tüñ'1 de`i"iSP_D im
desrat seine Stimme gab. Beide

wo`lle'fi"s'nicht no 'cih einmal vefr-'
suchen: Bei den Wahlen, kom-
menden März setzt die CDU auf
die absolute Mehrheit, die SPD
auf ein rot-grünes Bündnis.

, .

BREMEN. W
Der Niedergang der Bremer
SPD von einstiger absoluter
Mehrheit auf 33,4 *Prozent (37
Sitze) und das überraschende
Ergebnis der SPD-„Dissiden-
ten“ aus der Liste Arbeit für
Bremen _ (10,7 Prozent/12)
stellte den Sozialdemokraten
die Gretchenfrage: Weiter mit
den Grünen (13,1 Prozent/14)
oder sicherer mit der CDU
(32,6 Prozent./37)? Man-e`nt-
schied sich für letzteres und
konnte zwar- mit Henning
Scherf noch "einmal den Bür-
germeister stellen; dafiir be-
stimmt nun inhaltlich die CDU
den Kurs. ` PETER RICHTER
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Dokument 18
Referat des Landesvorsitzenden Roland Claus auf dem 4. Landesparteıtag der PDS
Sachsen-Anhalt.
In »Beschlüsse des 4. Landesparteitages der Partei des Demokratıschen Sozıalıs
mus. Landesverband Sachsen-Anhalt am 16. und 17 . September 1995 m Magde-
burg<<. Auszüge A

. -- _ . _ _ .- - - -E t-ln meınen Uberlegungen_,_sın_d dıe folgenden vıer Optıonen fur dıe weıtere PDS n
wicklung denkbar und objektiv moglıch: s

- - - - ' tschen Interessenvertretung(1) PDS konnte sıch_ zu einer relatıvıdauerharten Ostdeu __ _ t
entwickeln. Aufgabenfelder sind reıchlıch vorhanden und durfen n,1.0l`\
unterschåtäwèfdefl- , _ , . _ . :zzTagesfragen einstellen, dabei ın erheblıchem Maße ın es p _ _
schließlich weitgehend entpolitisiertwerden. K *A - ' "

«

-- - ' ' tischen Partei, vergleichbar mit(2) PDS konnte _z_u einer demokratischen kommunıs g _ g
der FKP oder der Neugründung der ıtalıenıschen/K0I:1"mà1rü_I:i:gí<à*í1ef2;"
dabei relativ ungebrochen an das Marx- und Lenin-_ ers an ı P -
ist etwas anderes als pures Zurück zum Staatssozıalısmus.

(3) PDS könnte zu einer linken Sozıaldemokratıe werden,' ohne __9f°ßel'e
programmatische Differenzen zur SPD und mıt_dem Bonus, dıe Schwache der
OST-SPD als starke Regionalpartnerın auszugle_ı_chen. W  gi 1 §2*

und . . r A' H l A ' ilismus
4) PDS könnte dıe Konzeptıon des modernenldemckratıschen _SOZI8

( anstreben, jenseits von Staatssozlalısmus, tradıtıonellem Komrgunısénıšéíagâå'
auch jenseits von Sozialdemokratısmus. _Obwohl dıeser Weg er dauberdše
Namen gibt, ist wenig über dıe Ansatze eınes solchen Konzeptes un u
damit verbundene Transformatıonsvorstellung bekannt.

o

~~ ~ ° " ` d' Trennlinien der Gruppierungen wichtig,
Zbırrıidneirthh \íi2lå1:lirdbei:erT:l:gâh:end%í vıâneinander verschiedene konzeptionelle
Ansätze vorhanden und objektiv gestaltbar sind.

Wir bleiben auch bei unserem Grundsatz: Die PDS-Politik in Sachsen-Anhalt wird
von unseren Programmen und Parteitagen bestimmt und nicht vom
Koalitionsvertrag. Andererseits haben wir inzwischen gelernt, daß Politik sich nicht
auf die Übertragung einer Parteiidee in's praktische Leben beschränkt, auch dann
nicht, wenn die Parteiidee von der PDS kommt.
Auf Gedeih und Verderb sind wir darauf angewiesen, die Realitäten
gesellschaftlicher Entwicklung wahrzunehmen und daraus unsere
Einflußmöglichkeiten zu bestimmen. Und wir müssen noch besser lernen, Realitäten
auch dann als solche zu erkennen, wenn sie uns nicht gefallen.

Politik ist immer auch Umgang mit irrationalen Vorstellungen, mit Unterstellungen
und Verdrehungen fast aller Art. Wenigstens dafür sind wir ein ausgesprochenes
Konjunkturland.
Daher war _klarzustellen, daß die PDS für eine Beteiligung an der
Höppner/Heidecke-Regierung nicht zur Verfügung steht.

Etwas anderes ist die notwendige längerfristige Überlegung, was wir denn tun, wenn
SPD und Bündnis 90/Grüne keine relative Mehrheit erreichen, wenn bei uns
beispielsweise Thüringer Verhältnisse eintreten sollten. Dort geht Tolerierung nicht,
weil fast jede praktische Entscheidung von der Zustimmung der PDS abhängig wäre.
Wenn wir mit der SPD nicht zusammen regieren wollen, dann müssen wir auch
wissen warum. Auf alle. Fälle müssen wir darüber offen diskutieren. Ich für mich
könnte heute keine ausreichend logische Antwort auf die Frage geben, ob wir uns
an einer Regierung beteiligen sollten oder nicht, höchstens daß ich nicht Minister
werden will, aber was sagt das schon?
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Ich hänge an der Überzeugung, daß wir unabhängig davon, was die anderen über
uns befinden, für alle denkbaren Konstellationen nach der nächsten Wahl unsere
Vorstellungen öffentlich äußern. Und zwar vor der Wahl. Der große Dreh der SPD in
Sachsen-Anhalt war doch zumindestens lrreführung von Wählerlnnen.

Bei aller Wahlkonkurrenz von PDS und Bündnisgrünen sollten wir uns nicht an der
Demontage der OST-Grünen beteiligen. Das machen andere und zum Teil sie selbst
übrigenswirkungsvoller. Ich finde die produktive Auseinandersetzung zwischen PDS
und GRUNEN über linke Politik allemal besser als die arrogante Position, daßwir
die bessere LINKE sind. ~

In der SPD-Fraktion des Landtages vollzieht sich gegenwärtig eine energlsche
Polarisierung. Anlässe werden benutzt, sind aber nicht mit den Ursachen zu
verwechseln. . -
insgesamt ist natürlich für die SPD die CDU noch immer das kleinere Übel als die
PDS. «
Das "kleinere Übel" war nur gerade nicht zu haben, weil es erstens nicht in's 94er
Wahlkalkül gepaßt hätte, zweitens energische Kräfte in der. SPD und beim Bündnis
auch für diese Alternative. eingetreten sind und drittens wohl auch der PDS in
Sachsen-Anhalt dieses Projekt von den verschiedenen beteiligten- Seiten zugemutet
wurde. . _ . .-
Oft ist bei uns die Rede davon, daß mit dieser SPD doch nichts zu verändern sei, als
gäbe es noch eine andere, nach unseren Wünschen geformte Sozialdemokratie.
Es ist aber weder einzusehen, daß die SPD die PDS mit irgendwelchen
Forderungen umgeslalten will, noch ist es besonders gescheiht, eine nach unseren
Vorstellungen umgebaute SPD in's Kalkül zu ziehen. Voraussetzung für den Erfolg
unseres notwendigen linken Druckes auf die anderen Genossinnen ist meines
Erachtens die kritische Wahrnehmung der tatsächlichen Situation. 1
Wir ersparen dem Ministerpräsidenten natürlich auch künftig nicht unsere Kritik,
aber wo politische Entscheidungen anzuerkennen sind, gehört ihm auch unser
Respekt, beispielsweise bei seiner persönlichen Ablehnung von deutscher
Beteiligung an NATO-Kampfeinsätzen und für seine Rede am 8. Mai dieses Jahres,
die sich wohltuend von dem sonst dominierenden Totalitarísmus-Gerede abhob.

Manchmal wird uns das “Ende der Tolerierung" ebverlangt.
Was hieße das denn konkret?
Wir müßten gegen alle Regierungsvorlagen stimmen, weil sie von der Regierung
kommen. Dann wären wir aber genau dort, wo die CDU schon seit geraumer Zeit ist,
Verweigerung um der Verweigerung willen, Ablehnung ohne Sinn und Verstand. Das
sollten wir nicht ernsthaft wollen. Wir stehen für den gewiß schwierigen Balance-Akt,
stets sachorientiert zu befinden, wofür und wogegen wir stimmen. Vor allem bei den
anstehenden Haushaltsberatungen .wollen wir dafür sorgen, daß der finanzielle
Rahmen für einen Reiormkurs gewährleistet wird.
Landesvorstand und Fraktion haben dazu unlängst gemeinsame Positionen
beschlossen. K
Der neue Landesvorstand wird* ohne Schonfrist mit der Aufgabe belastet, in
kritischer Kooperation mit der Fraktion diesen Beschluß umzusetzen:

Ohne uns Fesseln in der eigenen Entscheidungsfreiheit anzulegen, sollten wir die
bundespolitísche Verantwortung der PDS Sachsen-Anhalt nicht verkennen.
Vielleicht ist die Zeit noch nicht reif für einen,Wechsel in Bonn und unser Projekt
bleibt ein vorzeitiger Alleingang. Natürlich ist es möglich, daß wir das Magdeburger
Projekt beenden,_a_berbi,_tte nicht aus Denkfaulheit und mangelnder eigener
Courage. P ` 1 . .
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Dokument 19
Revolution im Herzen, Trauflıöhe im Blick. Interview mit Hans-Chrıstıan Strobele
In: »Neues Deutschland« vom 19. September 1995

S err Ströbele, was sollte
I-IBerlin nach den Wahlen

am 22. Oktober für eine
Regierung bekommen?

,Wenn wir es uns aussuchen
könnten, wäre.-es diese SPD
nicht, mit der wir uns emlas-
sen, S
Meine Frage war eher in-
haltlich gemeint. -

Das kann man nicht tren-
nen. Das. was die SPD in den
letzten Jahren mit der CDU in
einer großen Koalition hier in
Berlin angestellt hat, ist für die
Stadt» schädlich und verhäng-
nisvoll, es ist Politik zum Ab-
gewöhnen. V
Aber genau diese SPD hat Ih-
re. Partei.. sozusagen wahl-
kampfprogrammatisch, zu
ihrem 1 potentiellen Koali-
tionspartner erhoben. .

Weil es ganz danach aus-
sieht, daß, wenn man den
Wechsel will, dieser nur mit
einem Partiiıer zu machen ist.
In Betracht kommt dann aber
nur die SPD; Programmatisch
und mit der SPD in einigen Be-
zirken gibt 'z es durchaus Ge-
meinsamkeiten. v P 3

Gut. also Berlin soll Ihrer
Meinung nach rosa-grün re-
giert werden.. Was nun aber
sollte diese Regierung anders
machen?

Zuerst braucht Berlin eine
Gesamtkonzeption für eine
ökologische Metropole bis
2010 oder 2020. Seit fünf Jah-
ren hat sich dieser Senat
durchgefummelt. A Entweder
unentschlossen oder entlang
der Interessen der Investoren
und' der Industrie: an erster
Stelle zu nennen der .Rü-
stungskonzern Daimler-Benz.
Devise: Wer am größten ist,
darf auch am höchsten bauen.
Hier also gleich mal die ge-
liebte* Berliner Traufhöhe.
Aber bei der ist Grün doch
wohl nicht etwa schon am En-
de. dennselhst dort wo sie
stimmt, etwa in der Fried-
richstraße. mag doch auch
keiner leben? '

.Natiirlich- endet es damit
nicht. Zum Gesamtkonzept ge-
hören Verkehr, Wohnen. Ar-
beiten..¬aber auch die`,.Gleieh-
ste_llung_alle_ı_° hier Wohnenden.
Die Inhalte der_ Politik. müssen

r

. ~ ›
ı

schlicht an den Menschen
orientiert sein, die hier leben.
Potsdamer oder Pariser Platz
sollte man eigentlich nach de-
ren Maßen gestalten, nicht
nach denen von Sony, Daimler
oder ABB. Dazu gehört auch,
daß das Auto aus der Innen-
stadt rausgedrängt wird durch
attraktive Alternativangebote.
Alles lebenswert und mög-
lichst wohl auch weltoffen.
Wo wollen Sie denn dafür das
Geld finden, wenn nicht bei
Daimler?

Da ist Ironie fehl am Platz:
natürlich weltoíien. Berlin
müßte sich' an die Spitze set-
zen. Nicht nur auf dem Ener-
giesparweg hin zur Solar-
hauptstadt, sondern auch bei
der Aufnahme von Flüchtlin-
gen oder der Verweigerung
von Abschiebungen. Warum
sollte nicht das kommunale



Wahlrecht fı'ir Eingewanderte,
die acht, zehn Jahre hier sind,
eingeführt werden? Das Bun-
desverfassungsgericht hat das
für Schleswig-Holstein anders
entschieden. Aber die Bezirks-_
wahlen sind nur teilweise ver-
gleichbar. Man sollte ein sol-
ches Wahlrecht vor diesem Ge-
richt verteidigen;
Gut, heben wir ıınsdie Fi-
nanzen für später auf. War-
um dachten die Wähler bis-
her, mit CDU und SPD besser
zu fahren, als mit Ihnen?
Schließlich war Rosa-Grün
1990 nach nur 20. Monaten
abgewählt. _  

Wahrscheinlich weil viele
glaubten, eine CDU-geführte
Regierung könne in Bonn mehr
erreichen. Ein Irrtum, wie sich
gezeigt hat. Diepgen wird von
Kohl benutzt, um unangeneh-
me Sachen, wie etwa.die~über-
eilte Streichgjng der Berlimlflil-
fen. zu verkaufen. f ~ =
Dennoch kippte dochdie öf-
fentliche Meinung längst
nicht in Ihrem Sinne um.

ı \

Was nicht ist, kann noch
werden. Die Politik der Groß-
projekte, wie- Olympia 2000
oder Tiergartentunnel, bringt
den Leuten weder bezahlbare
Wohnungen noch Dauerar-
beitsplätze. Sie steht gegen die
lnteressender Menschen. '
Ist das denn nicht alles etwas
illusionär, Herr Ströbele, die-
ses A moralisierende Hoffen
auf Vernunft? Die anderen
Parteien machen Wahlkampf
mit 100 000 versprochenen
Arbeitsplätzen. I f

Die' anderen sind doch an
der Regierung, warum gibt es
die versprochenen Arbeits-
plätze nicht schon lange? Wir
haben konkrete Vorschläge.
wie durch Arbeitszeitverkür-

zung und gezielte Förderung
mehr Arbeitsplätze geschaffen
werden., Und was die Vision
für Berlin anbetrifft, die muß
in einem Diskussidnsprozeß,
an dem sich möglichst viele be-
teiligen, konkret weiterentwik-
kelt werden. ~
Herr Ströbele, was bietet Ihre
Partei den Wählern zum The-
ma Arbeit an? *

Bisher versucht man Firmen
mit Subventionen und .Grund-
stiicksgeschenken krampfhaft
hier zu halten, was dann drei,
vier Jahre reicht, bis die ihre
ökonomischen Interessen oh-
nehin woanders besser unter-
bringen. Dass verschwendet
Geld. Statt dessen sollte man
ganz gezielt Branchen hier-
herholen, die in 'so eine Stadt
reinpassen, zu den hiesigen
Le,uten`mit ihrer sehr _hoh_en
A_`usbildung. 'Also beispielswei-
s'e“~4Solartechnikffi_trfeine Solar-
sfadt Berlin; 'die alternative
Energien massiv fördert, in
Produktion und Absatz. -
Das ,alleswollten Sie '89 mit
der SPD schon einmal, und
sie sind gescheitert. Warum
soll dieselbe SPD Ihnen das
heute alles gestatten? A -

Mit der: Skepsis gegenüber
der SPD, vor allem ihrer der-
zeitigen Spitze, -haben Sie
recht. Obwohl die Situation '89
eine andere, auf den Westteil
der Stadt zugeschnittene, war,
habe ich gelernt, zurückhal-
tender zu hoffen. Ich fürchte,
es würden auch diesmal nur
kleine Schritte möglich. sein.
Aber eine neue Koalition, bei
der wir mitmachen sollen,
müßte eine grundsätzlich ran-
dere Richtung für die Stadt-
entwicklung eingeschlagen.
Nur für einen wirklichen
Wechsel gibt es Grün/Rot.

›
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1989 haben Sie bei Rosa-
Griin von einer Jahrhundert-
chance gesprochen. Wie wür-
den Sie` es heute nennen? I

Vielleicht die vorletzte, zu-
mindest aber die einzige Chan-
ce zur Wende.
Aber die knappen Kassen mi-
nimieren die Chance zu jeg-
licher tatsächlichen Wen e
doch ohnehin. ~

Zu warten, bis andere, die
CDU und die SPD, die Karre
immer weiter in den Dreck fah-
ren, wäre unmoralisch, ımde-
mokratisch und politisch un-
reif. Deshalb dürfen wir den
Leuten im Wahlkampf .auch
nicht versprechen, daß die grü-
nen Bäume in den Himmel
wachsen. Wir haben aber
durchaus . Alternativen, zum
Beispiel im- Verkehrsbereich,
zu bieten; wo,mit dem knappen
Geld"viel_fi1'ehr ¬g'eS`chafi`t. weir-
dën. k'›_§:Iıı.~n-t›è›:...§..›› ¬...tuu.1~ ~.¬.›;›:›-:'.=.
.~ '.~›', ' .,_'v ›ı ~¦›ıI.' '*› \

Also kein ' Tiergartentunnel
fürs Regierungsviertel. keine
Stadtautobahn, kein Groß-
flughafen? Das aber will doch
geradedie SPD! In einigen
Tagen ist sogar erster Spa-*
tenstich nıit SPD-Bausenator
Nagel. “ ~  _

Erstens könnte man mit die-'
sen Tunnel-Milliarden alle un-
sere Projekte im öffentlichen
Nahverkehr verwirklichen.
Zweitens ist_der erste Spaten-
stich noch längst nicht der
Bauabschluß. In A Koalitions-
verhandlungen wäre zu klären,
wieweit Berlin durch,Ver`träge
gebundenist und was es ko-
stet, doch noch auszusteigen.
Geld sparen kann man-`~ auch
anderswo. 'K Etwa durch “Ab-
schaffen des Geheimdienstes.
Bei solchen Gesprächen hät-
ten Sie's doch nicht nur mit
der SPD, sondern eigentlich

mit den Großkonzernen zu
tun. Was könnten die Grünen
denen schon groß? ~

Nehmen Sie Hessen. Da
mußte sich Joschka Fischer
auch mit Hoechst und der
Atomlobby anlegen. Ja,'es ist
keine Zeit“ für Revolution, wir
werden nicht- den Kapitalismus
auf den Kopf stellen können.
Aber die Firmen sind durchaus
zubeeindrucken, wenn es Po-
litik gelingt, die Bevölkerung
zu überzeugen und auf ihre
Seite zu ziehen.”Nicht nur das
Beispiel des Shell-Boykotts hat
dies gezeigt. Drohende Image-
und Geldverluste können eini-
ges bewirken. -`
Würden Koali_tionsg_espräche
mit der SPD an diesen Groß-
projekten scheitern?

Die Dingerıwären Wacker-
ste1ne:.aflfi`.'ídeI1i Wes 2u“B<1t-

'_Dí0...S1?D.`,hätte dann
heZ"ši'e,~'f'vvie_1i'èr'§'zu beseitigen.
Wir sagen nicht: Das sind Es-
sentials. Bevordie nicht weg
sind, reden wir nicht. Nein, wir
würden in Gesprächen mit un-
serer Forderungsliste gehen,
und da steht die Absage an die
Großprojekte ganz oben. Für
unsere Gewicht bei Verhand-
lungen wäre wichtig, mit wie-
viel Wählerstimmen im Rücken
wir antreten können.
Wie. Herr«Ströbele, wollen
-Sie nun genau diese Prozente
vor allem im Osten gegen die
PDS bekommen?

Eine berechtigte Frage. In
Westbezirken sind wir stark,
in Kreuzberg könnten wir so-
gar die stärkste Partei werden.
Unser Problem liegt in den Ost-
bezirken, und dort auch in der
Auseinandersetzung' mit ` der
PDS. Wir 'versuchen A den Wäh-
lerinnen und Wählern deutlich
zu machen: So wie die Bünd-

l
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nisgrünen von vielen gesehen
werden -- als die, die nur das
Benzin teurer machen und die
Stasi jagen- wollen -, so sind
wir gar nicht. Wir wollen zwar
die Benzinsteuer erhöhen - zu-
nächst um 50 Pfennig -, aber
wir wollen auch einen sozialen
Ausgleich für die, für die das
Auto noch unverzichtbar ist.
Und wir haben 'ausgefeilte Pro-
gramme für eine A soziale
Grundsicherung etwa oder für
eine wirksame Begrenzung der
Mietpreissteigerung. '
Und wie wollen Sie das im
Osten vermitteln?

Das fängt bei Personen an.
Unsere Spitzenkandidatin Sy-
bill Klotz ist eine kompetente
Fachfrau mit Ostbiographie.
Sie ist durch unsere Mitglie-
derversammlung mit großer
Mehrheit nominiert worden.-
Aber das wird 'das Grüne-
Image in Ostberlin kaum auf-
bessern. v

› .
ı

Z Das wird man noch mal se-
hen. Aufjeden Fall tut man den
Grünen unrecht, wenn man sie
auf Biotope reduziert. Was die
Treuhand verbrochen hat,
kann man zwar nicht mehr
rückgängig machen, doch man
kann und muß kenntlich ma-
chen, daß es oft ein Beispiel
übelsten Kapitalismus“. war.
Und das tun Grüne sogar pro-
grammatisch. Auch sich dage-
gen auflehnen, daß Alteigen-
tümer West den Besitzer Ost
aus seinem Haus oder seiner
Wohnung drängt. _ =
Damitwollen Sie sich nun den
Ossis empfehlen, nachdem
auch ihre Partei zusah, was
da alles passierte?

Ich will mich nicht ran-
schmeißen, ich mach' Politik,
um Gerechtigkeit herzustellen.
Die Leute sind im Einigungs-
vertrag von ihrer Regierung
verraten und verkauft worden.
Wie das konkret ging, habe ich
als Anwalt bei Narva in Berlin
erleben müssen.
Wollen Sie im Osten ein grü-
nes oder ein linkes Image
aufbauen?

. _ .` _

Ich will für meine Partei das
Image, das ihr entspricht. Für
meh . . fuss a1u~.ef~fen: ein Linıåe;ıš,g"ü11d`_ı`ch
will linke Po_l_i,ti_k_` `__mäp_ fen. _

Im Osten sind viele Wähler
von Bündnis 90/Grüne zur
PDS gegangen. Auf 10,Ab-
gänge kam 1994 nur ein Zu-
gewinn. Als Gegner schnei-
den Sie also schlecht ab. War-
um .wolleni Sie mit der PDS
nicht lieber kooperieren? S

Die PDS ist unser Gegner im
Wahlkampf. Die Partei oder
gar ihre Wählerinnen und
Wähler will ich aber nicht aus-
grenzen. Wir werden die poli-
tische Praxis der Partei an den
hehren Aussagen ihres Pro-
grammes, die ja zum Teil von
ııns übernommen wurden,
messen. Und da paßt vieles
nicht zusammen. etwa in der
Wohnungs-, Ausländer-, Ver-
kehrs- oder Antiatompolitik.
Kooperation mit der PDS wird
es hingegen nicht geben. _
Wir wären mit dem Klam-
nıerbeutel gepudert, .wenn
wir uns, stünde Rot-Grün auf
der Kippe, von der*PDS_ nicht
tolerieren ließen. Haben Sie
das kürzlich so gesagt?

Etwas vom. Klammerbeutel
habe ich gesagt, doch nicht
das. Die innergrüne Debatte
will ich nicht wieder ,aufma-
chen. Meine Auffassung war,
man soll vor der Wahl dazu
keine abschließende Aussage
machen. Wir haben uns dann
darauf verständigt, die Frage
mit dem Hinweis auf die Be-
schlußlage der SPD als erledigt
zu betrachten. I . _ '
Die SPD lehnt jeglichen PDS-
Geruch klar ab und sagt. die
Stadt würde mit einer PDS in
Senatsnähe auseinderbre-
chen. Sehen Sie das auch so?

Das sehe ich nicht so. Aber
das Magdeburger Modell taugt
nicht für Berlin.. Wer mit sei-
nem Wahlkreuzchen' mehr will
als Protest, muß dafür sorgen,
daß wir mit möglichst viel
Stimmen gestärkt in Koali-
tionsverhandlungen gehen
können. _
Zurück zum vermeintlichen
Koalitionspartner' g SPD: Will
die in Berlin eigentlich ernst-
haft Rosa-Grün? S

Sagen Sie nicht immer „ro-
sa/grün“. Es geht um eine
grün/rote Koalition.

S Aber zurück zu Ihrer Frage:
In der SPD-Spitze gibt e_s wohl

eine Präferenz für das beque-
me Verharren in der großen
Koalition mit der CDU. Wenden
können das nur die Wählerin-
nen und Wähler. Wenn sie mit
ihrer. Stimme zu verstehen ge-
ben: Achtung! Entweder die
SPD kriegt die Kurve und be-
wegt sich hin zu einer anderen
Politik. oder sie landet diesmal
bei der 30%-Marke, 'und bei
der nächsten. Wahl sind es
nach weiteren 5 Jahren Koali-
tion mit der_ CDU nur noch
25%. Wenndie SPD erkennt,
daß ihre Option für die große
Koalition für sie zur Existenz-
frage wird, wird sie sich be-
wegen hin zu einem Wechsel.
Die SPD war man in „West-
berlin mal eine 60-Prozent-
Partei. Ist große Koalition
heute bequemer Ersatz da-
fürgırr-;;r} .› Ü «ı 2:: ±`~* ' ; `

'Das kann man so sehen. Ich
höffë ében. daß -das die Wähler
auf Dauer nicht hinnehmen.
Hätte Rosa-Grün in Berlin Si-
gnalwirkung für die Bundes-
tagswahl 1998?

Für dieses Signal braucht
man nicht unbedingt Berlin.
Zwei Signale für die Bundes-
tagswahl wären allerdings
schon wichtig: Erstens, daß
große Koalitionen ein ab-
schreckendes Beispiel dafür
sind, wie sich die SPD und die
allgemeine Politik in ihnen
runterwirtschaftet, daß man
eine große Koalition auf Bun-
desebene deshalb unbedingt
verhindert muß. Und Zweitens
für die Grünen selbst. Wir wol-
len den Trend' der letzten
Landtagswahlen im Osten um-
kehren und mindestens unser
gutes Ergebnis in den Ostbe-
zirken bei der Wahl vor fünf
Jahren wieder erzielen. Am be-
sten einpaar Prozente mehr.
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In: »Neues Deutschland« vom 20. September 1995

Der Name, sagte kürzlich ein
Bekannter zu mir. Alles an-
dere kannst du inzwischen
vergessen. Ø V

In der Tat. Noch vor ein
paar Jahren verglich der
schnelle Denker Peter Glotz
die SPD mit einem großen
Tanker. Wenn solc ein'
Hunderttausendtonner eine
Kursänderung einleiten wol-
le,_ müsse der Käpt'n mit der
Umsteuerung viele Seemei-
len zuvor beginnen. Solch
Kursänderung muß bei der
SPD schon vor langerfZeit
angefangen haben. Wahr-
scheinlich haben wir das da-
mals alle nicht so recht
wahrgenommen. Oder nicht
wahrnehmen wollen. So wie
.die schnelle Zunge des Peter
Glotz auch immer. weniger
Denken transportiert. was
man ebenfalls erst mit der
Zeit bemerkt. A

Zurück zur maritimen
Symbolik. Die SPD jedenfalls
muß den nur vorausplanend
zu steuernden Tanker. in-
zwischen verlassen. haben.
Gegenwärtige Kursänderun-
gen jedenfalls - ini rasanten
Zick-Zack immer mehr von
Backbord nach Steuerbord
hin - lassen das kleiner ge-
wordene SPD-Schifilein in
immer härterem und höhe-_
rem Wellenschlag bereits ge-
fährlich tanzen. Und irgend-
wie hat es die SPD-Präsidiale
Heidi Wieczorek-Zeul ganz
schön symholträchtig aufei-
nem ganz und gar steuerlos
gewordenen Kahn im Pazifik
besonders erwischt. . `

Aber jenseits von Symbo-
lik und zur Sache. Fast an-
derthalb Jahrhunderte hat
die SPD die gesellsclíaiftliche
Entwicklung national und in-
temational wesentlich, mit-
geprägt."“Bei allen Nieder-
gängen, Anpassungen 'mid
Irrtümern: Sie war lange Zeit
die politische _Verköırperu_ng
gund f
sozial verfaßten Demokratie
schlechthin. ~

Ist jetzt das Ende __der so-
zialdemokratischen Ara ein-
geläutet? Geht sie zu Ende,
so wie auch der Kommunis---
mus als Gesellschaftsmodell
ein' geschichtsträchtiges En-
de gefunden hat? '

¦\

Wenn man die Bemühun-
gen der SPD-Führung (so es
solche noch gibt) betrachtet,
gewinnt man den Eindruck,
es geht denen gar ,nicht
schnell genug dainit, die SPD
als interventionsfahige Kraft
im Gesellschaftsprozeß aus-
zuschalten. j

Doch Handlungsgehilfen
allein sind noch kein ge-
schichtswirksames Voll-
zugsorgan. Erst wenn das
verloren oder untergegan-
gen ist, was den inneren Ge-
halt, die Bündelung und An-
triebskraft einer - gesell-
schaftlichen Organisation
ausmacht, erst dann zerfallt
das Ganze, löst sich-in sub-
jektiv stimulierten Turbu-
lenzen auf. t

Der Partei- und Staats-
Kommunismus ging unter,
weil er die Grundelemente
einer humanen Gesellschaft
mißachtete und unterdrück-
tez. die individuellen Men-
schenrechte und die demo-
kratische Selbstbestim-
mung. ' .

Die SPD »droht zu schei-
tern, weil sie grundsätzliche
Gesellschaftskritik über_Bord
geworfen hat; weil sie sich
in ein -Wirtschafts-j und Ge-
sellschaftssystem integriert
hat, das seinem Wesen nach
eine gigantische,_ materiali-
stisch orientierte Verwer-
tungsmaschine ist, die droht,
alle Ressourcen des Planeten
'und damit den Menschen
selbst zu verschlingen. ~

Was verbleibt? „Aufstieg
ztun Sozialismus oder Un-
tergang in der Barbarei“?
(Rosa Luxemburg). Sozialis-
mus als Entwurf einer hu-
manen, freiheitlich-emanzi-
patorischen _ Gesellschaft?
Die SPD jedenfalls hat so et-
was seit langem aus dem
Blickfeld und damit als Mo-
tivation einer konkreten~Po-
litik verloren. ç c

d§i?.'fi'†1'i . ->í"5=""ri ;...~~››'
HEINER HALBER,S`TADT.

_ T Frankfurt am Main
Unser Autor ist freierdourna-
list, er war .stellvertretender
Vorsitzender des Gesamtper-
sonalrats der Stadt Frankfurt/
Main und arbeitete zuletzt als
Referent beim ehemaligen
Oberbürgermeister Hauff.

Dokumente

Heiner Halberstadt: Was ist an der SPD eigentlich noch sozialdemokratisch?
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Wechsel in Gefahr. Interview mit Gregor Gysi
In: »Neues Deutschland« vom 21 . September 1995

ı

Diäıh/IiniSt<=iJII'p{'SåiSidenti1I“1I Vän W h l Q G h -
S , swii - t in, ei 1 _  a.f.„f „....: ec se ın efa r
Partei geraten, im- Kampf
gegen Kohl im Bundestag
auch die Stimmen der PDS
zu nutzen. Kriegt sie die von
Ihnen? ' i ›
„¬lš>e.e›-hängt vom kenk~reten
Fall ab. Wenn wir 'mit SPD-
Anträ- en- ~- »übereinstimmen3 .
hatten wir noch nie Hem-
mungen, ihnen zuzustimmen.
Nur, wenn man gemeinsam
konservative Mehrheiten bre-
chen will, dann müßte es erst
einmal' Gespräche zwischen
der SPD-Fraktion und der
PDS-Gruppe geben. Die fin-
den ja überhaupt nicht statt.
Gab es Bemühungen darum
von Ihrer Seite?

Nicht so konkret, aber seit
Dezember 1989 ist eigentlich
bekannt, daß wir offen sind
für solche Gespräche. Man
könnte es ja wenigstens ver-
suchen. Aber die Leitung der
SPD-Fraktion .verhält sich
ausgesprochen verkniffen uns
gegenüber und läßtsich die
Maßstäbe von CDU und CSU
vorgeben. Andere in der SPD
haben'weniger Probleme, mit
uns zu reden.
Gelegentlich wird speku-
liert, daß nach der nächsten
Bundestagswahl des Mag-

deburger Modell bundes-
weit zur Debatte „stehen
könnte. Können Sie sich an-
gesichts der derzeitigen Po-
litik von SPD und Bündnis
90/Grünereine solche "Role-
rierung vorstellen? -~ „ r

'I'íñ"Äüg`éiib`üöK¬gibt es lèëiñe
gesellschaftliche Stimmung
für Rot-grün. So ein Projekt
müßte breite Akzeptanz -fin-
den. Wir haben immer gesagt,
an uns scheitert die Bildung
einer rot-grünen Regierung
nicht. Ich glaube, wenn es ei-
ne gesellschaftliche Mehrheit
für SPD; PDS und Bündnis
90/Grüne gibt, dann werden
es unsere Wähler gar nicht
zulassen, daß wir eine solche
Chance für notwendige Ver-
änderungen in der Gesell-
schaft auf Dauer nicht nut-
ZBI1.

Aber das_Klima` dafür muß
erarbeitetwerden. Das ist auf
Bundesebene bislang von der
SPD und den Bündnisgrünen
nicht geleistet worden. Insbe-
sondere von der SPD nicht.
Wenn sich da in den nächsten
zwei Jahren nicht viel tut, be-
fürchte ich, daß der konser-
vative Zeitgeist weiter der
vorherrschende sein wird.

Noch einmal zu der Simonis-
Außerung - wie sieht nach
Ihrer Beobachtımg im Bun-
destag der Kampf der SPD
gegen Kohl aus?

Der' ist' iin' lX"u"g"éiiI'›lic'li"i'ii,t;l`ı'{'
ernstzunehmen«._ íe_fSPD` 'bt
sich im"l\7löiii`ë`iitI2äHëlíl\?Iiigl}ıe',f
nicht wie eine Alternative zur
Regierung auszusehen. Dar-
über freue ich mich nicht, weil
ich denke, ohne die SPD wird
es keine*gravierenden Verän-
derungen geben.„ Je schwä-
cher sie wird, desto geringer
sind die Chancen überhaupt.
Gefährdet _d.ie. SPD damit
den Wechsel auch auf län-
gere Sicht? ~ ~

.Ja, wenn sie 'kein eigen-
ständiges Profil entwickelt,
wenn sie nicht eine Politik
macht, die sie von derYCDU
halbwegs unterscheidet. Das
ist aber im Augenblick nicht
der Fall. Wenn ich es richtig
sehe, wird uns der desolate
Zustand der_ SPD noch eine
ganze Weile begleiten. K
Könnte_das nicht die Stunde
der Ost-SPD sein?

Nach ~ meinem f Eindruck
könnte sie ein größere Rolle
spielen, wenn sie das Eigen-

'-

. ı «

ND-Foto: Burkhard Lange
ständige ihrer "Entwicklung
im Osten 'stärker in die Waag-
schale wirft. Auch, was ihren
Umgang mit der PDS betrifft.
Es gibt Ansätze dafür, und ich
glaube, sie werden zuneh-
men. Das kann die SPD ver-
ändern. Ich denke an Leute
wie' Höppner, Stolpe und
Ringstorff. Denen' wird klar,
daß durch die vielen großen
Koalitionen auf Dauer das
Profil der SPD zerstört wird.
Aber es ist nicht meine Auf-
gabe, mir den Kopf der SPD
zu zerbrechen. Das muß. sie
schon selbst tun. .

“ Fragen: _ .
WOLFGANG HUBNER
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Dokument 22
Für uns ist die PDS Partner im linken Lager. Interview mit Rudolf Borchert
In: »Neues Deutschland« vom 25 _ September 1995 «

Was ist der Warener Kreis?
Ein offener Gesprächskreis der
Linken innerhalb der SPD
Mecklenburg-Vorpommerns.
Wir haben uns im Januar 1995
als Reaktion aufdie Große Koa-
lition getroffen, um nach Al-
ternativen zu suchen, um das
sozialdemokratische Profil
mehr zur Geltung zu bringen.
Wer arbeitet mit?

In erster Linie Genossinnen
und Genossen aus Waren und
Rostock, doch inzwischen auch
aus allen Teilen Mecklenburg-
Vorpommerns, zur Zeit etwa
75; im Einladerkreis sind wir
im Augenblick zwölf.
Der Einladerkreis hat gerade
ein Mitglied verloren.

Ja. Bislang gehörte der Bun-
destagsabgeordnete Tilo Brau-_
ne dazu. Wir hatten mit ihm
Differenzen über sein Abstim-
mungsverhalten im Bundestag
über den Einsatz von Bundes-
wehrtruppen in Bosnien. Tilo
Braune hatte dafür gestimmt;
der Warener Kreis lehnt Bun-
deswehrtruppen in Bosnien
ab.
Hat der Kreis ein Pro-
gramm?

Das Berliner Grundsatzpro-
gramm der SPD von 1989 ist
für unser politisches Handeln
Richtschnur. So halten wir
auch am Ziel des demokrati-
schen Sozialismus fest. Wir be-
kennen uns eindeutig zu den
Wurzeln des Sozialismus in
seiner ursprünglichen Gestalt,
daß nämlich die freie Ent-
wicklung eines jeden die Be-
dingung für die freie Entwick-
lung aller ist, wie es im Mani-
fest von 1848 heißt.
Was heißt das 147 Jahre spä-
ter?

Für die Gegenwart sind wir
davon überzeugt, daß der öko-
logische Umbau der Industrie-
gesellschaft von der Sozialde-
mokratie federführend voran-
getrieben werden muß. Wir.
wollen das Recht auf Arbeit als
Menschenrecht. Die Arbeitslo-
sigkeit ist gesellschaftlich ver-
ursacht und muß ebenso poli-
tisch gelöst werden wie eine
gerechte Steuerpolitik und die
Verteilung des Reichtums zu-
gunsten der Armen und Be-
nachteiligteni unserer Gesell-
schaft.

Wer sind Ihre Bündnispart-
ner?

Wir wollen versöhnen statt
spalten. Das heißt vor allem,
Brücken zu ehemaligen SED-
und Blockparteimitgliedern zu
bauen. Ganz entscheidend ist:
Wir haben_ ein grundsätzlich
anderes Verständnis von der
PDS als die Parteiführung in
Bonn, insbesondere Rudolf
Scharping. Wir sehen das Mag-
deburger Modell als Pilotpro-
jekt auch für Mecklenburg-
Vorpommern.

Wir sehen die PDS auch auf
gesetzgebender Ebene als
wichtigen Partner für die lin-
ken Reformkräfte in Deutsch-
land. Wir sind nicht bereit, die-
se Stimmen von vornherein
vom linken Lager abzuziehen,
sondern wollen die PDS in Ver-
antwortung einbinden und sie
auf diesem Wege auch demo-
kratisieren, weil wir davon
überzeugt sind, daß der Re-
formflügel sich innerhalb der
PDS durchsetzen wird. Selbst-
verständlich müssen wir aber
auch noch weitaus enger als
bisher mit unseren traditio-
nellen Bündnispartnern wie
den Gewerkschaften; der Ar-
beiterwohlfahrt oder den Fal-
ken zusammenarbeiten. .
In welchen Punkten unter-
scheiden sich die Positionen
des Warener Kreises von de-
nen des Reformflügels der
PDS?

Eine spannende Frage. Nicht
nur' in der Kommunalpolitik,
sondern zunehmend auch auf
Landesebene sind das nur
noch graduelle Unterschiede in
inhaltlichen, substantiellen
Fragen. Was immer noch zwi-
schen uns steht, ist die Bewäl-
tigung der Vergangenheit. Man
hängt der PDS immer noch den
Makel an -- und letztendlich hat
sie ihn ja zum Teil _-, daß sie
die alte SED noch repräsen-
tiert. Diese Fragewird oftmals
auch von Kräften, die wenig
Interesse an einer Zusammen-
arbeit von SPD und PDS haben,
in den Vordergrund gespielt.
Was halten die¬Warener ih-
ren innerparteilichen Wider-
sachern entgegen, die dann
sagen: Geht doch 'rüber zur
PDS?

Die Unterschiede zur PDS
sind klar und deutlich, solange
die PDS sich nicht öffentlich
dazu bekennt, das Grundge-
setz anzuerkennen, solange sie
sich nicht eindeutig zur parla-
mentarischen Demokratie und
allem, was dazu gehört, be-
kennt.

Es -fehlt auch das klare Be-
kenntnis der PDS zum Re-1
formsozialismus, wie wir ihn=
verstehen, nämlich innerhalb
des kapitalistischen Systems
mit vielen, vielen kleinen
Schritten über Reformen letzt-
endlich die Vision des demo-
kratischen Sozialismus ir-
gendwann zu verwirklichen.
Es wird lange dauern, doch wir
sind davon überzeugt, daß wir
diese Vision brauchen und dar-
an festhalten müssen.
Aber Sie wollen einen eige-
nen Weg gehen?

Wir sehen uns als Teil. der
SPD und wollen keinen Son-
derweg. Wir haben allerdings
eine recht ausgeprägte Bereit-
schaft, mit linken Reformkräf-
ten zusammenzuarbeiten. Da
unterscheiden wir uns viel-
leicht schon von weiten Teilen
der SPD. Und wir unterschei-
den uns sicherlich auch in der
Konsequenz. Viele in der Partei
reden nur davon, sich zu so-
zialdemokratischen Grundsät-
zen zu bekennen, aber sie han-
deln nicht danach.
Was sind Ihre landespoliti-
schen Vorstellungen?

Unser Ziel ist es, spätestens
1998 eine echte Alternative zur
Großen Koalition zu haben,
denn wir befürchten, daß es
der CDU gelingen könnte,
stärkste Partei zu bleiben. Wir
wollen verhindern, daß die
SPD auf längere Zeit als Ju-
niorpartner durch die politi-
sche Landschaft laviert. Nach
unserem Verständnis werden
viel zu viele Kompromisse ge-
schlossen.
Aber bis 1998 bleibt die SPD
Juniorpartnerin der CDU --
und verliert weiterhin an Un-
terstützung? _ r

Das befürchte ich. Die Land«
tagsfraktion bemüht sich zwar
redlich, aus dem Kompromiß-

papier der Koalitionsvereinba-
rung das Bestmögliche her-
auszuholen, aber eine Große
Koalition hat immer den Ma-
kel, daß die Sozialdemokratie
ihr Gesicht verliert. Und das
ist hier ganz offensichtlich.
Würden sich Parlamentsab-
geordnete, die im Wa.rener
Kreis mitarbeiten, gegebe-
nenfalls gegen die Mehrheit
ihrer Partei wenden?

Ja. Da gibt es auch schon
ein Beispiel. Als es im Landtag
darum ging, zur Ablehnung ei-
nes Abschiebestopps für kur-
dische Flüchtlinge Position zu
beziehen, haben vier Abge-
ordnete der SPD:.~'entgegen der
Empfehlung der Landtagsfrak-
tion Stellung bezogen. Und es
gibt eine Reihe anderer Bei-
spiele. Drei Abgeordnete be-
kennen sich öffentlich zum
Warener Kreis, nämlich Sylvia
Bretschneider, Beate Mahr und
Gerlinde Schnell.
Aber im jüngsten Konfliktfall
haben auch sie für die Koali-
tion gestimmt, als es um die
grundsätzlichen Bedenken
gegen die Erteilung von
Spielbankenlizenzen ging. I

Ich will nicht im einzelnen
bewerten, was dabei in der
Landtagsfraktion abgelaufen
ist. Ich glaube, daß auch vieles,
was in der Öffentlichkeit als
Koalitionsstreit hochgespielt
wird, letztendlich nicht so viel
hergibt. Ob die Spielbankenaf-
faire nun der ausschlaggeben-
de Faktor sein könnte, um die
Große Koalition in Frage zu
stellen, das muß man sachlich
bewerten. Aus meiner Sicht
war's das nicht, wobei ich
glaube, daß die Große Koali-
tion auf sehr wackligen Füßen
steht. Doch wenn sie platzt,
dann muß es substantiell etwas
mehr sein als eine Spielban-
kenaffaire. I
Was zum Beispiel? Die Schul-
politik?

Wenn die CDU weiter bei ih-
rem Kurs bleibt und den jetzt
vorliegenden Entwurf eines
Schulgesetzes weiter in Frage
stellt, ja! Schon dieser Entwurf
liegt jenseits der Schmerz-
grenze dessen, was wir als So-
zialdemokraten in Mecklen-
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burg-›Vorpornmern verkraften
können, da schon die Koali-
tionsvereinbarung ein weitge-
hender Kompromiß war.

Es gibt allerdings sowohl in
der CDU als auch in der SPD
starke Kräfte, die sich aus un-
terschiedlichen Gründen an
dieser großen Koalition fest-
klammern.

Interview:
FRIEDRICH SIEKMEIER
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››Zur Schlammschlacht lasse ich mich nicht provozieren«. Interview mit Ingrid
Stahmer
In: »Neues Deutschland« vom 5. Oktober 1995

Frau Stahmer, nach Ihren
Chancen bei den Berliner
Wahlen am 22. Oktober be-_
fragt, sagten Sie uns vor Mo-
naten im Interview: „Stolpe
hat das in Brandenburg doch
auch geschafft“. Was .er
schaffte, war immerhin .die
absolute Mehrheit. Was mei-
nen Sie nun, knapp drei Wo-
chen vor den Berliner Wah-
len, hier noch schaffen zu
können? W _

Ich finde Spekulationen in-
zwischen so fruchtlos, daß ich
die nicht anstelle. Aber ich hal-
te weiterhin für möglich, daß
wir für die SPD die Mehrheit
holen. ' - « '

. I '

Wenn Sie das packen sollten,
wonach es demoskopisch
kaum aussieht, was bedeute-
te das dann für die Stadt?

In jedem Fall signalisierte
das einen politischen Wechsel.
Entweder mit den Grünen jen-
seits der jetzigen Großen Koa-
litionoder wieder mit der CDU,
dann allerdings mit der SPD
als Senior-Koalitionspartner. 1

Den Grünen gegenüber set-
zen Sie jetzt schon die Latte
so'hoch,'daß das alles etwas
realitätsfern wirkt. Sie sagen,
mit ,nur vier; fünf Sitzen
Mehrheit gäbe es mit Ihnen
und denen eine Regierung
nicht. 'S Ø I  -

Es kommt auf eine stabile
politische Grundlage an. Es
wäre doch realitätsfern, mit ei-
ner nur' knappen rot-grünen
Mehrheit die Stadt sicher und
stabil regieren zu wollen. Wir
brauchten eine wirklich ge-
sellschaftliche Mehrheit. Die
hat es',_'89/90 nicht gegeben
(damals hatte Rosa-Grün ein
Plus von sechs Parlamentssit-
zen - d.R.). Wenn ich da mal
etwas früher aus dem Senat
nach Hause kam, inutmaßten
die Nachbarn schon:,Ach, heu-_
te ist's wohl geplatzt? Eine sol-
che Stimmung wird es mit mir
als' Regierende Bürgermeiste-
rin in der Stadt nicht geben.
Für A eine gesellschaftliche
Mehrheit brauchte es nicht
nur Wählervertrauen zu Rot-
Grün, wie Sie es nennen, so_ı_ı-

dern zuerst einmal für die
1 SPD selbst. Inwieweit`Sch'ad'e`t

die Bundes-SPD den.B_e'rlin_er
`Genosse11?;. i ..

Wir spüren, daßes die Sache
hier schwieriger für  uns
macht. Wir denken aber, daß
die Wähler' klug genug sind,
daran zu denken, daß nicht
zum Bundestag, sondern zum
Berliner Abgeordnetenhaus
gewählt wird.
Da die Berliner SPD aber wie
ein Kaninchen auf die Bonn-
ner Schlange starrt, miissen
die Wähler doch den Ein-
druck bekommen, _Sie hier
sind ebenso zerrissen und
konturenlos. `

Ich habe immer deutlich ge-
sagt, daß ich den persönlichen
Streit zwischen Scharping und
Schröder für schädlich halte.
Aber in der Sache, in der
Wirtschaftspolitik. . gab es
doch keine deutliche Berliner
SPD-Positionierung.

Da irren Sie. Ich habe auch
deutlich gesagt, daß wir eine
Wirtschaftspolitik brauchen,
die die soziale Sicherung der

Arbeitnehmer ebenso ein-
schließt wie günstigste Hah-
menbedingungen für Unter-
nehmer. __Und da befinde ich
mich in Ubereinstimmung mit
dem, was Gerhard Schröder
als Ministerpräsident in sei-
nem Land macht. Ich sage aber
ebenso, daß ich so gravierende
Unterschiede zwischen Schrö-
der und Scharping gar nicht
erkennen kann.
Wenn-esßfür Sie ame*22ı Okto-
ber -in Berlin'nicht reicht,
dann werden Sie zuallererst
die Schuld in Bonn suchen,
oder?

Bei unserer Wahlanalyse
wird die Bundes-SPD eine an-
gemessene Rolle spielen. _
Da baut Herr Schröder schon
vor. Dieser Tage sagte er, er
halte Sie, Frau Stahmer, zwar
für eine tolle Kandidatin, Ihre
Wahlkampfangebote aller-
dings nicht für den großen
Wurf.

r Gerhard Schröder kennt sich
am besten in Niedersachsen
aus, ich in Berlin. Was große
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Würfe sind oder nicht sind,
merkt man immer erst hinter-
her. Was wir für die Stadt vor-
haben, wenn wir stärkste Par-
tei werden, halte ich nach wie
vor für richtig und .überzeu-
gend; Da sind zwar nicht "die
am dicken Prøsremrm-›í-ti-
schen Sensationen drin, aber
die Leute auf der Straße, mit
denen ich täglich rede, verste-
hen mich durchaus.
Was verstehen die denn?

Daß wir weder markt-
schreierische Programme noch
Schlammschlachten brauchen.
Statt dessen solide Arbeit. Zur
Schlammschlacht lasse ich
mich auch nicht provozieren.
Warum führen šire einen so
pädagogischen ahlkampi?
Sozusagen nur einen für die
SPD, aber beispielsweise
nicht auch gegen, ,die. _ CDU?
Die kämpft Ihnen doch in-
zwischen plakativ .jede Stim-
me ab!

Daß unser Wahlkampf gegen
die CDU von vielen Medien
nicht wahrgenommen wird,
finde ich schon erstaunlich.
Weil nämlich jede Rede von
mir, jede Pressekonferenz die
Minuspunkte der CDU und de-
ren infames Doppelspiel ganz
klar benennt. i
Doppelspiel? I

Ja, Doppelspiel. Herr Diep-
gen gibt sich hier als Regie-
render Bürgermeister öffent-
lich zutiefst sozial, wohl wis-
send, daß das bei seiner Frak-
tion und vor allem später beim
Kanzler in Bonn ohnehin
durchfällt.
Frau Stahmer, warum neh-
men die Medien das alles
„nicht wahr“,wie Sie sagen?
Ein abgekartetes Spiel gegen
Sie, gar eine Blockade durch
Chefredakteure?

Die Medien sind weitgehend
aufWahlkämpfe alten Stils eın-
gerichtet. Daß wir mit dem
Holzhammer aufeinander los-
gehen, uns gegenseitig z_u Idio-
ten machen. lch habe 1m_mer
gesagt, so was will ich nıcht.
Und ich stehe dazu.
Auch um den Preis, am 2:2.
Oktober nur zweite Sıegerın
zu sein? _ , ›

Ich will weder solche Form
der Wahlkämpfe, noch solche
Earm. .v.o1.1.IRe1itik. diadamit zu--
sammenhängt. - Und selbst
Wenn.B.ü.rgerinne_n und It_t1.rs«'=>I'
das nicht akzeptieren konnen;
-ich werde mich nicht verbie-
gen. W '
Aber das führt dazu, daß
mancher Ihnen nicht ab-
nimmt, daß Sie's mit dem
„Wechsel“ ganz ernst meı-
nen. Wenn die CDU plalfa-
tiert: Nie wieder Rot-Grun,
nie wieder Kommunisten,

warum sagen Sie nicht we-
nigstens: Nie wieder schwar-
ze Zeiten für diese Stadt, son-
dern ganz beschaulich: Bes-
sere Politik für Berlin?

-. 4

Weil ich mit den Menschen
eben genau über diese Politik
ins Gespräch kommen will,
nicht über künstlich geschürte
Angste. Vielen fehlen ja die di-
rekten Konflikte. Dazu kann
ich nur sagen, daß' sich Herr
Diepgen weigert, mit mir vor
der Kamera' oder auch nur vor
einem Saal direkt zu diskutie-
ren. ,
Fühlen Sie sich von Ihren ei-.
genen Leuten zu schwach
verwahlmarktet?

Noch mal, ich glaube, daß
vernünftige Politik vernüftig
'rübergebracht werden kann
und muß. Auch da treibt die
CDU übrigens ein Doppelspiel.'
Hier gibt sich Eberhard Diep-
gen quasi staatsrnännisch, dort
entfesselt sein. Wahlkampfchef
Radunski n die Schlamm-
schlacht. Das ist doch alles
höchst unglaubwürdig.
--.s -' ı-›.ı-J. ı›.ıııı.ı ıı ai!

Frau Stahıner, glaubwürdig
scheint mir auch nicht, wenn'
Sievof der`Prefs'se verkünden,
'die SPD-Senatoren seien die
alleinigen Lichtblicke dieses
Senats der Großen Koalition
gewesen. Wo es doch, so der
Volksmund, selbst in der Ehe
immer irgendwie zwei Schul-
dige gibt, oder nicht? I

Ich vermag an uns SPD-Se-
natoren lange nicht so viele
Fehler zu entdecken, wie an
den CDU-Kollegen. Warum soll
ich das nicht sagen?
Wenn das so ist. warum ha-
ben Síe es denn in den fünf
Jahren nicht wenigstens alle
vier Wochen mal so gesagt?

Ja, ich glaube, es ist ein Feh-
ler gewesen, daß wir unsere
Leistungen als SPD-Senatoren
nicht immer richtig unterstri-
chen haben. Und es ist dem-
gegenüber grotesk, wie da
Herr Diepgen _- V heute _ meine
Renten- und Sozialangelegen-
heiten vor der Presse für sich
als Erfolg darstellt.
Aber es wird ihm weitgehend
abgenommen in der Stadt.

Da bin ich anderer Ansicht.
Und man muß hinzu noch wis-
sen, daß er bei unserer selb-
ständigen Ressortaufteilung als
Regierender Bürgermeister da-
mit gar nichts zu tun hat (der
Regierungschef hat laut Lan-
desverfassung keine Richtli-
nienkompetenz im Senat -`
d.R.]. ' i
Nach Ihrer Lesart alšo noch

Erima' 'f1ë1'iC1`1.U?'D*öi›'i›§èlšiiiié1èI?
.C Und ich will Ihnen noch eins
nennen. Die CDU 'betreibt es
in bezug auf die PDS. Hier setzt
sich CDU-Senator.Pieroth mit
der PDS-Landesvorsitzenden

Pau einträchtig auf ein Sofa,
gleichzeitig wird dort altbak-
kene Kommunistenfurcht ge-
schürt. W

Damit versucht die CDU
nicht nur, uns Wähler abspen-
stig zu machen, sondern auch
von der PDS welche zu sich zu
ziehen. Desweiteren sollen die
Leute lieber PDS als SPD wäh-
len, das ist CDU-Strategie. Wo-
bei nachdenklichen PDS-Wäh-
lern doch klar sein müßte, daß
sie Herrn Diepgen schon da-
durch unterstützen, wenn sie
PDS wählen und nicht uns. Nur
die SPD kann in Berlin Diepgen
verhindern! ` I
Das dürften nicht allzu viele
PDS-Wähler so sehen. Und
bisher fordern Sie die ja auch
nicht direkt auf, die PDS nicht
zu wählen, sondern nur, die
Stimme Ihnen, der SPD, zu
geben.  

Wählerinnen und Wähler
sind viel klüger, als gemeinhin'
angenommen I wird. Es haben
letztes Jahr bewußt viele Leute
die PDS gewählt, damit die
überhaupt in den Bundestag
kommt. Undich traue diesen
Menschen jetzt ebenso zu, daß
sie ,die PDS ganz bewußt eben
nicht wählen, wenn es um die
Geschicke der Stadt geht.
Fordern Sie damit PDS-Wäh-
ler zu Leihstiınmen für die
SPD auf? _

Keineswegs, ich appelliere
allein an die politische Klugheit
der Menschen dieser Stadt.
Frau Stahmer, Max Weber
schrieb schon 1919, daß es
in der Politik in erster Linie
längst nicht mehr um Inhalte,
sondern um Amterpatronage
geht. Auf welche Gruppen
muß da die Berliner «SPD
Rücksicht nehmen?

Ich will eben auf all solche
Angelegenheiten keine Rück-
sicht nehmen! Wir brauchen,
wie-ich dauernd darzustellen
versuche, eine ganz andere Po-
litik. Eine mit Leidenschaft,
Augenmaß und Verantwor-
tungsgefühl. Ist auch ein Zitat
von Max Weber.
Wenn nicht auf Ämter, neh-
men Sie dann in Ihrem ver-
haltenen Wahlkampf schon
auf die CDU als den mögli-
chen neuerlichen Senior-
partner in einer Großen Koa-
lition Rücksicht? -

Ich sehe angesichts meiner,
den Wahlkampfgegner in pro-
grammatischer wie in perso-
neller Hinsicht angreifenden
Außerungen für Ihre Vermu-
tung keinerlei .Grundlage. Aber
ich muß die CDU doch wohl
nicht beschimpfen, oder?
Sie sagen klar, Frau Stahmer:
Mit der PDS geht mit uns
nach dem 22. Oktober nichts
und gar nichts. Warum über-

lassen Sie die Entscheidung
darüber nicht einem Partei-
tag nach den Wahlen?
_; -hat„~das wisse„n.Sie genau.

Heijı-1 j. Müller, bereits , ein_ Par-
teitag» _darübe_r entschieden.
Und diese Entscheidung-war
in Berlin vor dem Wahlkampf
nötig. Weil die Mauer genau
in Berlin und beispielsweise
nicht in Magdeburg gebaut
worden ist. Da gibt es nicht das
geringste Wackeln in der SPD.
Und für etwas anderes als fur
diesen Parteitagsbeschluß ste-
he icli nicht zur Verfügung.
Wenn es klappt. werden Sie
nach dem 22. Oktober Regie-
rende Bürgermeisterin. Was
machen Sie, wenn es nicht
klappt? Werden Sie wieder
Senatorin in einem Diepgen-
Senat? ` C

Wenn überhaupt, dann ma-
che ich mir darüber erst nach
dem 22. Oktober Gedanken.
Ich habe übrigens außer meı-
nem politischen auch einen
ganz normalen Beruf, den ich
jederzeit ausüben kann.
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»Wo lag Kohl denn vor zwei Jal1ren?<<. Interview mit Rudolf Dressler
In: »Neues Deutschland« vom 7./8. Oktober 1995

Heute feiert die SPD -die älteste
deutsche Partei - in Berlin den 50.
_ Jahrestaglhrer« Neugründung. An

überschwenglichem Jubel dürfte
Mangel sein. Schließlichsteckt die.
1863 gegründete, 1933 verbotene

Partei gegenwärtig im
Meinungstief. Nur jeder dritte bis

vierte Bundesbürger würde sie
heute wählen.

Mitte der Woche schickte die
Partei sich an, mit einem ~

sozialpolitischen' Kongreß in Berlin
(ND berichtete) wieder in die

Offensive zu kommen. Mit
RUDOLF DRESSLER (54), dem

stellvertretendenVorsitzenden der.  
SPD-Bundestagsfraktion und

Präsidiumsmitglled der Partei,
versuchte HELFRIED LIEBSCH ins

Gespräohüber neue Akzente in der
sozialdemokratischen I

Gesellschaftspolitik zu kommen. i
Den gebürtigen Wuppertaler und

anerkannten Sozialexperten
drückten andere Sorgen stärker.  

¬. .. _. ._-_.¬<~.

Ihr ehemaliger Fraktionschef
im Bundestag. Hans-Ulrich
Klose, hat sich beklagt, der
SPD fehle ein richtiges Pro-
jekt. Soll nun die Sozialpolitik
die Lücken füllen?

Wenn die SPD die Gesell-
schaftspolitik, die Sicherheit
der Sozialversicherungssyste-
me, deren Finanzierbarkeit
und Akzeptanz, nicht weiter-
hin als ihr Thema pflegt, würde
das ein nichtabzuschätzendes
Maß _an ldentifıkationsverlust
bedeuten. Es würde die Partei
in viel größere Schwierigkeiten
bringen als die augenblickli-
chen Personalquerelen. Es wä-
re ein irreparabler Kompe-
tenzverlust. . -
Sie. sehen keinen Zusam-
menhang' zwischender Fa-
vorisierung des Sozialthemas
und dem , Akzeptanzverlust
der Partei bei den Wählem?
Womöglich regt die Leute et-
was ganz anderes auf? _

Es ist zugegeben; nur ein
Thema, aber ein sehr wichti-
ges. Sozialpolitik von heute

Foto: dpa i

' .
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heißt auch Arbeitsmarkt- und
Wirtschaftspolitik, heißt Inno-
vation, Technologiepolitik. Das
interessiert brennend.

Selbst ein einziger Fall aus
diesem großen Feld Gesell-
'schaftspolitik - die Absicht der
Koalition, die Lohnfortzahlung
im Krankheitsfall um 20 Pro-
zent `zu kürzen - hat im Som-
mer einen Sturm der Entrü-
stung ausgelöst. Wenn die Leu-
te ersteinmal begriffen haben,
daß jetzt die gesamten Siche-
rungssysteme durch die Re-
gierung zur Disposition gestellt
werden, dann wird ziemlich
viel los sein in Deutschland..
Nicht viel los scheint im Mo-
ment mit Ihrer Partei zu sein.

Es ist tatsächlich eine Tragik
und ein Stück. Verantwor-
tungslosigkeit, wenn die .SPD
mit Personaldebatten die Wich-
tigen Auseinandersetzungen
mit dem politischen Kontra-
henten überlagert. Wir blok-
kieren†*u`rı_s'se'lbst.~ es tiven
In_gdenıj.Thetšenpap`ier.idas
und Rudolf Scharping der

Konferenz vorgelegt haben,
gibt es ziemlich große Worte.
Von der Einführung einer be-
darfsorientierten Mindestsi-
cherung ist die Rede. Wie soll
die denn konkret aussehen?

Das Konzept dafür habe ich
selbst mit anderen ausgear-
beitet. Nachlesen können Sie
es in unserem Sozialpoliti-
schen Programm, beschlossen
1988 auf dem Bundesparteitag
in Münster.
Ein alter Hut also.

lm Gegenteil! Je stärker die
Armut, je größer die Woh-
nungsnot, je höher die Sozial-
hilfeempfänger-Zahlen, desto
bedeutsamer wird doch ein
solches Konzept! ,-

Die Frage ist, wie unsere An-
gebote angenommen werden.
Freilich ist der Streit Müller ge-
gen Meier rascher erfaßbar. '

Womöglich, ist die Bereit-'
schaft von Menschen, die ein
normales Auskommen haben,
ein Konzept zur Grundsiche-
rung, zur Armutsbekämpfung,

zur Festigtmg der Sozialversi-
cherungssysteme zur Kenntnis
zu nehmen, nicht besonders
groß. Um so schlimmer, daß
wir die bescheidenen Trans-
portmöglichkeiten in die Ge-
sellschaft mit der Personalde-
batte blockieren. I
Herrgott. wundert es Sie,
wenn angesichts der Talfahrt
der SPD öffentlich nach Al-
ternativen zum Parteivorsit-
zenden gesucht wird?

Das wundert mich nicht. Ich
will aber auf ein paar Sach-
verhalte aufmerksam machen,
was immer daraus zu folgern
ist. Heute vor vier Jahren, im
Herbst 1991, stand Kohl in der
Wählergunst weit unter 30
Prezent-.-'Wir-' liattenfwëit *üb'e`I`
5_0 Prozent, Das war drei Jahre
v'o'i' d`éí*'Wahlf Dä'm'aTs'hieß† die
Parole in der CDU: Der Kohl
muß weg. Niemand glaubte an
seine Zukunft - außer. Kohl.

1995 gibt es offensichtlich ei-
ne Analogie. Ich kenne keinen
CDU-, CSU- oder FDP-Politiker,
der Scharping Kompetenz ab-
spricht, ihn öffentlich angreift,
seine Konzepte verwirft. Ruhe
also an der Regierungsfront.

Ich sehe nur Sozialdemo-
kraten,_die an ihm herummä-
keln. Das ist natürlich das Be-
sondere, was auch Journali-
sten besonders interessiert, die
Kritik vom politischen Gegner
ist das Allgemeine, was keine
Zeile wert scheint.

Wir brauchen Selbstdiszi-
plin, e_in Stück mehr Geschlos-
senheit und Zusammengehö-
rigkeitsgefuhl, als es von den
Konservativen und Wirt-
schaftsliberalen erwartet wird.
Die politische Sache gehört
wieder auf die Tagesordnimg,
die 'persönliche muß runter.
Wenn , diese einfachen Voraus-
setzungen wieder erfillt wer-_
den, sehen wir infein paar Mo-

- \

naten ein völlig verändertes
- Bild der Sozialdemokratie. Wir
stehen kurz vor dem Parteitag

-- und ich hoffe, daß in Mann-
heim der Durchbruch gelingt.
Die Vorwürfe gegen Rudolf
Scharping- als „Oppositions-
führer“ und Kanzlerkandi-
daten des ersten Zugriffs
konzentrieren sich nicht nur
auf Inhalte. Der Mann kann
sagen, was er will - es kommt
nicht 'rüber.
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Die Vorwürfe hört und liest
man. Nicht zur Rechtfertigung,
nur zur Erinnerung: Die Re-
präsentanten von Artikel 5 un-
serer Verfassımg haben in den
80er Jahren.. bis ` Anfang der
90er Jahre noch Herrn .Kohl
alsden Dorfdeppen: der Nation
transportiert. Parteien und=Po-
litiker können-'isich' 'doch "ıiicht
allein unter den Prämissen, die
Sie eben angedeutet haben, ih-
re Spitzenleute aussuchen. Ist
denn einer, der aalglatt ist, der
alles professionell handhabt,
um niemandem auf den Leim
zu gehen, seine politische Bot-
schaft auf den Satz „donners-
tags ist es kälter als draußen“
reduziert, die bessere Persön-
lichkeit__ für verantwortungs-
volle Amter? Wenn einem
Mann wie Scharping Attribute
wie verläßlich, fleißig, aufnah-
mefahig, sachkundig nicht ab-
gesprochen werden, 'sondern
sich die Vorwürfe darauf re-
duzieren, nichtoder noch nicht
die Fähigkeit eines Transpor-
teurs zu verkörpern, kann ich
momentan damit leben.

Dieser Mann steht seit Mo-
naten unter einem gnadenlo-
sen Beschuß. Jeden Morgen,
Mittag und Abend sieht und
hört er die negativsten Dinge
über sich. Es ist doch wohl lo-
gisch, daß das einen Menschen
nicht unberührt läßt; Er muß
erst einmal damit fertig wer-
deI.1..sich ein Stück Abpraller-

rnentalität anerziehen, uındas
durchzustehen. ›
Was Otto Normalverbraucher
dem Chef der größten Oppo-
sitionspartei vorwirft, ist
doch fehlende Angriffslust.
scharfe .nachvollziehbare
Auseinandersetzung mit kon-
servativer Politik und ihren
Repräsentanten, die dem
Wähler dann auch eine in-
haltliche Entscheidung er-
leichtert. r

Kein Widerspruch. Rudolf
Scharping hat eine Rede ge-
halten, die das vermissen ließ.
Kann das der einzige Maßstab
sein für oben oder unten, fei-
ern oder steinigen? Nach die-
sen Maßstäben müßte Kohl
sch_onf:]_ahre' po_litisch= tot- sein.
, Ã Bin..j,SI?D.:5?mfsitZ°11.der›. du
auf dem Weg zum Rednerpult
aber den von Genossen aufge-
stellten Fußangeln ausweichen
muß, dem mag's an Angriffs-
lust mangeln. Ich will sagen,
auch ein Parteichef kann nur
machen, was seine Mann-
schaft, sein Präsidium, sein
Vorstand ihn machen ~ läßt.
Deshalb meine Forderung:
Laßt ihn - wieder! - machen.
Wieder? -

Vor zwei Jahren__ stand
Scharping bei 50, Kohl. aber

nur bei knapp über 30 Prozent.
Nicht Kohl hat Scharping de-
montiert. Es waren die eigenen
Leute, die seinen Handlungs-
spielraum eingeengt haben. Je-
der andere, der vor solche
Schwierigkeiten gestellt wird,
droht zu scheitern. '

Schauen Sie, wir hatten nach
der Bundestagswahl sehr wohl
eine gute mittelfristige Per-
spektive. Die Regierungskoali-
tion hat gerade mal vier Stim-
men übern Durst. Wenn die ei-
gene_Partei durch einzelne ih-
rer. Repräsentanten ' die Per-
spektive mißachtet„ konterka-
riert und damit die eigene Be-
wegung in Schwierigkeiten
bringt, in ihrer politischen Dar-
stellungsfahigkeit hemmt,
dann kann ich die Kritik doch
nicht auf den Vorsitzenden ab-

-laden. Er ist doch kein Enter-
tainer, sondern primus inter
pares. Unfairund unlogisch ist
es anzukündigen, daß man
dem nächsten Kandidaten
Spielraum gewähren wolle.
Sie haben jetzt stillschwei-
gend die PDS in Ihre Rech-
nung einbezogen. Als Mini-
sterpräsidentin Heide Simo-
nis meinte, man müsse die
Koalition ınit den PDS-Stim-
men jagen, mußte sie sich
harsche Kritik gefallen las-
sen.

Natürlich gehört die- PDS zu
meiner Rechnung. Sie ist im
Bundestag, sitzt in den Aus-
schüssen. Die Koalition hat sie
auch inihrer Rechnung. Kohl
und Schäuble brachten mit ih-
rer Hilfe den Umzugsbeschluß
Bonn-Berlin zustande.
Sehen Sie folglich in der PDS
und in den Grünen natürliche
Verbündete, um solche For-
derungen wie die bedarfs-
orientierte Mindestsicherung
durchzııbringen?

Das ist nicht der Punkt. Son-
dern, ob es der SPD gelingt,
ihre identitätsstiftenden Pro-
gramme in der Bundesrepublik
wieder auf die Tagesordnung
zu setzen. Daran orientieren
sich die Wähler.
Sozialmißbrauch „von un-
ten“ - wie der bekämpft wird,
hat der Bundesarbeitsmini-
ster vorgemacht. Die SPD will
den Mißbrauch „von oben“
beenden, Steuer- und Suh-
ventionsbetrug bekämpfen.
Aber wie?

Indem wir die Gesetze ver-
schärfen. Wir haben jahrelang
gefordert, die Regierung hat
jahrelang abgelehnt, daß die
Absetzbarkeit von Schmiergel-
dern nicht mehr statthaft ist.
Jetzt mit »dem «Jahressteuerge-
setz haben wir. das endlich

durchgesetztf Unsere eigenen
Querelen haben verhindert.
daß das irgendjemandem be-
wußt geworden ist.

Man muß den politischen
Willen haben, man muß die
Schlupflöcher stopfen und da,
wo kriminelle Handlungen be-
gangen .werden -~ Subven-
tionsbetrug ist kriminell - bef
strafen. Feierabend. ' '
In den jüngsten Reden Schar-
pings, in Ihren Reden ohne-
hin. wird der Ton gegenüber
der Regierungskoahtıon
schroffer. Von Managern als
„Nieten in Nadelstretfen“
sprach Scharping ın dıeser
Woche. Gerhard Schröder _m-
des ist der Meinung. daß sıch
moderne Gesellschaften nur
iın Konsens regieren lassen.
Eine Illusion? J

r Die Regierung will die Löhne
bei Krankheit um 20 Prozent
kürzen, liegt der Konsens bei
zehn Prozent? Die Regierung
will die Arbeitslosenhilfe auf
zwei Jahre befristen; Liegt viel-
leicht der Konsens bei zweı-
einhalb Jahren?
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Günter Benser: Bemerkenswerte Einseitigkeit. Warum die SPD ihr Jubılaum verleg
lG

Dokumente

In: »Neues Deutschland« vom 9. Oktober 1995

Habe ich geträumt, oder ist
es tatsächlich passiert? Bis-
her wußte ich es anders: Die
Sozialdemokratische Partei
befand sich im- Oktober 1945
in der sowjetischen Besat-
zungszone schon im vierten
Monat ihres erfolgreichen le-
galen Neuaufbau. Sie zählte
bereits annähernd ein Vier-
telmillion eingeschriebene
Mitglieder. Ihre Orts-, Kreis-
und Landesverbände fıınk-
tionierten. Nicht nur zentral,
auch auf Landesebene er-
schienen sozialdemokrati-
sche Zeitungen. Sozialde-
mokraten stellten die Präsi-
denten von vier Landesver-
walttmgen, zahlreiche Land-
räte und Bürgermeister. :Auf-
rufe und Gesetze, mit denen
die Bodenreform, die_Schul-
reform tmd andere antifa-
schistisch-demokratische
Maßnahmen eingeleitet wur-
den,. trugen ihre Unter-
schrift. Am 14. September
hatte Otto Grotewohl auf ei-
ner Funktionärskonferenz
große Zustimmung zu seiner
âelbstbewııßten Rede gefun-

en.
Das Ganze hatte nur einen

Haken. Die Initiative zu'die-
ser erstaunlichen Erneue-
rung der SPD war vom Ber-
liner Zentralausschuß i aus-
gegangen, und dieser hatte
sich für eine enge Aktions-
gemeinschaft mit der KPD
und für eine spätere Verei-
nigung beider Arbeiterpar-
teien ausgesprochen. Wohl
deshalb kann und darf heut-
zutage die Wiedergründung
der SPD nicht mit dem Auf-
ruf des Zentralausschusses
vom-15. Juni 1945 datiert
werden, sondern mußte vom

Juni in den Oktober und von
Berlin nach Hannover ver-
legt werden. Die kiihnen so-
zialdemokratischen Stim-
men des Ostens haben daran
offensichtlich keinen Anstoß
genommen, womöglich ha-
ben sie den Berliner Aufruf
des Zentralausschusses der
SPD nie gelesen. _

Jene Konferenz in Wen-
nigsen, an die wir in bemer-
kenswerter Einseitigkeit er-
innert wınden, markierte
nicht mehr und nicht weni-
ger als die Zusammenfas-
sung der Sozialdemokraten
der britischen und schließ-
lich auch der übrigen west-
lichen Besatzungszonen un-
ter dem Programm und der
Führerschaft Kurt Schuma-
chers. Hier. wurde der fol-
genschwere Kompromiß
vereinbart: Bis zu einem ge-
samtdeutschen sozialdemo-
kratischen Parteitag sollten
Kurt Schumacher und sein
Büro als Vertretung der SPD
in den Westzonen, der Zen-
tralausschuß als Vertretung
der SPD in der Sowjetischen
Besatzungszone fungieren.
Dies erwies sich als unum-
kehrbarer Schritt zur Auf-
spaltung der SPD nach Be-
satzungszonen _mit Folgen,
die weit über diese Partei
hinausreichten.  

Vielleicht haben die Fest-
redner dies alles kritisch
analysiert - nur die Medien
haben es mich nicht wissen
lassen. Wahrscheinlicher ist
indes, daß uns die SPD nun
den Bären aufbinden will,
den uns die CDU schon lange
auf ihren Plakaten vorführt.

Prof Dr. GÜNTER BENSER
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SPD-Vorstand billigt Zweckbündnis mit der CDU. Interview mit Robert Thürmer.
In: »Leipziger Volkszeittmg« vom 12. Oktober 1995

Ein wenig Schelte und versöhnende
Gesten nach allen Seiten: Mit einem
Beschluß hat der Unterbezirksvor-
stand der Sozialdemokraten zum
Konsenspapier der Rathausfraktio-
nen von SPD und CDU Stellung ge-
nommen. Vorsitzender Robert Thür-
mer hofft, damit einen Schlußsttrich
unter die öffentliche Debatte ziehen
zu können. LVZ-Redakteur Thomas
Míiller sprach gestern mit dem Leip-
ziger SPD-Chef.

Frage: Siebezeichnen das Zusam-
mengehen mit _der Rathaus-CDU als
richtig, kritisieren aber ein wenig das
Zustandekommen des Papiers und sa-
gen, Bı'indnis'90/Grüne stünden der
SPD am nächsten. Wollten Sie alle Ar-
gumente aus der mehrwöchigen De-
batte über das Konsenspapier unter ei-
nen Hut bringen?

Robert Thür- ,
me“ Ein Vflfstafid .š`§ršÄill .ll1
muß .la Gin Wenig l

1;
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und Ergebnis der
Verhandlungen,
die der Fraktions-
Vorstand mit dem
Vorstand der CDU-
Fraktion geführt
hat. Auch die
Mehrzahl der Ortsvereine billigt das. Es
gab aber zugleich Kritik am Verfahren;
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Robert Thürmer-

I

d „Bündnis 90/Die Grünen stehen uns ins-
l gesamt gesehen programmatisch näher als
, andere Parteien.“

„Weil Leipzig regierbar bleiben muß, ha-
ben die Fraktionen von SPD und CDU län-
gerfristige Absprachen getroffen. Dabei ist

_ weder von sozialdemokratischen Wahlaus-
sagen noch Grundsätzen abgewichen wor-
den. Diese Absprachen stellen keine Koali-

VoM VORSTAND Das UNTERBEZIRKS BEscHLossEN
_ „ - - -eff : f __ __ _ _ ff

tionsvereinbarung dar. Sie gelten maximal ,
bis zum Ende der aktuellen Wahlperiode.“

. „Der Unterbezirksvorstand erwartet, daß
vor solchen weitreichenden Absprachen
künftig die Gremien der Partei konsultlert =
werden, Diskusslopen parteiintern geführt
werden und die Offentlichkeit nach Ab-
schluß der Diskussion informiert wird.“ „
(Auszüge) 3

L- „ „ ~, -_,-:;, - --- f-- my-

die Rede war von Geheimniskrämerei.
Künftig müssen Vorstand und Regio-
nalkonferenz über sowas vorab infor-
miert werden. .

Was war aus Ihrer Sicht Ziel und Er-
gebnis der Verhandlungen? ,

Die Stadt regierbar zu halten. Die
Grünen haben sich nun mal zur Oppo-
sition erklärt. Es hätte schlimme Kon-
sequenzen, wenn zum Beispiel im Rat-
haus der Haushalt durchfallen würde.
Also brauchen wir eine praktikable
Mehrheit. Mit den Grünen allein geht
es sowieso nicht - höchstens bei Tole-
rierung durch die PDS.

Und das wollen Sie nicht?
Nein. t
Auch nicht in Zukunft?
Es wäre Sache der Fraktion, darüber

nachzudenken und die Frage eventuell
auf einem Parteitag zur Sprache zu

bringen. Aber ichpersönlich schließe
es aus. Und ich denke, die übergroße
Mehrheit sieht es genauso. Wir würden
doch dadurch nur die PDS salonfähig
machen. j -

Als das Konsenspapier von SPD und
CDU ruchbar wurde. forderten die In-
itiatoren desLeipzigerKreises der SPD,
mit der gleichen Energie sollten die
Chancen für ein rot-grünes Bündnis
ausgelotet werden. Damit hatten Sie of-
fenbar Probleme. Warum?  

Mir ist daein Papier geschickt wor-
den als Diskussiongrundlage, und zwei
Tage später standen die Thesen in der
Zeitung.. Das geht nicht. Wir sollten erst
intern und dann öffentlich diskutieren.

Wird weiter über Rot-grün geredet?
Unsere Rathausfraktion hat sich

doch zweimal an die Grünen gewandt
und gesagt, wir wollen reden. Aber es

kaın keine Antwort. Hinterherlaufen
werden wir denen nicht.

Aber wenn Sie sagen, die Grünen ste-
hen Ihnen näher als andere Parteien -
mußten Sie da nicht mit Blick auf die
nächsten Wahlen jetzt schon .versu-
chen, sich auch praktisch anzunähern?

Die nächsten Wahlen sind noch weit.
Vielleicht hat sich bis dahin das Ver-
hältnis zwischen den Fraktionen wie-
der entspannt.

Im Beschluß heißt es, die Absprachen
mit der CDU gelten „maximal bis zum
Ende der aktuellen Wahlperiode“.
Wenn dann beide Parteien wieder ge-
geneinander antreten: Haben Sie nicht
Angst, daß die CDU dann die Erfolge

i der vergangenen Jahre für sich ver-
bucht und die SPD für alles Negative
verantwortlich macht?

Man muß sehen, wer es dann besser
versteht, die Erfolge als die seinen dar-
zustellen. Das ist jetzt nicht unser Pro-
blem. Wir müssen jetzt die Stadt re-
gierbar halten.

Hat die Debatte über das Konsens-
papier Gräben innerhalb der SPD ge-
rissen? J

Ach, nein. Man kann doch bei uns fast
alles diskutieren. Nur wer gleich in die
Offentlichkeit geht, verhärtet die Fron-
ten. Aber jetzt liegt ein Beschluß vor,
und ich erwarte, daß er von allen ak-
zeptiert wird.
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Peter von Oertzen: SPD - ein wandelndes Mißverständnis?
In: »Leipziger Volkszeitung« vom 14./15. Oktober 1995

ürs erste

kurze Frist
ist die Frage,
wie's mit der
SPD weitergeht,
beantwortet: Die
Nominierung
von Franz Mün-
tefering zum _
neuen Bundes-
geschäftsführer
ist in der Tat,
wie Rudolf '
Scharping er-
leichtert festge-
stellt hat, „ein
starkes Signal“.
Zum ersten Mal
seit Holger Bör- '
ner wird wieder einer aus
dem innersten Kern der tra-
ditionellen Sozialdemokratie
in dieses Amt einrücken, ein
Mann zudem mit starker
Hausmacht.

Hinter Müntefering steht
nahezu der gesamte Lan-
desverband Nordrhein-
Westfalen: An der Spitze
Landesvater Johannes Rau
und sein designierter Nach-
folger Wolfgang Clement.
Nur der Stellvertretende "
Landesvorsitzende Chri-
stoph Zöpel, übrigens der
einzige wirklich überzeugte
Anhänger eines rot-grünen
Reformprojektes in der
SPD-Spitze des Landes, ist“
wegen seines Widerstandes
gegen das Braunkohlepro-
jekt Garzweiler II aus die-
sem Kreise ausgeschieden.

Die Weichen für _den SPD-
Parteitag im November sind
damit gestellt; denn gegen
NRW läuft in Mannheim gar
nichts. Scharping wird mit
einem respektablen Ergeb-
nis wieder Vorsitzender
werden und damit den „er-
sten Zugriff“ auf die Kanz-
lerkandidatur bestätigt be-
kommen. Oskar Lafontaine
und vor allem Gerhard
Schröder werden hingegen
froh sein können, wenn sie
bei den Vorstandswahlen.
nureinen kleinen und nicht»
einen ganz großen Denkzet-
tel kriegens ~ i

Müntefering. der auch
über großen Rückhalt in der

PETER
VOLN OERTZEN

Bundestagsfraktion veriugt.
ist als kompetenter, ausglei-
chender und doch energi-
scher Organisator aner- p
kannt. Br wird das bisheri-
ge Koordinierungschaos in
der SPD-Führung wohl eini-
germaßen bereinigen kön- _
nen. Pannen wie das Hin
und I-ler um ein Einwande-
rungsgesetz oder der ge-
scheiterte Diätenkompro-
miß, für die in letzter In-
stanz der Vorsitzende die _ .
Verantwortung trägt, wer-
den sich wohl erst einmal.
nicht wiederholen. Also:
„Alles klar an Bord und „ f.
Volldampf voraus“ mit Kurs
auf den Wahlsieg 1998?
Zweifel sind erlaubt.  

Scharping ist und bleibt
Vorsitzender und (potentiel-
ler) Kanzlerkandidat auf Be-
währung, wie auch immer
der Parteitag verlaufen
wird. Es gibt nun einmal in
der Satzung die Möglichkeit,
den Kanzlerkandidaten
durch ,Urwahl zu bestim-
men. Und wenn im Jahre .
1997 die allgemeine Lage
entsprechend ist, kann nie-
mand einflußreiche Grup-
pen daran hindern, doch
Schröder oder Lafontaine
oder wen sonst auch immer
ins Rennen zu schicken.

Esist ein Grundirrtum in
der SPD-Debatte, anzuneh-
men, daß die derzeitige _
Formschwäche der Partei
an den Personalquerelen lä-
ge. Das Umgekehrte ist rich-
tig: Personalquerelen kom-

men auf, wenn die Partei
nicht gut in Form ist.- _

1. Der weitverbreitete
Satz: „Auf den '
Kanzler (den
Kanzlerkandida-
ten) kommt es
an", ist allenfalls
halbwahr. 1976
trat der kaum
bekannte rhein-
land-pfälzische
Ministerpräsi-
dentllelmut
Kohl gegen ei-
nen Helmut
Schmidt an, der
sich damals auf
der Höhe seines
Ansehens be-
fand; am Ende
lag die Union
6 % vor der SPD
und Schmidt hätte die Wahl
um ein Haar verloren.

2. Die Zeiten der Ein-
Mann-Führung in der Poli-
tik sind vorbei - trotz allen
Mediengetöses. Dafür ist
das_Geschäft zu kompliziert
geworden. Kohl mag 1998 _
noch von seinen 16 Jahren
Amtszeit zehren - ob das J
reicht, werden wir sehen.

3. Die Opposition jedoch
hat dem „Kanzlerbonus“
nichts entgegenzusetzen.
Sie braucht ein Team, das
langfristig, loyal und sach-
kompetent zusammenarbei-
tet. In den 60er und 70er
Jahren gab es an der Spitze
der SPD eine solche Gruppe,
und sie bestand durchaus
nicht nur aus Brandt,
Schmidt und Wehner. Die
vielberufene „'l`roika“ A
Scharping, Lafontaine,
Schröder war nur die
schlechte Karikatur einer
solchen Gruppe.

4. Die derzeitige Füh-
rungsstruktur mit Präsidi-
um, Vorstand, Bundestags-
fraktion und Ministerpräsi-
denten, die alle nebeneinan-
derher und durcheinander
regieren, überfordert den P
stärksten Vorsitzenden und
den stärksten Bundesge-
schäftsführer. ^ 9

5. Entscheidend ist je- 9 o
doch, daß das politische
Profil der SPD nicht klar ge-
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nug ist.- Grundsatzpro-
gramm hin, kluge Fachpro-
gramme her - es ist nicht
deutlich, wofür die Partei
steht. Zu fragen, ist:

Welches Europa will die
SPD? Wie groß? Wie abhän-
gig oder unabhängig von _
den USA? Mit oder ohne
Atomwaffen? Mit oder ohne
eigene europäische Streit-
kräfte?

Wie will die SPD den So-
zialstaat erhalten? Durch
Sparen und Privatisieren?
Durch Abbau? Durch Um-
bau? Und wenn, wie dies?

Wie soll angesichts der
überwältigenden Macht des
transnationaleniíapitals so-
zialdemokratische Wirt-
schaftspolitik aussehen?
Und was heißt die populisti-
sche Phrase „modern“?
Nicht alles Modische ist
richtig, nicht alles Altherge-
brachte ist falsch!

Wie steht's`mit dem „öko-
logischen Umbau“? Für die
derzeit in der SPD dominie-
rende NRW-Partei kommen
- wie Garzweiler II gezeigt
hat - doch immer noch erst
die.Arbeitsplätze und dann
erst die Umwelt.

Wenn es der neuen Füh-
rung der SPD gelingt, auf
diese Fragen (und andere)
überzeugende und allge-
meinverständliche Antwor-
ten zu geben, kann sie Er-
folgıhaben. Wenn nicht,
dann steht die Partei in
zwei Jahren wieder da, wo
sie heute steht -- am Ab-'
grund! '

Der in Hannover lebende
Politikwíssenschaftler
Peter von Oertzen (71)
gehörte über zwei Jahr-.
zehnte dem Parteivor-
stoınd der SPD an.
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W W - . .›› enn ende, dann nur m1tuns«. Interview mit Petra Pau und Peter RudolfZotl

In: »Neues Deutschland« voın 14./15. Oktober 1995

PETRA PAU (32) ist Berliner Lan-
desvorsitzende der PDS; im
Herbst 1992 war sie dem 'damals
zurückgetreténen André Brie auf
diesem Posten gefolgt. Bislang
nicht im Parlament, ist sie nun
Spitzenkandidatin der Landesli-
ste. Sie tritt auch in ihrem Hei-
matbezirk Hellersdorf an. Frau
Pau brauchte im Gegensatz zu
all ihren Spitzen-Konkurrentln-
nen aus anderen Parteien kein
extra Wahlkampf-Styling: Die ro.-..
te lgelfrisur war schon immer ihr
Markenzeichen.rVon Beruf Leh-
rerin, verheiratet. ;
PETER-RUDOLF ZOTL (51) ist
seit Februar 1993 Fraktionschef;
er hatte als Kompromiß-Kandi-
dat von, wie es damals zuge-
spitzt hieß, „Revolutionären“ und
„Reformern“, Gesine Lötzsch  _
ab elöst. Herr Zotl ist promovier-
tergHochschullehrer für Politik-
wissenschaft. Verheiratet, zwei
Kinder. Direktkandidat im Bezirk
Hohenschönhausen; i

In einer Woche wird in Berlin
gewählt. Petra Pau und Peter
Zotl, was empfehlen Sie Ihren
Wählerinnen und Wählern
für die vier Stimmzettel?

Pau: Dreimal PDS und ein-
mal Nein. «
Was heißt das genau?

Zotl:PDSl bei der Erststim-
me, PDS bei der Zweitstimme,
PDS für die Bezirksverordne-
tenversammlungen (kurz BVV
genannt, die 23 Berliner „Kom-
munalparlamente“ - d.R.) und
ein Nein zum Entwurf der Ver-
fassung, genauer: zum faulen
Verfassungskompromiß ` von
CDU, SPD und den Grünen.
Klare Empfehlung. Sind Ihre
Prognosen auch so klar? .

Pau:Drittstärkste Partei in
Gesamtberlin, stärkste im
Osten, und wir ziehen erstmals
in eine Westberliner BVV ein.
Iın Osten stärkste Partei, zu
werden, birgt die Chance, in
diesem oder jenem Bezirk die
Bürgermeisterin oder den Bür-
germeister zu stellen.

Könnte manndie Gesamthoff-
nung auch in Zahlen haben?

Zotl:Um die 15 Prozent bei
den Zweitstimmen ist reali-
stisch. ii
Und was die Volksabstim-
mung zur neuen Verfassung
angeht? *

~ Pau:Da bin ich illusionslos.
Die Regierenden haben alles
getan, um auch nur Ansätze
einer öffentlichen Debatte über
Inhalte nicht aufkommen zu
lassen. Bei den Medien war
übrigens ND das einzige Blatt,
das sehr ausführlich und vor-
urteilsfrei informierte. Jetzt ist
in vielen Haushalten ein Text
der Kompromiß-Verfasser im
Briefkasten gelandet, und der
soll suggerieren: Habt Ver-
trauen in die Verfasser, ihr ver-
steht doch, eh nichts davon,
stimmt also dafür! .

Zotlılch mache im Wahl-
kampf die Erfahrung, daß. das
Interesse an einer Diskussion
über. Verfassungsdetails zu-
nimmt. Und die Leute wollen



vor allem wissen, warum eine
solche politische Kraft wie die
El-)~$i için ı]1`lei.rli_empfiehiitı1--IJiirıfl
_Zurück,›zu= den -Wahlprozen-i
tenz- SPI)~i=iuid« Grüneffsfagenıf
Die PDS verhindert, weil sie
voraussichtlich viele Stim-
men bekommt, -den Wechsel,
die* Wende weg von derzeit
Schwarz-Rot. Mathematisch
stimmt das, wollen Sie die
Wende nicht? › 9

Pau:Wenn es zu dem von
der SPD so genannten Wechsel
nicht kommt, dann liegt das
nicht an der PDS, sondern an
der SPD. Weshalb? Nun, dazu
reicht ein Blick in die Medien.
Womit ich die SPD-ihrerseits
nichtabhalten will, tiefer zu
analysieren. Bekanntlich ist
nämlich nicht zu erwarten, daß
jemand gewinnt, wenn er nicht
weiß, warum er verliert.

Zot1:Was heißt hier, Wech-
sel oder Wende verhindern?-
Richtig ist, daß die PDS in den
letzten Jahren eine ganze Rei-
he von Projekten angeboten
hat - in der Verkehrs-, in der
Stadtentwicklungs- , natürlich
auch in der Sozialpolitik -, wo
de facto eine parteiübergrei-
fende Mehrheit zu machen wä-
re. Genau im Sinne, wenn das
ehrlich gemeint wäre, eines
Wechsels, gar einer Wende.
Keine Revolutionen, schlicht
Reformprojekte.'. ..

Pau.'..zu denen SPD und
Grüne allein schon eine De-
batte mit der PDS verweigert
haben. Und wer Inhalten so
ausweicht, der soll sich uns bit-
te nicht als den wahlarithme-
tischen Buhmann ausrechnen.

„Z ,tl:W, nn di ; ,P„I_),„C,1e ,eit
iii`ii`%f%ë;'çN"u11%%uç%šâšë liviıišt 5
..Eine.. ie Sera. ,eiii firm __i1i11.1
kann sie §doch von den Wahle-
rinnen und Wählern nicht ver-
langen, daß sie daraufhin diese
Katze im Sack kaufen. Es ist
ohnehin immer alles besser_zu
machen, dafiir brauche ich
doch nicht zu werben. Richtig
wäre zu sagen:_Schluß mit dem
jetzigen Kurs, umsteuern! Das
sagt die SPD nicht, und darin
liegt das.Dilemma. Das liegt
nicht bei uns.
Was meinen Sie, warum PDS-
Angebote, so es sie gibt, nicht
angenommen werden?

Zotl:Alternative ' Kräfte , in
SPD und bei den Grünen sehen
sehr wohl die Notwendigkeit
einer, nennen wir es mal, lin-
ken Wende. i Aber' nennens-
werte Kräfte in beiden Parteien
haben genau davor Angst.
Denn das könnte ja bestimmte
Mechanismen, die politische
Willensbildung und auch die

Zielsetzung. betreffend, verän-
dern.-"'\ ' 9 .

.Pau:Es. geht, in_ Berlin also
'um "mehr als* einen Regie;
rungswechsel, Dieses „Mehr“
wollen als Parteinachdrücklich
nur wir. Wenn Wende, dann
also nur mit uns. Deshalb bei
der Wahl mit den Stimmen kei-
ne Experimente machen. Wer
wirklich eine Wende will, der
wählt PDS. ,
Es ist Ihnen also schlichtweg
egal, ob eine Koalition „links
von der CDU'f_ zustande
kommt oder nicht?
ii-›Bau:Nein, das.ist runs nicht
egal. Die -Große Koalition muß
wegii Deshallırhabeni .wirf auch
immer wieder angeboten, ge-
gebenenfalls Rosa-Grün zu to-
lerieren - wenn sich daraus
wirkliche Fortschritte ergä-
ben. j
Gesetzt den Fall, es böte sich
eine Chance wie in Magde-
burg. Wer würde dann in dfer
Berliner PDS entscheiden,
Bisky, Gysi und Brie oder Sie?

Pau:Weder wir beide noch
die drei. Es gibt einen Partei-
tagsbeschluß, daß darüber oli-
neliin nur ein Landesparteitag
entscheiden kann. ~

' ,..

Die PDS bleibt also auch par-
lamentarisch Opposition. Sie
kann da viel fordern, aber sie
kann kauın i verändern.
Reicht g diese - bescheidene
Aussicht' Ihren Wählern, die
PDS stark zu machen?

Pauılmmer mehr Leuten
wird klar, daß beispielsweise
wichtige soziale Themen ohne
die ,oppositionelle PDS . gar'
nicht mehr auf die Tagesord-
nung gekommen wären. Etwa
das Rentenstrafrecht, Debatten
um Mieten und das Wohnen
in der Stadt, . Stadtentwick-
lung. ' 9

Zotl:Hinzu kommt, daß wir
unsere politischen Themen,
anders als 'andere Parteien,
nicht in abgeschlossenen Zir-
keln, sondern immer gesell-
schaftlich offen, mit Gewerk-
schaftern, mit Bürgerinitiati-
ven zusammen entwickeln.
Wirkliche Fortschrittsimpulse
loönnemheute nämlich n-ur~aus
der Gesellschaft;nicht aus dem
etablierteii i *=›'Parteiensystem;'
auch nicht aus dem Staat kom-
men.
Dies aber zu bewegen, sei die
PDS-Fraktion im Abgeordne-
tenhaus, so sogar hier und
*da Stimmen aus Ihrer Bun-
desspitze, zu blaß,zu wenig
spontan. j

Zotl:Kritik ist immer ernst
zu _ nehmen. Inhaltlich haben
wir'un_s aberawohl wenig vor-
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zuwerfen. ,Unsere Konzepte
stimmten, unsere .oppositio-
nellen Prognosen wurden von
der' Wirklichkeit leider sogar
oft noch__übertroffen. Bei einer
Beurteilung des parlamentari-
schien-Medien-Images ist aller-
dings schon zu berücksichti-
gen,.daß wir hier in Berlin in
einem echten' West-Parlament
sitzen. Die Hemmungslosigkeit
und die Demagogie gegen die
PDS ist nur mit der im Bun-
destag zu vergleichen. U

Pauzln dieser Berliner Frak-
tion hat sich, ichglaube .mehr
als in anderen Fraktionen, die
ganze Entwicklung der PDS mit
all ihren Konflikten widerge-
spiegelt. e i
Aber was nun hat diese Frak-
tion. substantiell für ihre
Wähler erreicht?

Zotl:Wir haben hunderte
Anträge und Anfragen einge-
bracht, wir haben mit dem My-
thos der Alternativlosigkeit
aufgeräumt, wir haben Tabu-
themen ins Parlament geholt.
Bitte wenigstens ein Beispiel
fün=aIl-diesem ; ,.¬.~›f".
__fZotl:Wir haben erreicht,
daß äti`chi'BerIin-in Bonn ieifiè
Korrektur des Rentenüberlei-
"tungsgesetzes verlangt hat.
Das klingt ja fast nach einer
PDS als das gute Gewissen
der Demokratie? c

Pau:Wenn die SPD, und teil-
weise im Wahlkampf auch die
CDU, jetzt den Eindruck er-
wecken, klüger, ja verständ-
nisvoller geworden zu sein,
dann nicht, weil sie früher
dümrner waren, sondern weil
der oppositionelle Druck aus
der PDS sie dazu zwingt. Die-
ser Druck realisiert sich übri-
gens nicht nur über Demos
außerhalb und Debatten in-
nerhalb des Parlaments, . son-
dern maßgeblich auch über die
bereits mehrmalige Wiederho-
lung der guten Wahlergebnisse
für die PDS. `
Die PDS-Fraktion, nur Zlköp-
fig, hat in fünf Jahren fast
30 Gesetzesanträge ,einge-
bracht. Natürlich alle' abge-
lehnt. Ein müßiges Ge-
schäft?

I Pau:Natürlich muß sich Op-
position nicht den Kopf der Re-
gierung zerbrechen. Sie muß
vielmehr immer den Finger auf
die Wunde legen. Aber nur,
wenn Opposition -, auch vom
Gesetzentwurf bis zum Finan-
zierungsvorschlag -' ernsthaft
ist, wird sie auf Dauer Wirkung
haben. Und wer ernst genom-
men wird von den Wählerin-
nen und Wählern, der ist na-
türlich ;_ai_ich_ __gefä__hrlicher __für
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den polit_isch_en_-.G,egI1er.::Den
schreckt eine;Nur-I§lein:,Saser-^
Parteiauf Dauer nicht. .i ß
Sind Ihre eigenen Leute und
Ihre Wähler nicht mit soviel
Vernunfts-Opposition über-
fordert, wollen die nicht eher,
daß Sie noch mehr mit der
Faust auf den Tisch hauen? „

Zotl:Wenn insgesamt das
Vertrauen in Politik wiederge-
wonnen werden soll, dann geht
das nur über Vernunft. Mit lan-
gem Atem. Und wir haben als
frische parlamentarische Kraft
da eigentlich eine gute Aus-
gangsposition. Also, begrün-
dete Kritik, nachprüfbare Al-
ternativen. Gespeist aus ge-
sellschaftlichen, nicht allein
aus parteipolitischen Quellen.
Diesem Prinzip werden wir
wohl auch personell mit unse-
rer Offenen Landes-Wahlliste
gerecht..
Das wollten die Grünen frü-
her so ähnlich auch -alles.

Q

Gibt' es Garantien, daß die
PDS deren ambivalenten Weg
nicht geht? ~ V

. Zotl:Wenn Sie die Gründe
dafür bei den Grünen analy-
sieren, stoßen Sie auf deren
Wandel inder Haltung zur
Macht. Das ist auch deutlich
dem jüngsten Fischer-Papier
anzumerken. Es geht um prin-
zipienlose Regierungsbeteili-
gung mit der SPD und zugleich
darum, die Konkursmasse der
FDP aufzunehmen. Dafür ver-
lassen die Grünen ihre so klu-
gen „grünen“ Ausgangspunkte.
Sie setzen nur noch auf den
Staat, nicht mehr auf die Ge-
sellschaft. ? i
Und die PDS, die kommt doch
auch immer stärker in staat-
liche Verantwortung. Vorge-
stern erst hat ND über die
Macht der Berliner PDS-
Stadträte berichtet.

Pau:Garantieerklärungen
kann ich keine abgeben. Nur
meine Uberzeugung kann ich
kundtun, daß wir uns die Si-
cherheit und Gewißheit, diesen
Weg der Grünen n i c h t zu ge-

nen, in der PDS immer wieder
neu erstreiten müssen. In Ver-
ankerung in der Gesellschaft,
nicht in elitären Strukturen.
Sicher sitzt die PDS nach dem
22. Oktober wieder, vielleicht
auch verstärkt, in den elf Ost-
berliner Bezirksämtern, also
in den Bezirks-„Regieruır
gen“-. Eine' wachsende Bela-
stung für die Glaubwürdig-
keit des Oppositions-Signums
PDS überhaupt? j

Zotl:Entscheidend ist dabei
die Grunderfahrung der letzten
Jahre. Und die heißt: Es ist für
die Menschen allemal besser,
wenn eine Stadträtin, ein
Stadtrat die PDS im Kopf, als
wenn sie oder er die CDU oder
die SPD_ im Rücken haben.
Wenn unsere Stadträtinnen
und -räte ihre Handlungs-
spielräume wie bisher in die-
sem Sinne nutzen, dann sind
sie weiterhin echte Alternati-
ven `zu den Machtverwaltern
aus CDU und SPD. .
Nie ist die PDS so politisiert,
wie, vor Wahlen. Elfi »Zeichen
dafür, daß die Prioritäten
do_c;h„.parlamentaris_ch_ , statt
außerparlamentarisch ge-
setzt sind?

Paı_i:Da sollten Sie sich mal
von der, derzeitigen, Wahl-
kampf-Optik nicht beeindruk-
ken lassen. Ausschlaggebend
für das Wahlergebnis wird die
Ausstrahlung als Gesamtpartei
der letzten fünfJahre sein. Und
da war die meiste Zeit keine
Wahl, und die PDS war den-
noch präsent. *

Zotl:Herr Diepgen hat
jüngst bei der Vorstellung des
Verfassungsschutzberichtes
siiffisant gesagt, warum die Be-
obachtung der PDS in Ostberlin
erfolgt: „Genau da sitzen sie
doch. An jedem Kneipentisch,
in jedem Mieterverein, in jeder
Bürgerinitative.“ Ich denke,
daß ist eine verpflichtende Auf-
forderung des Regierenden
Bürgermeisters. Der sollten
wir auch weiter folgen.
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Heinz Niemann: Wemi die eigene Geschichte hinderlich wird. Beredtes Schweigen
der SPD zum 50. Jahrestag ihrer Wiedergründung.
In: »Neues Deutschland« vom 16. Oktober 1995

Aufgeregte Leser wollten wis- Sehr Bf3iI`0ff@I16I1 änlilnehfileñ.
sen,wieso vor gut einerWoche die b1S 1989 in 'der' SED
auf der Veranstaltung der SPD „2W&f1gSWGiSf-2.“ Vfšrbliebenen
zum 50. Jahrestag ihrer Wie- » .
defgffifldflflg mh dem Nee ffšiàn líi°“eiå2mS%ši%idåí2§Iterror kein Wort zu einem Mo-
nate vorher sich jährenden Da- tlš3ffif.nhzu.rufen' Das läärà, Si'tum fu n Se-: D N __ c eric eine spannen e er-geae i er eu th d d. G
gründung der 'SPD in Berlin ans a ung'Wenn -enn 18.8'und in der SBZ (vg1_ ND vom nossen der Toskana-Fraktion
9_ Oktober 1995)_ Während aus ihren Panzerlimousinen
man noch im Vorjahr mit einer Steigen' das Llefi ››,B_f`uder- zur
großen Konferenz im ReiChs__ Sonne, zur Freiheit auf den
tag der fünften Wiederkehr je.-` Lippen" und die H_ä0hSi0 Di?-'
nel-V 1- tenerhohun fest im Blick ine anstaltung in Schwante 8 _ ~ ›
ggdachte, vgn der sich das den In«'dI`SCh1GI'tBl'1. Hatte

einst Aufschluß darüber ver- man 51011 5011011 daran 80'
sprach, was es denn von den WÖhfli› daß die Giüfidung des
Leuten zu haltgn habe, die ; ADAV 1863 dl.1I'Ch LELSSBIIB 2113
dann der Empfehlung Ibrahim alleiniger Ursprung der SPD zu
Böhmes folgten und sich SDP gelten habe, dieGründung der
nannten, hatte sich in diesem Sozialdemokratischen Arbei-
Jahr keiner veranlaßt gesehen,
sich des 15. Juli 1945 zu erin-
nern, als der Aufruf des Berli-

terpartei durch Bebel _und
Liebknecht 1869, mehr eine
Nachgeburtschien, so ist die

ner Zentralausschusses der , Weihe der Wellingtoner Kon-
SPD erschienen war. So schien ferenz als Gründungsakr der
HUI1 Gelegenheit, 01111803 110011* . Nachkriegs-SPD doch eine klei-
2110010113? e . , . ne Überraschung.

Die das erwarteten, müssen Aber es hat seine Logik: Von
5i0h ffflgelj 10-05011» W03 Sie .nun anstehtamwiederbeginn
denn für em Bud von dıeser der SPD allein die westzonaleheutigen SPD haben. Sicher
hatte das Beschweigen auch ei-
nen wahltaktischen Hinter-
grund. Sollte man ausgerech-
net jetzt - und noch dazu in
der Ostberliner Kongreßhalle
- allen noch lebenden ehema-
ligen Sozialdemokraten und ih-
ren Nachkommen erklären,
was man von ihnen halte, wo
man sie doch gern als Wähler
der PDSabluchsen will?l Wie
sollte eine Partei, die die Um-
benennung der Otto-Grote-
wohl-Straße in Wilhelmstraße
für riéhtig hält, mit einem ge-_
schichtlichen Erbe umgehen,
das ihr so ganz und gar 'gegen
den-S Strich geht? Sie .-hat ja
schon' zu tun' mit der» Erinne-
rung an Kurt Schumacheraus
Anlaß seines. 100. Geburtsta-
ges,-“der .lediglich durch die
dem äußersten rechten Flügel
zugehörige Annemarie Renger
Erwähnung fand. T

Wenn sie denn selbst an die
alles beherrschende These von
der Zwangsvereinigung glau-
ben würden, müßte doch das
.Jubiläum Neugründung im
Osten geradezu dazu heraus-
fordern, sich der angeblich so mei-nswerie Bild -der SPD ist

- Q _

Neugründung und die Ab`gren-
_zung gegenüber  den damals
die Mehrheit bildenden
640 000 ostdeutschen Sozial-
demokraten 'Iin den Westzonen
sind erst ein Jahr später
633 000 organisiert). die - mit
welchen Illusionen, Skrupeln
und Absichten auch immer -
in die SED gingen und (bis auf
einige zehntausend) dort auch
blieben. Hauptsächlich wohl
im, Gegensatz zur kapitalisti-
schen Restauration im Westen
deswegen, weil immerhin der
ernsthafte Versuch unternom-
men wurde, Faschismus mit
der Wurzel auszurotten, das
Großkapital zu I enteignen,
Großgrundbesitz in Bauern-
hand . zu geben, bürgerliches
Bildungsprivileg zu brechen,
Arbeit, soziale Gerechtigkeit
und 'Sicherheit für alle Men-
schen zu garantieren, . Forde-
rungen übrigens, die auch Kurt
Schumacher damals erhob! j

Nein, es sind nicht Perso-
ínalquerelen, die die heutige
SPD beuteln. Das rbejam-

im Grunde die Wiederspiege-
lung zweier sich verflechtender
Prozesse: Die ausufernde
Strukturkrise des westlichen
industriellen Systems verlangt
nach ökonomischer und
machtpolitischer Absicherung.
durch wachsende Unterord-
nung des Staates unter dit
Wirtschaft. Das äußert sich in
der' „Standort-Deutschland
Debatte“ und geht einher mii
dem Umbau genannten Abbau
des Sozialstaates, und zum
zweiten zeigt es sich in den
Ausbau des Rechtsstaates ge-
nannten antiliberalen Bestre-
bungen zum Abbau von De-
mokratie und_ Freiheitsrech-
ten.

Unter diesen Bedingungen
braucht es keine Programm-
parteien, die auf geistig-welr
anschauliche Bindung von An-
hängern aus sind. An ihre Stel-
le tritt - am besten in Form
eines Zweiparteiensystems wie
in den USA oder England - die
„Allerweltspartei“, deren wich-
tigste Funktion die Auswahl
von Kandidaten für Mandats-
träger und die Regulierung des
Zugangs zu den Pfründen isi.
Dawird die Geschichte nur
hinderlich. Zeigt sich die SPI)
immer mehr realitätsfrenid, so
wird sie nicht von ungefahr au I'
einem Auge geschichtsblind.
Nicht zufällig auf dem linken.

Dokumente
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Dokument 30
Für eine souveräne SPD. Thesenpapier Thüringer Bundestagsabgeordneter wertet
Große Koalıtıon als ››Ende der Demokratie«
In: »Neues Deutschland« vom 20. Oktober 1995

Fünf Thüringer SPD-Bundestagsabgeordnete - Iris Gleicke (Schleusingen), Christoph
Matschie (Jena),Gerhard Neumann (Gotha), Dr. Edelbert Richter (Weimar) und Gisela
Schröter (Sondershausen) - sowie acht ihrer Mitarbeiter haben ein Thesenpapier
vorgelegt, in' dem sie die Situationihrer Partei in Ostdeutschland- und speziell in
Thüringen kritisch analysieren. ND dokumentiertgroße Auszüge:
Souveränität bedeutet Offen-
heit, nicht Abschottung. Die
SPD muß der Tendenz entge-
genwirken, Kommunikation
nur mit sich selbst zu betrei-
ben. Nicht nur aufgrund unse-
rer dünnen Personaldecke
sondern auch aufgrund des"
Abbruchs einer eigenständigen
demokratischen Entwicklung
in Ostdeutschland waren wir
bisher nicht ausreichend in der
Lage, die für eine Partei not-
wendige Kommunikation mit
allen Kräften der Gesellschaft
herzustellen. . .

Mit realen Mächten
auseınandersetzen
Natürlich wirkt die DDR-Ver-
gangenheit nach und muß auf-
gearbeitet werden. Die Frage
ist aber, ob denn die Verhee-
rungen, die die SED angerich-
tet hat, nicht in der Tat inzwi-
schen überschattet werden von
den „Abwicklungen“, und De-
mütigungen, die die CDU-Poli-
tik ,seit der 'Wende in Ost-
deutschland jedenfalls mitzu-
verantworten hat? Man muß
sich den historisch ımver-
gleichlichen Vorgang vor Au-
gen halten: Innerhalb dieser
wenigen Jahre zwei Drittel der
Industrie vernichtet, eine hö-
here Arbeitslosigkeit als zur
Zeit der Weltwirtschaftskrise,
zwei Drittel des wissenschaft-
lichen Personals entlassen,
85 % des Wírtschaftsvermö-
gens überhaupt und 94% des
Firmenvermögens in westliche
Hände übergegangen, die
Schließung von Jugendclubs
oder Theatern usw.
. Angesichts dessen kommt es
aber nicht darauf an, den ideo-
logischen Streit zu führen, wer
nun Schuld ist an der Misere,
sondern darauf, aus der Misere
herauszukommen! Wollen wir
also weiter hauptsächlich. ge-
gen die Gespenster der Ver-
gangenheit kämpfen (als da

eben sind Kommandowirt-_
schaft, Volkseigentum usw.)
oder uns mit den -realen Mäch-
ten der Gegenwart (als da sind
die Macht der Banken, des
Weltfınanzmarktes, der
großen Konzerne, der Markti-
deologie usw.) auseinander-
setzen?

Auf SPD-geführte
Regierung verzichtet
Der große Gewinn der Großen
Koalition in Thüringen ist, daß
wir die Politik jetzt mitgestal-
ten können, aus der beträcht-
lichen Ohnmacht der Opposi-
tion, wie wir sie ja immer wie-
der. erfahren mußten, heraus-
kommen. Wir können jetzt un-
seren Blick für das wirklich
Mögliche schärfen, uns in Ver-
antwortung einüben und so an
Profil gewinnen. Die Kehrseite
ist, daß wir auf die Bildung ei-
ner von uns geführten Regie-
rung verzichtet haben, obwohl

sie möglich- gewesen wäre. Wir
rönnen daher nicht als stärke-

Koalitíons artner unser:er p
Programm in den Vordergrtuıd
stellen, sondern müssen Kom-
promisse mit der CDU
schließen und werden damit
in der Öffentlichkeit an Profil
verlieren.

Wir müssen aufpassen, daß
unser Mitregieren nicht als ein
Bekenntnis zur „führenden
Rolle“ der CDU in Deutschland
mißverstanden wird! Partei-
und Regierungsämter sind da-
her möglichst zu trennen.

Warum haben wir auf eine
von der SPD geführte Regie-
rung verzichtet? Weil sie mu'
mit Hilfe der PDS möglich ge-
wesen wäre. Und warum woll-
ten wir das nicht? Zunächst
aus dem moralischen Grund,
daß das für uns nicht die „rich-
tigen Leute“ waren, Leute
nämlich, die eine Diktatur mit
getragen haben, die sich erst
unter dem Druck der Herbst-
revolution '89 „gewandelt“ ha-

lı -›
«ıı

ben, kurz: deren demokrati-
sche Gesinnung zweifelhaft ist.

Das war nun zwar sehr red-
lich von uns; aber abgesehen
davon, daß die CDU ja keines-
wegs so redlich gehandelt hat,
sondern 1990 die Blockflöten
ohne weiteres integriert hat;
und abgesehen davon, daß es
politisch_ klug und ein Zeichen
von Souveränität ist, sich mit
dem Sieg über einen Gegner
zu begnügen, ihnnicht weiter
zum Feind zu machen: Spielt
denn in der Politik überhaupt
Gesinnungsethik oder nicht
viehnehr Verantwortungsethik
die entscheidende Rolle? Und
zwar nicht bloß notgedrungen,
sondern aus dem prinzipiellen
Grund, daß die Beurteilung der
Gesinnung anderer klare Gren-
zen hat! Wer sie überschreitet.
betreibt Gesinnungschnüifelei
und gerät in die Nähe der Ja-
kobinerl Wenn in der PDS be-
stimmte Klärungsprozesse er-
folgt sind, wird unsere Ent-
scheidung zu überdenken sein.
Kann denn eine Partei sich an
ethischen Normen als solchen
orientieren ohne Rücksicht auf
die voraussehbaren Folgen?
Dürfen wir um dieses Moralis-
mus willen weiteren Sozialab-
bau in Kauf nehmen? Zweifel-
haft ist auch die hehre demo-
kratische Gesinnung der CDU,
die eben diesen Sozialabbau
betreibt und damit die Demo-
kratie gerade untergrähtl. . _

Ostdeutschland ist ganz
überwiegend kein Land der
„Besserverdienenden“ tmd
wird es auf absehbare Zeit
auch nicht werden. Das ist
nicht nur eine Folge der DDR-
Wirtschaft, sondern auch der
Verluste an Wirtschaftskraft
und Eigentmn im Prozeß 'der
Wiedervereinigung. Es ist zu-
gleich eine Herausforderung
für die SPD, der sie sich noch
nicht ausreichend gestellt hat.

Klarere Parteinahme
für Ostdeutschland
Unsere ostdeutschen Probleme
können nur im gesamtdeut-
schen Zusammenhang (gelöst
werden. Wir bekennen uns zur
Einheit Deutschlands. Eine
wirkliche Lösung der Probleme
gelingt aber in der Demokratie
nicht durch Verwischung der
Differenzen, sondern nur
durch ihr klares Hervortreten!
Deshalb ` müssen die ostdeut-
schen Interessen von 'uns stär-
ker wahrgenommen und zur
Geltung gebracht werden. Wir
sollten als Partei die Enttäu-
schungen der Ostdeutschen
aufarbeiten und ihr Selbstbe-
wußtsein stärken helfen, und
in der Regierung das fóderale
System zu gemeinsamen Ak-
tionen der neuen Länder nut-

_ Q

Zell.
Eine große Koalition ist dann

gerechtfertigt, wenn eine Kri-
sensituation vorliegt, die Zu-
sammenfassung aller Kräfte
und ein gemeinsames, ent-
schiedenes Handeln notwendig
ist". Das ist bei uns “zweifellos
der Fall. Man kann die ,Abnei-
gung der Leute gegenüber dem
Streit der Parteien und ihre
Sehnsucht nach Harmonie und
Stabilität als Bestätigung dafür
ansehen.

Dennoch sollten wir nicht
vergessen: Eine Große Koali-
tion ist i`n gewisser, wesentli-
cher Hinsicht das Ende der De-
mokratie! Denn sie beraubt die
Gesellschaft der wirklichen Op-
position und damit der öffent-
lichen Auseinandersetzung,
des dialogischen Prinzips. Und
sie befördert die herrschende
Politikverdrossenheit: Wozu
noch zur Wahl gehen, wenn
sich herausstellt, daß gar
nichts zur Wahl stand. „alles
egal“ ist? Um er Demokratie
willen muß ıihsere Regel daher
sein: es handelt sich hier um
keine Ehe, wir brauchen die
CDU jetzt nicht etwa zu lieben,
es handelt sich nicht einmal
um eine Vernunftehe, sondern
nur um ein aus Not geborenes
Zweckbündnis auf Zeit! -Auch
wenn -andere Optionen mo-
mentan nicht aktuell sind, so
müssen sie doch ausdrücklich
offengehalten werden.



Dokument 31

Dokumente 79

Lothar Bisky: Schüttehı wir schon mal die Betten auf
In: »Neues Deutschland« vom 21 ./22. Oktober 1995

. .

81°l',Vv1t_3 ` _, von

,- Lo†_HAn
reich, möchte 8 B
man beim ,
schauen der Pla--

katezur Berlin- _ '
Wahl ausrufen.
Tapsigeßären, 7
subversive Pelz-
läuse, kopulie-
rende Frösche -
es fehlt eigentlich
nur noch das Ka-
mel, für das die
Wahlkampfma-
nager augen-
scheinlich den
Wähler halten.

Seifs drmn. ' f
Was uns angeht, so haben
wir allesgesagt. Das wahl-
mündige Volk.von Berlin
konnte sich von seinen
Mandatsträgern auf allen  
Ebenen Rechenschaft legen
lassen und unsere Kandida-
ten für die nächste Runde,
ob nun ohne oder mit Par-
teibuch, genau in Augen- *
schein nehmen. Beim Ur-
nengang weiß jeder, woran
er mit uns ist, und für Ber-
lin gilt allemal, daß Stim-
mung sich in Stimme aus-
drückt. .

Einen Moment lang hatte
ich den Eindruck, daß die
Strategen der anderen Par-
teien aus den letzten Waf-
fengängen die einzig richti-
ge Konsequenz gezogen hät-
ten: Es nützt nichts, die PDS
zu bespeien, zu dämonisie-
ren zu be öbeln 'zu stiı '” p ` g' gma"

tisieren -- das hebt das
Selbstbewußtsein der Wäh-
lerinnen und Wähler nur an
und verstärkt den (ostdeut-
schen Nun-Gerade-Effekt.
Als Blauauge hätte man
auch annehmen können, ein
zivilisatorischer« Ruck sei -
durch die Republik gegan-
gen und fortan würde zwar
leidenschaftlich, aber mit
Respekt voreinander um die
Sache gestritten“. Aber da
mußte das ,Auge schon
ziemlich blaufsein. .

Mit dumpfer deutscher
Kontinuität kam, was kom-
men mußte: Seht her, das
ist der Pranger, und das ist

' 'aı

die PDS. Daß in Deutscn-
land der politische Gegner
automatisch der persönliche
Feind ist, ist doppelt unap-
petitlich. Wir, die wir jetzt  
also „Läuse“. sind; machen
uns fröhlich auf, dem tum-
ben Bären, der gern welt-
.städtisch posiert und doch
am liebsten Provinzpflau-
men frißt, als linke Opposi-
tion in den Pelz zu gehen.
Wenn am 22. Oktober nach
18 Uhr die Deuter wieder `
über des Volkes unergründ-
liche Wahlweisheit brüten.
werden sie auch dieses Mal
nicht verfehlen, die PDS-
Wähler als unverbesserliche
Vollidíoten; die einem Ye- .
sterday-Club hinterherjam-
mern, zu deklassieren.
Welch ein Verständnis von
Demokratie..- . ' „

Unsere gute Arbeit, inclu-
sive Hoch-Redendurch die .
Mitbewerber, wird uns in.-
den Stand setzen, den Bon-
nern hier in Berlin schon
mal richtig die Betten aufzu-
schütteln; Die werden sich
mit ihrer Umzieherei zwar
noch hübsch was trödeln,
aber vielleicht gewöhnen sie
sich prophylaktisch schon `
mal an den Gedanken, daß
zur Weltstadt Berlin ein
breites linkes politisches
Spektrum gehört.

 Jedes Jahr hat sich die .
Parteienlandschaft eiıı klei-
nes Stück nach rechts ge-
dreht. Links von der Mitte,
wo einst das Herz eines
SPD-Bundeskanzlers noch
schlagen durft`e,_ ist längst
gähnende Leere. Wer dort
die Grünen nochvermutet,
befindet sich
wohl nicht mehr
auf der Höhe der
Zeit. Sicher gibt
es noch ein paar
versprengte ehr-
liche Häute, aber
der Trend weist
deutlich auf die
Raufe. _* _?

Die deutsche j
Sozialdemokratie
bietet ein Bild
des Jammers,›-
und das btmdes-
politische Hauen '

und Stechen wird
nach dem 22. Ok-

t tober erst richtig.-'
indie Gängf_> Ä ' ,

kommen."Aber wer in die-
ser Nacht der langen Mes-
ser meint, es handle sich
um ein pures Personal-Rom i
do läuft an zu kurzer Le`in .

Stärke ,der eigenen Partei ist
dann nicht etwa Produkt so-
zialdemokratischer Schlaff-
heit, sondern Ergebnis pro-
perer Politik. - .

. ,Ich bin sicher: Die Berli-
ner Wählerinnen und Wäh-
ler lassen sich nicht kirree . .

-' ~ - - h ._ l machen von Apokalypsen
l-)d1íši)ıii1k$iåd,(ls,1iIeeh.eSi°(aıi¶(f_ ii . und Adam-Ries;-1Gau(<}lkelei-
sich im Geschwindschritt ih- 011- DIG PDS 151 G1' 0PP0S1'.
rer sozialen und politischen.
Traditionen. Es ist schon
unverfroren, wenn sich .
Frau Stahmer in ihrem  i
„brillanten“ Wählerbrief als
Garantin für die Beseitigung
des Rentenstrafrechts dar- «  
stellt, obwohl ihre Partei j
mitverantwortlichtfiir dieses
Unrecht ist und bisher  
nichts, aber auch rein gar s
nichts. für seine Beseitigung
getan hat.~Doch keine Ban-
ge: Wenn* der Großkanzler
der Christenunion eines
glücklichen Tages", den Blick
auf seine Partei nicht mehr
verstellt, wird man einen-«
prima Scherbenhaufen se-.
hen - will sagen, der Sinn-
krisenteufel holt die CDU
auch noch ein. Daß der in
Rede stehende Teufel die
FDP bereits weggeräumt
hat, braucht heutzutage nur
noch einen Nebensatz.  ~

Wie auch immer am 22.
unter dem Berliner Bruch-
band abgerechnet wird -W es
dürfte reichlich Öl ins bun-
despolitische Feuer geben.
Die Tollkühnsten im Ade-
nauer-Haus träumen für ih-
ren sonstens ungeliebten
Rathausleiter in der Berli- i
ner Dependance schon von
einer Allein-Regentschaft.
Dann wird aber, im näch-
sten Sommer die Republik
mal richtig umgekrempelt:
vorgezogene Bundestags-
wahlen, die FDP, fährt in
den Orkus und der Kanzler
mit seinen bayerischen Sa-_
trapen steht alleinauf der
Kommandobrücke und ›
kann seine Angelegenheiten
in aller Ruhe ordnen. Auf
die Schwindsucht der SPD
ist in jedem Falle Verlaß.
Und so manches bündnis-
grüne Oberstübchen denkt
sich die_Welt eckig - die ` -A

tionelle Turbo-Lader, den
die Stadt bitter nötig hat. Je

; höher das Betriebsergebnis
i am 22. Oktober, je deutli-
i cher Wahlaussage zugun-

sten linker, sozialistischer
Opposition, desto leichter

l wird zum Beispiel auch Gre-
fl gor und seinem Trupp die

t'; Arbeit in Bonn. Berlin
V wählt, Bonn sieht rot. Also:

1 Lassen Sie sich am 22. nicht
i aufhalten . . .l _

l
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Jetzt Optionen in Richtung PDS? Interview mit Gerd Schuchardt
In: »Neues Deutschland« vom 23. Oktober 1995

± -

hm Fra-kfi011 hat Sehr hfif'Ire auf das Thesenpapier ivon 13 SPD_Mitgüedem 5
„Fiir“ eine» souveräne SPD“ L i '

gl t.Bf" ht» 5-,d-J ' 'O' 'i ..ı_ 'O Ã 'itt..:t,.:.;".i. .ek-'t piwnen ın   
arbeit in Thüringen belastet f _ eg . ' j _ ~ 9 .--M  -R h -PDSäıgn? pıe aumengerwer μg gl .

\ ' .

Nen. die Koafifionsfege ist Fragenan Dr. GBRDSCHUCHARDT,
hie“°“ überhaupt“ nid“ be' Thüringer SPD-Landesvorsitzenderrührt. Erheblichen Unmut gab -i J - B , . p
es in der Landtagsfraktion.  '
weil man dort der Meinun ist P geb. 1942,_ 8
insbesondere die Bundestags-
abgeordneten sollten durch ak-
tives Engagement in ihrem Be-
reich, der Bundespolitik, .zur
Profilierung der Partei beitrag-=`
gen, statt Selbstverständlich-
keiten, die die Landespolitik
betreffen, in ein Thesenpapier,
zu schreiben. Es bedurfte die-
ser Thesen nicht. Die Umstän-

in der DDR
wissen-
schaftlicher
Mitarbeiter .
im' r f VEB
Kombinat

-Carl Zeiss
Jena. 'SPD-
Mítglíed seit

de. unter denen das Papier in 1990“; Thüringer SPD'Lan'
die Öffentlichkeit kam, wurden d9sV°"s'tZ9"d9'3 st9”Ve'†f9'als wenig hilfreich und be; tender Thüringer Minister-
fremdfich. empfunden Der präsident und Minister für
Landesvorstand hat das Papier Wfssenschêftı FOTSCÜUÜQ
zurückgewiesen. Und KUÜU4 P , ' '
Ihm gehören auch Unter- ~ 8
zeiclıner der Thesen an. Be- Die Verfahrensweise ist im
deutet das eine Spaltung des Landesvorstand einstimmig
Landesvorstandes? heftig kritisiert worden. Und

esrwaren Mitglieder anwesend,
die zu diesem Papier standen.
Aber es gab Enthaltungen?

Es gab Enthaltungen. Aber
keine Gegenstimmen. j

_ . , .

Inzwischen istf deutlich . ge-
worden, daß die Auffassun-
gen über den, Umgang mit der
PDS' in der SPD differieren.
Sie lehnen Zusammenarbeit
strikt ab, andere, zum Bei-
spiel Innenminister Dewes.
wollen Optionen offenhalten.
Ist dasiein Diskussionsthenıa
inder Partei. bei dem es noch
Veränderungen der Haltung
geben könnte?

Ein Diskussionspunkt ist es
ganz offensichtlich seit langer
Zeit. Es sind ja immer wieder
Mitglieder herausgetreten, die

 ?.„

sagen, man sollte Optionen in
Richtung PDS ins Auge fassen.
Ich bin anderer Meinung.Und
ich bin d`avon` überzeugt, daß
auch die große Mehrheit der
Thüringer SPD “derartige ,Op-
tionen nicht will;

' \ 1 _ \

Nun gibt es vielfache Zusam-
menarbeit j auf _ kommunaler
Ebene.Wie stehen Sie dazu?

. O

Es gibt auch_ auf_Landesebe'-
ne im Thüringer Landtag Ge-
spräche über Sachfragen. Ich
respektiere die PDS natürlich
als einzige Opposition im Thü-
ringer Landtag. Und ich habe
mich dafür eingesetzt, daß sie
parlamentarisch anständig be-
handelt wird, daß ,sie zum Bei-
spiel- ihrem Proporz im Land-
tag entsprechend- einen Vi-
zepräsidenten zugesprochen
bekommt. Ich setze mich auch
dafür. ein, daß._die Anträge der
PDS auf die Tagesordnung
kommen und. behandelt wer-
den. Das ist gar keine Frage,
dasgehört zum Respekt vor ih-
rer Opposítionsrolle. AberiOp-
tionen in' Richtung PDS halte
ich für falsch, und dazu stehe
ich. _ , '

Fragen: PETER LIEBERS
e Foto: dpa/BA UER
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Michael Müller: Der Preis des Beharrens. Alte Krise der SPD und künfiige Stärke
der PDS. »Neue Optionen« im Gespräch
In: »Neues Deutschland« vom 24. Oktober 1995

Die_bWahlve“rfierer des Sonntags Berlin sind die So“-4
zialdeınokraten,_ die Gewinner smd dıe Grımen lmd;
noch etwas spektakulärer: die_J_PDS.._Daraus_ ergebelššg
sich einige Fragen: Was und warum ıst was passıert-.-.~s
Und was wiederum 'folgt aus dem, was da passıerte?
Anregungen zur Analyse_-jmdiHinw`eise' zu ersten Te_I_1j '
denzen von __  _
Die- einfachste Erklärung für
die Schlappe der SPD, für das
Minusvon I7 Prozent zu den
Vorwahlen,i also für den Fall
von gut 30 auf gut 23, Prozent:
ist die einer aktuellen' Partei-
Krise. S . 1 -

1 Geht man_aber von den Ber-
liner__ _ _ Wahlergebnissen der
letzten Jahrzehnte aus, so hat
diese „Walıl_-Krise“ der SPD be-
reits 1967_ begonnen. Bei 62
Proze_ntl` _ Zwei 1 der . Abwärts»
schritte, seither waren sogar
noch größer als der vomrSonn-
tag-“ S

"V '-. . V. . › .

. Die Schlappe überraschte al-
so kaum. Es sei denn, man ver;
schloß, wie mancher an der
Spitze dieser Partei, Augen und
Ohren. Diese historische Ab-
wärtskurve deutet auch auf
dies hin: , _

Der Einbruch kann nichtal-_
lein mit der für Berlinerstma-_
ligen Beteiligunggder SPD an
einer Großen Koalition (seit
1990) zusammenhängen. Und
er ist ebensowenig allein aus
irgendwelchen „Brüchen des A
historischen Verlaufs“ zu) er-i
klären,_ also aus dem soge-l
nannten Einigungsprozeß. l *

Wirkliche Ursache der SPDÄ-`
Situation in Berlin,die eine STa-'
geszeitung gestern titeln ließ:
„SPD_deutlich über fünf Pro-
zent“, ist' die ' Krise der hun-
desdeutschen Sozialdemokra-
tie. Die bekanntlich auch nicht
erste mit dem sommerlichen
„Streit“ Scharping-Schröder.
oder `_mit„ dem Mauerfall von
1989 begann. sp _ › *

Eilëøkretie_P|a†21ë'í1*" i
Sie schwärt vie_l_f_länge_r. In
Westberlin reíftegsie' einst zuí
ganz spezifischen Formen, N die
der SPD hier bisiheute_anh_än-
gen. -Da war `e'xèmfi:›laı'isch`
1980/817- die .Garski-Afi`äre.=
Nach fast ,35jähriger;__§_Qzialde-
mokratischer r§(§rhe_n*schaft
nlatzte in der `städtišclii3n In-

sellage eine Filzokratie auf. Be#1
stehend aus SPD,~Öffentliche1n,
Dienst, 'subventionsgespickten'
Unternehmen. Der bis dahin. '
größte Finanzskandal der'
Nachkriegszeit; Der Regieren-
de Bürgermeister- Stobbe muß-
te im Januar' '81 zurücktreten.
Hans-Jochen Vogel löste ihn
ab, doch auch er mußte nach
Neuwahlen gehen.. _ _.

Die SPD isthier wahlpoli~
tisch seither wegaus der er»
sten Reihe. Aber sie štand und
steht weiterhin unter dem in-
neren und äußeren Druck,
wann immer nur möglich we-,
nigstens zu einer Macht-Teil-
habe zu kommen. Denn .Fil-
zokratie entwickelt eine „Bee
li_&_ri11ın›2S:Dy.nafnikf_,_„_____;_M8<I1__ ›
meint, bei Strafe völligen Un-
tergangs, nicht mehr auihören
zu dürfen. r Gestern S Vkleideten
das führende SPD-Leute in die
selbstlos klingende Formel:

›

\

4
4

„Wo immer die Chance sich- ._ .. r _ _ _ _ . .-. -_s _ ,_
bietet, wollen wir mitregieren,
um zu verändern.“ _.

1 Das ist blanke Demagogie.
Die SPD hat längst aufgehört,
wirklich etwas zu verändern.
Zumindest' irgend etwas, was
ihr Parteiprogramm eigentlich
von ihr forderte. e

Für Schröder. ^

Dies nun alles wiederum* be;
trifft nicht die Berliner Sozial;
demokratie. Zu der_ gehört
nämlich unter anderem auch,
daß sie einst gegen den soge-
nannten Asylkomproiniß ihrer
Bonner Mutter-Partei `votie_rte.
Und daß sie beider Urwahl
nicht für Rudolf, Scharping als
Kanzlerkandidat, sondern für
Gerhard Schröder ~ plädierte.
Zur Berliner-_ SPD gehört auch,
daß sie im ` Dezember 1994
mehrheitlich, aber eben, längst
nicht ei_nhell_ig_.±§ den ;,A_hgren«i'
zungsbeschlußf' zur PDS faßtei

\

il I.
'I

Debakel lıvom Sonrıtaginoch Rücken, an
Rücken: SPD-Spitzenfrau Ingrid Stahmer und ODU~Spitzenmann
Eberhard Diepgen _ * ~ A -~ _ ND-Foto: Burkhard Lange
i I lv. Uli' . I _` . _“

le - _ _ . _ . i ,
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165 von 235 Delegierten eines
Landesparteitages stimmten
mit Ja. Die gleichen Delegier-
ten waren allerdings an ande-
rer Stelle in jubelnden Beifall
ausgebrochen, als Lea Rush' in
der Debatte die rhetorische
Frage stellte: „Zusammenar-
beit mit der PDS? Na und, ich
kann .mir Schlimmeres vor-
stellen." A '

-ES iS ,BJL 591ch'en -,Kråífien -„ins'ı'›i*›;; §aa__.; g,ssgfe±ss_
lifldtea e1.ätere°.1s1.ise±e~“-ßrälesich zumindest ın Berlın for-
mieren. Nicht zuletztdas PDS-_
Wahlergebnis vom Sonntag
wird dahingehend Druck ma-
chen. Rund 20 000 Wähler hat
die SPD dabei schließlich an
die PDS, genausoviel übrigens
auch an die Grünen verloren. *

Die PDS hat im Ostteil Ber-
lins' einen bravourösen Erfolg
erzielt. Und dies natürlich be-
sonders im Kontrast zur SPD,
deren Platz sie dort nicht nur
schlicht übernommen, son-
dern für sich auch __ gleich
enorm ausgebaut hat. Uber 36
Prozent der Stimmen. Die SPD
lag dort als bisherige Nr.1 bei
32 Prozent. r

-Was die Stimmen für-Ge-
samtberlin angeht, sei jedoch
darauf verwiesen, daß die PDS
zumindest das Ergebnis der
Bundestagswahl von S' 1994
nicht überbot, sondern mit
14,6 Prozent etwa hielt. Die
Grünen haben das ihre übri-
gens vergleichsweise von 10,2
auf 13,3 Prozent ausgebaut.
Und für diese 14,6 .Prozent

reichten der PDS. wegen der
im Vergleich zur Bundestags-
wahl 1994 geringeren Wahl-
beteiligung, 244 000 Stimmen.
Damit____h_aben am Sonntag* in
Berlin absolut ast 45 000 Men-
'scfien _wenı'ger`PD¬S___gewafilt,

s ämTb *0ktbber1994 "`tBT . _ _ _ W . J
~T)ašBetrifft in Relationen na-

türlich auch die anderen Par-
teien. Aber eben auch die PDS,
die gestern in einer Presse-
konferenz u.a. einschätzte:
„PDS und Grüne sind in d_er
Addition erstmals in einem
Bundesland stärker als die
SPD. Damit können sich für die
Zukunft völlig neue politische
Optionen ergeben.“

Vielleicht wäre bei dieser
Einschätzung noch zu berück-
sichtigen, daß sich „neue Op-
tionen“ - siehe etwa Magde-
burg -` , wenn überhaupt, nur
langsam vollziehen. Und viel-

leicht wäre auch noch zu be-
denken, daß diepolitische Lin-
ke vielleicht doch nicht nur aus
PDS und den ,Grünen besteht.

Noch ist die SPD nämlich in
Berlin von insgesamt etwa
400 000 ,Leuten gewählt wor-
deıi. Als strategisches Ziel
scheint es für diese „politische
Linke“ wohl illusorisch, alle
diese Wähler auch noch zu sich
zu ziehen. Strategisch vorstell-
barer da schon eher, die SPD
künftig wieder mehr an diese
„politische Linke“ zu binden.

Die Grünen werden daran
kein gesteigertes gemeinsames
Interesse mit der PDS zeigen.
Bei der PDS wäre es allerdings
denkbar, _ihren realen Zuge-
winn an politischer Stärke in
Berlin auch daran zu messen,
wie sie genau diesen Prozeß
in und mit der SPD künftig be-
fördert.
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Das 8el_>11íSill der Spreemotropole: Eigenheit der Bundeshauptstadt oder Brenn-
glas fur dıe Deutschlandpolıtık? 12 Fragen nach der Berlin-Wahl den Gründen und
den Folgen _
Iní »Leipziger Volkszeitung« vom 24. Oktober 1995

_ __, . _ .

_ 5 ._ Wassindudas für Leute. die PDS
2 _wählen?_; ;_` ' ' '

Forschungsgruppe S Ø Wahlen
Mannheim: Besonders erfolgreich war
die PDS bei den Angestellten ımd Be-
amten im Osten, wo sie 40¬Prozent der
Stimmen erhielt, sowie beider großen
Gruppe der Ko_nfessi_onslosen (43 Pro-
zent). Vor allem beiden unter 25jäh-
rigen sowie bei über 60jährigen hat die
PDS bei den Männern (43 Prozent) viel
besser abgeschnitten als bei denjeweils
gleichalten Frauen (34 bzw. 29 Pro-
zent). _ ,  

infas: Die PDS hat große Teile derjun-
gen Generation für sich gewonnen. Sie
wurde unter den 18- bis 24jährigen mit
39 Prozent bei weitem stärkste Partei.

Michael Th. Greven: Die PDS hat sich
als ostdeutsche Interessenpartei eta-
blíßri- Die Abgrenlulıgspolitik der kon-
servativen Parteien undder SPD treibt
der PDS- immer mehr Wähler zu. Die
PDS versteht es erfolgreich, das Unbe-
hagen aufzugreifen und sich als Reprä-
sentantin des Ostens darzustellen. So
kann jede Art von Unzufriedenheit im
Osten einen einfachenAusdruck finden:
Um die im; Westen zu ärgern,_braucht
man nur PDS zu wählen. Während an-
dere Parteienversuchen, den zweifel-
los im Bewußtsein noch vorhandenen
Ost-West-Gegensatz zu leugnen, kann
ihn _die PDS'gewissermaßen symboli-
sieren. Nur _ein kleiner Teil der PDS-
Wähler fühlt sich dem alten System ver-'
bunden. Viel größer ist der Teil,der aus
den verschiedensten Gründen,'von der
Arbeitslosigkeit bis zur Nichtanerken-
nung der eigenen Identität, die PDS
wählt;_um es den als westlich empfun-
denen Parteien zu zeigen. s . › `

Ø , Warum laufen der SPD so viele
. - . Wähler davon? s _
Michael. Th. ~ Greven: -Gründe sind

zum einen die Bonner. Querelen, zum..-_.
afldßrerlllifë 1í`Iid§.Wßis'e)..derKándif
ı:_late11kür`_bei.`,deÄ1'f .$ED;g Sowohl Parteif
chefRudolfScharpiiıg als auch die Ber-
liner Spitzenkandidatin Ingrid Stahmer
sind aus einer iımerparteílichen Wahl
hervorgegangenlp Diese.. funktioniert
aber nach einer' anderen Logik als dieallgemeine wahl. mgı-1d_sıehmer. die sr-
cherlich' ~ innerhalb ÄP der (_ SPD,-Mitglied
schaftf gegenf Walter » Momper _ michi
überraschend gewónnen _hat -_wegen
ihrer sympathischen Fälıigkeitlzu inte-_
grieren und auszugleichen. zwischen

den Flügeln. Das aber ist nicht dassel-
be, was im Landtagswahlkampf eine
Rolle spielt. Das gleiche trifft aufSchar-
ping zu., Er ist in den Augen' _de_r_,allge-
meinen Wählerschaft kein geeigneter
Kanzlerkandidat. Gefragt sind hier
mehr starke Fjihrungsfigııren.  ` ~  

Das zweite Trauma der SPD ist ihre
Aufspaltung in zwei große Flügel, einen
linken und einen rechten.  _

Wie geht es weiter mit dem Se-
nat? . ' _ r  

' Reinhard Zweigler, Berliner Korre-
spondent unserer Zeitung: Nach der
verheerendenwahlschlappe der SPD
tmd einem „blauen Auge“ dieCDU
wird Berlin ñicht ohne weiteres zur._Ta-
gesordnung übergehen können. Es ste-
hen schwierige undlangwierige Koali-
tionsverhandlungen ins Haus. Dabei
überraschten *~ gestern SPD-Politiker,
wie der_ Paiteilinke und Kreuzberger
Bürgermeister Peter ,Strieder mit der*
Botschaft, in der SPD gebe es keine
Mehrheit eine Fortsetzung der Gro-
ßen Koalition. Der Wahlsieg der Union
könnte ein Pyrrhussieg gewesen sein,
denn die SPD ist derart verunsichert
und auch sauer über den diffamieren-
den Wahlkampfder CDU, daß ein neuer
Diepgen-Stahmer-Senat ernsthaft ge-
fährdet scheint. Aber natürlich ist sich
die SPD darüber im klaren, daß ein rot-
grünes Bündnis unter Duldung der PDS
erst recht nicht zumachen ist; Das Pro-
blem der SPD. die-_iniB_eIílín kontinuier-_
lich in der Wählergunst abbaute, lähmt
den Senat und strahlt auch auf die mit-
regierende CDU aus. _Wahrsche_inlich
wird erst ein außerordentlicher SPD-
Landesparteitag am 7. November dar-
iiber befinden, ob die Partei ins Rote
Rathaus zurückkehren wird.  __ _ _ * _
° Geht die SPD über kurz oder

_lang doeh auf die PDS zu?
Dieter: Wonka, Bonner. Korrespon-

dent unserer Zeitung: Im Vergleich zur
mitglieder- und _wähl_e_rstarken PDS ist
die Ost.-SPD nicht viel mehr als eine
Splitterhewegung. Für eine Volkspartei
wie die ~Soz_ia.ldemokraten kann das
»kein Dauerzustand sein. Da' auf abseh-
bare. Zeit nicht zu erkennen ist, ,wie die
SPD den politisçheiı Durchbruch in den
neuenländern schaffen kann (vor al-
lem auch; mit wein? - etwa mit „cha-
rismatischen“„Figııren wie Karl-Heinz
Kunckel oder Gerd ~Schuchardt?), wird

- ^ ¬ _-_ _- - _ -.:.-,'.;_-
\ - ' _ - , _\ - ¬ I '_› .ml-ii
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Freut sich über den Wahlsiegfder
CDU: Eberhard Diepgen. Foto: AP

ihr nichts anderes übrig bleiben, als aus
der Ecke der PDS-Beschimpfer heraus-
zukommen. Zumal das nach dem Ex-
periment gvon Sachsen-Anhalt sowieso
nicht sehr. überzeugend ist. Die Kon-
kurrenz nach links hin (Bündnisgrüne

PDS) ist für die,SPD zu stark, als
daß sie gegen sie einemehrheitsiähige
Ausgangsposition erreichen kann.
Noch ist es Zeit, daß in der Parteispitze
dazu vorbereitend geplant und disku-
tiert werden karm. Andernfalls wird es
in Kürze vor Ort „losgehen“, dann aber
ganziohneßonner Einfluß; .

*
6 _-Regiert eine PDS-Bii1*germei-

_ ` sterin das Regierungsvieürtel?
8 Reinhard Zweiglerz Spannend wird
die Besetzüngder elf Ost-Berliner Be-
zirksämter'“allenial._~ S In. netm Bezirks-
versanımlüngen wurde die PDSjstärk-
ste- Fraktion. In"Bei'_lin'-Mitte, wo' sich
neben Tiergarten große Teile deskünf-
tigen Regienmgsyiertels befi1_1den,f er-
reichtendie Links.S,ozialisten.19f_v_on,45
Sitzen. Und1`die bisherige* Fraktionsche-
fin Sylvia"Jastrzemski_, die über.{l0_ Pro-
zent Wählerstimmen einfuhr, ist dıuch-
aus gewillt; neue -Bürgermeisterin im
Herzen der Hauptstadt zu iwerde_rr.<Sie

l - ` . ' ` \' fl I (

.-- . ' -" . ' _-H« *' .':.`-'-. .
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48 so 54 sees er 71 75 79- 81 ss' es so .sst '
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möchte den bisherigen Amtsinhaber
von der SPD ablösen. Und laut Berliner
Wahlarithmetik stehen der PDShier oh-
nßhin'dr<==i von fünfSf&¶1trätßIi 211.- Qbel-
lerdings_ der Durchmiarschtaufdenßiir-
germeistersessel gelingt, hängt von der
Einigkeit bzw. Uneinigkeit der anderen
Parteien, CDU, SPD und_ Grüne, ab.
Wenn nur vier Nicht-PDS-Abgeordnete
ausscheren, hätte der Kanzler eine tief-
rote Biirgerıneisterin - wenn auch nur
mit bescheidenen Kompetenzen,-,was
die Hauptstadt-Planung betrifft - s__vor
der Haustür. Bis Dezember muß die Am-
terbesetzung entschieden sein. _., _ g „ _ *

tBleibt Rexrodt das einzige Op-'-L
¬`er?_` _' `

Dieter Wonka: Außer“ rnit Günter
Rexrodtg (als FDJP-Landesvorsitzender)
wird vermutlich niemand ein personel-
les_ Opferi-fans. der Berlin-Wahl erbrin-
gen; Die S_PD-Spitzenkandidatin Ingrid
Stalırnerf machte zwar einen denkbar

< - ,

_ ' «_ ¬ ff_ _ _ .¬ . . . -_ ,

uıiprotvfessionellenl Wahlkarnpf,"~_'„ 1
aber trotz eines Minü$.voní'6',8 Prozent
nicl1_tfansAut`hören. Iní Gegenteil. Wie
ihr s-Vorsitzender Scharping' schei11t'Les
bei Sozialdemokraten momentan so zu
sein, je größer die Niederlage, umso he-
harrlicherbleibt man imAmt. Das hat
'auch bereits diesächsische SPD nach
der letzten Landtagswahl vorexerziert.
Grüne. PDS_und CDU haben, ausunterf
schiedliche`niGründen S keine Veranlas-

' _ . . . ' ¬ . _ _..Ä, ....._-.-_. _›___ ,_ ',____\ ___; › _›_„__ _._____ ____ _ ,_____, __ ._1._ _ ___ „__. . ._ ..._ .___

sung zu personeller Neuorientierung.
fluch ohne das FDP-Aınt wird der Libe-
rale Reiirodt aber wohlwirtschaftsmi-
`nišltëi`ini Bonn bleiben' dürfen. Zwar ist
er šššt iÄS`fi_i1I111==`l8 P01i'1_i$f?1í 50011 Sß11P›Vi_ß1
.wen`íglèrwert, aber wenn er ginge. kä-
me die ganze FDP-Mannschaft an Kohls
Seite (z.B. Aııßenminister Kinkel) ins
Rutschen. Und das wollen weder. Kohl,
noch FDP-Chef Gerhardt.-'  *__

. ~ . _.. „

0 Hat die FDP noch eine 'Luktmıtr
._ f Michael Th. Greven: Das sich

abzeichnende Verschwinden der FDP
gehört zu den dramatischen Verände-
rungen der Parteienlandschaft. Der Li-
beralismus hat sich in Deutsgclgland zu
Tode geisiegtg- Einfach dadu_rC_h. daß er
heute in allen demokratischen Parteien
verankert ist. Der Wirtschaftsliberalisl-
mus istbei der.Union_. und im Grunde
auch schonbei der SPD gut aufgehoben.
Niegınagnd kann-jedoch' voraussagen. ob
die EDP es nicht" doch noch einmal- in
den Bundestag schafft. Allerdings ist sie
jetztf _ schon „eine eigenartige Partei,
praktisch ohne' Ve_ra_nkerungf_in den
Ländern. S “TT * P - .

_ __ .

6 Was stört die Nichtwähler an
_ - 'derPolitik? S `

ff J Micha.el;± Th. Greven: .Esif_ gibt. kein
nachlas_sfe_11desg P' Po1i_tikinteresse,f P son-
tdeirníf'feitišššišdfåiflkende- lntegrationskraft
desf' Par_te`i`ensystemsg.'i _Un`tersuchungen
zeieg'_en,f'dlaßg gera4e..†èin.-àgroßer Teil der
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"if" “ .iz¬ièÜkal13.fida_tQh.;_??-f ` _F0rSßh1H1sS§fí1p'Pe'i.Wflh1e11-_ Mamı-

heiiíiid Dieg-`Z_ui`1`*iedle„'f1`_fiheit ır1itiitlei§_Arbeit
der.. Berlin_er..i CD[j§åınd .ihres 'Spitzen-
k`asdid_àte1_.E_bef_1i.'a›rd_.Dr-=pgeè;na ge-
rade gegenüber der ÄSPD vergleichs-
weise' groß. So plädierten 50 Prozent
aller Berlinerfür Diepgen als Begie-
renden Bürgermeister, nur 32 Prozent
sprachen sich für ingrid Stahmer
aus. Diepgen besitzt bei den wichtig-
sten politischen Eigenschaften einen
klaren Vorsprung vor Stahmer. Auch
bei den Kompetenzen zur Lösung der
wichtigsten Probleme in Berlin ver-
fügt die CDU zumeist über einen Vor-
sprung vor der SPD. Besonders deutlich
fällt dieser bei der Wirtschaftskompe-
tenz aus: 50 Prozent trauen eherlder
CDU. nur 15 Prozent eherder SPD zu,
die Wirtschaftslage in Berlin zu verbes-
sern.  _ - _ _

® f und Kohl ur'ıdScharping? "
Dieter Wonka: ln Berlin trafen

mit Helmut Kohl und Rudolf Scharping
der Plus- und der Minus-Mann der deut-
schen Politik aufeinander. So schlecht
wieScharpingwurde noch nie ein Kanz-
lerkandidat öffentlich bewerten Das
war nıitverantvvortlich für das schlech-
teste SPD-Nachkriegsergebnis. Wäh-
rend Helmut Kohl in den zurückliegen-
den Berlineriwahlen sich eher_ als Be-
lastung für dieCDU erwies, war er dies-
mal das Zugpferd. Die eher blasse
Berliner CDU mi Eberhard Diepgen an
der Spitze koımte die fehlende eigene
Attraktivität durch vieliältigeng Kohl-
Einsatz halbwegs erfolgreich _ über-
decken. ~ _ e_

0 Welche Auswirkungen hat Ber-
lin auf Bonn? P

Dieter Wonka: Interessant wird sein,
wann die Bündnisgrünen (vielleicht
durch ein weiteres „Wende-Papier“ ih-
res Vordenkers Joschka Fischer?) doch
noch Bewegung in der Koalitionsfrage
signalisieren. Ständig gewinnt' die Par-
tei, aber meist nur das, was die SPD ver-
liert. Weil Eins minus Eins nach Adam
Riese' Nulltlergibt, das rot-`g_rü`ne Lager
in etwa gleich stark bleibt. müssen sich

Siièktiifin a11ftàuêHé“ñ3í`" `- ,g *1ı_°r<'.'›'--fi“ iii" -1-(.3 ı'<' _» _-' ' 3.1 '* «._._Unc1l±*=*_1_11tf=r;-:>fi1_ı!_i_ßn__ dıe. alteßtßfl Efl1tfi1ı±_.†l

- 4

zeníéí iumf _ Resiete'n~f. i2n$amm_ßn2fl¬
* hringefn. Selbst dann nicht, wie in letz-

ter_, Ze_it,»'†wenn die Liberalen _ von der
~ Unionggehätstiıhelt mid; geschont wer-

de`n;-_ Gut mög 'ch; daß sich das politi-
schef Koalitionsklima .wieder verschär-

fenwird.il _ v

V ¬~ `_ _« q ¬ «_ ['<|. __ _ _ _ , _ __ , .r

Bundnls 90! Grufıe

voreufigès Ergebnis

CDU 37 Hääf

ám f __ I _ j ~ ._;:.,_ _±_.__fM _-.i
ml” r _ '-.~ :_¬§\!ı › ıı. â
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Pfiiiß rf-

@  Kann es überhaupt auf absen-
„ _ bare Zeit zu einem rot-grünen

Bündnis kommen? _ `
1 *Dieter Wonka:. Eine Koalition zwi-
schen SPD und_ Bündnisgrünen auf
Bundesebene' kann es unter drei
Voraussetzungen geben: Erstens: Die
SPD~`›-führt' offensiv einen solchen
Koalitionswahlkampf, bietet dad1n'ch
unentschlossenen Wählern ein Pro-
fjekt-Angebot. Zweitens: Die FDP fällt
tatsächlich als Partner für die Union '
mangels 'Masse auf Bundesgebiet aus.
Dri_tt_ensg: Die SPD kornınt mit der PDS in
den neuen' Ländern aufdieeine oder
andere 1 Weise ins. _ Reine ' (entweder
radikale -Ausgrenzungoder erdrücken-„
de Umarmung). Darm gäbe es auch
gegen eine weiterhinvon Kohl geführte
Union «mittelfristig eine Melırheit-
schance. Ganz. anders sieht die Sache
aus, wenn der amtierende Bun-
deskanzler sich auf das politische
Altenteil A zurückzieht. Dann- werden
viele Karten neu gemischt, der Kanz-
ler-Bon_u's fällt weg, Und sollte die SPD
nicht immer auf -ihrem Ansehens-Tief-
punkt_verharren, wie momentan, dann
kann esrot-grün schaffen. Und ver-
mutlich»-würdefnp nicht einmal die
Lichter in Deutschland ausgehen und
die Industrie würde ihren Rückzug aus
Deutschland auch nicht sehr beschleu-
nıgen._±=- P S  v
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Dokument 3 5
Elmar Pieroth: PDS-Anhänger heute, CDU-Wähler morgen. Die Union muß auf die
Menschen, die fiír die SED-Nachfolger stimmen, versöhnend zugehen
In: ››Tagesspiege1«vom 20. Oktober 1995

:_

ı.

Der Erfolg der PDS bei der Berliner Wahl
wirft erneut die Frage aufi wie die anderen
Parteien mit ihr umgehen sollen: Ausgren-
zen? Bekämpfen? Kooperieren? Gastauta-
ren debattieren im Tagesspiegel.

Das Wahlergebnis zeigt eine klare Polari-
sierung zwischen CDU und PDS. Die

CDU ist die stärkste politische Kraft in ganz
Berlin, die zweitstärkste in den östlichen Be-
zirken. Damit ist sie dort der einzige echte
Herausforderer der PDS. Wir müssen uns

äô wsfiμ vw

ut \ ~.§`
1 Ä \›. ~›-'fc ~̀
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deshalb hart mit der PDS auseinandersetzen
und ihre gefährliche Ideologie des Sozialis-
mus enttarnen und offenlegen. Diese Ideolo-
gie, die die PDS hinter dem dünnen Schleier
vermeintlicher Bürgernähe versteckt hält,
gilt es zu bekämpfen. Die PDS lebt bis heute
von der Spaltung, etwa. wenn sie dazu auf-
fotdert, den Bundeskanzler der Deutschen
Einheit. Helmut Kohl, in Berlin mit einer
starken PDS zu empfangen. Das bedeutet
nicht, über die vergangenen Fehler der SED
zu streiten, sondern sich mit der PDS von
heute auseinanderzusetzen. Denn diese PDS
lebt für die gleiche Ideologie - eine Ideolo-
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gie, die, au'ch als „demokratischer Sozialis-
mus" getarnt. immer wieder das gleiche be-
wirken wird: Mehr Staat, mehr Bevormun-
dung und am Ende ein wirtschaftliches und
moralisches Desaster, wie es die SED für die
DDR verursacht hat.

Etwas ganz anderes sind die PDS-Wähler. *
Das sind nicht unsere Gegner. sondern viel-
fach _ CDU-Wähler von morgen. Sie denken
häufig sehr bürgerlich und konservativ, wol-
len Stabilität, Sicherheit und Ordnung - Din- l
ge, die nur die CDU tatsächlich bieten kann. *
Indem wir mit der PDS kämpfen und strei- l
ten, müssen wir zugleich die Menschen, die

_»
- ' " -1 1 ~. _- › -

Wähler durch Versöhnen gewinnen. In einer
Umfrage vom Ende letzten jahres erklärten _
63 Prozent der PDS-Wähler, sie könnten sich _
vorstellen, auch eine andere Partei zu wäh- l
len. Dieses Wählerpotential von über _
200 000 Menschen darf auf keinen Fall auf- ;í
gegeben werden. Denn es sind nicht nur _
alte, frühere Kader, die schon immer SED,
jetzt PDS gewählt haben. Sondern zuneh- A
mend auch junge Menschen, mit denen wir 5
über unsere Werte sprechen und ihre Her-
zen gewinnen müssen. Denn nur so errei-
chen wir. daß Gysis vier direkte Bundestags- l
mandate in Berlin nicht gesichert bleiben.

±eı__:f†-_ - - __-~ *¬ @f:±_fi.=:.=__~<f:_=_2::;.:- .- - - ' ' ' " ' - -:==--s;.--- - - ~ ' .rr ' 1- ~ ..;- i -'f ' ° _, -¬~f_;“;;=;<-_¬'=.*=;;3›Ir-=:°s:=_;.. -_ " ,_ _*;;a=-;-; - 1 -= 1 '_0.:::r. - -_ = ii". _- 2.1.- z=z=.“.í¬;~. _. '=';:- ' „§2 -' ra - '_ '. *nr `fa=-__'ft?'=:2=l:.†±et_›±i1š.±=;=='.ë'=-rie-=rrê=:ëe=§-:E1 ›*§-'~=š~%i=íš`-__..<~ 1,
;;;.*-:g-_-=„_§';_:§:5?__~š;I§g.;<:_=_;.'f*_*` __ 3'“ 'F __1~_1~¬;;.1~§§:_ı.±'::_g.-__- . _ -. - _. μıiggf, -- _ - ”F1§:>.š.L:_-=- _ .5;f.-:- :I-I ' '-11' =j -:j_:=I .-ıf. ı __0if§;$;>.;.'>';'.*jj`;S,2§-,_,'>f.f-{ 5 *§5§55S5-51;;-§51_fi;:§§š§I<i.=<'?“4-__t§§:;Es;;š:§§1`í'¬§i:-2.;-3;-'E}.-;¶§§jT.;fi,¶í?!}_1_.¦;;§gj_-_
'- -:-_ _ _

'-' "" -'ørlrsgijıtm'-iıı;<\I-°~1_.-._;`„:-; :-;:'4;-1-:_-:.-:-_;-1-1-;¬; .-:›..- :-§2-:›ı`›\'-ler'-2--'a-1-i'~~w -'L šåzífl *JL-1 -_-_-_-IIS-= 'l-¬---w'-- '-¬- -:-<--.I;:-;-:-1.; -2ı:-:-.;›:¬:-.-..:.;:-i›-if:--4.-;<-:vs-<--uıkáeí-.ni-'-J;-;-»§5-;-.;-_-14-aa-:-:-.-L-51-4--;;;2,.-;-;.-;-;¬:;\:;'ç-:...¬..»„:.-_~ ¬-;-__s;-_-_„.;_g-_ -'_- _;-;,¦-;-¦-rf-_-_-1-: -;:;_-;;;-:-¦,---;_-;-¬ .;.;;.;__ .-_.¦.;___„,!.;;._.;._„,;.;.p`.;1.;.-.._._¬_..=¦-¦- _ .;;-__ ;-_-1_;-sg->_._.;_.„;._-_._.;.;.;_;;;;„;<._;..¦.°4,;-;~_.~;-1-;-;5„;~;-<1;-y:.;.;-;.'f'$.f.;<,„;1„ç"$.i;-:<~:-;-:>.››!;›;K:~_-.;.21.-.-1-:r-.~.«_-'¦.-:ef:-:Äë;¬,-_§;¦;<¬¦'-¦-:1-_,..'-_-'f-;-:\;-!_:-:-;$››:-;;ı-r-.›.;..--'_-r.--›-~›š~§l-'~›-Y -¬-. .- ¬¬.~¬-.-f›~>-›:f--.~-.--f--
1

Zweite~Kraft im Osten zu werden, ist für
die Berliner CDU erst der Anfang. Mit mei-
nem Wahlergebnis bin ich überhaupt nicht
zufrieden, auch wenn ich mit 4,6 Prozent die
höchste Erst/Zweitstimmendifferenz der
CDU-Direktkandidaten erreicht habe. Aber
es ist ein erster Schritt, der gezeigt hat. daß
es möglich ist, etwas gegen die PDS-Mehr-
heiten in den östlichen Bezirken zu errei-
chen - in der direkten Konfrontation vor Ort.
Dort, wo die PDS bisher glaubte, ein „Heim-
spiel“ zu haben. im Kiez, werden wir durch
Präsenz vor Ort, kontinuierliche Basisarbeit
und den Einsatz unserer Kompetenz die
Menschen für uns gewinnen. Die CDU wird
dafür noch stärker als bisher als Kiezpaıtei
arbeiten müssen. Aber wenn wir die 14,6
Prozent der PDS nicht hinnehmen wollen, ist
das der einzig mögliche Weg.

Wir müssen auf die Menschen zugehen,
mit ihnen reden und ihnen darnit zeigen.
daß die PDS sie täuscht: Daß „Wessis“ gar
nicht feindlich sind. Und, daß Wessis zuhö-
ren und die Gedanken und Gefühle der Ost-
berliner erkennen und respektieren. Und
dann werden wir „Wessis“ erkennen, daß
viele PDS-Wähler gar keine Kommunisten
sind, so gerne die PDS das auch hätte. * _

Dafür müssen wir viele ganz persönliche
Gespräche mit den Menschen in den östli-
chen Bezirken führen. Nicht im Wahlkampf
sondern ständig und in privater Atmosphä-
re, im Wohnzimmer. Viele solcher Gesprä-
che haben schon begonnen. Und sie haben
den Menschen - Ost wie West - viel ge-
bracht. ln viereinhalb Monaten Kiezarbeit
und Gesprächen vor Ort habe ich vierein-
halb Prozent Erststimmenvorsprung er-
reicht. Wenn wir die nächsten vier Jahre
konsequent nutzen, könnenwir die Men-
schen im Osten gewinnen und damit zu-`
künftig die PDS-Mehrheiten verhindern.

Der Autor, Senator für Finanzen in Berlin,
hat für die CDU in Hellersdorf kandidiert
und ist der PDS-Kandidatin unterlegen.
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ln: »Leipziger Volkszeitung« vom 4./5. November 1995

Sprecher Weichert: ATol_erier„ungdurch PDS denkbar
»Die Biindnisgrünen sind. raus aus der Stadtregierımg ihre  Fundamen-
g”gågå15å3Q.11 ıhffeñ da~1'3ı«ıll1.jSChlfld, daß man nicht mit_ ihnen zusannnenar-
tion für Roåe. üllllš _ eâ z _ etzt mehrfagh ınder SRD-Spıtze. Ist damit die Op-
te dans r dm eıp_zıg verspıelt. L_VZ__-Bed_akteur.Thoı_r_ıas Müller frag-

. . P GC 012 GS Kreısverhands von Bımdms 90/Dıe Grunen, Michael J.Weichert. _ s '
* Frage: Ihre Kan-
didatin _Marion

Schale hat vor ei-
nem. Jahr die ,Wahl
zum Beigeordneten
für Umwelt und
OrdnunggegenHol-
lger- Tschense von
der SPD verloren.
Danach erklärte Ih-
re Fraktion, *nun-
mehr in die Ooposi-
tion zu gehen. Füh;
len Sie sich-noch
wohl- in dieser Rol-'
le? » S

Michael J. Wei-
chert:. Wir haben
zur Kommunal-
wahl 14 Prozent der
Stimmen gehabt
und dann gefor-
dert; daß wir auch
in der Rathausspit-
ze vertreten -sein
wollen. Die Forde-
rung war legitim. Nachdem die Bei-

4 .

.

Sprecher Míchael,J. Weichert, 42jâh-
rıger Gastwirt, sitzt für die Grünen im
Sfëdtrat. Foto: Uwe Pullwitt

-geordnetenwahl verloren war, haben  
wir gesagt: W11' *mussen jetzt nicht
mehr alle Entscheidımgen mittragen.
_So nett haben Sie es nicht formu-

liert. Sze haben sich zur Opposition er-
klart. Leute aus' der SPD-Fraktions-
ispıtze sagen. Sie würden jetzt von
vornherein alles ablehnen, was aus
der SPD und aus der Verwaltung
kommt. - i í "

Das stirı1m_tni_cht. Das ist auch nicht
unser Opposıtıonsstil. Wir haben auch _
seither mindestens der Hälfte aller
Vorlagen aus der_ Verwaltung zuge-
stimmt. Aber wir schauen auch genau
11111, Ob dıe Vorschlags unseren politi-
schen Auffassungen entsprechen.

:L Oft macht`_der Ton die Musik. War-
um gehen. Sie verbal teils derart zur
Sa_che?.- ` j .
ft Man muß dochProfil zeigen. Das ist
genau das, was die SPD nicht tut. Und
in dergroßenj Koalition, die sie jetzt
praktisch mit der CDU eingegangen
ist, ist sie nicht wahrnehmbar. Das ist'
ihr Problem. ~'

_. I fl"

r Bleibtliot-griin dennoch eine Option
fiir Leipzig? _

Auf jeden Fall. Hier haben zuletzt
60 Prozent der Leutelinks von der
CDU« gewählt. Das spricht doch für
Rot-grün.  _ a __ ~  

Derzeit ginge das nur bei Tolerie-
rung durch die PDS. Die SPD~lehnt
dieses Modell strikt ab. Sie wohl
nicht? . j _  

Ich. kann mitden PDS-Leuten im
Stadtrat gut zusammenarbeiten. Sie
sind teils sehr engagiert. Ich per-

sönlich nalte es für
vorstellbar, in Leip-
zig: eine r rot-grüne
Stadtregierung mit
Tolerierung durch
die PDS"zu haben.

Ist ` das - Mehr-
heitsmeinung in-
nerhalb IhrerPar-
tei? ' 9

Es gibt auch an-
dere Auffassungen.
Aber; meine Posië
tion ist: Ich möchte
nicht hurt bündnis-
grüne Politik for-
mulieren. S ich
möchte sie auch
umsetzen. Da muß
ich sehen, wie das
zu machen ist. Und
wenn die PDS si-
gnalisiert, daß sie
Rot- tolerieren
würde, nehme ich
das dankbar an. Ich

denke, aufkommunaler Ebene ist die-
se Position mehrheitsfähig._ r

Ernsthafi stellt sich die Frage ja
wohl ohnehin erst nach der nächsten
Kommunalwahl, also 1999. Könnte es
dann aus Ihrer Sicht sogar eine Koa-
lition mit der PDS geben? g . "A

`Es ist zu früh; daszu sagen. Die PDS
müßte sich dafür. aufjeden Fall noch
stark verändern. Sie müßte sich von
der_SED lossagen und von einigen
Utopien.

Zurück zu Rot-gríin: Die Fronten
sind derzeit verhärtet. Bei der SPD
heißt es, Sie wı'irdenGesprächsan-
gebote nicht annehmen; Warum
nicht? ~

Das ist doch gar- nicht wahr. Viel-
leicht sind zur Fraktionsspitze g der
SPD die Fronten verhärtet. Die hat
sich offenbar auch ein 'Stück von der
SPD-Basis entfernt. Mit anderen
Leuten aus der SPD reden wir „durch-
E1115.

_ _ 4

Glauben, Sie, daß daraus ein- Wahl-.
biindnis werden kann?¬ 9' *if_`* * 1“

s Das wissen wir erst ein,'zwei Jah-
ren. Aber dann müssen wir es wissen.
Denn die ,Frage ist doch: Was passiert
am Tag nach Lehmann-Grube? Dann
brauchen wir möglichst einen„i(an_di-

9 daten für. das;Amt des_0berb_ürger-
meisteirs, dervon SPD, PDS und uns
unterstützt Wird.

' iKann das Bürgermeister Wolfgang
F Tiefensee sein, der gerade verkündet
fl_i§ıt; g er tretejetzt indie SPD ein? . '

Er kann es sein. Aber da möchte ich
9 michüberhaupt noch nicht festlegen.
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Dokument 37
Angstgegner PDS? Fragen an Heiko Mau, Berliner Juso
ln: »Neues Deutschland« vom 4./5 . November 1995

Ø iverse CDU- und SPD-
])Po1itiker meinen, der

7 _Wählerwille verlange
wieder: eine Große Koalition.
Wie deuten Sie ihn? r

Da gibt es nicht viel zu deu-
ten. Die Große Koalition ist aus
meinen Sicht abgewählt wor-
den. Die 410 000 Stimmen, die
sie verloren hat, sprechen eine
klare Sprache. I ' _
In der Ost-SPD spricht seit
einiger Zeit' alles von der PDS,
aber kaum einer- will etwas
nıit ihr zu tun haben. Ist die
PDS ein Angstgegner? . R

Der Fehler der letzten Jahre
war, daß man die PDS entwe-
der als - Gespenst dargestellt
oder quasi als Tabu angesehen
hat. Die Parole lautete: Die PDS
wird es in" einigen Jahren nicht
mehr geben. Aber von Wahl
zu Wahl, zuletzt in Berlin,
stand man dann fassungslos
vor ihren Ergebnissen. ~
Wie sollte die SPD„mit'der
PDS umgehen?

Man muß ausloten, wo ge-
meinsame Inhalte und Politi-
kansätzeg sind. t Aber ich be-
fürchte, daß die SPD das erst
dann versucht, wenn es macht-
politisch nicht mehr zu umge-
hen ist. Genau dem muß vor-

. . '
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«Fragen an HEIKO MAU, Berliner Juso '

HEIKO MAU
(28), Stu-
dent, war
1990/91
Vorsitzender
der; Berliner
Jusos. Er
unterzelch-
nete eine Er-'
klärung, in

der sich junge SPD-, Bünd-
nis 90/Grüne- fund~PDS-Mlt-
glieder gegen eine Große
Koali_tı'on in Berlin wenden.

gebeugt werden. Wir müssen
uns 'inhaltlich  auseinanderset-
zen und überprüfen, inwieweit
die These der SPD-Führung
stimmt, die PDS habe nur Po-

.. .__

Ü pulismus zu bieten, und ob
P-Projekte gemeinsam mit der

PDS möglich sind.
Sie halten das für möglich?

Dazugibt es keine Alternati-
ve, gerade in Berlin, wenn die
SPD sich nicht für immer auf
die, 'große Koalition festlegen
und damit ihre Identität ver-
lieren will. "
Meinen_Sie, daß in der SPD
befürchtet wird. sich bei ei-
ner g solchen Kooperation
selbst zu verändern? . -

' Sie wird sich neu orientieren
und ein sozialdemokratisches
Projekt formulieren müssen.
Dazu gehörte die Bindung 'der
Kräfte links von der CDU.

' › ›

Linke Sozialdemokraten in
Mecklenburg-Vorpommern`
schreiben dem Magdeburger
Modell eine Pilotfunktion für
Ostdeutschland zu.

.Was in Magdeburg passiert,
gehört zu den wenigen Licht-
blicken sozialdemokratischer
Politik in den letzten Jahren.
Das Magdeburger Modell ist ja
erfolgreich, anders als die Her-

.ı

angehensweise der Berliner
SPD. Insofern hat es tatsäch-
lich Zukunftschancen. _ ._ _. ,...'_„ _-.._» ,

- I: - .' 2 '

Viele SPD-Politiker sagen.
Berlin sei ein solches Modell
nicht zuzumuteıı. weil hier
die Mauer stand. Ä. „fı [ D

_ ı ~ . '
' ı ı - I

«Das ist im Grunde die kon-
sequente Fortsetzung der CDU-
Kampagne. Wenn man die PDS
als kommunistisch , an die
Wand malt. danñ ist es schwie-
rig klarzumachen, daß die PDS
inzwischen eine normale Par-
tei mit einer bestimmten Wäh-
lerschaft ist. In der Hinsicht ist
Richard von Weizsäcker deut-
lich weiter als viele Berliner
Sozialdemokraten.  ~
Was wünschen Sie sich vom
SPD-Landesparteitag?

g .

Er sollte sich gegen eine
Große Koalition entscheiden;
Die Opposition könnte nach
diesem Desastergeine Chance
sein, wenn die SPD lernt, Part-
ner für ein linkes-Projektzu
suchen; Ich glaube, die CDU
benutzt ihre Ablehnung einer
Minderheitsregierung " als
Druckmittel, das einigen in der
SPD ganz gelegen kommt.
1-ir'age;±.- WOLFGANG HÜBNER

' › Foto: Robert Grahn



Dokument 38
Peter Richter: Berliner Menetekel fördert Umdenken. Von unten wachst langsam
Dialog SPD-PDS

Dokumente

_ In: »Neues Deutschland« vom 6. November 1995

Von PETER RICHTER
.,Einen_Wolt` inOmas Kleidern“
hat CDU-Generalsekretär Peter
Hintze kürzlich.“ die PDS ge-
nannt, mid-fpwollte damit wohl
die SPD vor jedvvedem<Dialog
mit letzterer warnen. Doch vie-
le Sozialdemokraten im Osten
sehen die Risiken inzwischen

` ' -- ' Ä .ıım b on ' IT ' , _äiä.-Yååšßâiäå iii 33%
.dieser ¬.wie in Berlin .- Wähler
zutreibt undsie vforallemsdes-
halb Gefahr laufen, zur unbe-
deutenden Größe im politi-
schen Kräftespiel zu werden.  

1 Daher werden in den östli-
chen SPD-Landesverbänden
Stimmen vernehmlicher, die
nach einemneuenflerangehen
an das.Phänom'en PDS rufen.
Nach Sachsen-Anhalt, wo das
Problem bereits vor mehr als
einem Jahr mit der PDS-tole-
rierten rot-grünen Minder-
heitsregierung pragmatisch
angegangenworden war, und
neben der gegenwärtigen De-
batte in Berlin sind es vor allem
die Sozialdemokraten in Meck-
lenburg-Vorpommern „ und
Thüringen, die ~ nichtig ohne
Grund argwöhnen, daß ihre
Partei in der großen Koalition
an Identität einbüßt. * P

Zwei Papiere
aus dem Norden
Zwei Papiere aus Mecklen-
burg--Vorpommern formulie-
ren das ` ungeschminkt.
„Zweckbündnisse mit konser-
vativen Parteien verschleppen
die Probleme und leisten einer
weiteren, zwar sozialpolitisch-
leicht korrigierten, aggressiven
Wachstumspolitik Vorschub“,
stellen Sozialdemokraten im
Warener Kreis, der sich als
nordostdeutscher Ableger des
linken Frankfurter Kreises in
der _SPD± _versteht, 'in _einem
Thesenentwurf fest und ziehen
die Schlußfolgerung:_ „Koalitio-
nen mit der CDU und FDP leh-
nenwir grundsätzlich ab.“ P __

1

E

Nicht sehr weit davon ent-
fernt ist Siegfried, Friese, frii-
her Vorsitzender des Landes-
parteirats und jetztinnenpoli-
tischer ~ Sprecher der SPD-.
Landtagsfraktiong wenn , er
schreibt: „Koalitionen mit kon-
servativen Parteien- bringen
uns unseren r Zielen nicht nä-
her. Zukunft hat nur ein rot-
griines Reformbündnis.“ Und
er geht noch einen Schritt wei-
ter: „Das Magdeburger Modell
ist eine denkbare Alternative,
um einen Regierungswechsel
zustande zu bringenf' ~

. Im Schweriner -Landesvor-
stand der SPD wiegelt man ein
wenig ab. „Diese Papiere ste-
hen keinesfalls im Zentrum der `
innerparteilichen Diskussion",
sagt .Volker Jennejahn, stell-in
vertretender Landesgeschäfts-
fiihrer, räumt aber ein. daß die
Stimmung an der Basis „etwas
gereizt“ ist. Komme es bei den
derzeit 'strittigen Fragen in _der
Koalition - Schulgesetz. Gleich-
stellungsgesetz, Verzicht“ auf
Einsparungen beim" 2. Ar-
beitsmarkt und der Wirt-
schaftsförderung - nicht zu eı-
nem  Konsens mit._`d§1;__l_,l._l?-.i.C.l.11›_.
fIlš3iíííie*`eS Sehr @H§i.`W@?d'%?l

'difé “ Basis sich; ei en ande-
r`enStandpunkt bilden, als sıe
bisher  mehrheitlich emge-
nommen hat“.

Die SPD versteht sich zwar
als „kritischer Koalitionspart-
ner“, 'will aber an ihrer Treue
zum Bündnispartner CDU der-
zeit keinen Zweifel lassen.
Gleichzeitig bremst sie Kon-
takte auf_ unterer Ebene zur
PDS kaum ab. Die Opposi-
tionspartei stellt zunehmende
Bereitschaft in den l_Jnte_rbe-
zirken fest, sich'mit ıhr uber
die normale Absprache m den
Kommunalparlamenten . h_ın-
aus zu beraten. So gibt es eme
rege Diskussion zur Schulpolí-~ 
tik ~ in Meck1e_nburg-_\{orpom-
mern, die in der Koalıtıon sehr
strittig ist. Daran nimmt der
Staatssekretär aus dem SPD-

geführten Ministerium ebenso
selbstverständlich teil wie der
bildungspoliti'sche_ Sprecher
der PDS-Fraktion; l

Auf Landesebene jedoch er-
greift die SPD kaum entspre-
chende Initiativen, wobei wohl
der Druck eine Rolle spielt,
dem die Landespartei aus
Bonn ausgesetzt ist. Jennejahn
deutet das vorsichtigen, wenn
er auf unterschiedliche Ge-
schichtserfahrungen verweist
und die Notwendigkeit, gerade
bei solchen Vorhaben die west-
deutschen Sozialdemokraten
„mit ins Boot zu holen".

Schuchardt muß
Dewes weichen
In Thüringen entwickelt sich
die Diskussion ganz ähnlich,
jedoch innerhalb der Landes-
SPD kontroverser. Parteichef
Gerd Schuchardt hatte dem Pa-
pier „Für eine souveräne SPD“,
das auch fünf Bundestagsab-
geordnete unterzeichneten, ei-
ne Absage erteilt, während der
aus dem Saarland stammende
Innenminister Dewes fur ein
unverkrampfteres Verhältnis
zur PDS plädiert. Damit ist er
offensichtlich in ,Thüringens
SPD mehrheitsfáhig. Dewes
wird im Frühjahr als Vorsit-
zender kandidíeren, während
Schuchardt nicht noch einmal
antritt.

Noch ist bis zu Wahlen etwas
Zeit, aber nach dem Menetekel
von Berlin zweifeln immer
mehrostdeutsche Sozialdemo-
kraten an der Weisheit des von
oben verordneten „Weiter sol“
gegenüber der PDS. “

_ -.ıı

_4,_.
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Dokument 39
Michael Schumann: Der Wähler will eine Partei links der SPD
In: ››Tagesspıege1« vom 9. November 1995

Der Berliner Wahlerfolg der PDS hat un-
bestrittenen viele Väter: das bürgerna-

he Agieren einer aktiven Parteibasis, das
Aufgreifen einer verbreiteten Proteststim-
mung gegen das Institut der g 'oßen Koaliti-
on, das die parlamentarische-demokratische
Auseinandersetzung entwertet, den Wunsch
vieler Wählerinnen und Wähler, ein origina-
res ostdeutsches Selbstbewußtsein ange-
sichts westdeutscher. respektive Westberli-
ner Dominanz zu dokumentieren, die Ak-
zentuierung von Alltagsproblemen, die den
Menschen unter den Nägeln brennen, eine
vielfach unkonventionelle Art, um Stimmen
zu werben und anderes mehr. _ .

Der entscheidende Faktor ist freilich die
Enttäuschung über die SPD. Was sich in der
alten Bundesrepublik seit 15 jahren ereig-
net, hat den Osten in einer Art nachholender
Entwicklung jetzt erreicht: Die SPD wird als
Partei erfahren, die keine Alternative zu den
Konservativen ist. In Brandenburg ist dieses
Defizit 1994 noch einmal durch das Charis-
ma Stolpes kompensiert worden. In Berlin
wurde es durch das Fehlen einer charismati-
schen Figur gleichsam ausgestellt.

ln dieser Situation wird die PDS für viele
ein Angebot. Sie -hat sich trotz jahrelanger
Anfeindung und Ausgrenzung nicht unter-
kriegen lassen. Das bringt ihr Sympathien.
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Sie hat einen Sinn für's Praktische bewiesen.
Das bringt ihr Vertrauen. Das Gysi-Bisky-
Personal kann sich sehen lassen. Ohne es
sich leicht zu machen und vor der geschicht-
lichen Verantwortung zu flüchten, steht es
nicht für das Gestern, sondern für das Heute
und Morgen. Die Ostdeutschen wissen aus
Erfahnıng: die paßten in kein Politbüro. Sie
nachträglich in dieses Licht zu ıiicken, ver-
fängt nicht. Und: die PDS redet noch von Vi-
sionen. Sie beschwört keinen Heilsweg und

Gehorsam gegenüber dem „ganz Anderen"
wie vveiland die SED, aber sie besteht aufder
Möglichkeit von Alternativen in der großen
Politik ebenso wie in der Regelung von All-
tagsfragen.

Die prägende Erfahrung vieler Ostdeut-
scher aus den „Wendezeiten“ kulminiert in
der Einsicht (oder wohl mehr noch dem Ge-
fühl), daß das „Weiter so“ der politischen
Klasse und ihre Verabredung, das infrage-
stellen des Bestehenden in das Abseits der

Gemeingefährlíchkeit und Verantwortungs-
losigkeit zu stellen, zur Sterílität in der Poli-
tik führt. Die Zeche bezahlen dann allemal
die kleinen Leute.

__ Das Votum für die PDS rührt nicht aus der
Uberzeugung sie hätte den Schlüssel für die
Lösung aller Probleme in der Hand. Es resul-
tiert vor allem aus der geschichtlichen Er-
fahrung der Ostdeutschen, daß die Verban-
nung des Alternativen. die Verweigerung ge-
genüber politíschen Kräften, die den Gedan-
ken an eine grundsätzliche Reform gerade
angesichts des unübersehbaren Problem-
staus nicht ad acta legen. nur verhängnisvol-
le Folgen zeitigen kann.

Wie soll man mit der PDS umgehen? Das
Wählervotum besagt zuerst und vor allem:
Eine demokratische politische Linke jenseits
von Scharpings SPD soll auch in Deutschland
zum unverzichtbaren und selbstverständli-
chen Bestandteil der demokratischen politi-
schen Kultur werden, die sich an einem
kreativen Umgang mit den Herausforderun-
gen der Gegenwart und Zukunft zu bewäh-
ren hat.

Der Autor ist Mitglied des PDS-Parteivon
stands und gehört dem Brandenburgischen
Landtag an. `
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Streit in der SPD gefährdet Existenz der Partei im Osten. Interview mit Karl-Heinz
Kunckel  
In: »Leipziger Volkszeitung« vom 11./12. November 1995

Fragei 'Welches Ergebnis erwarten Sie
für Ihre Partei bei den nachgezogenen
Krieistagswahlen Anfang Dezember?

Karl-Heinz Kunckelá Unser Ziel ist
die deutliche Verbesserung unserer
Stimmenergebnisse der Wahlen von
1990. Es ist sicherlich etwas vermes-
sen, anzun_ehrnen, daß wir - speziell
in der Gegend um Dresden - stärkste
Partei werden. Wir wollen aber einen
deutlichen Zuwachs an Mandaten. Mit
Manfred Müntjes im Kreis Meiße'n-Ra-
debeul und Thomas Dellingriın Kreis
Westlausitz/Dresdner W Land haben
wird bei- den Kommunalwahlen her-
vorragende, regional verwurzelte
Kandidaten. ,Sie führen eine;_.enga-'
gierte Auseinandersetzung. Die Linie
der CDU bei derllíreisreform spielt
möglicherweise' eine für uns -vorteil-
haffé Rolle:  - ts ~

Sie' nehmen an, daß-sich der* Bun-
destrend gegen dieSPD bei diesen
Wahlen I nicht bemerkbar machen
wird? '

In der Landespolitik macht der Bun-
destrend die Stimmung. Das merke
ich als Landesvorsitzender “schmerz-
lich. Vor allem bei der Motivation der
Parteimitglieder. Aber es ist gelungen,
die Leute nach dem Bonner Sommer-
theater beider Stange zu halten. In
den Kommunen ist das anders.

Die wählen nicht RudolfScharping.
.Nein, sie wählen die Leute, die sie

kennen, auch unabhängig von den
Parteien. Wie groß der Einfluß der
Großwetterlage ist, ist schwer zu sa-
gen; Meine Kollegen in Bonn müssen
sich allerdings mal überlegen, was sie
anrichten. Möglicherweise fällt es den
Menschen im Westen leichter mit dem
parteiinternen Streit umzugehen als
dem harmoniebetonteren Ostbürger.
Zumal wenn es in der Auseinander-
setzung um Personen geht. Im Oste„n_;.;_.
ist dieser Streit für die SPD existen-
tiell. P L

Ü .

Gegen wen richtet sich Kritik der
sächsischen Parteibasis? '

Da wird keiner, ob er nun Schröder
heißt oder Scharping, ausgespart.

Miissen díeAufgaben an der Partei-,
spitze aufmehrere Schnltern1 verteilt
werden?_ 9 _ _ „-

Das ohnehin geschehen.-_Auf_ei-`
nen Mann wie Gerhard- S.Cl1Iöde_r,_1de§-
sen _Art mit;_; dern- Parteiv_grsitze_n°d_en

begrenzt. Es muß klar sein, wer was
macht und wie wir miteinander um-
gehen. Auf dem Mannheimer Partei-
tag in der nächsten Woche wählen wir
den Parteivorsitzenden, und dafür
gibt es mit Scharpingeinen Kandida-
ten. Die Frage nach dem Kanzlerkan-
didaten stellt sich erst Anfang 1998.

In Magdeburg regiert schon länger
als ein Jahr diePDS-tolerierte rot-grü-
ne Minderheitsregierung. Ist die PDS
kein rotes Tuch mehr?

Es ist ein Stück weit Normalität ge-
worden mit der PDS umzugehen. Sie
bleibt aber politischer Gegner Lmd
Konkurrent. Um die 20 Prozent der
Wä_hler, die im Osten für die PDS stim-
men, wollen wir werben, das sind lin-
ke Wähler, unsere Klientel; Es wächst
die Einsicht, daß diese Partei nicht al-
lein mit dem Hinweis auf ihre Ver-
gangenheit kleinzukriegen _ ist. Ich
muß sie argumentativ zurückdrän-
gen. Da halte ich Diskussionen über
Bündnisse mit der PDS für wenig hilf-
reich. Wie soll ich meinen Leuten er-
klären, warumsie uns wählen sollen,
wenn wir Bündnisse schließen wollen.
Inder PDS gibt es viele, die eigentlich
Sozialdemokraten sind. Diese will ich
erreichen und als Mitglieder in der
SPD sehen. f '
~ Damit werden Sie doch das Problem
nicht los. Soll es die nächsten Jahre
keine linken Regierungsmehrheiten
im Osten geben?

Die Frage ist, wie man es gestaltet,
wenn es linke Mehrheiten gibt. Ich ha-
be sehr viel Sympathie für den Höpp-
nerschen Weg. Ziel ist es jedoch, eine
Mehrheit zu haben Ich halte Minder-
heitsregierungen nicht für das Ziel al-
ler Wünsche. Ich denke, daß wir in
Folge von Höppners Politik, bei der
nächsten Landtagswahl' in Sachsen-
Anhalt ein rot-grünes Mehrheits-
bündnis haben werden.  '

Das MagdebargerM0dell trägt doch
aber auch zur Bestätigung der PDS
bei. r

Ich setze mehr auf die andere Seite,
aufeine erfolgreiche Regierung Höpp-
ner.In_ Sachsen bleibt unser Hauptziel
die Attacke auf die Regierung Bieden-
kopfl Aber wir stehen natürlich auch
in Konkt1rrenz__.'?.`iır.PDS. Dabei müssen
wir bei den Wählern die Bauchlagen
besser- tref_fen;fdaran_ hakt's. Die PDS
_ist;._östliche_r_-~g_nd populistischer., Ich
§ver_de1.1rıieht Populisten werden,

umzu'ge_h`en*†= ich mißbilligeifodefr§~eâüi?;*""*'«iiaber`,›wir-müssen verständlicher wer-
Heide.Siınonis will ich deshalbj auch
nicht verzichten. Der_ Vorrat anher-
voragenden Leuten' ist in inder Partei

den, in wenigeıi Sätzen das Wesentli-
che_sagen_; g - P 9
' Ü ' Interview: Sven Siebert

ChefderSozialdemokraten,imInterview l
Ü\

arl-Heinz,Kunckel
K

 Streitiıııler gefähflletExistenz  
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Marcel Braumann: Sachsen: Alternative zur CDU-Mehrheit. Im neuen Kreis Mei-
ßen-Radebeul verbünden sich SPD und PDS zur Landratswahl
In: »Neues Deutschland« vom 13. November 1995

Aus Meißen
MARCEL BRA UMANN

Ralf Eißler, Kreisvorsitzender
der PDS Meißen, war sichtlich
zufrieden über den Coup, der
ihm soeben geglückt war: Mit
48 gegen 3 Stimmen votierten
Delegierte aus dem künftigen
Landkreis Meißen-Radebeul
im Meißner „Domherrenhoí“
für die Unterstützung des SPD-
Landratskandidatene Manfred
Müntjes. Und Sozialdemokrat
Müntjes, der zuvor bei den
PDS-Genossen für die Chancen
einer „Mehrheit links von der
CDU“ geworben hatte, präsen-
tierte sich zur 'gemeinsamen
Pressekonferenz.

Die. Wiege dieser republik-
weit' erstmaligen Verbindung
steht im nahen Coswig. Dort
hatten die Kommunalpolitiker
Sven Böttger (SPD) und Diet-

mar Rode (PDS) nicht zuletzt
bei einem Bürgerbegehren zur
Gestaltung des zentralen Plat-
zes zusammen Problembewäl-
tigung geprobt. Als Ralf Eißler
zunächst- am 14. Oktober zum
Landratskandidaten der' PDS

1 . .
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gekürt wurde, beschloß die
Partei eingedenk dieser Zu-
sammenarbeit die Einsetzung
einer Arbeitsgruppe. Ziel: Ver-
handlımgen mit der SPD.

Die Arbeitsgruppe, die mit
mehreren Abgesandten des
SPD-Kreisvorstands zu Ge-
sprächen zusammentraf, emp-
fahl schließlich einstimmig, mit
Müntjes gemeinsame Sache zu
machen. Der Kreisvorstand
der PDS schloß sich ebenso

einstimmig an, und “Eißler ver-
zichtete darauf, seine Kandi-
datur offiziell anzumelden. Da-
mit stehtein Kandidat der Lin-
ken zwei Konkurrenten auf der
Rechten gegenüberz' der~.am-
tierenden Landrätin Renate
Koch (CDU) und demparteilo-
sen DSU-Bewerber Lutz Or-
8`US-  

Im Gegensatz zu Frau Koch
nahm Orgus die Einladung der
PDS an, sich gestern auf der
Pressekonferenz vorzustellen.
Orgus hat übrigens die Zuläs-
sigkeit der Müntjes-Kandidatur
angefochten, da dessen Unter-
lagen verspätet eingereicht
worden seien. Müntjes wie-
derum wirft dem Landratsamt
vor, die SPD durch falsche An-
gaben irregeführt zu haben.
Das Regierungspräsidium fin-
det bislang die Bewerbung von
Mürıtjes in Ordnung.

S * Müntjes, der auch Chef des
SPD-Unterbezirks Dresden-El-
be-Röder ist und in Radebeul
wohnt, teilte mit, daß SPD-Lan-
desvorsitzender Karl-Heinz
Kunckel über den ungwöhnli-
chen Umgang mit der PDS in-
formiert sei. PDS-Landeschef
Peter Porsch freute sich ge-
sternin einer schriftlichen Er-
klärung« über die Aussicht,
„daß es auch in Sachsen Al-
ternativen zur Alleinherrschaft
der CDU gibt“. So könne er „ei-
nen gemeinsamen linken Kan-
didaten“ nur begrüßen, auch
wenn dieser Weg „nicht ohne
Risiken“ sei. c

Müntjes kündigte vor den
PDS-Delegierten die Stoßrich-
tung des - Wahlkampfes an:
,Der “politische Gegner sitzt
rechts.“ ~
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»Manchmal sind wir Sozialdemokraten sicher zu brav<<. Interview mit Anke Fuchs
In: »Neues Deutschland« vom 13. Noveınber 1995

.Anke Fuchs gehörrt__zu. so-
zialdemokratischem Urge-
stein. Nicdhtnur, weil sie
als Tochter, des einstigen
Hamburger Bürgermei-f
sters Paul Nevermann in

_: .._|_ „.'..~'$.__~ `. '

_." - ___.. -....-.._„___ ___ ___________
_ _-- .-_.¬...._.. __„_,__ _,_

Die SPD zeigte sich in den
letzten Monaten tzerissen.
Der Erwartııngsdruck an den
morgen _ beginnenden Partei-
tag ist groß.-Zurecht? '

In Mannheim soll die Schwä-
cheperiode“ der Partei abge-
schlossen werden. _ Die Bun-
desrepublik braucht eine star-
ke Sozialdemokratie. Inhaltlich
sollen Signale“ ausgehen in
Richtung Friedenspolitik, die
SPD hat zudem ein Papier zur
ökologischen, Erneuerung der
Industriegesellschaft “verab-
schiedet, wir haben einen wirt-
schaftspolitischen Antrag vor-
šelegt ± als Dreiklang zwischen

konomie; „Ol~_:ologie¬ und so-
zialen.Problemen. . '-
In diesem Leitantrag wird der
Umbau des Sozialstaates an-
geınahnpt. _Niı_nmt die SPD Ar-
gıımerıtefvon ,Koalition wie
Arbeitgebern auf? I "

I Nein; Umbau des 9 Sozial-
staates 'heißt für uns, sich nicht
mitı¬Arb_eitslosigkeit abfinden.
Iflf91`11f=1I2í9118_~1e` Wettbwerbsfä-
hígkßilil und. Innovation schaf-
fen nicht genügend Arbeit.Also
brauchen wir; einen öffentlich
geforderteinf Arbeitsmarkt und
aktive '- V; Arbeitsmarktpolitik.

ı

Und dies wollen wir nicht allein
vom Beitragszahler bezahlen
lassen - sondern aus dem Steu-
ersäckel. Denn hierbei handelt
ee S sich um gesamtgesellschaft-
liche Aufgaben. Insofern ist un-
ser Vorschlag für eine ökologi-
sche Steuerreform ein Stück-
chen Umbau des Sozialstaates.
Die_ Arbeitslosigkeit und ihre
finanziellen Folgen aus Steu-
ermittehı zu bezahlen, ist
schon deshalb nötig, um die
Kommunen zu entlasten, die
über Sozialhilfe den größten
Anteil zur; Finanzierung von
Arbeitslosigkeit bezahlen. Un-
ser Umbauist eine zukunfts-
orientierte _Verä.nderun`g._ . '
Aber dennoch ein Abbau? :

- Abbau der Arbeitslosigkeit.
. . ~. und d_es Sozialstaates.

Nein. lm_.Grunde wollen wir
des tlälßtz fester 1<nüpien.fiD.iss02ie1.en.~ s._-fiichermıgssystenle
miissen-iıwieder für die.eMen†
schen und ihre Risiken' da sein
- 'Arbeitslosenversicherung
nur für die Arbeitslosen, ,Kran-
kenversicherung für die Kran-
ken und Wohngeld« für. die
Wohnungs- und Obdachlosen;

Die SPD willeinen industrie-
politischen Dialog. Ist das der
Beschäftigungspakt von IG-
Metall-Chef Zwickel? _ A

“Ich wundere mich über die
Gewerkschaften, denn klar ist
doch, daß sie mit dieserßun-
desregierung einen Beschäfti-
gungspakt .nicht hinkriegen.
An dem~Tag, an dem die IG
Metall ihr Programm vorlegte;
hat Blüm durch das Kabinett
die Kürzung der Arbeitslosen-
hilfe durchgebracht. Daran se-
hen Sie, daß diese Bundesre-
gierung das soziale Klima nicht
verbessern will. I

Ein i_ndustriepolitische_r Dia-
log heißt nicht, wir wollten
stae1liß.h leillvm und W11-?<1§=r.sin.
bißchen "zurück '_ P' iii . S S Investi-
tionspolitik des Staates. Wir
haben gelernt, daß Marktwirt-
schaft, sozial tmd ökologisch
definiert. für den einzelnen
größere Chancen bringt.. Dazu
brauchen wir sozialen Frieden
als Produktivitätsfakton- Und
das heißt, sich nicht mit Ar-
beitslosigkeit abzufinden. _
Marktwirtschaft bringt mehr
Chancen - viele im Osten se-
hen das derweil anders.-U '

. einer Familie mit alter
SPD-Tradition aufwuchs.
Die 58jährige war Staats-
sekretärin, Ministerin, _.

 Bundesgeschäftsführerin
- und sammelte im Osten
bittere Erfahrungen. 1990
blieb sie bei der sächsi-' .
schen Ministerpräsiden-

t ten-Wahlgegen Kurt Bie-
denkopf chancenlos. Doch

A Anke Fuchs ist ausdau-
ernd. ,Was_sieh~ auch bei -
den innerparteilichen Zer-

¬ reißp_roben_ze_igt, in denen
sie sich 'als Scharping-Fan
outete. ND.-Mitarbeiterin
GABRIELE OERTEL.
'sprach mit der SPD-Politi-
kerlfl; A ' Foto: WEREK/Salz

Meine- Enttäuschung ist, daß
wir die Wiedervereinigung zu
einem Zeitpunkt gemacht ha-
ben; als im Westen Reformbe-
darf war. Wir hatten 1990 Re-
formbedarf . was Arbeitsplätze
anlangt, in ökologischen und
sozialen Fragen. Und insofern
haben wir uns in einem nicht
so guten Zustand nach Osten
bewegt. Deswegen sind auch
unsoziale' lnstı°.u1n'entef* 1 im
Osten 1 :±eingefil1rt_1;worden= = l-
wenn Sie nur daran denken,
wie falsch die Eigentumsfragen
mit dem verhängnisvollen
Grundsatz „Rückgabe vor Ent-
schädigung“ gelöst wıuden.
Das Wort Industriepolitik wur-
de von der jetzigen Regierung
überhaupt- nicht in den Mund
genommen; Fest steht,_ die Ver-
einigung wurde zu brutal und
zu wenig sensibel gemacht.
Hat die SPD hannäcıag ge-
nug gegengesteuertíf
I_ Wir haben in Verhandlungen
mit der Bundesregierung
enorm gekämpft. Die Konse-
quenz wäre gewesen, daß wir
den Einigungsvertrag insge-
»samt abgelehnt. hätten... Ich
glaube, wir- hatten' nicht die
Kraft, es an _Eigentuı_n` und
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Geht es der SPD nicht immer
nıııfium. das kleinerefÜbel -
beim Einigımgsvertrag, beim
Mietenüberleitungsgesetz, '
beim Sozialabbau? .

Angesichts der. Mehrheits-
S Verhältnisse ist zu fragen: ,Was
kann ich für.Menschen bewe-
gen? Da kann ich nein sagen
zu allem und die Regierung
vorführen, oder ich kann da,
wo ich Gestaltungschancen ha-
be, mitgestalten; Und da muß

- ich Kompromisse  eingehen.
Manchmal sind wir sicher zu
brav. Und wir könnten in der
einen oder anderen Frage auch
nachhaltiger unsere Argurnen-
te vortragen. Würden wir aber
zu allem nein sagen, dann kä-
me gar nichts zustande.
Gerhard Schröder hat gesagt,
e_s gibt keine sozialdemokra-
tısche, sondern nur noch eine
moderne .oderr eine unmo- *
derne Wirtschaftspolitik.-' . .

Da irrt Herr Schröder. Denn
das Sich-nicht-Ahfinden mit
Massenarbeitslosigkeit ist der
Kernunterschied zwischen der
SPD und der jetzigenVRegie-
rung. Der konzeptionelle An-
satz, zu dem Gerhard Schröder
sich nicht durchringen kann,
ist ein weiterer Unterschied.
Wenn als einziges Modell in
der_Welt die Marktwirtschaft
ubrıggeblieben ist, dann hat ja
nicht der Kapitalismus gesiegt,
sondern die Freiheit.
Und das heißt?

Die Menschen wollen in Frei-
heit leben - mit sicheren Ar-
beitsplätzen, bezahlbaren
Wohnungen und sozialer Si-
cherung. Wenn" jetzt weltweit
nur noch Marktwirtschaft an-
geboten wird, dann muß sie
sozial und ökologisch werden,
und dann müssen wir neu de-,
finieren, was wir angesichts
der Globalisierung der Märkte
und ,der_ Euronäisierung. unse-
res wirtschaftlichen ,Handels
unter sozialer P und ökologi-
scher Marktwirtschaft verste-
hen. Dann brauchen wir inter-
nationale Regehi und'¬Strate-
gien, `wie man Globalisierung
und Arbeitsplätze hier mitein-
ander verzahnt. Das finde ich
sehr sozialdemokratisch.
Haben Sie Alternativen?

Gebraucht wird ,eine ge-
mischte Politik, soviel Staat wie
nötig, soviel Markt wie mög-
lich. Und das ist anders als bei
der jetzigen Kohl-Regierung, _
die allein auf den Markt setzt.
Der Markt ist blind für soziale
Gerechtigkeit, für ökologische
Schäden und insbesondere für
Arbeitsplätze. Es gibt nicht das
Rezept, es gibt nur eine Fülle
von Instrumenten; Solche, die
helfen, aktive Wirtschafts- und
Industriepolitik zu betreiben.

'Dä*hät-l-Iëi*r`Schröder`niiIı`_wie1
der 're_lçht.j~ bringt; nichts,
wenn wir" sagenlf. Automobile
sollen- woanders 'hergestellt
werden, ` sondern." wenn ich
diese Industrie habe.. ist es
auch richtig, dafür-zu sorgen,
daß Arbeits lätze hiérbleiben
solange es irgendwie geht.
Und wo liegt Schröder' falsch?

Er liegt insofern falsch, als
er den Eindruck erweckt,
Branchenlobbyismus sei Wirt-
schaftspolitik. Das 'ist mir zu
wenig. Weil er mit diesem
Branchenlobbyismus nicht nur
die Automobilindustrie fördert,
was die Produktion. anlangt,
sondern weil er dann auch ge-
gen Tempolimit- oder Mineral-
ölsteuererhöhung ist.
Aber ganz ohne Subventio-
nen geht's offenbar nicht? _

Wenn ich Werftindustrie
will, muß ich Werftindustrie
unterstützen. Füı_f.di_e SPD sind
Subventionen iniiisolchen Be-
reichen nicht per se etwas Bö-

ses - sondern, Verantwortung.
für Industriebranchen, die al-
lein nicht wettbewerbsfähig
sind. Wir' müssen vorallem in
der EU» dafür sorgen, daß ge-
meinschaftlich arbeitsmarkt-
orientierte Politik durchgesetzt
wird. Wenn alles durchbuch-
stabiert ist, kommt das Thema
öffentlicher Arbeitsmarkt. Das
ist keinsozialer Klimbim, wie
die Bundesregierung sagt. son-
dern das ist Teil ordentlicher
Wirtschaftspolitik. '
Die Arbeitslosenzahlen wer-
den dennoch hoch sein. 1

ı

Das ist richtig. Es wird dau-
ern. Wir haben kein Patentre- -
zept. Aber mit 100 000 Leuten,
die ich in Arbeit bringe, entla-
sten wir das ganze Sozialsy-
stem. Deshalb ist unser ökolo-
gisches Programm so wichtig.
Wenn wir wissen, wir sind
Weltmeister~=i"m*' Export von
Umwelttechnologie' - dann
muß in diese“Branche hinein
innovativ investiert werden.
Wir wollen sozusagen den Fak-
tor Umwelt belasten und __den
Faktor Arbeit entlasten. Oko-
logie hat ihren Preis, deshalb
wollen wir eine moderate An-
hebung'der Energiepreise. Al-
ternative heißt, daß man die
ökologischen Probleme» ernst
nimmt und durch eine soziale
ökologische Marktwirtschaft
gestaltend eingreift. .
Die Bundestagsfraktion muß
das Zentrum der Opposition
sein, sagt Rudolf Scharping.
Wirdvon der SPD nicht all-
zuoft anstelle konkreter Ge-
genentwiirfe nur Kritik an
der Regierungspolitik geübt?

.E .

Wir ~ haben auch konkrete
Gegenentvvürfe. Aber die kom-

men nicht rüber. weil die WD
zu sehr mit sich selbst be-
schäftigt. war: Wenn sie; alle
Anträge. von uns lesen... . _.
Die berühmte Papierlage..

P ff Pápieflágé'-` reiclít nišfitl G t Sie,
muß auch. offensiv .p vermittelt›
werden. „Ich fmde es ' schade,
daß diese Gesellschaft iso.-,Iverä
krustet _ist, daß es keine De-
batten um die Sache mehr gibt.
Und wir müßten eigentlich die-_
jenigen sein, die Sachdebatten
so intelligent anfangen, daß die
Leute nachfragen, was in un-
seren Papieren steht. Nach 13
Jahren .g Oppositionsarbeit
steckt aber auch ein bißchen
Frust in unseren Knochen. '
Frust haben auch die ost-
deutscher_ıpSPD-Mitglieder.

Die 'ostdeutschen Kollegen
führen organisatorische
Schwäche und hinter Erwar-
tungen zurückgebliebene Mit-
gliederzahlen darauf zurück,
daß' die SPD eine Westpartei
ist. Der Vorwurf ist überzogen..
Wenn' sich auch Denken und
Fühlen tatsächlich wieder aus-
einanderdividiert. Die West-
deutschen sind in den 5 Jahren
wieder westlicher geworden.  .
Was lialten Sievoıı der Mei-
nung, Koalition 'gibt es nur
in der Regierung, nicht in der
Opposition? P . " .

Das halte ich für richtig. Eine
Oppositionskoalition ist unsin-
nig, wenn man keine Mehr-
heiten hat. Ich gehe eine Koa-
lition" nur ein, weilich Mehr-
heiten will. K '
Aber wäre es nicht besser,
die Opposition zu bündeln?

- Nein, das halte ich für un-
sinnig. Sie.sehen ja an man-
chen Anträgen, daß die der
drei Oppositionsparteien
durchaus denselben Inhalt ha-
ben. Aber ich halte nichts da-
von, wenn wir unser Profil auf-
geben und gemeinsame Sache
machen. Wir setzen ja nichts
durch. Wir schweißen nur die
Koalition zusammen. e
Gibt es dennoch in Sachfra-
gen eine Zusammenarbeit
mit Bündnis 90/Grüne? .

Nicht in dem Sinne, daß wir
organisierte Zusammenarbeit
haben; Manchmal werden An-

_' träge? "die`>'itlëYıtiš_chffširfclš ffgël
_meinsaIn eingebrachtinherjef
de Fräktıôñ legt“Wert“dafäuf;
eigenständig zu agieren. Wir
Sozialdemokraten wollen un-
sere eigene Oppositionspolitik
machen; Ich bin für Eigen-
ständigkeit, weil eine solche
große~Volkspartei wie die SPD
eine mehrheitsorientierte Poli-
tik" verfolgen» muß. Und wir
müssen erst einmal wissen,
was wir eigentlich wollen. Und

können nicht von vornherein
darauf schielen, was ein ,K mög-
licher. I_(oalition_spártnerÄ dazu
sagt. Es gibt keinenatürlichen
Koalitionen, wie man das von
Rot-Grün 1 sagt - sondern im-
mer nur Zweckbündnisse. S
Für die Pos' besteht naeh wie
vor Quarantäne? . '

Ich habe da einen sehr viel
gelasseneren Zugang. Wir wer-
den sehen, wie das in Sachsen-
Anhalt weitergeht. _ Mit Aus-
grenzung und Beschimpfung
haben wir schon bei den Grü-
nen Schlechte Er_ía_hr.uni.<zen..<ze-
macht. Die PDS ist *für mich
die Nachfolgepartei der _SED.
Wichtig ist jed_o`ch` die Frage.
wie man mit einer Partei um-
geht, die sehr viele~Wähler um
sich versammelt.-Und da darf
man nicht hysterisch reagie-
ren. Die SPD muß lernen, sich
der Kampagne „Rote Socken“
zu erwehren und offensivdann
auch entlarven, was die CDU-
Blockflöten in der DDR alles
mitveranstaltet haben.
Im Osten 'ist die PDS eine
Konkurrenz für die SPD.

Deswegen will ich sie ja auch
austrocknen. Das Ziel ist, die
PDS durch eine gute sozialde-
mokratische Politik ,überfliissig
zu machen. Wir wollen keine
Partei links neben uns. Aber
auf dem Weg dahin muß de-
mokratisch vernünftig mitein-
ander umgegangen werden.
Warum' will die SPD keinen
linken Nachbarn? » .

Weil wir die linke Volkspar-
tei sind, und .weil wir von un-
serer Programmatik her für die
Mehrheit der Menschen, ins-
besondere im linken Spek-
trum, ein gutes Politikangebot
zu formulieren haben -. das ist
und bleibt unsere Aufgabe. Ich
gebe nie das Ziel auf, am lieb-
sten als SPD allein zu regieren.
In diesem heutigen Parteien-
spektrum geht das alles nicht,
das weiß ich auch. Und dann
bin ich auch bereit, eine Koa-
lition einzugehen. Aber ich bin
nicht bereit, von vornherein in
Lagern zudenken. s
Ein Politikforscher hat die
SPD aufgeteilt - iıı die, die
sozialstaatliche Prinzipien
.bewahren wollen, in kühle
Pragmatiker und in die mit
neoliberalem Gedankengut.
Wo sehen Sie sich? '

-_~ Ich sehe mich in allen dreien.
Ich' fühle mich programme-
tisch in der Mitte der SPD. Die
Menschen kommen aus unter-
schiedlichen S Motiven zu uns.
Die einen, weil für sie Sozial-›
staatlichkeit das wichtigste ist,
andere, weil sie pragmatisch
die TJ-Gesellschaft 7..fv`e`rä`ndërn



des fen-11sie liberale' Positionen' wichtig
I findenl Aber in` der Partei fmüs-_
sen sie" sich bündelnf Kampf-'
kraftt kommt nur, * wenn 'diese
Milieus zu Mehrheitsipolitik
uınformuliert werden. -.
Wo' wur"den Sie idennf Herrn
Scharping sehen? . ,

r In der pragmatischen, so-
zialstaatlichen,-? ökologischen
und ökonomischen Mitte. 1
Und wo sehen Sie Schröder?

Dokumente

Beiden Pragmatikern. › S
Nicht bei den Neoliberalen?

Er entpuppt sich als prag-
matischer Wirtschaftslibera-
ler. Er ist in seinen Grundsät-
zen zu Mitbestimmung, Aus-
bildung und Innovation in der
Mitte der Partei. Mein Ein-
druck ist allerdings, daß er
durch die wirtschaftlichen Pro-
bleme, die er« als Ministerpräi
sident hat,- manches zu prag-
matisch sieht, aber konzeptio-
nell nicht verinnerlicht.
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Dokument 43
Claus Peter Müller: Wollen wir diese Menschen abseits stehen lassen? In Erfurt
diskutieren Sozialdemokraten über das Verhältnis zur PDS
In: »Frankfurter Allgemeine Zeitung« vom 14. November 1995

ERFURT, 13. November. Nein, die
SED-Veranstaltung finde nicht hier statt,
teilte die Bedienung in der Erfurter Gast-
stätte Hopfenberg einer Besucherin mit.
Die seien in die Räume der evangelischen
Thomasgemeinde gegangen. Freilich hatte
sich die Bedienung versprochen. Schließ-
lich wollte die Besucherin nicht zu einer
SED-, sondern zu jener SPD-Veranstal-
tung, die im „Neuen_Deutschland“ vom
20. Oktober angekündigt worden war. Die
Autoren eines vom Neuen Deutschland
dokumentierten Papieres wollten diese
Schrift allen Interessierten zur Diskussion
stellen. Das Papier war von Thüringer So-
zialdemokraten, darunter fünf Bundes-
tagsabgeordneten, unter dem Titel „Für
eine souveräne. SPD“ jüngst vorgestellt
worden. In der Thesensammlung wird die
große Koalition als Ende der Demokratie
bezeichnet und darauf hingewiesen, die
Thüringer SPD habe auf eine von ihr ge-
führte Regierung verzichtet. Rein rechne-
risch verfügen SPD und PDS im Landtag
zu Erfurt über eine Mehrheit. Nachdem
das Papier vorgestellt worden war, gab der
bisherige SPD-Landesvorsitzende und
Wissenschaftsminister Schuchardt be-
kannt, er werde nicht mehr für das Partei-
arnt~ kandidieren. Einen Zusammenhang
mit der Veröffentlichung des Papieres und
seinem Entschluß aufzugeben stritt~Schu-
chardt, ein Gegner der Zusammenarbeit
mit der PDS, ab. Er schlug Innenminister
Dewes für den Parteivorsitz vor. Dewes
wiederum hatte schon vorher gesagt, er
halte die PDS für potentiell koalitionsfä-
hig. Auf einer Pressekonferenz in Erfurt
sagte er, die PDS gelte es überflüssig zu
machen. In einemtlnterview, das drei Tage
später in der Zeitschrift „Der Spiegel“ er-
schien, wurde er mit den Worten zitiert:
„Für die SPD muß es in den neuen Län-
dern perspektivisch möglich sein, mit den
Bündnisgrünen und mit einer reformierten
PDS zusammenzuarbeiten.“

Auf die Frage, ob es die PDS überllüsf
sig zu machen oder perspektivisch einzu-
beziehen gelte, was zwei grundlegend un-
terschiedliche Ziele sind, fanden die mehr
als 50 Sozialdemokraten und Interessierte,
die im Gemeindehaus zusammengekom-
men waren, keine Antwort. Auch Dewes
konnte sie nicht geben, denn er war nicht
erschienen. Doch sein Büroleiter war da
und sagte, nicht alle in der SPD seien mit

dem Papier einverstanden. Es sei das Ma-
nifest eines linken Flügels. Neben dem Ta»
gungspodium war in- großen Lettern die
Losung zu lesen: „Das Huhn weiß, daß
der Tag angebrochen ist, läßt jedoch den
Hahn krähen.“ Entschuldigen ließ sich
auch: der Thüringer DGB-Vorsitzende
Spieth, Sozialdemokrat und Verfechter ei-
ner Reform-Mehrheit links der CDU. Er
habe einen privaten Termin, schrieb Spieth
zur Entschuldigung, sichere dem Vorha-
ben einer souveränen SPD aber seine prin-
zipielle Zustimmung zu.

Der SPD-Kreisvorsitzende von Saal-
feld-Rudolstadt, Botz, fragte, welche „be-
stimmte Klärungsprozesse“_ in der PDS die
Autoren des SPD-Papieres meinten, nach
denen die SPD ihre ablehnende Haltung
gegenüber der PDS überdenken solle. Botz
sagte, es gelte die PDS in ihren kommuni-
stischen und sozialdemokratischen Teil zu
zerlegen. Schuchardts „sture Haltung“ ge-
genüber der PDS habe nicht funktionieren
können, da sie nur auf die Bundes- und
Landesebenebeschränkt gewesen sei, nicht
aber für die Zusammenarbeit in den Korn-
munen gegolten habe.

Eine Diskutantin aus Rudolstadt, Gud-
run'Sauer, bekannte sich zur Sozialdemo-
kratie „von innen heraus“. Sie vertrete die
Arbeiterklasse, das Volk. Sie habe die Ver-
einigung von SPD und KPD zur SED un-
ter dem Zwang von Panzern noch miter-
lebt. Es sei damals soviel sozialdemokrati-
sches Gedankengut in die SED einge-
bracht worden: „Warum wollen wir diese
Menschen abseits stehen lassen?“ Auch
der Landtagsabgeordnete 'Weyh dachte
laut darüber nach, mit den Vernünftigen
in der PDS zu redeni Vielleicht lasse sich
„ja in Zukunft mit denen etwas machen“.
Doch Weyh kennt nicht nur einige nette
Leute von der Partei des Demokratischen
Sozialismus, sondern auch deren Pro-
gramm. Die PDS nehme immer noch
Rückbezug auf den Kommunismus, forde-
re die Vergesellschaftung der Produktions-
mittel, stelle die parlamentarische Demo-
kratie in Frage, indem sie dem außerparla-
mentarischen Kampf den Vorrang gebe,
woraus sich schließlich eine zerstörerische
Wirkung auf diesen Staat entfalte.

Unterdessen ließ der Bundestagsabge-
ordnete Richter die Versammelten wissen,
die Vergangenheit sei ihm „relativ gleich-
gültig“. Natürlich sei die Vergangenheit

aufzuarbeiten, aber das „miissen wir mehr
mit linkstmachen“, denn es gebe „ver-
dammt noch mal eine Gegenwart“.`Díe
große Koalition sei nicht in jeder, aber in
gewisser J und wesentlicher Hinsicht das
Ende der Demokratie. Das „dialogische
Prinzip“ gerate in Gefahr, eine gewisse
Nähe zu DDR-Zeiten sei festzustellen.

Die Sozialdemokraten offenbarten ihr
Versagen während der vergangenen Jahre,
ihre Unterlegenheit gegenüber der PDS.
Mit PDS und SPD sei es wie mit dem Ha-
sen und dem Igel. Immer wenn die SPD
ein Thema gefunden habe, sei die PDS
schon da. Die PDS, die zum Beispiel Mie-
ter- oder Rentenberatung anbietet, betrei-
be Dienstleistung für die Bürger, sagte der
Bundestagsabgeordnete Sorge, der besag-
tes Papier nicht unterzeichnet hat. Die
PDS höre zu, begreife die Probleme, verfü-
ge über riesige Bataillone, einen funktio-
nierenden Parteiapparat, und „die haben
einen Gysi“. Einen weiteren Unterschied
zur PDS ergänzte der SPD-F`raktionsvor-
sitzende aus Gera, Beer: Die SPD habe
weniger Geld als die PDS.

Zugleich wurde im Gemeindehaus der
Thomaskirche deutlich, wie tief die Ost-
West-Spaltung in der SPD reicht. Die frü-
here SPD-Landesvorsitzendc, Bundestags-
abgeordnete und Mitunterzeichnerin des
Papieres für eine souveräne SPD, Gisela
Schröter, gestand, sie habe mehr als drei
Jahre zwar dem SPD-Präsidium angehört,
aber „als Blumenkübel dazwischen geses-
sen“. Ein Sozialdemokrat, der sich als
Wossi beschreibt, weil er aus dem Westen
kommt, nun aber im Osten lebt, stieß auf
Widerspruch. Viele Leute hier wüßten
nicht, daß es im Westen in bestimmten Be-
völkerungsgruppen einen kontinuierlichen
Verarmungsprozeß gebe, während sich
hier, im Osten, in den vergangenen Jahren
für jeden ein kontinuierlicher Aufschwung
vollzogen habe. Er verstehe nicht, warum
jene in die Verantwortung gebracht wer-
den sollen, die 40 Jahre bewiesen haben,
daß sie mit der Verantwortung nicht um-
gehen können. Die Unruhe schwoll an.
Zwischenrufer unterbrachen den Redner,
als er ausführte, daß die DDR-Produkte in
einer freien Wirtschaft keine Chance auf
dem Markt hatten. „Bei dir merkt man,
daß du nicht aus dem Osten kommst. Du
bist aus dem Westen. Das verstehst du
nicht“, wurde dem Redner entgegnet.
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Heinrich August Winkler: Die Mär von der linken Mehrheit. Ein Pakt der SPD mit
der PDS könnte der Union zur Alleinregierung verhelfen
In: ››Tagesspiegel« vom 14. November 1995

1.̀
\

1

Eine Mär beginnt sich in den Köpfen ein-
zunisten: der Glaube. es gebe in

Deutschland eine „Mehrheit links von_der
Union“. Das Berliner Wahlergebnis vom
22. Oktober dient als jüngster Beweis: Zählt
man die Stimmen für SPD, Bündnis 90/Die
Grünen und PDS zusammen. so kommt man
auf 51.4 Prozent, während die CDU nur 37,4
Prozent erhielt. Kein Wunder, daß sich nun
auch in Berlin mancher, der sich für „links“,
hält, überlegt, wie die numerische Mehrheit
in eine politische Mehrheit verwandelt wer-
den kann.

Wer dieses Ziel anstrebt, hat zwei-Optio-
nen: eine offene oder eine stille Koalition
mit der Partei des Demokratischen Sozialis-
mus. Eine offene Koalition gibt es bislang in
keinem deutschen Land. eine stille seit dem
juli 1994 in Sachsen-Anhalt: in Gestalt der
Tolerierung von Reinhard Höppners Min-
derheitsregienıng aus SPD und Bündnisgrü-
nen durch die PDS. Inzwischen mehren sich
die Anzeichen, daß „Magdeburg“ nur ein An-
fang war. In Sachsen-Anhalt pfeifen es die
Spatzen von den Dächern, daß eine Koalition
ken" Hegemonie in Deutschland: Es wäre
erstaunlich, wenn eine solche Vision nicht
ihrejünger hätte. ±

Visionen sind eines, „doch hart im Raume
stoßen sich die Sachsen", wie es bei Schiller
heißt. Die PDS hat in den neuen Bundeslän-
dern rund 120 000 Mitglieder, viermal so

viel wie die SPD. Wem da innerhalb der wie
auch immer vereinten Linken die Hegemo-
nie zufıele, ist nicht zweifelhaft. Die PDS ist l
zwar keine klassische Kaderpartei mehr.
aber sie verfügt über disziplinierte Kader.
und das erklärt ihre Wahlerfolge zu einem
nicht geringen_Teil. Sie hat Stalin eine Absa-
ge erteilt. eine klare Abkehr von Lenin dage-
gen bis heutenicht vollzogen. Die Revolu-
tion der Bolschewiki vom Oktober 1917 gilt
der umbenannten SED laut Parteiprogramm
vomjanuar 1993 noch immer als „welthisto-
risches Ereignis". dem die „Menschheit
grundlegende günstige Entwicklungen im
20._lahrhundert" verdanke. Die PDS kämpft
gegen die „Vervvestlichung des Ostens" und
für die Auflösung der NATO und unterschei-
det sich damit fundamental von den post-
kommunistischen Parteien Ungarns und Po-
lens, die ihre Länder möglichst rasch dem
atlantischen Bündnis angliedern wollen. Ge-
genüber der parlamentarischen Demokratie
und der pluralistischen Gesellschaft hat die
PDS so viele Vorbehalte, daß nur eine Folge-
ning übrig bleibt: Diese Partei ist noch lange
nicht in der politischen Kultur des Westens
angekommen.

Die Sozialdemokratie muß sich mit der
PDS inhaltlich hart auseinandersetzen und
zugleich um ihre Wähler werben. Dazu ge-
hört, daß die SPD auf plakative Polemik ge-
genüber der PDS verzichtet. dafür aber den J i

-, « ¬ ' _ _. '

mit der'PDS für die beiden Regierungspar-
teien längst kein Tabu mehr ist. In Thüringen
haben jüngst 13 namhafte Sozialdemokra-
ten, darunter vier Bundestagsabgeordnete,
öffentlich erklärt, daß die SPD ihre Entschei-
dung für die Grqße Koalition überdenken
müsse. „wenn inder PDS bestimmte Klä-
rungsprozesse erfolgt sind“. Und der „Ware-
ner Kreis“ der „Sozialdemokratischen Linken
in Mecklenburg-Voıpommern“ propagiert
neuerdings unverblümt den „Machftwechsel
in Bonn und Schwerin über Rot-Grün und
falls notwendig mit PDS-Tolerierung bzw.
-Koalition“.  " ~ ~ * › i '-

Von der Tolerierung durch die PDS zur Ko-
alition mit der PDS ist es also nur ein Schritt.
Aber würde es der letzte sein? ln der. Logik
der -.,Warener Thesen" liegt es. weiterzuge-
hen und das heute noch Undenkbare zu
denken: die Fusion der beiden Parteien, die
sich zum „Demokratischen Sozialismus" be-
kennen. Die Wiedervereinigung der seit
1917 gespaltenen sozialistischen Bewegung
als Vollendung der staatlichen Wiederverei-
nigung und dauerhafte Sicherung einer „lin-

sozíaldemagogischen Charakter vieler Ver-
sprechungen dieser sich „links“ gehenden
Gegnerin um so genauer herausarbeitet,

Eines aber sollte sich schon aus Gründen
der politischen Vernunft verbieten: eine
Partnerschaft zwischen SPD und PDS. Wenn
SPD und Bündnisgrüne sich auf ein solches
Experiment einließen, würde sich t die
„Mehrheit links von der Union“ rasch als
Trugbild erweisen. Die beiden demokrati-
schen Linkspaıteien müßten in diesem Fall
damit rechnen. einen beträchtlichen Teil ih-
rer Wähler und Mitglieder zu verlieren. ln-
nerhalb der „Linken“ würden sich die Ge-
wichte zugunsten der PDS verschieben, in-
nerhalb der Wählerschaft zugunsten der
Unionsparteien. Eine absolute Mehrheit der
CDU/CSU in Gesamtdeutschland als Folge
von Linkskartellen in Ostdeutschland: Das
ist ein paradoxes, aber keineswegs unwahr-
scheinliches Szenario. - ,

Der Autor lehrt Geschichte an der Hum-
boldt- Un iversitä t. Fata; G.-am

4
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Dokument 45
››Ich hoffe jetzt auf eine gute Sacharbeit<<. Interview mit Heide Sirnonis
In: »Neues Deutschland« vom 17. November 1995

Die SPD hat einen
neuen Vorsitzen-
den. Was erhoffen
Sie sich von dieser
Wahl?

Wir haben eine
klare Entscheidung.
Jetzt muß Schluß
sein mit den Perso-
naldebatten. Ich
hoffe jetzt auf gute
Sacharbeit in oder
Partei und in der '
Bundestagsfraktion. Zusammen' mit den
SPD-Ministerpräsidenten muß es nun ge-
lingen, eine Alternative zu der verhängnis-`
vollen Politik der Bundesregierung darzu-
stellen. .

_ ›

Sie haben gesagt. die SPD sollte im Bun-
destag hin und wieder die Stimmen der
PDS benutzen, um die Koalition in Schwie-
rigkeitenzu bringen. Als bekannt wurde,
daß Oskar Lafontaine sich mit Gregor Gysi
trelfen will, erklärte der SPD-Bundesge-
schäftsführer, damit solle die PDS klein-
gehalten werden. Was ist nach Ihrer Mei-
nung normaler Umgang mit der PDS?

.Ich habe ja klar gemacht, daß ich es als
Fehler betrachte, die PDS-Wähler auszu-
grenzen, weil sie dann nicht uns wählen,
sondern noch stärker aus einer Trotzhal-
tung heraus' PDS."Die PDS ist für mich kein
Koalitionspartner. Aber-ich muß sie wahr-

ı

HEIDE SIMONIS, Ministerpräsidentin Schleswig-Holsteins:

nehmen, und wenn ich mich mit ihren Wäh-
lern auseinandersetze, muß ich mich auch
mit der Partei und ihrer Programmatik aus-
einandersetzen. _ ' W
Woher rühren denn die Unsicherheiten
in der SPD beim Umgang mit der PDS?

Die SED war Realität in der DDR, und sie
war dafür verantwortlich, daß die Sozialde-
mokraten mit der Kommunistischen Partei
zwangsvereinigt wurden. Von daher ist die
Abwehrhaltung gegenüber der PDS sehr
verständlich. Aber inzwischen gibt es ja Ver-
suche, zu sehen. wo ehemalige SED-Mit-
glieder sich gewandelt haben, wo die PDS
sich auf demokratische Positionen zube-
wegt, die wir nicht verlassen werden. Und
da es in den neuen Bundesländern auf der
Ebene Landräte und Bürgermeister eine
ganze Menge CDU-PDS-Koalitionen gibt.
denke ich, daß auch die CDU davon über-
zeugt sein muß, daß sich die PDS in diesen
Bereichen anders darstellt als die SED frü-
her.
Sie haben auf dem Parteitag hier gesagt,
daß die SPD oft Themen hinterherläuft,
die von den Konservativen vorgegeben
werden, daß sie nur selten selbst in die
Offensive kommt. Woran liegt das?

Ich habe mich darüber geärgert, daß bei-
spielsweise Herr Pieroth, Herr Bergner,
Herr von Weizsäcker, alles ehr_enhafte Men-
schen, 'ganz offen dafür plädiert haben, un- I

befangen mit der PDS umzugehen, während
wir offensichtlich zum Teil Berührungsäng-
ste haben. Das war ein Beispiel von vielen,
wo ich der Meinung bin, wir hätten agieren
statt reagieren können. Wir haben zu lange
gewartet, das Loch im Bundeshaushalt an-
zuprangern. Aber vielleicht trägt zu unseren
Problemen auch bei, daß nicht alles so
schnell in der Zeitung erscheint, was in der
Partei aufgegriffen wird. Und teilweise hatte
ich das Gefühl, wir waren zu sehr mit uns
selbst beschäftigt und haben deshalb zu spät
bemerkt. daß die CDU wieder etwas an-
schiebt. Aber so stimmig, wie oft behauptet
wird. ist das Bild von CDU und FDP ja auch
nicht. Letztes Beispiel, Gott sei Dank, war
die Ausladung des iranischen Außenmini-
sters. Wobei ich da noch nicht .sicher bin,
ob die PDS aus taktischen Gründen mitge-
macht hat oderaus Überzeugung.
Das gesamte Problem Aufbau Ost ist auf
diesem Parteitag ziemlich an den Rand
geraten. _ j

Wir hatten es ja anders vorgesehen. Aber
wir sind in Zeitverzug geraten, und deshalb
wurde das Ostthema wie auch ein anderes
wichtiges Thema nicht in einem gesonder-
ten Forum behandelt, sondern in den nor-
malen Parteitagsablauf integriert.
Eine Unterschätzung der Ostproblematik
sehen Sie nicht?
Nein. 1 -I _  

“ " Fragen: WOLFGANG HUBNER
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Andre Brie: Oskar! Aber was heißt das?
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_Ud01f heißt \/On Vorwurf „Wer hat uns ver-
Rjetzt Oskar. , t ~_› _ D' - _so könne Andre iåniäiebiååffíšaådâšläišfi.
der gühlfungs' Brie aussetzung: Von jedem hät-
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FDP weisma- S S S i
chen. Was aber wird die
Wahl_Lafontaines für die
kunftige SPD-Politik, für Al-
ternativen zu Kohl und für
die Verhältnisse zwischen
den gesellschaftspolitischen
Reformkräften in der BRD
tatsächlich bedeuten?

Die SPD-Mitglieder und
-Funktionäre haben in den
Vefgangenen Monaten unter
der Politik und Nichtpolitik
ihrer Fuhrung entsetzlich
gelitten. Das war immer
wieder zu hören. Nicht oder
kaum zu hören war, daß
das SPD-Erscheinungsbild
nicht primär in den Hahnen-
kampfen zwischen Schar-
ping, Schröder und Lafon-
taine bestand, sondern in
einer „Christ-Demokratisie-
rung“ der SPD-Politik. Mag
sein, daß das sozialdemo-
kratische Image, die Wahl-
ergebnisse und die Nerven
„gelitten“ haben, betroffen
waren aber vor allem Millio-
ne_n sozial ohnehin nicht
privilegierte Menschen:
Kranke, Arbeitslose, Flücht-
linge, Frauen...

Die reale Politik interes-
siert mich mehr als ihre
Darstellung, zumal die SPD
nicht nur Fehler gemacht
hat, sondern auch einen ge-
nialen, inzwischen aber
schon etwas überstrapazier-
ten Einfall hatte. Obwohl sie
in der damaligen Volkskam-
mer bzw. im Bundesrat dem
verhangnisvollen Prinzip
Ruckgabe vor Entschädi-
gung, der Altschuldenrege-

lung, dem _Rentenstrat'recht
etc. zugestimmt hatte (wäh-
rend die PDS mit guten
Grunden Nein sagte), gibt
sie sich heute nicht unwirk-
sam als Vorkämpferin von
Veränderungen aus und .
plagiiert damalige PDS-Ar-
gumente. Vieles an Alterna-
tiven, an sozialerer und ge-
rechterer Politik in Ost-
deutschland, in der gesam-
ten Bundesrepublik und in
Europa, Herr Stolpe, wäre
nicht unrealistisch, wie Sie
es an den PDS-Forderungen
bemängeln, wenn es die
SPD nicht seit 1990 unreali-
sierbar gemacht hätte. Sie
mußten sich doch zumin-
dest daran erinnern, daß
Sie persönlich es waren, der
das Nein der SPD zur Erhö-
hung der Mehrwertsteuer
1992 im Bundesrat durch-
und zerbrochen hat. Und
wie verhielt es sich mit dem
„Spar-_. Konsolidierungs-
und Wachstumsprogramm",
der Beseitigung des Asyl-
rechts oder der Pflegeversi-
cherung, dem frauenfeindli-
chen Ruckschritt beim Ab-
treibungsrecht oder der
Grundgesetzänderurig zu-
gunsten der eigenen Diäten?

Wenn sich unsereiner mit
der SPD beschäftigt, läuft
erGefahr, über Gebühr ver-
bittert zu klingen. Unter
Verwandten reagiert man
auf Differenzen und Enttäu-
schungen immer empfindli-
cher als unter Fremden.
Selbst der kommunistische

Euch, die Ihr die
gleichen Eltern
habt wie wir,
nicht! Die deut-
sche Sozialge-
setzgebung war
Ende des 19.
Jahrhunderts von
der Sozialdemo-
kratie und ein-
sichtsvollen Krei-
sen der Bourgeoi-
sie um Bismarck
durchgesetzt
worden. Finan-
ziert wurde sie
jeweils von den
Bescliäftigteri
und den Unter-
nehmen gemein-

sam. Die Pflegeversicherung
am Ende des 20. Jalirliun-
derts - wieder mit der SPD
zustandegekommeıi - wird
nur noch von den Arbeiten-
den bezahlt. Ralf Dahren-
dorf, einer der wenigen ver-
bliebenen großen Liberalen,
sprach vor einigen Jahren
vom Ende des sozialdemo-
kratischen Zeitalters. Dieses
Ende habe mit dem Zerfall
der traditionellen sozialde-
mokratischen Milieus, vor
allem aber mit dem gesell-
schaftlichen Triumph des
Sozialdemokratismus zu
tun, mit dem der Gegen-
stand, das Ziel seines politi-
schen Kampfes, verschwinde.
Darüber ließe sich streiten.

Die SPD hat unter Schar-
ping ihre sozialdemokrati-
schen Axiome aber selbst in
Frage gestellt. Parteipoli-
tisch war es in den letzten
Jahren für die PDS ver-
gleichsweise leicht, eigenes
Profil in dem immer größer
werdenden Raum links von
der SPD zu entwickeln.
Aber das ist eine sekundäre
Frage. Die PDS ist nicht für
die PDS da. Ihre Mitglieder
sind in dieser schwierigen
und unbequemen Partei,
weil sie sich nicht abfinden
können und wollen mit ei-
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ner Gesellschaft, die Mas-
senarbeitslosigkeit, weltwei- ›-
te ökologische Zerstörung,
Militarisierung und die
grauenvollen Nöte in den
Ländern des Südens produ-
ziert, politische Ohnmachts-
gefühle und gesellschaftli-
che Kälte fördert. Es war
meist unmöglich mit der
Scharping-SPD, politische
oder gar gesellschaftliche
Veränderungen zu denken
und real zu beginnen. Wird
sich das ändern mit Lafon-
taine? Darauf gibt es bisher
eher spekulative Antworten.

Für einen prinzipiellen
Kurswechsel spricht fast
nichts. Lafontaine wird si-
cherlich dafür eintreten, die
Grenzen für sozialdemo-
kratisches Mittun bei der
Militarisierung bundesdeut-
scher Politik etwas enger zu
ziehen. Das parlamentari-
sche Oppositionsprofil der
SPD im Bundestag und Bun-
desrat wird schärfer wer-
den. Das gesellschaftspoliti-
sche bleibt auch nach
Mannheim nebelliaft. Ge-
genüber der PDS wird die
Sprachlosigkeit seitens der
SPD-Spitze überwunden
werden. Aber ob die Ge-
spräche Small Talk, pure
Werbung um die PDS- Wäh-
lerinnen und Wähler oder
zusätzlich auch die Einlei-
tung eines gesellschaftlichen
Reformdiskurses sein wer-
den, ist offen und wird nicht
zuletzt von der Entwicklung
der PDS selbst abhängen.
Sie wird für die SPD keine
Partnerin sein, wenn sie
sich anpaßt, sondern nur
dann, wenn sie ihren demo-
kratischen und sozialisti-
schen Charakter und ihre
Politikfähigkeit ausprägt.

Andé Brie (45)
ist Vorsitzender der
Grundsatzkoimiiission
der PDS
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»Gespräch Lafontaine-Gysi sinnvol1<<. Interview mit Reinhard Höppner
In: »Neues Deutschlaiid<< vom 18./19. November 1995

REINHARD HÖPPNER, Ministerpräsident von Sachsen-Anhalt:

,', Gespräch La ohtaine-Gysi sinnvoll“
Bei der Wahl zum SPD-Vor-
stand haben drei Ostdeutsche
die meisten Stimmen bekom-
men. Ihr Kommentar?
Das war ein eindeutiges Signal
für die Ost-SPD, wenn man be-
denkt, daß Regine Hildebrandt
von etwa nur 50 und ich von
etwa nur 70 Delegierten nicht
gewählt wurden. Bei einer Li-
stenwahl, wo man seine Stim-
men über viele Kandidaten
verteilen kann, ist das ein kla-
res Signal dafür, daß man die
Integration der ostdeutschen
Politiker will. daß man ihre
Leistung anerkennt. Für mich
erwächst ausdiesem Wahler-
gebnis eine Verpflichtung, un-
sere Stiınme einzubringen in
die vielen Sachdiskussionen in
Gesamtdeutschland.
Welche gesamtdeutsche
Kompetenz hat die Ost-SPD?
Wir haben jetzt in zwei Ost-
ländern den Regierungschef, in
den anderen außer Sachsen
sitzen wir mit in der Koalition.
Das heißt, wir samıneln in die-
sem Bereich viele Erfahrun-
gen, und zwar nicht nur be-
züglich ostdeutscher Proble-
me, sondern der Probleme in
Deutschland insgesaınt. Zum
Beispiel auf dem Arbeitsmarkt,
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beim Umgang mit den Schwie-
rigkeiten, die sich aus der Re-
duzierung von geschätzten
Steuereinnahmen ergeben. Da
wird man, wenn im Westen
diese Konflikte zunehmen, uns
fragen, wie wir das gelöst ha-
ben. Und das müssen wir dann
einbringen.
Die vielen Stimmen für Sie -
ist das eine Bestätigung für
das Magdeburger Modell?

Das scheint mir ziemlich ein-
deutig so zu sein, und damit
scheint auch die Frage, ob un-
ser Weg von der Gesamt-SPD
mitgetragen wird, klar beant-
wortet zu sein. Der Parteitag

\

hat gezeigt, daß_ man über Per-
sonen sehr viel an politischen
Inhalten bewertet. Es sind ja
auch Leute abgestraft worden.
War auch der Führungs-
wechsel von Scharping zu La-
fontaine ein inhaltliches Si-
giial?

Dies war nun keine inhaltli-
che Entscheidung, sondern
wirklich eine Personalent-
scheidung. Die Positionen der
beiden liegen nicht weit aus-
einander. Ich glaube, daß wir
nach=dem Tief einen Neuan-
fang braucliten. Wir brauchen
an der Spitze der SPD ein neu-
es Politikrnanagement. Das er-
wartet der Parteitag von La-
fontaine, und icli bin guter
Hoffnung, daßer das schaffen
kann.
Was sagen Sie zu dem um-
strittenen Gespräch zwi-
schen Oskar Lafontaine und
Gregor Gysi, das geplant ist?

Das Gespräch ist ja vor dem
Parteitag vereinbart worden.
Ich bin überzeugt, daß wir in
Deutschland nicht zuviel, son-
dern zuwenig miteinander re-
den, quer durch alle Parteien.
Deswegen halte ich solch ein
Gespräch für sinnvoll. Ob es

nun zum geplanten Zeitpunkt
zustandekommt, wird man se-
hen. Aber ich denke, daß Oskar
Lafontaine nicht zulassen
wird, daß die PDS von der CDU
als Keule gegen die SPD' ver-
wendet wird. Wir werden uns
durch die CDU keine Angst vor
der PDS machen lassen. Und
das wird sich auch dokumen-
tieren in vernünftigen Gesprä-
chen, die ein Parteivorsitzen-
der mit anderen Parteivorsit-
zenden und Spitzenpolitikern
führen kann und muß.
Welche Chance geben Sie
Mehrheiten links von- CDU
und FDP über Sachsen-An-
halt hinaus?

lcli habe mich vor andert-
halb Jahren, als wir in Magde-
burg unsere Regierung bilde-
ten, sehr geärgert, daß mir von
draußen reirigeredet worden
ist. Das werde ich jetzt nicht
wiederholen. Ich bin allerdings
der Meinung, daß es gerade in
großen Koalitionen nicht gut
ist, wenn man alternativlos
dem größeren Partner ausge-
liefert ist, wie die SPD in eini-
gen Bundesländern. Und dar-
um halte ich das vernünftige
Nachdenken über Alternativen
für notwendig und richtig.
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Heinz Vielain: Glos über Weisäcker: Iirefiihrend und falsch
In: »Welt am Somitag<< vom 19. November 1995

Von IÃEINZ VIELAIN
_„._.- Bonn

Ã Die bajcrisclie CSU fordert
eine „sorgfältige Beobach-
tung" der SED-Nachfolge-
partei PDS durcli; die Verfas-
siiiigsscliiıtziiiiitçgí Das ist das
Ergebnis einer interıieıi Stu-
die, iii der die CSU prüfen
ließ, wie es uni die Verfas-
siiiigsniäßigkeit der PDS be-
stellt ist.

Iii dem Papier. das WELT
ani SOI\ll\í'l`AG voi*liegt„v.-'írd
unter anderern behauptet:
@ „Die PDS sicht in der
reclitsstaatliciieii Aiifarbei-
tuiig der SIi-D-Stasí-`\f'erl3i“e-
chen .politisclie St1'afvei'fol-
gung" und ,politische Sti¬afju--
stiz“. Sie zeigt. damit., was sie
vom Ptechtsstaat
und der Rechts-
staatlichkeit hält,
nämlich nicli1.s.'“
Et „Der PDS-Bun-
destagsabgeordne-
te Gerhard Zwe-
renz diffarniert die
Widerstaiidslniinp-
fer gegen die SED-
Diktatur als eine

.-”eilt”

,Hanclcoll fgiitbe- _
*““* scliaffiıiig vondienter Spätdissi- `
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Politik der uneingescli1'änl-:-
ten Ziiwaiideriıng von Aus-
ländern nach 'Deutischland
Sie iiininit damit 'o'e\vußt ein
Wí ed e 1'- P) 1'-

starkeii des Rechtsextre-
iiiísiiius in Kauf. kalkuliert
auf ein gegenseitiges Hoch-
schaukelii.“
® „Die PDS schadet mit ihrer
auf Spaltung angelegten und
Zwietracht säenden Politik
den bercclitigten Interessen
der Menschen in Ostdeutsch-
land.“ .
fíšt lehnt wesentliche
Gi'iiiidsiit7;e und G1'iiiicllagci¬.
uusei'er 'freiheitl:1cli, deinokra-
tíschcii Gi¬iiiicioi`clnt1ng ab.
Statt dei' Sozialen i\-'iai'l-:twii't-
schaft will sie dii¬ígistische,

so:«:ia.listiisclie
Plai1\=.'i1*iSChz-zft. “
65' „Die PDS for-
ciert die Uberwiii-
dung der Dorni-
nanz des privatka-
pitalistischen Ei-
_gentums."

es „Sie will
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denteir, als Jlara-
noide Revolutions-
parodisten“ und als
.Hitlers Kinder“.
Für den Fall. der
,nächsten Wende'
droht er offen mit
V'erfolgu1¬igs.nial5-

Richard von Weiz-
säcker, 75, Bunde-
spräsident vom 225.

5. 1984 bis 50. ó.
1994, fordert, die
PDS entweder zu
verbieten oder zu

respe!<tieren

Bundeswehr und
Auflösung der Na-
to.“

<3 „In ihrer brei-
ten Mehrheit lehnt
die PDS einen ra-
dikalen Briich mit
der SED und deren

iiahmeii und offen-
bart so seine demo-
kratiefeindliche Gesinnung
und i\~.Ienscl¬.eii\'ei'achtung.“
å „Solange dies Zustimrnung
in der PDS findet, ist die PDS
alles andere als eine demo-
kratische Partei. Die Verfas-
sungsscliutzäinter müssen die
PDS sorgfältig beobachten.“
E-ii „Die PDS paktiert. und
agiert mit zweifelsfrei links-
e:›:ti*emistischeii Gruppen und
scheut auchi vor Kontakten
mit der verbotenen kurdi-
schen Terrororgaiiisation
PKK und zum Umfeld der
RAF nicht zurück.“
® „Die PDS ist also eine Ge-
fahr für die innere Sicherheit
unseres Landes. Sie niirinit
bewußt eine Gefährdung des
inneren Friedens in Kau
@ „Die PDS proklairiiert eine

Uiireclitspolitik
_ ab. Zaghafte Stim-

men eines inneren Erneue-
rungsprozesses werden kalt-
gestellti. die Kornrnunistische
Plattform mit zweifelsfrcieii
Altstalinisten wird ausdrück-
lich integriert.“
“In diesem Zusammenhang

äußerte sich ;`\Iichael Glos,
Chef der CSU-Landesgruppe
ini Bundestag, gegenüber
WamS auch zur Meinung von
Altbundespräsident Richard
von Weizsäcker, die PDS
müsse entweder verboten
oder als demokratisch so re-
spektiert werden. Dies sei
ebenso irreftihrend wie
falsch, meint Glos. „Politisch
bekämpfen und gleichzeitig
beobachten“, so der CSU-Po-
litiker, sei „der richtige und
erfolgreiche Weg.“
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Dokument 49
In der Bredouille. Interview mit Gregor Gysi
In: ››Die ZEIT« vom 24. November 1995 .

Interview mit Gregor Gysi, Chef der PDS-Gruppe im Bundestag

DIE ZEIT: Herr Gysi, Sie haben bei Oskar La-
fontaine uni ein Gespräch nachgesucht. Ende des
Monats ist es soweit. Was möchten Sie mit ihm
besprechen? '
` Gregor Gysi: Mir geht es um die Frage, wie
man den Umgang zwischen SPD u'nd PDS norma-
lisieren kann. Urn Koalitionen oder Bündnisse
wird es nicht gehen. I

ZEIT: Ist Lafontaine ein Glücksfall für die
PDS, das Ende der Isoiation?

Gjssi: Von einem Glücksfall würde ich nicht re-
den, aber man kann annehmen, daß ein vernünfti-
gerer Umgang beider Parteien wahrscheinlicher
geworden ist.

ZEIT: Sendet die SPD Öffnungssignale, um
einen Pakt zu schmieden oder um Ihnen Wähler
abzunehmen?

Gysi: Es gab immer unterschiedliche Konzepte,
die PDS kleinzukriegen. Die einen wollten uns
scharf angreifen, andere uns ignorieren. Wieder
andere wollen uns in die Verantwortung ziehen
und dadurch .,entzaubern“. Vielleicht gewinnt
diese Variante jetzt an Bedeutung, da die anderen
Methoden nicht sehr erfolgreich waren. Aber für
die SPD gibt es noch eine andere Uberlegung:
Kann sie es sich weiter leisten, im Osten allein auf
große Koalitionen angewiesen zu bleiben?

ZEIT: Kann es sich die PDS leisten zu regie-
ren? Sie würde ja damit nicht nur Macht. sondern
auch Verantwortung übernehmen, für Verhält-
nisse, die sie bislang bequem kritisieren konnte?

Gysi: Für die Erneuerung der PDS war die Op-
positionsrolle unverzichtbar. Wenn die PDS ir-
gendwann in eine Koalition einträte, würde sie für
einige ihrer Anhänger an Attraktivität verlieren.
Wenn andererseits klar wäre, daß die PDS nie-
mals mitregieren und rnitentscheiden kann, wird
das auf Dauer auch nicht ihre Attraktivität stei-
gern. Es kann eine Situation geben, in der wir
keine andere Wahl haben.

ZEIT: Nein sagen kann man immer.
. . Gysi: Wenn die SPD_ in Thüringen oder in
Mecklenburg den Mut hat, sich aus der großen
Koalition zu befreien, werden wir Tolerierung
oder Duldung vorschlagen. Ließe sie sich darauf
nicht ein. kämen wir unter großen Druck, weil wir
der SPD nicht länger vorwerfen könnten, daß sie
den Kompromiß nach rechts sucht.

-›

ZEIT: Die SPD kann also die PDS zwingen, ihr
Juniorpartner zu werden?

Gysi: Sie kann uns in die Bredouille bringen, ob
als Juniorpartner, das hängt von den Wahlergeb-
nissen ab. Wenn die alle so aussehen wie in Ost-
berlin, käme es umgekehrt.

ZEIT: Ist die PDS auf eine Auseinandersetzung
überhaupt vorbereitet?

Gysi: Ich kämpfe gegen die Ausgrenzung, weil
für die Partei die inhaltliche Herausforderung
wichtig ist. Wenn wir ein Konzept vorlegen, dann
wird dem nicht widersprochen, das wird einfach
ignoriert. An eine politische Auseinandersetzung
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sind wir kaum gewöhnt. Das ist ein Unsicherheits-
moment, aber auch eine Chance.

ZEIT: Worin wird sich eine koalitionswillige
PDS von SPD und Grünen unterscheiden?

Gysi: Programmatisch ist der Hauptunterschied
zu den Grünen die zwingende Verbindung von so-
zialer und ökologischer Frage. Und anders als für
die SPD ist für uns Systeınkritik nicht tabu. Doch
wenn es eine Mehrheit links von der Union gibt,
wird den drei Parteien gar nichts anderes übrig-
bleiben, als sie irgendwann zu nutzen.

ZEIT: Das ist dann die Konstellation für '98?
G_vsi: Eine rechnerische Mehrheit würde nicht

genügen. Aber wenn es ein gesellschaftliches Re-
formklima gibt, wird uns niemand aus der Verant-
wortung entlassen. Doch dafür muß man etwas
tun. Sich als effizienterer. ein bißchen sozialerer
Verwalter des Bestehenden zu präsentieren, das
reicht nicht. Und ich denke, Oskar Lafontaine hat
das erkannt.

Die Fragen stellten J. Buclisrciner und M. Geis



Dokument 50
Grüße an Oskar
In: »Berliner Linke« vom 24. November 1995

Nach seiner Wahl zum Paıreivorsitzenderı erhielt Oskar Lafoııtaine
ganze Berge von Glückwiiizsclzen. Auch jagre eine Srelhmgricıhme zum
Führungswechsel bei den Sozictldentokraren die agtdere.
Von den Schreiben, die aus dem Osten kamen,
dokumentiert die ››Lı`rtke« drei erstmals im vollen ll/orrl(m't.'

Per Ffm' íibermitteltes
Gitickwzmschschreiben g
des PDS-Btmdesvorsitzenden
vom I6. November:
Lieber Oskar Lafontaine, i
zuweilen und unverrnutet spendiert sich
die deutsche Geschichte eben doch ei-
nen Ruck. Das freut mich. Ich möchte
Ihnen recht herzlich zu Ihrer Wahl zum
SPD-Bundesvorsitzenden gratulieren.
Vielleicht ist für Sie von höherem Er-
kenntnisgewinn, daß ich gerade dabei
bin, mein Dienstzimmer mit dem Ge-1
schenk, das Sie Ihrem Landsmann gele-
gentlich seiner 87er Staatsvisite über-
reichten, zu schmücken. . .
Daß es Ihnen an Kraft fürs Unpopuläre
nicht fehlt, habe ich jederzeit z__u würdi-

gen gewnßt. Von dieser Kraft wünsche
ich Ihnen alles nur Erdenkliche. Mögli-
cherweise sehen Sie sich trotz der Bürde
Ihrer Ämter in der Lage, mich bei Gele-
genheit mit einem guten Essen ztı quali-
fizieren. Ihnen ist ja gelüufig, daß die
PDS gern, willig und gut lernt. Noch-
mals herzlichen Glückwunsch
Mit Vorzug und der Ihre
Lothar Bisky

Erklärmig des V0r.s'itzemIen
der PDS-Btııidewtrıgsgruppe,
Gregor Gysi, vom I6. Noıfember
Zu seiner Wahl zum Vorsitzenden der
SPD übermittle ich Oskar Lafontaine
meinen herzlichen Glückwunsch.
Mit Oskar Lafontaine übemimmt eine

.-:Wii _ Ii
gestandene sozialdemokratische Persön-
lichkeit die Führung der Partei. Damit
besteht die Chance, daß die SPD wieder
an Profil gegenüber der CDU gewinnt.
Auf der anderen Seite bleiben alle politi-
schen und strukturellen Schwächen der
SPD bestehen. Der Kampf um Akzeptanz
und Wählerstimmen zwischen der SPD
und der PDS wird von uns konsequent
fortgesetzt werd:-:'n._ Für die politische
Kultur und die weitere Entwicklung un-
seres Landes ist eine demokratisch-so-
zialistische Partei mit eindeutig sozia-
lem und antiınilitaristischem Profil
unverzichtbar. Eine solche ist die SPD
nicht und wird sie nicht werden.
Die Wahlen in der SPD zeigen überdies,
daß sich an der Westdominanz in der
Partei nichts ändern wird.
Zu sachlicher Zusammenarbeit war und
bleibt die PDS bereit, denn ein Mehr an
sozialer Gerechtigkeit ist nur mit politi-
schen Kräften links von CDU/CSU und
FDP durchzusetzen.
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wünsche ausdrücken. Ich verbinde mit
dieser Wahl, der ein klares Votum der
Delegierten zugrunde liegt, die Hoff-
nung, daß die SPD fortan in der Lage ist,
wieder deutlich konturierte Politik zu
machen.
Oskar Lafontaine, dessen Entscheidungs-
freudigkeit und politische Qualitäten ich
immer geschätzt habe, kann dazu beitra-
gen, seine Partei aufallen Politikfeldern
wieder glaubwürdig zu machen. Ich bin-
de an die Wahl Lafontaincs gleichzeitig
die Hoffnung, daß die deutsche Sozial-
demokratie den Mut zum Kurswechsel
im Umgang mit der PDS hat. Ob es eine
Mehrheit links von der Mitte gibt, ist
keine Frage, sondern eine Tatsache. Man
muß sie politisch nur wollen. Die PDS
ist zu Gespríichen auf allen Ebenen,
wenn sie ohne Vorbedingungen statt-
finden, immer bcreit gewesen und wird
es bleiben.
Mit Oskar Lafontaine hat die deutsche
Sozialdemokratie eine reelle Chance
zur politischen Erneuerung. Eine reel-
le Chance, verlorenes Terrain zurück-

vorsirzenden, I'rof Dr. Lothar'Bisk_v, zugewinnen. Mit Oskar Lafontaine
vom I6. November
Zunächst möchte ich Oskar Lafontaine
'zii seiner Wahl meine herzlichen Glück-

könnte sich die SPD endlich wieder
von der CDU unterscheiden. Das wäre
erfreulich.
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Dokument 51
SPD/PDS. Umarmen, Erdrücken
In ››Focus«, Nr. 47/1995
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Der unbestimmte Kurs von Oskar Lafontaine
verunsichert die Genossen in den neuen Ländern

Eine Stunde vor Mitternacht gerät
Mecklenburg-Vorpommerns stell-

vertretender Regierungssprecher Tho-
mas Freund ins Schwärmen. „X/Vır ha-
ben jetzt den Rücken frei. “ Der Partei-
tag in Mannheim habe das Thema PDS
nicht angefaßt, strahlt der Gehilfe von
SPD-Wirtschaftsminister Harald Rings-
torff. Eine Öffnung zur PDS sei mit dem
umtriebigen Parteichef Oskar Lafontaine
nun viel leichter möglich als mit
dem grundsatztreuen Sozialdemokra-
ten Rudolf Scharping.

Wenn er sich da mal nicht täuscht.
Tatsache ist: Das Beharren Lafontaines,
auch nach seiner Wahl an dem lange
geplanten Treffen mit Gregor Gysi fest-
zuhalten. bringt nicht nur beim politi-
schen Gegner, sondern auch in die ei-
genen Reihen Verunsicherung.

Schon fürchten die SPD-Wahlkärnp-
fer in Schleswig-I-Iolstein, Baden-Würb
temberg und Rheinland-Pfalz die ver-
heerende Außenwirkung eines SPD/
PDS-Spektakels.

Auch die gescheiterte Berliner SPD-
Spitzenkandidatin Ingrid Stahmer war
sichtlich irritiert. Verständlich, schon
während des gesamten Wahlkampfs
hatte sie sich immer wieder gegen den

4

Vorwurf wehren müssen, letztlich doch
mit Hilfe der PDS regieren zu wollen.

Noch kurz nachdem Lafontaine SPD-
Chef wurde, forderte die Berliner So-
zialsenatorin den frisch Gekürten auf,
sein lange geplantes Treffen mit Gre-
gor Gysi Ende November abzusagen.
Heftig krítsierte sie das „Gerenne um
Gespräche mit der PDS" als Versuche,
die PDS hoffähíg zu machen.

Doch nach einem Gespräch mit dem

i
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Saar-Napoleon sieht Ingrid Stahmer die
Sache völlig anders: Lafontaine habe ihr
nicht nur versichert, daß er sich über die
besondere Situation der Berliner SPD im
klaren sei, er habe ihr darüber hinaus
auch zugesagt. vor seinem Treffen mit
Gysi mit den Hauptstadt-Genossen zu
reden. Stahmer: „Weder Ausgrenzung
noch Anbiederung, sondern Auseinan-
dersetzung ist das Gebot der Stunde. “

Dies gelte erst recht für das Jahr 1996.
Stahmer Weißzf „Ausgerechnet 1996.
Wenn die PDS dann 50 Jahre Zusam-
menschluß der ,sozialistischen Parteien'
SPD und KPD feiert, werden wir West-
berliner Sozialdemokraten 50 Jahre
Kampf gegen die Zwangsfusion feiern."
Gerade dann mit der PDS zu kungeln,
sei ein verheerendes Signal für gestan-
dene konservative Sozialdemokraten.

Das wissen auch Lafontaine und sei-
ne Berater. ..Die PDS ist unser
politischer Gegner", so ein
Lafontaine-Vertrauter. „ Wir wä-
ren doch mit dem Klammer-
beutel gepudert, wenn wir die
Partei durch Koalitionen im
Osten im Westen salonfähig
machen und alteingesessene
Westsozis verprellen. "

Der Saarländer setzt darauf,
mit seinem aggressiven Links-
kurs die PDS-Wähler zu ge-
winnen. Während Scharping
in bester Kurt-Schumacher
Tradition jegliches Gespräch I
mit den Kommunisten ablehn-
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großen Koalition zu stellen, um mit Hilfe
der PDS an die Macht zu gelangen. Jetzt
scheint sich auch an der mecklenburgi-
schen Küste der Wind Wieder zu drehen.
Einflußreiche SPD-Kommunalpolitiker
wie die Bürgermeister der Hansestädte
Wismar, Rosemarie Wilcken, und Ro-
stock. Arno Pöker, wollen die PDS-Plan-
spiele im Norden blockieren.

„Die SPD tut gut daran, ihre eigenen
Ziele den Wählern und Menschen zu
verdeutlichen. Die PDS besetzt im
Osten klassische sozialdemokratische
Themen und Ziele“. legt Rosemarie
Wılcken die Strategie fest. „Eine Unter-
stützung der PDS kann uns auf Dauer
nur Stimmen kosten, wenn wir nicht
die Initiative ergreifen."

Die Tonlage hat sich deutlich geän-
dert. „Das CDU-SPD-Bündnis ist siche-

~. .
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te. soll nun versucht werden.-
die SPD als linke Alternative
zur PDS zu etablieren. Denn
noch immer krankt die SPD an
einer Fehlentscheidung der Wendezeit.

Damals sperrte sie sich grundsätzlich
gegen die Aufnahme alter SED-Ivlit-
glieder in die SPD - während „die CDU
keine Hemmungen hatte, die zwei für
Mauerbau und Stacheldraht mitver-
antwortlichen kommunistischen Par-
teien, nämlich die Ost-CDU und
die Bauernpartei, zu integrieren wie
Lafontaine in Mannheim möglichst in
jedem Interview betonte.

Wie es gehen könnte, zeigt das Bei-
spiel Brandenburg. Während alle ande-
ren Ost-SPD-Landesverbände mit ih-
rem strikten Abgrenzungskurs scheiter-
ten, schaffte ausgerechnet der mit sei-
ner DDR-Vergangenheit kokettierende
Manfred Stolpe in Brandenburg als ein-
ziger eine absolute SPD-Mehrheit.

Seit der Wahl Lafontaines werden die
Karten neu gemischt. Noch bis Mitt-
woch vergangener Woche war die SPD
Mecklenburg-Vorpommern drauf und

rer, als manche glauben", so SPD-Lan-
deschef Harald Ringstorff demütíg in
Mannheim. „Zur Zeit gibt es keine
Überlegungen“, beschwichtigt der Ost-
Genosse. „eine Minderheitsregierrıng
zu bilden." Nur noch eine Handvoll
Ausstiegsgegner soll es in der Schweri-
ner Landtagsfraktion der SPD geben.

Auch in Ttıüringen regt sich der Wi-
derstand gegen einen Regierungs-
wechsel mit der PDS. Landesvize Ger-
hard Botz schwört: „Es wird in Thürin-
gen keine Mehrheit dafiir geben, wor-
über in Mecklenburg-Vorpommern laut
gesprochen wird. “

Demnächst will Lafontaine einen
SPD-Bezirk im Freistaat Sachsen besu-
chen. Populistisch könnte er die PDS
ausstechen. Umarmen und erdrücken,
heißt seine Devise. H

OLAF Omrz/ I-loasr Onrroscnräceaf
RUDIGER PANNENBORG
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'elasse -ert st angebr ,
lvvenn es um die PDS geht. We-
f stehen Kommunisten mit ei-
n Fuß im Kanzleramt, noch
; ein Links-Bündnis realisti-
ıe Mehrheitschan'cen - auch
ht nach der Wahl eines links
lenden Lafontaine - und schon
° nicht wird die PDS zur ge-
ntdeutschen Partei mit Ein-

nur weil westdeutsch ge-
ebene SPD und ostdeutsch ver-

harrende PDS Händedruck und
Gedanken austauschen.

Solange die PDS gewälrlt wird,
sie Parlarnentssitze erreicht, ist
sie einer von vielen Wettbewer-
bern - ein politisches Problem.-
Uncl wenn sie. wie in Berlin, auf
besonderen Zuspruch bei den
Erstwälrlern stößt, in den neuen
Ländern als Vertreterin ostdeut-
scher Interessen bisweilen prä-
senter als die SPD ist, dann soll-
ten alle den Umgang mit den
PDS-Wählern suchen. Dazu ge-
hört aber auch ein demokrati-
scher, fairer und gelassener Um-
gang mit den Repräsentanten der
Partei. Zur Demokratie gehört
der Dialog. Rüde Ausgrenzungen
à la CDU-Generalsekretär Irlintze
oder sclrändliclr-taktische Avan-
cen seitens mancher SPD-Pro-
vinzpolitiker, wie in Mecklen-
burg-.V0rpommern, sind wenig
politisch noch hilfreich.
Die PDS will derzeit nicht re-

gieren, sagt Gysi. Glauben
wir es ihm. Läge nicht der Grau-
schleier über dem „IM Notar“,
dann könnten sich alle mit ihm
über Vergangenheit und Zu-

nft, über Ostdeutschland und
Opposition unterhalten. Das Wä-
re bisweilen interessanter, als
der Dialog mit dem einen oder
anderen CDU-Block-Veteran. Es
wiirde aber auch schnell offen-
kundig, daß hinter den geschlif-
fenen Worten und der treffsiche-
ren Polemik ein programmati-
sches Sammelsurium steckt, mit
dem die PDS kaum regieren
könnte, selbst wenn sie wollte.
Aber wie sollte das gehen, wenn
die kommunistische Plattform
den Stalinismus glorifiziert und
immer wieder ein Stasi- und Par-
tei-Aktivist für Nostalgie unter
dem Motto „Ich bereue nichts"
wirbt?

Die reale Gefahr, so sie von der
PDS ausgeht, ist in Wirklichkeit.
relativ gering. Das weiß natiirlich
auch der Kanzler. Da er nach der
Wende sogar beim Zugriff aufdie
Block-Parteien schneller als die
SPD war, hat er jetzt leicht spot-
ten angesichts schwieriger ge-
meinsamer Gehversuche von La-
fontaine-Partei und Gysi-PDS.
Daß Kohl gestern aber deutlich

nervös- auf linke SPD-Delm-
übungen reagiert hat, verwun-
dert. Denn die SPD-PDS-Strate-
gie wirkt noch immer reichlich
dilettantisch. Doch da das Tref-
fen zwischen Gysi und Lafontai-
ne verschoben wurde, hat manja
beiderseits noch etwas Zeit zu
politischer Besinnung - Wie steht
es denn mit der Zusammenar-
beit? Und der Kanzler kann sich
wieder beruhigen und dann den
Blick auf das eigentliche Sorgen-
kind, die marode FDP, richten.
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Kurt Biedenkopf: Wir müssen uns mit den Defiziten befassen, die die PDS
anspricht
In: »Leipziger Volkszeitung« vom 25 _/26. November 1995

t VoN Kuırr BIBDENKOPF '
 

Die deutschen«Fernseh-Talkshows ha-
ben ein neues Mode-Thema: Der „Um-
gang der demokratischen Parteien mit
der_PDS. Das Angebot an Ratschlägen
ist breit. „ L

Ratschlag Nummer eins: PDS igno-
rieren oder gar ausgrenzen r -

Ratschlag Nummer zwei: parlamen-
tarische Zusammenarbeit oder gar
Koalition mit der PDS, mn sie in der Ver-
antworttmg zu „entzaubern“.

Die Vorschläge unterscheiden. sich
voneinander wie die politischen Lager,
aus denen sie stammen. Ihnen ist aber
gemeinsam, daß siedarauf zielen, die
Wählerschaft der PDS zu gewinnen. Das
Ziel ist in einer Demokratie' legitim.
Aber dasWe`rben um'die Zustimmung

- ..... .'... ....¬._..„ ._ .v .. _ _ __` __ __

der Menschen, die
dıe PDS ge“-fëhlt

.~dıe Polıhsche~Aus-
einandersetzung
mit den Zukunfts-
'entwürfen der
PDS geschehen.

Die PDS ist dem
Sozialismus , ver-
pflichtet. Der So-

. '_ ~ zialismus ist  je-
doch keine Antwort auf die Fragen der
Zukunft in Deutschland und in Europa.
Der Sozialismus ist mit der Marktwirt-
schaft unvereinbar, sozialistische Poli-
tik ist investitionsfeindlich, sie schafft
deshalbnichtArbeitsplätze, sondern sie
verhindert ihre Entstehung. Alles, was
die PDS vorschlägt, läuft auf die Erwei-
t_e_r1ung, der staatlichen» Zuständigkeit,
auf einen Ausbau der staatlichen Auf-
gaben und die Erhöhımgder staatlichen
Ausgaben hinaus. Der Staat soll wieder
für alles, zuständigsein. Aber genau die-`
se Allzuständígkeit hatzum volrmıınd-
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Kurt Biedenkopf

.schaftlichen Staat und zur Katastrophe*
der DDRigeführt. - ' 1, p

Die klare politische Auseinanderset-
zungmit der PDS ist also eine Ausein-
andersetzung über die Frage, ob Wines.
mit einem neuen _ Sozialismus irı
Deutschland versuchen sollen. Unsere
Aufgabe in dieser Auseinandersetzung
ist es, die Wähler über die Folgender
beabsichtigten Politik der PDS aufzu-
ldären, indem, wir die PDS beim Wort
nehmen. Was würdein Sachsen oder in
- 1 1 1 'vı 1 ¬-. › __

-' . _

Deutschland geschehen, wenn _ı_iiese'
Partei Regierungsverantwortung uber- _
nähıne? Wie würde dieses Land ausse-
hen. wenn die PDS nnefiezepte v.QI1.fiß†

_ . * . _

stern zın° Bewältigung der Probleme
von morgen anzuwenden versuchtefå,
Die Antwort auf diese Fragen wird;z'u“
der Erkenntnis führen, daß es nicht gut
für unser Land ist, wenn die PDS regiert
oder mitregiert. Ich bin überzeugt, daß
selbst viele Wähler der PDS das Grau-
sen packt, wenn sie 'sich vorstellen, daß
die politischen Ziele der PDS im geein-
ten Deutschland ganz oder auch nm'
teilweise verwirklicht würden. Denn
der weit' überwiegende Teil der heuti-
gen PDS-Wähler ~ will keine Rückkehr
des Sozialismus. Das heißt: Wir müssen
im harten, aber fairen politischen Wett-
streit die Menschen über die Folgen der
beabsichtigten Politik aufklären. Auf-
klärung ist die Voraussetzung für kluge
Wahlentscheidungen. A 1

Wenn wir die Menschen gewinnen
W°11@H› a1üSSßfl'Wir ımßiedoßh auch mit
den Defiziten befassen, die die PDS mit
Erfolg anspricht. Niemand leugnet, daß
solche Defizite bestehen. Sie durch gu-
te Arbeit Stück für Stück zu beseitigen,

POLITIKER SCHREIBEN IN UNSERER ZEITUNG. itxi
bedeutet auch, Probleme zu beseitigen,
von denen die PDS lebt. Diese Probleme
sind häufig nicht ökonomischer Natur.
Sie resultieren vielfach aus dem gedan-
kenlosen und gefühllosen Umgang mit
dem Selbstwertgefühl der Menschen im

_ " _ _;

Osteniund ihren persönlichen Erfah-
rungen. Menschen im Westen, die die
Bedingungen des Lebens in der DDR nur
von fern ,beobachtet haben, verstehen
häufig die Tragweite dieser besonderen
Erfahrungen nicht. Ihnen fehlt deshalb
auch die Autorität und die Glaubwür-
digkeit; die für 'die Auseinandersetzung
mit der DDR-Vergangenheit unerläß-
lich ist.  _ il „

Ubrigens: Man kann nur begrüßen,
daß sich Oskar Lafontaine entschlossen
hat, jetzt, gut fünf Jahre nach der Ein-
heit, den Kontakt mit den Menschen in
Ostdeutschland zu suchen. Wenn er tat-
sächlich verstehen lernen will, wo uns
im Osten der Schuh drückt, dann kami
er das hier viel besser erfahren als bei
noch so vielen interessanten Gesprä-
chen mit Herrn Gysi in Saarbrücken
oder in Bonn. P  

, _

7 _______í_í~ f 7

Defizite
__--. _..___:_:__ _ __ A _†:____ :_ _ _--- 

i

die die DSanspricht



108 Dokumente

Dokument 54
Neue Sau. Die Wahl Lafontaines beflügelt die SPD-Oberen in Schwerin und Erfurt:
Sie peilen bereits den Parhıerwechsel an -- von der CDU zur PDS
ln: »DER SPlEGEL«, Nr. 48/1995
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ngela Merkel. Vorsitzende der
ACDU in Mecklenburg-Vorpom-'

mem und Umweltministerin in
Bonn. reagierte verbiestert, als sie die
neuesten Nachrichten von daheim hör-
te. Die Sozialdemokraten, mit der
Union in einer Großen Koalition ver-
bunden. so meldeten die Parteifreunde
von der Ostsee. seien auf dem Ab-
sprung.

Seit fast einem Jahr regieren SPD
und “CDU in Schwerin -~ eher gegen-
als miteinander. Immer wieder gibt es
Stunk, mal um das Schulgesetz. mal
um Spielbanken.

Anlaß für Merkels jüngsten Seufzer
war die Forderung des Rügener SPD-
Linken Udo Knapp. Regierungschef
Berndt Seite von der CDU solle Ende
nächsten Jahres zugunsten seines SPD-
Stellvertreters Harald Ríngstorff seinen
Stuhl räumen. Der Platztausch zur
Halbzeit der Legislaturperiode sei nur
recht und billig.

Warum die Koalition „nicht mal vier
Wochen ruhig regieren“ könne, klagte
Merkel: ..Muß denn die Schweriner
SPD jede Woche eine neue Sau durchs
Dorf treíben'?“

Es könnte bald noch dicker kom-
men: Seit der neue SPD-Vorsitzende
Oskar Lafontaine offen die PDS als
möglichen Bündnispartner der Sozial-
demokraten in Bonn und anderswo ho-
fiert, verspürt Genosse Ringstorff.
Vorsitzender der SPD Mecklenburg-
Vorpommerns. heftigen Auftrieb.

Ringstorff hatte sich nach der Land-
tagswahl im Oktober letzten Jahres aus
Parteirâson mit Seite zusammengetan.
obwohl sein Herz schon damals für ei-
ne - rechnerisch mögliche - Liaison
mit der SED-Nachfolgepartei schlug.
Im Landtag hat die SPD 23 Sitze. die
PDS 18 - die CDU dagegen nur
30.

Doch der damalige SPD-Bundesvor-
sitzende Rudolf Scharping war strikt
dagegen: ._Es wird keinen SPD-Mini-
sterpräsidenten geben. der mit den
Stimmen der PDS gewählt wird.“

„Mit Lafontaine". frohlockte Rings-
torff letzte Woche, „haben wir den
Wind im Rücken, der uns vorher ins
Gesicht blies.“ Endlich schwänden in
seiner Partei die Berührungsängste ge-
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SPD-Politiker Lafontaine, Schuchardt, Ringstorff*
„Wir haben den Wind im Rücken“

genüber der PDS. Ringstorff: „Wir ha-
ben jetzt eine zweite Option.“

Das Techtelmechtel der Mecklenbur-
ger mit der PDS währt schon länger:
Mehrmals haben die Sozialdemokraten
im Landtag mit der PDS gegen den
Koalitionspartner gestimmt, wohl nicht
zufällig. „Wir denken
mit der PDS. die PDS .."í"?›

die großen Proble-
me Mecklenburg-Vor-
pommerns zu lösen
versuchen“. In einem
wenig später erarbeite-
ten Thesenpapier for-
mulierte Friese noch
klarer: „Wenn sich in
der PDS der Reform-
flügel durchsetzt, sind
wir zur Zusammenar-
beit bereit.“

Verbündete hat Ha-
rald Ringstorff neuer-
dings in Thüringen
ausgemacht. Dort soll
der auf die CDU fi-
xierte Landesvorsit-
zende Gerd Schu-
chardt im März von
Richard Dewes abge-
löst werden, der zur
Zeit als Innenminister
der vom Christdemo-
kraten Bernhard Vo-
gel geführten Großen
Koalition amtiert.

Auch in Thüringen
die Alternative

rechnerisch möglich:
Im Erfurter Landtag
haben SPD' (29) und

PDS (17) die absolute Mehrheit der Sit-
ze. die CDU verfügt nur über 42 Man-
date.

Wie Ringstorff sieht der Saarländer
Dewes. der unter Oskar Lafontaine
mehrere Jahre als Staatssekretär im
Saarbrücker Gesundheits- und im In-
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.›„denkt mit uns“, sagt
Gottfried Timm. Vor-
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Landtagsfraktion. .t .

Ringstorff hat seine
Kontakte zur PDS.
trotz Abmahnung aus
der Bonner SPD-Zen-
trale. stetig und syste-
matisch ausgebaut. Im
Juni trat der Rings-
torff-Vertraute Sieg-
fried Friese. vor der
Wende Funktionär im

38 Stimmen
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DDR~Kulturministeri-
um, sogar beim PDS-
Landesparteitag als
Gastredner auf.

Wenn die PDS ihre
innerparteilichen Ge-
gensätze kläre, so die
Botschaft, könne sie
„in die politischen Ent-
scheidungen eingrei-
fen" und mit allen
Parteien ..gemeinsam

" Arn Freitag vergangener
Woche in Bonn.
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nenministerium gedient hat, die politi-
sche „Zukunft links von der Mitte“. Es
müsse „perspektivisch möglich sein, mit
den Bündnisgrünen und einer reformier-
ten PDS zusammenzuarbeiten“, sagte er
vor drei Wochen (SPIEGEL 45/1995).

Der Thüringer SPD-Landtagsabge-
ordnete Kurt Weyh hat in einem vertrau-
lichen Strategiepapier bereits verschie-
dene Ausstiegsszenarien aus der Großen
Koalition in Erfurt durchgespielt. Die
schärfsten sehen eine ..per Vertrag“ von
der PDS tolerierte Minderheitsregierun-g
oder gar eine SPD/PDS-Koalition vor.

Unklar ist. wie weit Dewes und
Ringstorff bei einem raschen Partner-
tausch die eigene Basis hinter sich hätten.

In Mecklenburg-Vorpommern hat der
Vize der SPD-Landtagsfraktion, Rainer
Beckmann, bereits angekündigt, er wer-
de aus der Partei austreten, falls Rings-
torff sich ohne Neuwahlen mit Hilfe der
PDS zum Ministerpräsidenten wählen
lasse. Ähnlich kompromißlos gibt sich
Rosemarie Wilcken. die als SPD-Bürger-
meisterin mit absoluter Mehrheit die
Hansestadt Wismar regiert.

Ringstorff könnte nur mit einem kon-
struktiven Mißtrauensvotum zum Mini-
sterpräsidenten gewählt werden. Dazu
braucht er die Stimmen der PDS-Frakti-
on und von mindestens 18 SPD-Abgeord-
eten. Sechs Dissidenten genügen, sei-

nen Traum platzen zu lassen.
Wie die Mehrheit der Genossen denkt.

weiß in beiden Ländern so recht nie-
mand. In Mecklenburg-Vorpommern
hatten nach der Landtagswahl zahlreiche
Mitglieder des mit nicht einmal 4000 See-
len bundesweit schwächsten SPD-Lan-
desverbandes Austritt und Spaltung an-
gedroht. falls die Parteispitze sich mit der
PDS zusammentue.

Doch Fraktionschef Timm glaubt, daß
sich „die Basis seither um Kilometer be-
wegt" hat. Auch der Thüringer Weyh ist
optimistisch. Er schätzt. höchstens noch
zehn Prozent seiner Parteifreunde wären
gegen eine Zusammenarbeit rnit den
Postkommunisten.

Möglicherweise jedoch ein paar mehr
Wähler. Der frühere DDR-Bürgerrechb
ler Konrad Weiß glaubt. die SPD sei
durch eine Liaison mit den SED-Erben
im Osten ..e›;istentiell gefährdet" (siehe
Seite S7).

Ringstorff. Dewes und ihre Entourage
dagegen sind sich einig. alles Unheil für
die SPD komme allein von rechts. ..Die
Fortsetzung der Großen Koalition in der
Art wie bisher“. orakelt Weyh. sei ..der
Genickbruch für die SPD“.

Wie gespannt die Lage bereits ist. schil-
derte letzte Woche der parteilose Spre-
cher der Schweriner Staatskanzlei Ralf
Jaksch. Die Sitzungen des Kabinetts. so
Jaksch. seien in „größter Herzlichkeit“
verlaufen. ..Dabei traut jeder dem ande-
ren nur so weit, wie er ein Klavier schmei-
ßen kann.“ 3

73
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Wieso ist die PDS ein desperater Verein? Fragen an Friedrich Schorlemmer
In: »Neues Deutschland« vom 28. November 1995

' 11 b di PDS 1 „d ' _1§1;1%%1¶;%;íi%:i=;šš=§š§í§Pši@f;šfašIi2šfi.f=±;:;-:ii~;fš%;=;:§%1~..f':ä

Sie-fit-eiV-i-1-“ 35--fåi-.net. Wie kommen Sie, ein
.Verfechter der Toleranz, zu

de.iltidIšrt§i°1ii?ßere Gruppierung i D
oder Institution vereinigt ine:P.$“fghe;S““;s§°;;.f:d“eg.. desperater Verein?  a e. eı er ge ıc
mich, welche Stimme wird
Schließlich die stärkste Wer- Fragen an FRIEDRICH SCHORLEMMER
den. Möglicherweise bindet die
Partei gegenwärtig lediglich ih-
re Oppositionsrolle zusammen.
Deshalb finde ich es ganz in
Ordnung, wenn PDS-Leute
jetzt politische Verantwortung
übernehmen; dann wird ihnen
manche sozialpopulistische
Schwätzerei vergehen, wie an-
deren auch. _
Entzauberung durch Einbin-
dung in die Verantwortung?

Ja. Wenn man keine kon-
kreten Entscheidungen zu fäl-
len hat, dann ist man un-
glaublich schlau. Man braucht
nur das zu sagen, was als Pro-
blem auf der Straße liegt und
dies so benennen, daß alle Leu-
te den Eindruck haben, ja, das
wäre die Lösung.
Nun scheinen ja die Erfah-
rungen des Magdeburger Mo-
dells gegen das Vorurteil ei-
ner politikunfähigen PDS zu
sprechen.

~

er Der Vlfitten-
berger Pfar-
rer Friedrich
Schorlemmer

i (51) ist Stu-
dienleiter an
der Evange-
lischen _Aka-
demie Sach-
sen-Anhalt.
Devı'se: KlarSchoriemmers

sehen und doch hoffen.
Foto.'o'pa

Soweit ich das beurteilen kann,
zeigt die PDS_im Magdeburger
Landtag insgesamt eine kon-
struktive Rolle und freundet
sich sogar mit den engen
Handlungsspiehäumen in ei-
nem armen Bundesland an. In-

I

sofern' wird die PDS hier poli-
tikiähig, was ja auch heißt,
kompromißfáhig. Wer nicht
Politik machen muß, der kann
sich auch Kompromißlosigkeit
leisten.. Und insofern ist das
Magdeburger Modell für den
Reifeprozeß der PDS in der De-
mokratie nötig.
Ihr Verdikt desperate Partei
hat auch mit persönlichen Br-
fahrungen zu tun? '

Ja, ich kenne in dieser Partei
sehr viele, die ichgpersönlich
oder aus politischen Erfahrun-
gen als glaubwürdige Demo-
kraten einschätze. Ich kenne
aber andere wie den hiesigen
ehemaligen 1. Kreissekretär,
die das alte, lautstarke Geba-
ren an den Tag legen. Ich mei-
ne, daß Leute, die früher in
führenden Positionen waren,
bestimmte Dinge nicht auf ihre
Fahnen schreiben sollten. Zum

Beispiel: Veränderung beginnt
mit Opposition. Wenn diesel-
ben Personen. die der Opposi-
tion einst auf die Finger ge-
hauen haben, das sagen, dann
halte ich es einfach für scham-
los.-
Also ab auf die Sünderbank?

Ich möchte niemand auf
Dauer auf die Sünderbank set-
zen. Es ist der Tonfall, die gan-
ze Art, in der man auftritt. Ein
bißchen -Bescheidenheit, und
das 'gilt für uns alle, täte uns
im Umgang miteinander gut.
Manchmal hab ich den Ein-
druck, daß in der PDS eine alte
tiefsitzende Macht- und Recht-
haberpose steckt. Das ist nicht
generell so. Nur wo es so ist,
yerstärkt oder weckt es alte
Angste. Ich bin gegen Polari-
sierung und für. „Durchmi-
schung“. Dazu gehört auch,
dort, wo es sich aus sachlichen
und personellen Gründen an-
bietet, Koalitionen mit PDS-De-
mokraten anzustreben.
Wenn Sie die PDS in einer
desperaten Lage sehen - wie
beschreiben Sie dann den Zu-
stand der Ost-SPD?

Wir sitzen politisch in ver-
schiedenen Booten; aber in un-
seren Booten gibt es ver-
gleichbare Probleme.

Fragen: GERD PROKOY
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»Kein Bedarf an Einheitsparteien«. PDS-Vorsitzender Lothar Bisky hofft auf eine
Refoımaltemative, hält aber Unterschiede im linken Spektmm für nötig
ln: »Neues Deutschland« vom 30. November 1995
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I Sie, " daß sich mit der
Wahl Lafontaines_ zum

neuen SPD-Chef- für die PDS
mehr als nur das Gesprächs-
klima' ändern wird? '

Möglich ist das. -Scharping
war ja in einer Sackgasse ge-
landet, während Lafontaine
zumindest erklärt, erwolle sei-
ne Politik gegen den Kanzler
richten. Das ist eine andere Si-
tuation. `K_er_npunkt bleibt aber
die inhaltliche Frage. Wohin
geht die SPD?" In Richtung
Große Koalition, CDU-light
oder Reformalternative? -Das
ist das Entscheidende.
Links von der Mitte hat es in
Deutschland noch nie eine
Wählermehrheit so gegeben.
Sie sind zuversichtlich, daß

Lothar Bisky, erwarten

sie im ,Laufe der nächsten
Jahre organisiert werden
kann?-D ` _' ,

Ja, wenn ich davon ausgehe,
etwas unscharf die SPD als lin-
ke Partei sehen, zu wollen.
-Wenn die Bundestagswahl
`1_99_4 mit einem _Konzep1_;. rot-

grün geführt worden wäre, mit
deutlich erkennbarem Willen,
den Kanzler abzulösen und ein
inhaltliches . Gegengewicht zu
schaffen, dann wäre schon
letztes Jahr eine solche Mehr-
heit links von der Mittemöglich
gewesen. Im Osten ohnehin.
Aber auch in einer Reihe alter
Bundesländer, wenn ich nicht
zuerst an Bayern denke, gibt
es eine solche Mehrheit. _
Sie_ sind in dieser Frage also
optimistischer als z. B. Josch-
ka Fischer, der gerade vor-
zurechnen versucht. hat; daß
es keine Mehrheit links von
der Mitte gibt?

Bei Fischer sehe ich -das
mehr als Begründung seines
eigenen Standpunktwechsels.
Aber das überzeugt michšnicht.
Auch Meinungsumfragen ge-
ben zu erkennen, daß es diese
linke Mehrheit geben = kann.
Nur, sie muß Profil gewinnen
und das möglichst rasch- so
weit' sind die nächsten Bun-
destagswahlen ja nicht ent-
fernt. Man kann das nicht vier
Wochen vor einem Wahlkampf

beschließenı“. S W
. -- _ ~ , « ' -. fs 1*.

W38 Iiliißflä ,deHfl.flUt= .<1fQí„bßr
teiligteıı,Parteien tun, damit
solche Mehrheiten auch poli-
tisch wirksam werden kön-
nen? i .

Man müßte Eckpunkte eines
Reformprojekts inhaltlich de-
battieren. Weg von dieser
merkwürdigen . Logik der
Standortpolitik. Arbeitsmarkt-
politik aktiv betreiben. Sozial-
staat nicht ständig in Frage
stellen. Ökologischen Umbau
nicht als Vokabel für Sonn-
tagsreden, sondern mit reali-
stisch machbaren Schritten an-
gehen. Bildungsreform, keine
deutschen Soldaten ins Aus-
land und eine Reihe weiterer
Eckpunkte. Die müßten für die
Bevölkerung eindeutig und er-
kennbar defıniert werden. Das
bedeutet nicht, daß die Partei-
en ihr eigenes Profil verlieren,
man könnte die Richtung zwin-
gend erforderlicher Reform
deutlich machen. Aber das al-
les passiert bisher leider nicht.
Ökologischer Umbau, Ar-
beitsmarktpolitik, Bildungs-

reform -- davonreden etliche
führende Leute von PDS, Grü-
nen und SPD. _ P

Das ist schon richtig. Auf der
allgemeinen Sprachebene gibt
es viele Ahnlichkeiten. Aber
näher betrachtet, sind die Pro-
gramme doch verschieden. Die
PDS etwa will sich ja heran-
trauen an Verteilungsfragen.
Wirtschaft muß sein und Wirt-
schaftsfórdenıng ist klar. Aber
auch Verteilung kann S man
schon ma-l in Frage stellen an-
gesichts der ständig wachsen-
den Kluft arm-reich. In ökolo-
gischen Fragen in den neuen
Bundesländern unterscheiden
wir uns ebenfalls deutlich von

-(1.311. Rölštfiflfiflw ı..=ı ıı_›1ıtı._f¬›
ist die Pns Iäıar`én'±`efi-naaai:flwa±slıfeif±=-*aaa›fi»=a1e
Hçrren..-Fisçher und Lafon-
taıne angekündigt haben. auf
Landes- und auf Bundesebe-
ne rıchtig vorbereitet? s

Wilfl haben diese Auseinan-
dersetzııng lange gewollt. sind*
aberdarauf nicht in allen Fra-
gen ausreichend vorbereitet.
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Aber haben ja? auch bisher
Auseinandersetzungen mit an-
deren führen müssen. Und
noch immer. haben wir auf
'Herausforderungen eine Ant-
wort gefunden. Das wird auch
hier geschehen. p
Welche Reaktionen hat denn
für Sie erkennbaı\=›-die Lafon-
taine-Wahl inder PDS selbst
ausgelöst? I F „ . n,

lm wesentlichen zwei. Das
eine' ist skeptische « Hoffnung,
daß sich etwas verändert. Die
Skepsis rührt daher, daß man
Erfahrungen hat, was immer
an raschen Sprüchen von der
SPD kommt und was . dann
folgt. K ' - ' -

Auf der anderen Seite
äußern sich auch Befürchtun-
gen nach dem Muster „Laßt
euch nicht zu sehr mit denen
einl“ Einige sind fundamental,
gegen solche Gespräche. Aber
für die große Mehrheit ist skep-
tische Hoffnung charakteri-
stisch.
Ist es für Sie vorstellbar. daß
irgendwann auf Bundesebe-
ne eine Situation eintritt, wo«
das Verhältnis PDS-SPD sich
ein bißchen wie das Verhält-
nis CSU-CDU realisiert?

Die Gefahr sehe ich über-
haupt nicht. Die ,PDS hat ihre
Existenzberechtigung in dem
Moment verspielt, wo sie eine

~ Mini-Sozialdemokratie v'vird=~
Wii-Ã meinen diasnichbt ideelo-
jgisefi, sondern unitëfsiriktefrı
Niitzlichkeitsaspekt, der sich
zum Beispiel daraus ergibt,
daß die SPD im_Westen, die
PDS im Osten stärker ist. '

Das wäre denkbar. Nehmen'
wir die Frage, wie geht's weiter
mit der inneren Einheit. Wenn
man sich dort entschließen
könnte, daß - Grüne einge-
schlossen - man tatsächlich
versucht, die Bevölkerung
nicht, wie die CDU das macht,
auf Dauer zu täuschen. Daß
nicht immer. nur Milliarden
reingepumpt werden; sondern
'daß man eine realistische Po-
litik betreibt, die Spaltung ab-
baut K
Wir setzen, auch auf die Ge-
fahr , des- Sakrilegs, einen
drauf: Schließen Sie völlig
aus, daß es eines Tages und
in irgendeiner Form ein Zu-
sammengehen von SPD und
PDS geben kann? . _

Ich selbst kann mir das iiber-
_1nI9Pt„eiehtv.Qr$is1lsa›..1iS .Wäre
eine völlig falsche Schlußfolge-
rung, erneut zu einer Ein-
heitspartei zu kommen. Für
mein Leben ist der Bedarf an
Einheitsparteien gedeckt. Und
ich halte es für richtig, daß

auch im linken Spektrum der
Politik unterscheidbare Partei-
en_ bestehen, damit 'sie im
Wettbewerb gegeneinander
Profil entwickeln. I _

¬ . ı ` '

Zur* PDS selbst: Die g gibt ja
nun nicht das Bild einer Ein-
heitspartei ah.

Ein Glück. .
Längst formieren sich Grup-
pen,_ die den Parteivorstand
von links kritisieren. Werden

im_Januar in¦Magdeburg
wieder' "ei_ne`nf†'I,de`oIogie=-Par-
teitag erleb_e`n._., vorigen
Jiı`ı'ıiiar`iI`ı' Berlin?? ` ” 1' '

Der einzige Souverän, der
das verhindern kann, sind die
Delegierten des Parteitages.
Für die kann ich nicht spre-
chen. Ich habe aber eine an-
dere Hoffnung. Ich denke, daß

=wir mit dem schon im Sep-
tember eingereichten Papier
über die Schwerpunkte der po-
litischen Arbeit bis, 1998 eine
breite Diskussion in der PDS
hatten. Es war gut, daß das so
langfristig vorbereitet- wurde.
Es war ja auch die Absicht, die
inhaltlichen Punkte ausführ-
lich zu diskutieren. Das geht
nun, überarbeitet, in die Vor-
bereitung des Parteitages ein.
Es wird auch einen kommu-
nalpolitischen l".eitantrag` ge-
ben. Und die PDS wäre ja be-
scheuert, wenn sie jetzt nicht
die Schwerpunkte, an 'denen
sich ihr Profil in den nächsten
zwei, drei Jahren bestimmen'
wird, beschließt, sondern sich
zurückbegibt in unfruchtbare
Ideoloeiedebatten.. ._ . ..
Wie schätzen Sie deninneren
Gesamtzustand der PDS,am
Vorabend . von Magdeburg
ein? I .

Die PDS ist ohne jeden Zwei-
fel eine sehr plurale Partei, und
ich betrachte Pluralität als pro-
duktive Chance.
Nicht auch als Problem?

Nein, Pluralität ist für mich
nichts Negatives. Es schafft ei-
nen unerhörten Vorteil, wenn
verschiedene Standpunkte in-
haltlich ausdebattiert werden
müssen. In diesem Prozeß ent-
wickelt sich Profil.
Das heißt; Sie vertrauen dar-
auf, bessere Argumente zu
haben .,als, jene,.,die nach .Ih-
rem Verständnis zurück zur
Ein-Theorie-Partei wollen? I.

Ich bin Marxišt, aber ich
kann doch nicht von jedem an-
deren Mitglied der Partei ver-
langen, daß er sich auch als
Marxist fühlt. Wir haben ge-
stritten dafür, daß es Christen
in der PDS, daß es andere Auf-
fassungen gibt. Das muß ich
doch akzeptieren, sonst bin ich
nicht seriös.,

Und-die vielen Debatten, die
ich bisher geführt habe - mit
den , Kreisvorsitzenden,- den
Fraktionsvorsitzenden aus al-

_ len Kreisen, kreisfreien Städ-
ten -,die bestärken mich dar-
in, daß man zu dem, was der
Bundesvorstand als Entwurf
vorgelegt hat, zwar lebhaft de-
battiert-, aber die V Orientierung
für gut und richtig hält. Daß
wir uns auf konkrete, über-
schaubare thematische Zu-
sammenhänge konzentrieren
und so unser Profil ausprägen,
Vielleicht ist die Heftigkeit der
Attacken 'gegen diesen Weg
auch' deshalb so unüberhör-
bar, weil die, die gegen diesen
Weg sind, ihre Minderheiten-
position spüren.  
Der Beschluß, der Parteitag
von Magdeburg werde sich
vor allem der Kommunalpo-
litik widmen, war keine
Flucht in die Wirklichkeit, um
so einer Strategiedebatte zu
entgehen? „

Das ist keine Flucht aus der
Strategiedebatte. Die findet oh-
nehin statt. Das ist Teil der
Strategiedebatte. Nichts fürch-
te ich mehr, als ein Abheben
in Theorie, Ideologie und¶Fern-
strategie. Wir können uns das
ja auch .nicht aussuchen. Wer
die Wahlergebnisse 1994 oder
jetzt in Berlin, ansiehtider, kann
den Wählern nicht sagen; ,war-
tet m'al 'ein paår Jahrèi.`wir.sind
jetzt erstmal dabei, den .Weg
in eine ferne Zukunft strate-
gisch aufzurollen, . `
In 175\der .rund '6 O00 ost-
deutschen Rathäusern gibt es
PDS-Bürgermeister. Haben
die neue Erkenntnisse für die
antikapitalistische Profil-
schärfe der PDS erbracht?
Oder zeigen deren Erfahrun-
gen nicht einfach nur, welche
Tippeltappeltur diese Frauen
und Männer vor Ort machen
müssen? Ist das nicht sogar
der einzig normale Weg?

Wir hatten ja eine Konferenz
mit den Bürgermeistern der
PDS. Ich ziehe immer den Hut
vor ihnen. Die haben eine un-
heimlich schwere" Aufgabe.
Das meiste ist durch Verwal-
tungsvorschriften gesetzlich
geregelt, ihr finanzieller Spiel-
raum ist gering. Unter solchen
Bedingungen PDS-Politik er-
kennbar zu halten, ist unerhört
schwierig. Und doch haben es
viele geschafft. , , ,

Zum anderen haben sie in
diesem Geschäft Kompetenz
erworben. Man kann ja Kom-
munalpolitik ohne Kompetenz
gar nicht mehr betreiben.
Gut, aber was bedeutet diese
Kom etenz für die EntwickP f

«lung einer antikapitalisti-.

schen Heformpolitik? . _
Es geht um konkrete Kom-

munalpolitik im Interesse von
Bürgern. Ich 'wünsche ja auch
eiiie' ~ demokratisch-sozialistr
sche Gesellschaft. Ich darf aber
zur Kenntnis nehmen, daß ich
sie zur Zeit nicht,habe.= Und
da habe ich doch nur die Wahl
zu sagen: Ich kann hier über-
haupt keine Politik machen,
oder ich mache Politik. Wir ha-
ben  I kommunalpolitische
Wahlkämpfe geführt. Wir ha-
ben den Bürgern versprochen,
mit ihnen zusammen durch-
schaubare Politik zu machen.
Wir haben die und die Schwer-
punkte, die wollen wir durch-
zusetzen versuchen.

Da ,verstehe ich Visions-De-
hatten überhaupt nicht. Sie
sind nicht begründbar. Erst
macht man Wahlkampf und
verspricht, ,wir kümmern uns
'um Abwässer und alles mögli-
che, und nachher sagen wir al-
ler Welt, wir machen nur anti-
kapitalistische programmati-
sche Politik und sonst gar
nichts. Das wäre' eine _Täu-
schung der -Wähler. Nicht mit
mır. › _ , -
Das ist ja nur dasleine Ex-
trem. Ein anderes betrachtet
die Kommunalpolitik als Ein-
fallstor der Reaktion.. etwa,
wenn eiıı PDS-Bürgermeister
etwas praktiziert. K was mit
dem .Parteiprogramrm der
PDS kollidiert, beispielsweise
in der Ausländerfrage.

. Das kann man nur' konkret
diskutieren. Auch die PDS ist
nicht gefeit gegen Anpassung
oder gar' Anbiederung.. Für
mich ist aber entscheidend,
daß wir die demokratischen
Korrektive gegen solche Fehl-
entwicklung in der Hand ha-
ben.  
Wie wird die PDS ınitldem 50.
Jahresta der SED_-,Grün¬dung
1996 uriıgehen? *†'“.' ` " 'í

Dern f ,B,undesvors_tand=- I -bzw.
die Historische Kommission
werden sich in den nächsten
Tagen dazu äußern. Ich stelle
mit Freuden fest, daß überall
in der PDS über dieses Ereignis
debattiertwird. Es gibt inden
Landesverbänden P1äne` für
Konferenzen. Eine wissen-
schaftliche Konferenz der PDS,
zu der_ auch die SPD eingeladen
ist, soll im April 1996 an hi-
storischem Ort stattfinden. Es
ist neues Material von damals
aufgetaucht. Wir haben hier
ein wichtiges politisches Da-
tum vor uns. Ich hoffe nur, daß
es auch ein Datum der Histo-
riker wird, die differenziert die
wirklichen Prozesse darstellen.
Und daß sie eine größere Rolle
spielen mögen als ideologische
Geschichtsverdreher. , B
was steht für die Pos 1996
im Vordergrund? ' ~

Entscheidungsfreude und
Politikfahigkeit; c
Fragen: WOLFGANG HÜBNER

REINER OSCHMANN
.. 4.... ..._....---›-
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as kann ja heiter werden: Des
Kanzlers Reaktion auf die

` Wahl Lafontaines war furios.
Man bekam den Eindruck, es

handele sich für ihn darum, Deutschland
vor einer Invasion der Roten zu retten.
„Es geht um die Zukunft der Republik“,
sagte Helmut Kohl. Wenn die SPD versu-
che, die PDS bündnisfähigzu machen,
dann kündige sie den Konsens der demo-
kratischen Parteien auf."Die PDS sei eine
marxistischef s linksradikale, zutiefst “anti-
westliche Partei. ~ .

Lafontaine`,'-' dem es- an Leidenschaft
nicht fehlfund' dersdie ganze 'Skala auf-
und abwertender Rhetorik beherrscht,
wird sich im Wahlkampf nicht lumpen las-
sen. Man muß also auf allerhand gefaßt
sein und kann nur hoffen, daß dieser
Wettstreit nicht schon heute beginnt und
bis 1998 andauert. In Scharpings „Dresd-
ner Erklärung“ vom August 1994 hieß es:
„Eine Zusammenarbeit der SPD mit der
PDS kommt nicht in Frage.“ In Lafon-
taines Erklärung aus der vorigen Woche,
nach einer Besprechung mit den SPD-
Länderchefs der ostdeutschen Länder,
kommt dieser Satz nicht mehr vor. Hier
heißt es:i„Wir miissen uns mit Programm
und Politik der PDS inhaltlich auseinan-
dersetzen, und dazu gehört auch ein
fairer, demokratischer Umgang.“

Die CDU in Bonn dagegen stigmati-
siert die PDS weiterhin als „Mauerschüt-
zen-Partei“. Ihr Generalsekretär Peter
Hintze erklärt, die PDS bleibe eine Bewe-
gung der Ewiggestrigen, die Unruhe
schüre, aber keinen konstruktiven Beitrag
zur Politik leiste. Seine Forderung; „mes-
serscharfe Trennung“. Hintzes bayeri-
scher Kollege Bernd Protzner, Generalse-
kretär der CSU, der die PDS mit der
NSDAP vergleicht, verlangt: „totale Di-
stanz“. 2 E

Beide haben offenbar noch nie darüber
nachgedacht, daß eine solche Politik die
Kluft zwischen Ost und West weiter ver-
tieft und überdies immer mehr Ostdeut-
sche dazu bringt, die PDS als ih_re Heimat
zu empfinden. Kanzleramtsminister Fried-
rich Bohl steuerte schließlich die Begrün-
dung für jene Forderungen bei: Das ge-
samte Programm der PDS gleiche, so
meinte er, einem Anschlag auf die innere
und äußere Sicherheit Deutschlands.

Das Anschwellen der Wählerstimmen
für die Protestpartei ist wahrscheinlich
eine Reaktion auf die Dämonisierung der
PDS, die von einst 10 Prozent auf jetzt 20

Prozent der Stimmen gestiegen ist. Bei
der Berliner Wahl wurde sie mit 36 Pro-
zent der Stimmen im Ostteil der Stadt
drittstärkste Partei. _

Wolfgang Schäuble schrieb in seinem
1994 erschienenen Buch: „Die 2,5 Millio-
nen ehemaliger SED-Mitglieder dürfen
nicht vom demokratischen Prozeß ausge-
schlossen werden '- sie müssen ihre
Chance haben.“ Aber bei seiner Partei
hat diese Haltung offensichtlich keinen
Anklang gefunden. ~

Es ist keine Frage, daß eine gewisse
Trotzstimmung beim Anwachsen der PDS
eine entscheidende Rolle spielt: Wir wer-
den es den Bonnern schon zeigen! Womit
nicht nur die Union gemeint ist, sondern
auch die SPD, der vorgeworfen wird, sie'
kümmere sich nicht genug um den Osten.
In Sachsen hatte die SPD bei den letzten
Landtagswahlen nur noch 16,6=Prozent «-
die PDS war mit 16,5 Prozent gleich stark.

Die Frage, wie wir mit der PDS umge-
hen sollen, muß wohl unter zwei Aspek-
ten behandelt werden. Einmal aus
menschlich-staatsbürgerlicher Sicht und
zumanderen unter praktisch-parteipoliti-
.schen Gesichtspunkten. Zum ersten ist
a`nzumerken, daß man ein Drittel der Be-
völkerung nicht einfach ausgrenzen kann..
Mindestens ist dies höchst unzweckmäßig.
weil 'es nur zu immer weiterer antiwestli-
cher Solıdarisierung führt. Auch ist es mo-
ralisch nicht zu rechtfertigen.

Wir haben doch erfahren, daß man Po-
flitik nicht mit Dogınen - siehe Hallstein-
'doktrin - Betreiben kann." Denndieser

Konzeption liegt die absurde Vorstellung
zugrunde, man könnte die Geschichte an
einem bestimmten Punkt festnageln. Aber
die Geschichte ist, wie wir alle wissen, ein
Prozeß.

Der Sachzwang oder, wie de Gaulle zu
sagen pflegte, „Ia nature des choses“ führt
dazu, daß sich alles immer wieder wan-
delt. Natürlich ändern sich nicht nur die
Verhältnisse, sondern auch die Menschen.
Die Deutschen, die während eines Jahr-
hundeıts erst vom Wilhelminischen Zeit-
alter und dann vom Nationalsozialismus
ı k A .

Erfahrung lehrt:
Mit Dogmen kann
man keine
Politik betreiben

geprägt wurden, sind nun schließlich un-
geachtet der unzulänglichen Vergangen-
heitsbewältigung doch verläßliche, Demo-
kraten geworden. Ein anderes Beispiel ist
uns gerade in der vergangenen Woche
vorgeführt worden: Jassir Arafat, der jah-
relang als Terrorist gefürchtet und gemie-
den wurde, ist hoch geehrt durch
Deutschland gereist und überall freund-
schaftlich empfangen worden.

Sicherlich sind die alten kommunisti-
schen Funktionäre zuhauf in der PDS (ir-
gendwo müssen sie ja sein). Aber auch
wenn über ein Drittel der Ostberliner für
diese Partei gestimmt hat, ist nicht anzu-
nehmen, daß ihr Ehrgeiz darauf gerichtet
ist, das alte Regime ,mit seinen Unter-
drückungen, Bespitzelungen und Zucht-
häusern wiederzuerrichten. Im Bezirk
Berlin-Mitte gewann die PDS zwanzig
Sitze, die SPD zehn, die CDU neun. Zu
denken gibt auch, daß sich so viel Jugend
zu dieser Partei hingezogen fühlt. Sie hat
die jüngsten Abgeordneten im Abgeord-
netenhaus und auf Bezirksebene. 39 Pro-
zent der 18- bis 24-jährigen votierten für
sıe. .

Ferner haben die Besserverdienenden
und nicht die Notleidenden PDS'gewählt
(laut Infas: bei monatlichem Einkommen
bis 1800 Mark waren es 13 Prozent, aber
bei 4000 Mark monatlich 25 Prozent).
Auch die akademisch Gebildeten sind
überproportional vertreten - was kein
Wunder ist, denn allein von der°Akade-
mie der Wissenschaften haben.1700 Mit-
glieder nur befristete Verträge bis 1996
erhalten; was danach aus ihnen wird, weiß
niemand. . _

Und wie sieht der parteipolitische
Aspekt aus? Zunächst einmal: Die PDS
ist die einzige Partei, die den Vorteil hat,
über eine funktionierende Organisation
zu verfügen und über Leute, die damit
umzugehen verstehen. Sie 'wird wahr-
scheinlich nicht nur aus Trotz gewählt und
weıl sie linker ist als die SPD, sondern
auch weil sie für viele das östliche Le-
bensgefühl verkörpert. Der Prenzlauer
Berg, wo die „fortschrittlichen“ Intellek-
tuellen sitzen, wählt PDS.

Die SPD, die unter Scharping zur Mitte
strebte, ist in den Augen vieler keine Al-
ternative zu den Konservativen. Sie wird
sicher in Zukunft in Bonn ein schärfer
profiliertes Programm entwickeln und die
Rolle-der Opposition besser wahrneh_men
als bisher. Voraussetzung ist allerdings,
daß. wie der Berliner Bausenator Wolf-
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gang Nagel (SPD) sagte, „jetzt keinesfalls
mit irgendwelchen Tricks oder Mätzchen
die Wahl von PDS-Bürgermeistern in den
Ostbezirken verhindert wird“. Begrün-
dung: In Berlin-Mitte müßte die PDS als
stärkste Fraktion den Bürgermeister stel-
len, wenn nicht die CDU 1992 eine Ver-
fassungsänderung durchgesetzt hätte, wo-
nach die Fraktionen sich bei der Bezirks-
wahl zu „Zählgemeinschaften“ zusam-
mentun können. CDU, SPD und Bündnis
90 hatten sich nach der vorhergehenden
Wahl zusammengeschlossen und verhin-
dert, daß PDS-Vertreter Bezirkschefs
werden konnten.

Vorläufig weiß man noch nicht. ob La-
fontaine die Aufbruchstimmung, die er in
Mannheim erzeugt hat, bewahren und ob
er sie nutzen kann. um die beiden Flügel
der SPD wieder zu integrieren. Notwen-
dig dafür ist eine glaubwürdige Zielset-
zung und eine Reform der Gesellschaft -
ein neues Engagement zeichnet sich be-
reits ab.

Es gibt schon heute auf kommunaler
Ebene Koalitionen zwischen den beiden
Linksparteien, aber auch die CDU arbei-
tet in einigen Gemeinden mit der PDS gut
zusammen; in Brandenburg wurden sogar
PDS-Landräte mit CDU-Stimmen ge-
wählt. Ringstorff, SPD-Vorsitzender in
Mecklenburg-Vorpommern und zugleich
Chef des Bundesparteirats, sagte kürzlich:
„In Sachsen-Anhalt verhält sich die PDS
staatstragender als zuvor die CDU mit ih-
ren Skandalen.“

Fazit: Wir Demokraten sollten nicht so
kleingläubig sein. Wir brauchen den Wett-
bewerb und auch Koalitionen mit der
PDS nicht zu scheuen.-

ehrheit ist Mehrheit. so heißt
es in der Demokratie. Wes-
halb also nicht auch .,linke

Ä Mehrheiten“ dort bilden. wo
es rechnerisch möglich ist? Sozialdemo-
kraten, Grüne und PDS - oder gar Rot-
Rot, wo man auf Rot-Grün als Grundlage
des Geschäfts nicht angewiesen ist:
Warum nicht? Weil eben Mehrheiten
nicht nur ein mathematisches. sondern ein
p0llIlSCilES t"T001Crıı Sıııu. na nuııııııt tııtıııt
nur auf die Menge. sondern auch auf die
Moral von der Geschicht` an. Und wo die
Moral nicht stimmt, kann schnell auch die
Menge schwinden. -

Wo steht denn geschrieben. daß es der
SPD auch nur mittelfristig nützt, wenn sie
sich von der PDS abhängig macht, wenn
sie also mit ihr ein Bündnis schließt oder
sich von ihr in der Regierungsrolle tole-
rieren läßt? (Um die Frage, ob ein solches
Gespann dern Gemeinwesen dient, einmal
beiseite zu lassen.) Gewiß, die relativ
hohe Zahl von PDS-Wählern im Jahre
fünf nach der Wiedervereinigung muß zu
denken geben. Doch wäre es viel zu ein-
fach gedacht, wollte man in diesen Bür-
gern lauter linke Wähler oder verkappte
Sozialdemokraten sehen; viele von ihnen
denken ganz konservativ, strukturkonser-
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vativ in der Erinnerung an die unterge-
gangene DDR. Wer sagt denn, man
könne sie der PDS ausgerechnet dadurch
abspenstig machen, daß man just mit der
PDS zusammenarbeitet und damit die
Partei legitimiert, die sich selber in die
Rechtsnachfolge der SED gestellt hat?

Es gilt also deutlich zu unterscheiden
zwischen den Bürgern, die PDS gewählt
haben, und der PDS selber. Im Wahl-
kampf muß man sich an die Wähler wen-
den, bei einer Regierungsbildung hat man
es ausschließlich mit der Partei zu tun --
mit ihrer Vergangenheit und Gegenwart,
mit ihrer Politik und ihrem Personal, mit
ihrem Programm und ihrer ganz alltägli-
chen, konkreten Praxis. Die Wähler dür-
fen sich, wenn es denn sein muß, Illusio-
nen machen über die PDS -- die SPD darf
dies nicht. _ _

Immerhin 95 Prozent der PDS-Mitglie-
der waren früher Mitglieder der SED.
Wesentliche Zuwächse oder eine perso-
nelle 'Erneuerung nach der Wende hat die
Partei also nicht erfahren. Die Mitglieder-
zahl ist rückläufig, die Altersschichtung
problematisch. Die sächsische PDS, der
größte Landesverband, hat im vergange-
nen Jahr über l1 Prozent ihrer Mitglieder
verloren. Nur 3.7 Prozent der dortigen
Mitglieder sind unter 35 Jahre alt, über 80
Prozent sind älter als 55 Jahre, zwei Drit-
tel älter als 65 Jahre. _Eine Organisation,
aus der ein neues Gesellschaftsbild entste-
hen kann - eine Partei mit.ÄZukunft, die
zu Bündnissen einlädt? 0
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wenn man auf die Praxis blickt. Bei wei-
tem nicht alle PDS-Mitglieder sind tradi-
tionelle Komm'unisten.›§_±Aber die Partei
kann sich weder zu einer überzeugenden
Auseinandersetzung mit der DDR-Ver-
gangenheit noch zu einer konsequenten
Absage an ihre „Kommunistische Platt-
form“ entschließen. Nach wie vor verherr-
licht das Programm die sozialistische Ok-
toberrevolution. Im Westen der Republik
läßt sich die PDS sowohl auf die Reste
der DKP als auch auf Kontakte zu den
„Autonomen“ und auf „Antifa-Kampa-
gnen“ ein. Ein Partner zur Lösung moder-
ner Herausforderungen der Politik?

Wer als Sozialdemokrat mit der PDS
kooperieren will, sollte wenigstens zur
Kenntnis nehmen. was wichtige Personen

Weshalb soll es der
SPD nützen, wenn
-sie sich von der
PDS abhängig macht?

in der PDS über das Verhältnis zur SPD
sagen. “Zum Beispiel der am vorigen Wo-
chenende neugewählte sächsische Landes-
vorsitzende Reinhard Lauter: Die SPD
habe mit ihrem Godesberger Programm
aufgehört, die ,.bestehende Gesellschaft“

in Frage zu stellen; sie sei für ihn „das
letzte, worin ich meine Hoffnung setze“.
Lieber möchte Lauter mit der Kommuni-
stischen Partei in Tschechien zusammen-
arbeiten. Und mit der Stasi hätten schließ-
lich viele Mitglieder aus demselben
Grunde kooperiert, aus dem sie in die
SED eingetreten sind: um eine „humani-
stische Gesellschaft“ aufzubauen. Wie
verträgt sich ein solches Bekenntnis mit
der__Selbstachtung der Sozialdemokraten?

Uber all diese Fakten und Verhaltens-
weisen sollen die Sozialdemokraten hin-
wegsehen, nur damit unter dem Strich
eine Mehrheit oder eine tolerierte Min-
derheitsregierung herausschaut? Wer eine
solche Partei als Koalitionspartner legiti-
miert, muß damit rechnen, daß in den ei-
genen Reihen jene Minderheiten aufge-
wertet werden, die immer noch oder
immer wieder Zweifel an den beiden gro-
ßen Grundentscheidungen der Sozialde-
mokratie aus den sechziger Jahren hegen:
an der Godesberger Wende und an der
Westbindung der Republik. Und er muß
wissen, daß die dafür notwendigen Kom-
promisse es der SPD noch schwieriger
machen, sich der eigenen Modernisierung
irn Zeitalter der Globalisierung zu stellen.
Ubrigens auch dem Wettbewerb mit den
postmodernen Okologen der Grünen.

Was Wunder, daß als einzige Rechtfer-
tigung einer Kooperation mit der PDS die
Hoffnung verbreitet wird. man müssedie
PDS in die Regierungsverantwortung ho-
len, um sie zu entzaubern. Das freilich ist
eine verwegene Erwartung. Alle bisheri-
gen Erfahrungen lehren, wie schwierig
Koalitionen selbst dann sind, wenn die
Partner mit dem aktiven Willen antreten,
in einem Bündnis auf Zeit gemeinsam die
Probleme zu lösen, die sich der Gesell-
schaft ganz akut stellen. Schon`der_fk_o_n-
struktive Wettbewerb (das _ Gemeinwesen
soll profitieren, aber jeder, PartnAer`i'f';ii;i1f;h)
verlangt ' einige politische'„_Virtuosit§§t',ff§i-
_|Clli'-7 PIC11ê¶1§ Dktldllüü Z_Wı3t.'l1Clı ıdttgöüill
abnehmenderKollegialität und allmählich
zunehmenderKonkurrenz. A '

Ab@f.9ífl5,YQn Anfang an destruktive
Koalition, das`wärero_o' clever by hälf zu
schlau, um wahr zu sein. Ein Bündnis, in
dem ein Partner nur aufs Kreuz gelegt
werden soll - das hat die Republik in ih-
rer Geschichte noch nicht gesehen. An
einem solchen rein taktischen Experiment
haftet das Risiko der Selbstbeschädigung
durch Uberanpassung und Wählervertrei-
bung. Und wo Joschka Fischer recht hat,
hat er recht: Einem derartigen „Links-
bündnis“ kann es nicht gelingen, Wähler
in der Mitte zu binden. Entweder glaubt
man, illusionsbeladen, an die '^„linke
Mehrheit“ - oder die Sache isf unglaub-
würdig von Anfang an. A

Die Kooperation mit der PDS ist für
die SPD also keine realistische Möglich-
keit, die Wähler und (wo immer möglich
auch) die Mitglieder der Postkommuni-
sten für sich zu gewinnen. Was die Mit-
glieder angeht, muß die Chance ohnehin



als gering eingeschätzt werden. Wenn die
PDS-Mitglieder wirklich zu 95 Prozent
aus der SED stammen und zu vier Fünf-
teln über 55 Jahre alt sind, ist dort nicht
mehr viel zu holen. Das wäre vielleicht
anders gewesen, hätte sich die ostdeutsche
SPD unmittelbar nach der Wende bereit
gefunden, aus diesem Kreis Mitglieder
aufzunehmen, die sich zu Programm und
Praxis der Sozialdemokratie bekannten. 1

Davor scheute die SPD damals zurück,
aus Mißtrauen und aus Angst vor der Kri-
tik der anderen Parteien. Gewiß, die
CDU hatte keine Scheu, die Mitglieder
zweier Blockparteien zu vereinnahmen.
Aber es bleibt trotz aller Glaubwürdig-
keitsprobleme ein Unterschied, ob man
die Blockpartei auflöst, ihre Leute in die
(West-)CDU aufnimmt und damit ihrem'
Programm, ihren Gebräuchen und ihren
Mehrheitsentscheidungen verpflichtet -
oder ob man eine Nachfolgepartei 'als sa-
tisfaktionsfähigen Partner hoffähig macht.

Bleibt also der politische Kampf um die
Wähler der PDS. Den aber muß die SPD
durch selbstbewußte Überzeugungsarbeit
und nicht im Wege der bewußtseinstrü-
benden Anpassung führen. Überzeu-
gungsarbeit, das heißt keineswegs: die
PDS-Wähler mit Totschlagargurnenten
vor den Kopf zu stoßen oder die PDS aus
dem demokratischen Streit von vornher-
ein auszuschließen. Aber der demokrati-
sche Streit als solcher muß schon gewagt
werden. Im Handelsrecht und im gewerb-
lichen Wettbewerb gibt es die Pflicht zur
Firmenwahrheit und zur Firmenklarheit.
Warum sollte dies in der politischen Aus-
einandersetzung anders sein? Ausgren-
zung der Wähler: nein, Abgrenzung von
der Partei: sehr wohl. _

Ob es also in der Kommunalpolitik und
im Verhältnis zu bestimmten Personen der
PDS Möglichkeiten zur Zusammenarbeit
gibt, bleibt zu prüfen. Für pauschale Bünd-
nisse mit der PDS bleibt kein Spielraum.

›
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Die Demokraten brauchen
den Wettbewerb und

Koalitionen mit der PDS `
nicht zu scheuen

_

Marion Gräfin Dönhoff

Im Umgang mit cler PDS muß
gelten.: Ausgrenzung der .

\Vähler, nein. Abgrenzung von
'  der Partei, sehr wohl  

Robert Leicht

„Kein Koalitionsbruch im Osten“ _
DIE ZEIT: Herr Thierse, Sie waren

beim Gespräch zwischen Oskar Lafon-
taine und Gregor Gysi dabei. Wollen
SPD und PDS sich einander nähern?

Wolfgang Thierse: Der Eindruck ist
falsch. Es geht weder um Koalitionen
noch um Bündnisse. Gysi hat in unse-
rem Gespräch selbst wiederholt, daß
seine Partei weder koalitionsfähig
noch koalitionsbereit ist. Es ist absolut
unrealistisch, daß in der laufenden
Wahlperiode in Ostdeutschland ein
Koalitionswechsel ansteht. -

ZEIT: Hat der Streit mit Gysi ge-
lohnt?

Thierse: Es war in der Tat ein streiti-
ges Gespräch über das Verhältnis der

PDS zur SED und zu den Opfern der
Diktatur. Wir haben auch über Realis-
mus und Populismus von PDS-
Vorschlägen gesprochen.

ZEIT: Wird sich das Verhältnis zwi-
schen beiden Parteien im Bundestag
verändern? '

Thierse: Es gibt den Wunsch der
PDS nach fairem Umgang. Ich habe
das immer für richtig gehalten. Das ist
man auch den Wählern schuldig. Nicht
mehr und nicht weniger.

Der ostdeutsche Abgeordnete
Wolfgang Thierse ist
Stellvertreter: der SPD-Vorsitzender

_ _ __ _ _ _ _ 7- _ -- - - 7 7 _ ı__ __ eff _,___ 7"*'** __
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Dokument 58 2
Gysi: Druck auf die SPD ausüben. Landesparteitag der Thüringer PDS/››Profil
entwickehi«
In: »Frankfurter Allgemeine Zeitung« vom 4. Dezember 1995
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cpm. ERFURT, 3. Dezember. Der. Vor-
sitzende der Abgeordnetengruppe der PDS
im Bundestag, Gysi, hat seine Partei in Er-
furt aul`gerufen_, ein gesellschaftliches Kli-
ma für Veränderungen zu schaffen. das
auch vom politischen Gegner akzeptiert
werde. Auf dem Landesparteitag der Thü-
ringer PDS erinnerte Gysi an die Entspan-
nungspolitik Brandts. Gysi ermahnfte zu-
gleich, nicht von der sozialistischen Pro-
grammatik abzuweichen. Auch die PDS-
Fraktionsvorsitzende im Thüringer Land-
tag, Fischer, verlangte Treue zu den „Prin-
zipien und Grundwerten“. Die PDS-Vor-
sitzende von Thüringen, Zimmer, forderte
die PDS auf, ..ihr Profil als sozialistische
Partei zu entwickeln“. Der DGB-Landes-
vorsitzende von Thüringen, der aus Hes-
sen zugezogcne Spieth (SPD), sagte, er
hoffe, daß der Parteitag und der „Klä-
rungsprozeß“ dazu beitrügen, daß „wir ein
Stück xveiterkommen“, die Landespolitik
zu begleiten. Der Sozialdemokrat sagte, er
wáilile die Anrede .,liebe Genossinen und
Genossen“ nicht im Sinne einer gemeinsa-
men Partei. sondern im Sinne einer ge-
meinsamen Sache.

Gysi wandte sich gegen eine rein arith-
metische Betrachtung von Mehrheiten.
Der PDS biete sich die Chance. von links
auf die SPD Druck auszuüben, denn dort
gebe es auch Linke. Die Grünen will Gysi
für eine ..Rcformmehrheit“ nutzen. Sein
Gespräch mit dem SPD-Vorsitzenden La-
fontaine habe er nicht als einmalig emp-
funden. ln PDS- und SPD gebe es Klä-
rungsprozesse. Die Wahlerfolge der PDS
veränderten heute schon die Politik. Die
Themen Altschulden und „Rentenstraf`-
recht“, die von der PDS besetzt worden
seien, seien nun auch Themen anderer Par-
teien. Die SPD habe nicht plötzlich die
Liebe zur PDS entdeckt, sondern wie auch
die CDU erkannt, daß die Ausgrenzung
der PDS nichts bringe. Der Fraktionsspre-
cher- von Bündnis 90ßDie Grünen im Bun-
destag. Fischer, habe dagegen schon frii-
her die Strategie erkannt, die PDS zu so-
zialisiercn. zu entzaubcrn, indem er zum
Beispiel vorgeschlagen habe, ihn, Gysi,
zum Wolnuııigsbauıiıinister zu ernennen.
Gysi sagte, auch wer es mit Umarmung
versuche, werde es nicht schaffen, die PDS
„klein--oder totzumachen“, sofern die Pro-
grammatik dcr sozialistischen Partei blei-
be. Nach der Ausgrenzung und der Umar-
mung werdc als dritte Stufe die Akzeptanz
der PDS folgen. Die anderen Parteien,
sagte Gysi voraus, wiirden akzeptieren,
wie mau__mit der,PDS Politik macht. Er
teile die Angste in der Bevölkerung gegen-
über der PDS nicht, aber auf dem Weg,
die PDS zu ciner „normalen Partei“ zu
machen, nehme er sic ernst.

Gysi warnte die Partei voreinem neuen
„Streit der Ideologien“. Die PDS 'solle
nicht Gesetze brechen, sondern Wider-
spruch suchen und organisieren. In der
Kommunalpolitik solle sie die Bürger ge-
genüber dem Land und dem Bund vertre-
ten und nicht das Land und den Bund ge-
genüber den Bürgern. Es werde viel über
Armut geredet, aber es müsse mehr über
den Reichtum gesprochen werden. Gysi
forderte auf, darüber nachzudenken, wie
die Reichen von ihrer „hohen Eigentums-
verantwortung runterzubringen“ seien. Es
gebe .,750 Milliarden Mark frei vagabun-
dierendes Kapital“. Man müsse nur zu-
greifen. „Spekulationsgewinne“ seien zu
besteucrn. Die wahren Gewinner der Ein-
heit seien die privaten Banken.

Die Landesvorsitzende Zimmer schloß
abermals eine Koalition mit der SPD oder
die Tolerierung einer SPD-Minderheitsre-
gierung wegen der knappen l\/lehrheitsveı'-
hšiltnisse in Thüringen aus. Die PDS wer-
de aber keinen verniinftigcn Antrag der
SPD, mit der die PDS rein rechnerisch
eine Ivlehrheit im Landtag hätte, ablehnen.
Das Ende der großen Koalition halte sie
immer noch fiir denkbar. „Die Lösung“
werde in diesem Falle nicht in der Dul-
dung einer SPD-Regierung, sondern aus-
schließlich in Neuwahlen zu finden sein.
Diese Konsequenz scheue die SPD. Frau
Zimmer warnte vor dem „Bcschwörcn al-
ter Feindbilder“, das sie namentlich dem
SPD-Vorsitzenden Schuchardt vorwarf.
Frau Zimmer schlug daher vor, „mit der
SPD gemeinsam die Debatte um den Ver-
einígungsprozeß von KPD und SPD zur
SED zu führen". Die offenkundigen
Schxvierigkeiten in der eigenen Fraktion
ansprechend sagte Frau Zimmer: „Einzeln
seid ihr prima Leute, jedoch auf einen
Haufen seid ihr schwer zu ertragenl“ Die
17 Fraktionsmitglieder sollten sich endlich
gegenseitig akzeptieren. Das Verhalten der
PDS-Abgeordneten sei nicht abschätzbar.
Wan wisse nicht, wer wann .die Hand
hebe. Persönliche Eitelkeíten seien abzule-
gen. Die Fraktionsvorsitzende Fischer be-
gründete die Unberechenbarkeit und of-
fenkundig schlechte Atmosphäre in der
Fraktion mit der offenen Liste,.mit der
sich die PDS zur Wahl gestellt habe. Die
Fraktion bilde keine homogene Gruppe.
Die Rolle, einzige Oppositionspartei zu
sein, sei komfortabel und kompliziert zu-
gleich. Unter Hinweis auf eine anstehende
Klausurtagung -der PDS-Fraktion sagte
Frau Fischer, die nicht sicher sein kann,
eine Mehrheit hinter sich zu haben:
„Leicht mache ich es keinem.“ Den Dele-
gierten sagte sie, sie könnten damit rech-
nen, daß sie „irgendwo in Verantwortung“
bleibe.
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››Das bekommt uns nicht«. Interview mit dem ostdeutschen Sozialdemokraten
Richard Schröder über Lafontaine und die PDS
In: »DER SPIEGEL«, Nr. 49/1995

SPIEGEL: Herr Schröder, Ihr neuer
Parteivorsitzender Oskar Lafontaine
hat jetzt die Losung ausgegeben, die
SPD müsse eine linke Mehrheit su-
chen. Suchen Sie rnit?
Schröder: Es ist offenbar so, daß Stim-
men einen Politiker genauso faszinie-
ren können wie eine Marktlücke den
Geschäftsmann. Wie wir wissen, kann
der Geschäftsmann ziemlich auf die
Nase fallen, wenn er in eine Lücke zu

l

Lafontaine-Kritiker Schröder: „Seit wann macht man Koalitionen zu pädagogischen Zwecken?“

drängen versucht, die nicht hält. was
sie verspricht. Das sollte der SPD
besser nicht passieren. Ich bin fest
davon überzeugt, daß meine Partei
mehr verliert. als sie gewinnt, wenn
sie die PDS zum Partner erklärt.
SPIEGEL: Auf eine Zusammenarbeit
mit der PDS angesprochen, hat La-
fontaine bislang nur erklärt, alle
müßten eine „Chance haben, sich an
der Demokratie zu beteiligen“. Was
spricht dagegen?
Schröder: Da die PDS ja nicht verbo~
ten ist und die Chance zur demokra-
tischen Mitarbeit seit 1990 erfolgreich
nutzt, klingt das so, als wollte er sa-

gen: Die PDS muß ganz normal koaliti-
onsfähig sein. Und da kann ich nur ant-
worten: Lieber Oskar, jetzt mach erst
mal deine Besuchsserie im Osten, und
dann laß uns zu den druckreifen Formu-
lierungen kommen.
SPIEGEL: Was stört Sie an engerer Zu-
sammenarbeit mit der Truppe Gregor
Gysisf?
Schröder: Ich finde es völlig in Ord-
nung, daß die PDS dort Stadträte stellt,

-iı

Zu den Gründervätern
der Ost-SPD gehört Richard Schröder,
51. Er war nach den ersten freien Wahlen
im März 1990 SPD-Fraktionsvorsitzender
in der DDR-Volkskammer. lm Gegensatz
zu Oskar Lafontaine setzte sich Schröder
vehement für eine schnelle Einführung
der D-Mark_und eine zügige Vereinigung
der beiden deutschen Staaten ein. Nach
der Bundestagswahl 1990 zog sich der
Theologe aus der aktiven Politik zurück
und übernahm eine Professur an der Ber-
liner Humboldt-Universität.

wo sie stark ist. Ich finde auch alle Ver-
suche falsch, unter Dehnung und Quet-
schung einer Kommunalverfassung zu
vermeiden, daß es PDS-Biirgermeister
gibt. Aber eine Koalition kann die SPD
nicht ernsthaft wollen, weil ihr das gar
nicht gut bekommen würde. Mir hat nie
eingeleuchtet, warum uns PDS-Wähler
plötzlich ihre Stimme geben sollten, nur
weil wir mit ihrer Partei kooperieren.
Die bleiben in ihrer postsozialistischen

Wohnung hocken, wenn wir ihnen sa-
gen: Das Haus, in dem ihr euch einge-
igelt habt, ist eigentlich ganz in Ord-
nung.
SPIEGEL: Die Befürworter einer enge-
ren Kooperation hoffen auf eine Ent-
zauberung der Linkskonkurrenz durch
Mitregieren.
Schröder: In der Opposition kann die
PDS diffus gegen alles sein und so ihre
Vielgestaltigkeit retten, das ist schon
richtig. Aber seit wann macht man
Koalitionen zu pädagogischen Zwek-
ken? Wobei es in diesem Fall ja sogar
darauf hinauslaufen soll, den Partner
kaputtzuschmusen. Ich halte es für

-J
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reichlich naiv, die PDS als einen Verein
zu betrachten. den man vereinnahrnen
könnte. Die Gysi-Leute würden in einer
Regierung eine beachtliche Agilität ent-
wickeln, die kämen mit lauter Ideen und
Anträgen. Die PDS hat schließlich eine
Reihe machtgewohnter Politiker anzu-
bieten.
SPIEGEL: Ein PDS-Minister würde sich
sehr schwer damit tun, Kürzungen im
Sozialbereich zu rechtfertigen.
Schröder: Viele Sozialdemokraten un-
terschätzen die Gefahr, die von einem
Koalitionspartner ausgeht, der im Osten
über viermal so viele Mitglieder verfügt
wie wir selbst. Unsere Leute haben
nicht die Power, wie die PDS an der Ba-
sis auch Unpopuläres zu vermitteln und
zu verkaufen. Ich fürchte, daß dieses
Spiel um Wähler und Stimmen die ande-
ren gewinnen würden.
SPIEGEL: Wenn die ostdeutschen Sozial-
demokraten die PDS als Mehrheitsbe-
schaffer ablehnen, wie Sie es fordern,
bleibt ihnen auf Dauer nur die CDU als
Koalitionspartner.
Schröder: Ich sehe das Dilemma genau
und weiß keinen Ausweg. Aber wenn
wir in unserer Verzweiflung auf die PDS
zugehen, gefährden wir die Existenz der
Ost-SPD. Viele sind ja zu den Sozialde-
mokraten gekommen aus Ressentiment
gegen alles, was sie mit der SED und
dem alten System identifizieren. Wir ha-

„Mit einer Art USPD
hätte ich weit

_, weniger Probleme“ (_
ben hier im Ort auch einige zugereiste
SPD-Mitglieder aus West-Berlin, die se-
hen das, ähnlich wie Lafontaine, viel ge-
lassener. Die sagen: „Das muß man
machtpolitisch sehen und nicht so emo-
tional.“
SPIEGEL: Was müßte geschehen, um die
PDS für Sie und Ihre ostdeutschen Partei-
freunde akzeptabel zu machen?
Schröder: Die PDS müßte das nachholen,
was die Sozialisten in Ungarn vorgernacht
haben: Dort wurde die ehemalige Staats-
partei nach der Wende in die beiden Be-
standteile zerlegt, aus denen sie einmal
zusammengebaut worden war, nämlich
die Kommunisten und die Sozialdemo-
kraten. Mjt einer Art USPD unter Füh-
rung von Bisky und Gysi hätte ich weit
weniger Probleme.
SPIEGEL: Der Magdeburger Ministerprä-
sident Reinhard Höppner ist da nicht so
anspruchsvoll. Ihm würden nach eigener
Auskunft schon der Verzicht auf einige
Programmpurıkte und eine deutliche Di-
stanzierung der PDS von ihrer Vergan-
genheit genügen, damit sie an seinem Ka-
binett teilhaben darf.
Schröder: Ich glaube, daß die PDS-Mit-
glieder um des Machtgewinns willen so-

fort bereit sind, ihr Parteiprogramm zu
reformieren. Was gestrichen wurde,
denken sie einfach weiterhin. Wir kön-
nen doch nicht nur die kleine Schicht
der Mandatsträger sehen und dabei ver-
gessen, was die gesagt bekommen, wenn
sie zu Hause auf der Parteiversammlung
auftauchen. Ich habe in der Volkskam-
mer erlebt, was da los ist. Die Abgeord-
neten bringen von jedem Heimatbesuch
den Druck der Basis mit.
SPIEGEL: Was empfehlen Sie denn als
Strategie, um die SPD im Osten attrak-
tiver zu machen?
Schröder: Die PDS kann verantwor-
tungslos als Verstärker ostdeutscher In-
teressen auftreten, weil sie die realen ln-
teressenunterschiede zwischen Ost und
West nicht zum Ausgleich bringen muß.

„Lafontaine muß
im Osten den richtigen

Ton finden“
Das ist ihr strategischer Vorteil. Wir
bräuchten einen Mann oder eine Frau,
die den Ostdeutschen aus der Seele
spricht und trotzdem in der Lage ist, ost-
deutsche Unzufriedenheit im Westen
verständlich zu machen.
SPIEGEL: Ist denn Lafontaine, von dem
es heißt, ihm liege Paris näher als Leip-
zig, dafür aus Ihrer Sicht der richtige
Mann?
Schröder: Dieser Spruch stammt aus
dem Jahr 1990. Wir haben uns damals
regelmäßig mit den Parteivorständen in
irgendwelchen Flughafenhotels getrof-
fen, und so erfreulich war das nicht. La-
fontaine war immer sehr maulig, ihm
war irgendwie die Emte verhagelt. Die
Enkelgeneration hatte ja mit dem Eini-
gungsprozeß nicht nur ein mentales Pro-
blem. Die SPD hatte sich jahrelang dar-
auf vorbereitet, mit einem Reformpro-
gramm der alten Bundesrepublik einen
neuen Impuls zu geben. Alle waren in
den Startlöchern, und dann kommt die
Einigung dazwischen und zerstört die
schöne Strategie. Davon haben sie sich
so schnell nicht erholt.
SPIEGEL: Wie groß sind heute noch die
Vorbehalte in Ostdeutschland gegen-
über dem neuen SPD-Parteivorsitzen-
den?
Schröder: Ich halte sie für überwindbar,
so will ich es einmal formulieren. Lafon-
taine kann seine Zuhörer begeistem.
Jetzt kommt es darauf an, daß er die
richtige Tonart findet. Und das setzt
voraus, daß er sich ein genaues Bild von
der östlichen Seelenlandschaft ver-
schafft. Dem soll ja wohl auch das Rei-
seprogramm dienen, das nun geplant ist.
SPIEGEL: Bei seiner Kanzlerkandidatur
1990 hat Lafontaine offenkundig das
Gefühl für die ostdeutsche Seelenlage
vermissen lassen.
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Gegenspieler Kohl, Lafontaine (1990): „Erfreulich war das nicht“

Schröder: Er hat die nationalen Töne
nationalistisch gedeutet. Für mich hieß
der Satz „Wir sind ein Volk“ immer im
Klartext: „Helft uns“, und zwar im Blick
auf das Wirtschaftliche, das Soziale. auf
Freiheitsrechte. Die Vermutung, daß
aus dem Osten ein nationalistisches Ele-
ment in die Politik hineinkomme. hat
sich nicht bestätigt. Rechtsradikale Par-
teien haben hier eine viel geringere Re-
sonanz als im Westen.
SPIEGEL: Lafontaine reklamiert heute
für sich, er habe in seinem Wahlkampf
ökonomische Wahrheiten ausgespro-
chen und damit auch recht behalten.
Bringen ihm die Warnungen von gestern
heute bei den Ostdeutschen nicht auch
ein paar Pluspunkte?
Schröder: Oskar Lafontaine hat damals
auch nicht gesagt, wie es realiter hätte
besser gemacht werden können. Daß
die Währungsunion., gegen die

l

›
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l

gesucht wird. Deswegen sind am Ende
die Zwischentöne. in denen das Pro-
blem Ost thematisiert wird, wichtiger als
programmatische Punkte.
SPIEGEL: Hat Oskar Lafontaine im
Osten eine Chance. gegen den Einheits-
kanzler Kohl die Bundestagswahl zu ge-
winnen?
Schröder: Der eine hat in der Wendezeit
gesagt, es wird nicht teuer, und der an-
dere hat gesagt. es ist alles verkehrt. Da-
bei hätten beide sagen müssen: Das wird
nicht einfach, und das wird teuer. aber
es lohnt sich. Jetzt kommt es darauf an,
über die Beibehaltung der Transferlei-
stungen zu reden. Im Westen muß ein
Bewußtsein dafür geschaffen werden.
daß die Aufbauphase Ost noch lange
nicht zu Ende ist. Wenn Oskar Lafon-
taine das glaubhaft gelingt. sind alle al-
ten Sprüche sofort vergessen. Ü

er polemisiert hat. ökonomisch
gesehen unvernünftig war,
mag richtig sein. Aber daß die
schnelle Einigung und damit
auch die Währungsunion poli-
tisch richtig waren, darüber
wird heute kaum noch gestrit-
ten. Ich würde Lafontaine
nicht empfehlen. die alten Ge-
schichten wieder atıfzuwär-
men.
SPIEGEL: Was raten Sie ihm
statt dessen?
Schröder: Der Parteivorsitzen-
de muß jetzt mit Vorschlägen
kommen, bei denen die Ost-
deutschen ihre Interessen ge-
wahrt und aufgenommen se-
hen. Der Wahlerfolg von Bie-
denkopf und Stolpe zeigt, daß
im Osten offenbar vor allem
die personelle Identifikation
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Sozialdemokrat Heppner
„Ostdeutsche Interessen wahren“
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Dokument 60
Marcel Braumann: Enttäuschendes Ergebnis für »Meißner Modell«
I11: »Neues Deutschland« voın 5. Dezember 1995

Sonntagabend, SPD-Wahlparty in Meißen: Spitzen-
kandidat Manfred Müntjes heißt den Parlamentari
schen Geschäftsführer der PDS-Landtagsfraktion,
André Hahn, „herzlich willkommen “. Höflicher_Beifall.
Zehn Minuten später betritt Karl-Heinz Kunckel, SPD-
Landesvorsitzender, den Raum und dankt „dem Man-
fred“ fürs „respektable Ergebnis“. Mehr nicht, denn
dem „Meißner Modell“ blieb der Erfolg versagt.
MARCEL BRA UMANN berichtet.
 

Den Weg zur SPD-Wahlparty`
im Keller der „Meißner Arka-
den“ säumen CDU-Plakate mit
der Aufforderung „Nicht schon
wiederl“ und einer Abbildung
der verschlungenen Hände,
eingerahmt vom Schriftzug
„Sozialistische Einheitspartei
Deutschlands". Das „Meißner
Modell“, das SPD-Landrats
kandidat l\lanfred Müntjes
selbstbewußt in der Unterstüt-
zung seiner Kandidatur durch
die PDS sah, hatte die Christ-
demokraten zu erhöhten An-
strengungen iın Wahlkampf
veranlaßt.

Müntjes blieb mit seinen
34,5 Prozent nicht nurum Län-
gen hinter CDU-Landrätin Re-
nate Koch zurück (57,7 Pro-
zent), sondern verfehlte auch
sein Wahlziel („40 Prozent plus
x“] deutlich. Daß auch die
Bündnisgrünen seine Kandi-
datur begrüßt hatten, half we-
nig. Schlimmer noch: Der er-
hoffte Mobilisierungseffekt
stellte sich nicht ein: Mit nur
43,0 Prozent lag die Wahlbe-
teiligung noch unter den Ver-
gleichszahlen in den Kreisen
Vogtland und Westlausitz-
Dresdner Land, wo am Sonn-
tag ebenfalls gewählt wurde.

Und nur in Meißen-Radebeul
gelang es der CDU, ihr Stim-
menergebnis noch zu steigern,
von 46,4 auf 47,6 Prozent -
dagegen verlor sie im Vogtland
7,3 Prozent. Die SPD verbes-
serte sich in Meißen-Radebeul
nur um 0,8 auf 13,7 Prozent,
während sie im Vogtland 4,6
und in der Westlausitz 5,9 Pro-
zent zulegte. So konnte der Ge-
neralsekretär der sächsischen
Union, Steffen Flath, noch in
der Wahlnacht seiner Genug-
tuung freien Lauf lassen: „Die
Menschen haben sich trotz al-

n

,ler Tagesprobleme erneut für
Sicherheit, Kontinuität und so-
ziale Markgtwirtschaft ent-
schieden.“

Wahlbeteiligung
stürzte in den Keller
Sofern sie überhaupt etwas
entschieden haben. Die Wahl-
beteiligung stürzte im Ver-
gleich zu 1990 dramatisch in
den Keller. In der Gemeinde
Schönfeld-Weißig beispiels-
weise, die als Nachzügler zum
Kreis Sächsische Schweiz ge-
langt ist, gingen 36,5 statt einst
87,7 Prozent der Leute zu den
Wahlurnen. -

Der CDU-Vorherrschaft tat
dies keinen Abbruch. lm Vogt-
land erreichte ihr Landrats-
kandidat Tassilo Lenk 51,9
Prozent der Stimmen, und in
Westlausitz-Dresdner Land
konnte sich CDU-Frau Andrea
Fischer über 54,9 Prozent freu-
en. Renate Koch erzielte ihren
Erfolg in Meißen-Radebeul, ob-
wohl DSU-Mann Lutz Orgus
7,8 Prozent schaffte. Zwei Drit-
tel Rechtsvvähler bei der Land-
ratswahl - das dämpfte die
Stimmung bei den Wahlpartys
von SPD und PDS.

Frau Koch hat auch im
Kreistag wenig zu fürchten, ih-
re CDU kam auf 31 von 62
Mandaten und wird wohl mit
Hilfe der gewählten 3 DSUler
für klare Verhältnisse sorgen.
Im Vogtlandkreis haben CDU
und DSU genau die Hälfte der
Sitze errungen. Der PDS hat
das Bündnis mit dem Sozial-
demokraten Müntjes nicht ge-
schadet, sie verbucht in
Meißen-Radebeul mit plus 8,7
Prozent den höchsten Zuwachs
aller drei Kreise.

In der Westlausitz und in
Meißen-Radebeul ist die PDS

jetzt mit 3,2 bzw. 4,5 Prozent
Vorsprung zweitstärkste Partei
vor der SPD. Einen persönli-
chen Erfolg verbuchte der PDS-
Bürgermeister von Deutschba-
selitz bei Kamenz. Arnold
Bock, der als Landratskandidat
der Westlausitz beachtliche
20,8 Prozent erzielte. Der
59jähı-ige Fraktionsvorsitzen-
de in spe hat sich „streitbare
Opposition“ vorgenommen, zu-
mal CDU und DSU im künftigen
Kreistag vier Sitze zur absolu-
ten Mehrheit fehlen.

Bei der Kreistagswahl gelang
dem früheren Lehrer an einer
Offıziershochschule, der 1981
einen Bauernhof gekauft hat,
die Sensation: In der Kreisstadt
Kamenz wurde er von weit
mehr Menschen gewählt als
der Spitzenreiter der CDU. Die
PDS landete in Kamenz mit
38,5 Prozent auf Platz eins
noch vor der CDU, ebenfalls in
der Kleinstadt Bernsdorf. wo
ein Bürgermeister mit PDS-
Mandat offenbar auch Einfluß
auf die Stimmung zur Kreis-
tagswahl hat: Knapp vierzig
Prozent PDS-Wähler sorgen für
„Ostberliner Verhältnisse“.

„Hoffnungen werden mit
Personen verbunden“, ver-
sucht Bock gegenüber ND den
Erfolg zu erklären. Entschei-
dend sei für die Bürger die Er-
fahrung, „daß jemand selber
mit anpacken kann“. Der Meiß-
ner PDS-Chef Ralf Eißler, der
in seinem heimatlichen Wahl-
lokal als Nummer eins ins Ziel
gegangen ist, erhofft sich von
dem gemeinsamen Landrats-
kandidaten positive Auswir-
kungen auf die Kreistagsarbeit
Müntjes und Eißler bewerber.
sich um den Fraktionsvorsitz
ihrer jeweiligen Partei.

Eißler setzt auf einen „Um-
denkungsprozeß“ in der SPD,
als dessen Folge sich beide
Parteien als „Partner im Par-
lament“ verstehen sollten. Dort
sitzen fortan elf PDSler neben
acht SPD-Abgeordneten. Land-
ratsk-andidat Müntjes, der am
späten Abend noch mit seiner
Frau auf der- PDS-Wahlparty
aufltreuzte, erfuhr Zuspruch
vom Genossen Eißler: „Es war
ein Achtungserfolg.“

Bündnis mit
Wiederholung 1'
PDS-Landesvorsitzender Hein-
hard Lauter gratulierte Münt-
jes und sprach in die Mikrofo-
ne, er „hoffe“, daß ein solches
Bündnis „nicht das letzte Mal
gewesen ist“. André Hahn
denkt bereits an gemeinsame
linke Kandidaten in einigen
Wahlkreisen für die Erststim-
men bei Landtags- und Bun-
destagswahlen, damit die CDU
nicht wieder alle Direktman-
date gewinnt. Dabei müsse die
SPD „grundsätzlich bereit
sein“, auch mal „einen PDS-Be-
Werber zu unterstützen“.

Das „Meißner Modell" hat
das Verhältnis zwischen So-
zialdemokraten und Soziali-
sten entspannt. Seine Befür-
worter eint vor allem die Ge-
wíßheit, daß es zu diesem Weg
keine Alternative gibt. Unan-
gefochten zufrieden waren ge-
stern die Bündnisgrünen, die
nun in allen sächsischen Kreis-
tagen vertreten sind. Die Wah-
len hätten gezeigt, „daß wir
auch im ländlichen Raum mehr
als 5 Prozent der Wählerinnen
und Wähler erreichen kön-
nen“, freute sich Sprecher
Karl-Heinz Gerstenberg.

Warum aber wählen so viele
Sachsen immer noch CDU?
PDS-Mann Bock sieht darin
„Vergangenheitsbewältigung
im negativen Sinne“ und macht
sich Mut mit einem Zitat des
PDS-Bundesvorsitzenden Lo-
thar Bisky: „Es ist nicht leicht,
für die PDS Wahlkampf zu ma-
chen, aber es wird immer
leichter.“ .
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Koalitionsbereit? Die Wähler der PDS wollen Regierungsbeteiligung, die Partei
-- noch? - nicht. Ein Gespräch mit dem Parteivorsitzenden Lothar Bisky
In: ››Wochenpost«, Nr. 50 vom 7. Dezember 1995

lNTERVll:`I§_V MECI-ITHILD
W W KUPPER

W Alle reden über PDS und SPD. Auch
der Bundesvorstand. Was ist lıerausge-
kommen?

Die SPD möchte offensichtlich nor-
male Gespräche haben. Wir stellen uns
dieser Herausforderung. Beschlußlage
ist: Wir suchen die Zusammenarbeit
mit SPD und Grünen, abe`r werden uns
nicht anbiedern.
W Was ist das Problem zwischen
PDS und SPD?

Eine komplizierte
Geschichte zum
einen. Damit
muß man of-
fen und behut-
sam umge-
hen. Viel-
leicht gelingt
es, den 50.
Iahrestag der
Einigung von
KPD und
SPD zur SED
im näch-
sten Iahr

Lothar Bisky, der Parteivorsitzende der PDS,
auf dem Sprung -

zu nutzen. Das andere: SPD iıfiid PDS
sind in einem Konlmrrenzverhältnis,
was Wählerschaft anbelangt, insofern
eine normale Situation.
W Wie steht die PDS zum Grundgesetz?

Das Grundgesetz wird akzeptiert. Da
gibt es hier und da die Vorstellung, daß
man sich mehr cler Verfassung des Run-
den Tisches annähern könnte, aber das
ist nicht grundgesetzwidrig. Das Grund-
gesetz läßt auch für eine linlcsso-

zialistische Partei viele Handlungsspiel-
räume. Es geht mehr darum: Dies

ist eine kapitaldominierte
Gesellschaft. Was

macht man, um
Kapitaldo-

minanz

FOTOUTEMAHLEFIOSTKREUZ



122 Dokumente

abzubauen? Dabei gibt es zwei Richtun-
gen. Die eine meint, man dürfe nichts
tun, um die Strukturen zu erhalten - al-
so etwa sich in Parlamente begeben. Die
andere sagt: Wir wollen die Verände-
rung, die beginnt mit Opposition, also
versuchen wir alle Möglichkeiten, wohl
wissend, daß wir die Kapitaldominanz
nicht von heute auf morgen beseitigen
können.

W Die PDS eine linkere SPD?

Ich habe keine Befürchtungen, daß
wir die zweite SPD werden. Das wäre
überflüssig. Bei allen Unterschieden in
der PDS sind sich alle einig: gewaltfreie
Veränderung und nur demokratische,
andere gibt es nicht.

W In den Formulierungen ist immer
viel Spielraum, da wird sehr bedacht for-
muliert. Etwa so: ››Das Grundgesetz er-
laubt sehr wohl ordnungspolitische Ver-
anderungen des herrschenden Systems,
die in emanzipatorischer Hinsicht weiter
gehen können, als manche glauben«

Das Grundgesetz bestimmt nicht ein-
mal, daß es einen Typus von sozialer
Marktwirtschaft geben muß, es ist of-
fen. Die mehrheitlichen Vorstellungen
in der PDS wollen nicht zurück zum
Staatssozialismus und -dirigismus,
denn soviel hat jeder begriffen, daß das
nicht gelungen ist. Deshalb wird über
einen Mix von Eigentumsformen gere-
det.
W Zum Sparen hat man von der PDS
noch nie etwas gehört. Wie sähe eine lin-
ke Austeritätspolitik à la PDS aus?

In Sachsen-Anhalt wird ein Haushalt
mit PDS-Duldung verabschiedet. In
Brandenburg gibt es Fraktionsmitglie-›
der, die einen alternativen Haushalt vor-
legen wollen, einen, der eine stabile Fi-
nanzpolitik betreibt. Andere sagen: Wir
dürfen uns nicht immer den Kopf der
Regierung zerbrechen, wir sind in der
Opposition. Das ist strittig in der PDS.

W Es dominiert der Hang zur Wehlei-
digkeit über den Einfallsreichtum.

Ich finde es gut, daß die PDS sich als
Anwalt von Schwachen versteht, auch
wenn sie von ihnen nicht gewählt wird.

W Ist die PDS längst sozialdemokratii
scher als ihre öffentlichen Debatten?

Die PDS ist nicht sozialdemokratisch.
Aber Iüngere sind in ihren Politikvor-
stellungen oft wesentlich kritischer als
Ältere. Auch die PDS hat einen Genera-
tionenkonflikt. Die Kommunalpolitiker
haben versprochen, sich um die Interes-
sen der Bürger zu kümmern; dazu
gehört auch Abwasser, obwohl das nicht
sehr revolutionär ist. Solange demokra-
tische Korrektive möglich sind,-solange
aus der Mitgliedschaft Kritik an parla-
mentarischem Verhalten kommt, ist
mir nicht _bange.

W Berliner Kommunalpolitiker erzäh-

len, daß die PDS-Zentrale sich um sie nie
gekümmert habe. ,

Die Kommunalpoltitik wurde bisher
im Bundesvorstand nicht ernst genug
genommen. Ietzt wird sie ernst genom-
men, und zwar ganz ernst.
W Ietzt werden die Bürgermeister an
die Kandare genommen, wenn sie zuviel
im Abwasser schwimmen?

An die Kandare kann man in der PDS
zum Glück niemanden mehr nehmen.
W »Sozialistische Politik ist Oppositi-
onspolitik«, heißt es in einem PDS-Pa-
pier. So hieß es auch in den Wahlkamp-
fen. Ändert sich das?

Einiges hat sich schneller verändert,
als ich gedacht hatte. Wir müssen Fra-
gen diskutieren, von denen wir vor zwei
Iahren meinten, sie stünden überhaupt
nicht auf der Tagesordnung.
W Gibt es in der PDS den lftfıllen zum
Regieren, zum Machtausiiben?

«_ Die Wählerschaft will mehrheitlich,
daß wir mitregieren. Das ist ein Auf-
trag.
W Und die Partei?

Mehrheitlich will die PDS in der Op-
position bleiben. Vielleicht sind die
harten Bänke der Opposition keine
schlechte Schule für eine Partei, die sich
erneuern und in neuen Verhältnissen
sozialistische Politik machen mußte. Es
wird vom Modell Sachsen-Anhalt ab-
hängen, welche Lehren man daraus
zieht.
W Opposition ist herrlich frei von Sach-
zwängen, man kann abwechselnd Lar-
moyanz pflegen und an Wahlabenden als
strahlender Sieger auftreten.

Die Larmoyanz muß verschwinden.
Wenn man das durch Beschluß kriegen
könnte.. . Uns wachsen Wählerschaften
zu, von denen ich nie gedacht hätte,
daß sie PDS wählenwürden. Die nicht-
ostalgische Ost-Identität wird stärker
werden.
W Wollen Sie das Programm der PDS
engführen oder weit halten?

Kommunalpolitik ist
nicht revolutionär

Die Kunst wird darin bestehen, das
Profil zu schärfen. Niemanden ausgren-
zen, niemanden verlieren, aber das Pro-
fil schärfen._ .
W So entsteht ein Programm, für das
viele Leute Kreide gefressen haben: Vage
Formulierungen bleiben vage.

Wir, die wir von einer »einheitlichen
Wissenschaft und Weltanschauung« ka-
men, haben doch zu lernen, daß man
theoretisch streiten, aber doch gemein-
sam für bezahlbare Mieten eintreten
kann. Die PDS-Mitgliedschaft ist laut
Statut nicht mehr an eine bestimmte
Weltanschauung gebunden.

W Sie sprachen vom »mißbräuchlichen
Umgang« mit Akten durch die Gauck-
Behörde. Warum? Er ist nach Gesetz vor-
gegangen, das wissen Sie. .

Er hätte es mir auch zur Kenntnis ge-
ben können. Ich finde es unfair, daß das
rausgeht, und der Betroffene es nicht
kennt.
W' So ist das aber bei Stasi-Akten.

Ich hätte mir einen anderen Umgang
gewünscht. Da kommt was über die
Medien, und es entsteht der Eindruck,

Die PDS braucht
einen Freiheitsbegrifi

der will was verbergen, und das möchte
ich nicht.
W In Ihrem Fall war es geradezu umge-
kehrt: Man hatte Ihr Dementi früher als
die Nachricht. Sie sagen, es wundere Sie
nicht, daß Sie erfaßt seien, weil Sie 1949
in die DDR übergesiedelt und ab 1986
Rektor in Babelsberg waren. Die Unterla-
gen erzählen eine andere Geschichte: Da
schließt die HVA Ihre Akte, als Sie
1979/80 Leipzig verlassen und nach Ber-
lin gehen.

Ich kann mir das nicht erklären. Of-
fensichtlich bin ich irgendwie und ir-
gendwo registriert worden. Mit mir ha-
ben auch Leute geredet, von denen ich
vermutet habe, daß der Bundesverfas-
sungsschutz oder der KGB dahinter-
steckt. Ich habe UNESCO-Studien ko-
ordiniert und internationale Wahlfunk-
tionen gehabt. Bs ist mir bewußt, daß
da irgendwas registriert wurde, bloß
weiß ich nicht, was.
W Die PDS geht sehr unterschiedlich
mit Stasi-Geschichten ihres Personals
um. Warum?

Wir haben einen Beschluß dazu, nach
dem Leute ihre politische Biographie
offenbaren müssen, und dazu zählen
Kontakte zum MfS. Die werden zur
Kenntnis genommen, und danach ent-
scheidet ein Wahlgremium, ob jemand
gewählt wird oder nicht. Das ist ein dif-
ferenzierter Umgang damit.
W Nach dem Mauerfall haben wir ge-
lernt, wie ähnlich sich Ost- und West-
deutsche in ihrer Liebe zur sozialen
Gleichheit sind. Wie stark interessiert die
PDS das Thema Freiheit?

Ich habe gestern ein Manuskript be-
endet zum Thema »Freiheit und/oder
Sozialismus«.
W Und? Oder oder?

Ich habe viele Stellen, auch in der
marxistischen Literatur, mit diesem Ge-
danken gefuıiden, der ja nie totzukrie-
gen war. Ich möchte, daß individuelle
Freiheiten und deren Verteidigung zum
Selbstverständnis der PDS gehören. Die
Debatte darüber wird nicht einfach
sein, aber die PDS sollte sich einen Frei-
heitsbegriff aneignen. Ich suche diese
Debatte. G
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Kein Persilsohein
PDS DEBATTE Werner Schulz, parlamentarischer

Geschäftsführer cler Grünen, zu Koalitionen mit der PDS

W Sie haben der SPD von Mecklen-
burg-Vorpommern vorgeschlagen, mit
der PDS zu koalieren. Warum? _

Die SPD darf nicht länger um den
heißen Brei herurnschleichen. Statt
die PDS durch dauerndes Gerede in-
teressant zu machen, sollte man sie
lieber auf ihren Regierungswillen und
ihre Regierungsfähigkeit testen.

Ist das eine demokratische Unbe-
denklichkeits-Bescheinigung für die
PDS, ausgestellt vom ehemaligen DDR-
Oppositionellen Werner Schulz? s

í tNein, das ist kein. Persilschein. Die
PDS ist demokratischtund moralisch
nicht unbedenklich. Sie ist längst
noch nicht mit ihrer¦Vergangenheit
im reinen. Aber das würde auch nicht
mehr reichen. Die PDS muß' für die
Vergangenheit, aberauch für die Ge-
genwart Verantwortung übernehmen.
W Sie fordern die SPD also auf mit
einer »demokratisch bedenklichen«
Partei zu koalieren?

Ich fordere die SPD auf, Klarheit
überden weiteren Weg herzustellen.

Wenn Oskar Lafontaine mit Blick auf
Bonn die linken Kräfte bündeln will,
dann muß er sagen, ob die PDS dazu-
gehört oder nicht. Diewählerinnen
und Wähler sind 1998 überfordert,
wenn an diesem Punkt keine Klarheit
besteht.

W Die Sozialdemokraten sollen ihr
Verhaltnis zur PDS klären. Ist Ihres
denn geklärt?

Wir können der PDS den poli-
tisch-praktischeniø Eignungstest vor
1998 nicht abverlangen, weil wir ,we-
der in Mecklenburg-Vorpommern
noch in Thüringen: im, Parlament
sind. Der Eignungstest muß aber
sein, weil die-` PDS'"b.isher mitder
Clcmagogischlen'. Formel pantritt, sie
wolle nur oip`pohieren.' Opposition,
die nicht auch Alternative zur Regie-
rung sein will, ist aber ein Betrug am
*Wählen Darum halte ich das Magde-
burger Modell für falsch. Da ent-
scheidet die PDS mit und kann den-
noch nicht zur Verantwortung gezo-
gen werden. In einer regulären Koali-
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Werner Schulz, Bündnis 90IGrüne I
./l

tion würde sich das Programm der
PDS alsbald in Luft auflösen.7f`!` '
W Warum sollte« die {Regierungs-
beteiligung auf die PDS 'ei.ne_a_n,dere
Wirkung haben, als sie"es:fl1rfdièí_Grü-
nen hatte - erst kleine Abspaltiungen,
dann große Stabilitätsgewinne?i„~:..,f.f; ; l

Stabiler würde die PDS.f
würde auch sozialdemokratiscl1;ei*,'if als
sie es ohnehin schon ist. Ende
könnte die PDS für die SPD tdaš§"wer-
den, was die CSU für die CDU.'ist:l ei-
ne regional begrenzte Schwesterpartei.
Das rote Schaf hätte indie Familie
zurückgefunden. 7 r "

Interview: Bernd Ulrich
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DIE ZEIT: Herr Ministerpräsident, die SPD VV ZEIT: Und ausgerechnet Lafontaine soll das
versucht mit einem Führungswechsel den Neuan- für die SPD nun ändern? In seiner Rede auf dem
fang. Ist Oskar Lafontaine eine Idealbesetzung? Parteitag hatte er für Ostdeutschland nur eine Ne-

Reiıtlrard Höppner: In der Politik gibt es keine benbemçrkung übrig'
idealen Lösungen. Gäbe es sie. hätten wir eine
solche Krise nicht gehabt. Aber es ist eine Lösung
mit guten Chancen. Ich habe inzwischen auch fest«

ellt, daß Oskar Lafontaine heute mehr als frü-
er integrieren kann.
ZEIT: Der SPD-Abgeordnete Weißgerber hat

in einem offenen Brief an Oskar Lafontaine ge-
schrieben: Das Problem der SPD sei. daß sie die
Vereinigung noch immer nicht verarbeitet habe.

'J'UG

(D rn I-'P

Höppner: Darin unterscheidet sich die SPD
nicht von den anderen Parteien. In der Tat haben
wir die Vereinigung noch nicht verkraftet.

i-1='e›*;-
›-;f'±ı.**

'V

„\Vir fingen doch an
zu zittern, sobald I
die CDU die Keule
PDS auspackte“

Höppn_er.' Er hat offenbar bei seiner Rede Sor-
ge gehabt, er könne nüber dem Osten etwas
Palsches sagen. Und wollte andere Sclıwer-
punkte setzen. Ich glaube zwar. daß er die Lage
im Osten realistisch einschätzt. Da ihm aber der
emotionale Zugang zu uns Ossis fehlt, müssen wir
ihm einfach helfen.

ZEIT: Als Lafontaine im Wahlkampf 1990 irn-
mer nur vor den Kosten der Einheit warnte, ha-
ben ihm das viele ostdeutsche Sozialdemokraten
übelgenommen. Ist das heute noch ein Problem?

Höppner: Die ersten Reaktionen zeigen. daß
die alten Vorbehalte inzwischen wesentlich gerin-
ger sin`d. Viele im Osten schätzen heute' seinen
Realismus von damals. I

ZEIT: Sein Versuch, mit der PDS ins Gespräch
zu kommen - ist das für Sie die entscheidende
Annäherung an den Osten?

Höppner: Das ist keine Annäherung, keine
Veränderung. Denn die Meinung, die er Jetzt ver-
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tritt, hat er vorher auch schon geäußert. Er war
nur zurückhaltend. Denn Rudolf Scharping war
da distanzierter.

ZEIT: Haben Sie Oskar Lafontaine darin be-
stärkt, diese Position nun offensiver zu vertreten?

Höppner: Ja. Aber wir waren uns darin auch
schon früher einig. Oskar Lafontaines Botschaft
an die Partei ist: keine Angst mehr zu haben, so-
bald die CDU das Wort PDS ausspricht. Auch das
verstehe ich unter Normalisierung unseres Ver“
hältnisses zur PDS. Wir fingen doch an 'zu zittern.
sobald die CDU die Keule PDS auspackte.

ZEIT: Die PDS hat stets den Vorteil des ost«
deutschen Stallgeruchs. Vertritt die PDS eigent-
lich den Osten?

Höppner: Es ist eine Legende, daß die PDS die
Ostinteressen besonders gut vertritt. In der PDS~
Bundestagsfraktion sind von dreißig Leuten neun
aus dem Westen. Ich erkenne nicht, wo bei die-
sem Proporz noch die Vertretung des Ostens liegt.
Die PDS ist keine Partei. sondern ein Sammelbek-
ken unterschiedlicher Strömungen und Gruppen,
die allesamt Schwierigkeiten mit dem Vereini-
gungsprozeß haben.

ZEIT: Was raten Sie der SPD angesichts Ihre
persönlichen Erfahrungen in Sachsen-Anhalt: Die
Zusammenarbeit mit der PDS ist möglich?

Höppner: Es gibt zumindest viele PDS~I\fIitglie-
der und PDS-Abgeordnete. mit denen eine ver-
läßliche Zusammenarbeit möglich ist. In Sachsen-
Anhalt heißt das: so viele. daß die Magdeburger
Verhältnisse stabil sind. `

ZEIT: Sie setzen also auf einzelne Personen in
der PDS. nicht auf die Partei?

Höppner: Ja. Vertrauen und Verläßlichkeit
empfinde ich nicht gegenüber der PDS als Partei,
sondern mit Blick auf Personen. die als Fraktion
im Landtag unser Projekt mittragen.

ZEIT: Sie sind dazu übergegangen. immer di-
rekter mit der PDS die Kompromisse persönlich
auszuhandeln. Praktizieren Sie nicht längst eine
heirniiche Koalition? - _

Höppner: Die PDS muß sich auch aus eigenem
Interesse als zuverlässiger Partner beweisen. In
der Praxis unserer Zusammenarbeit greife ich sel-
ten in das ganze Gefüge ein. In der Kegel werden
die Gespräche in den Ausschüssen geführt. Was
Mehrheitsregierungen normalerweisebim Kabinett
abstimmen, geschieht bei uns in den Parlaments-
gremien. Das heißt. meine Miıiister sitzen sehr oft
in den Ausschüssen und Arbeitsgruppen, um für
unsere Politik zu werben.

ZEIT: Sie sprechen von der PDS als Partner.
Das ıst weniger als eine Koalition, aber weit mehr
als nur eine schlichte Tolerierung. ..

Höppner: Ja. Aber Partnerschaft ist keine
Freundschaft. So weit sind wir Ja in Deutschland,
daß Partnerschaft schon den Beigeschmack einer
wıdeıılıchen Kumpaneı hat. Nein, Partnerschaft ist
eine Zusammenarbeit unterschiedlicher Leute mit
oem Ziel, gemeinsam etwas voranzubringen - ei-
nen Haushalt zu verabschieden. eine Schulreform
durchzusetzen. Das geschieht viel zu selten.

'-1
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ZEIT: Aber warum machen Sie nicht offen und
ehrlich einen Ihrer PDS-Partner zum Minister?

_ Höppner: Das wäre dann eine richtige Koali-
tion. Dazu mußte ich einen Vertrag abschließen.
Aber mit dieser diffusen Partei geht das nicht!

ZEIT: Kärne die PDS nicht in enorme Schwie-
rigkeiten. falls Sie ihr eine Koalition anböten?

Höppner: Das stimmt. Aber mir geht es in
Sachsen-Anhalt darum, nach drei gescheiterten
CDU-Regierungen endlich eine Weile verläßliche
Politikzu machen. Mir geht`s nicht darum, die
PDS in Schwierigkeiten zu bringen.

ZEIT: Wäre aber das nicht geradezu im strate-
gischen Interesse der SPD?
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I-Iöppner: Wenn ich so etwas wollte, müßte ich
denen in der Tat eine Koalition anbieten. Dann
fliegen die nämlich auseinander. Aber wir im
Osten sind nirgendwo in einer Situation, wo wir
große strategische Spiele oder Experimente wa-
gen können. Außerdem dürfen Sie nicht verges-
sen: Die PDS hat eine wirklich belastete Vergan-
genheit. Einer Mehrheit in der Bevölkerung kann
man das Signal, das Symbol einer Koalition mit
der PDS nicht zumuten.`

ZEIT: Ist eine Koalition mit der PDS auch in
Mecklenburg-Vorpommern unzumutbar?

Höppner: Ob in Mecklenburg-Vorpommern die
Verhältnisse in der Großen Koalition so schlimm
sind, daß die SPD 'das I
Bündnis mit der CDU
nicht weiterführen kann,
kann ich nicht einschät-

„Das Thema Sozialismus s

den Eindruck, die PDS ist eine Partei, die -- weil
das Schiff in die falsche Richtung fährt - den
Wind ändern will. Die'PDS muß lernen, die Segel
anders zu setzen. Damit meine ich zum Beispiel
die Anerkennung von Gesetzen, die man nicht än-
dern kann, aber auch den Kampf um Reformen
dort, wo man Gesetze ändern kann. Und die
Weisheit, das eine vom anderen zu unterscheiden.
An dieser Weisheit fehlt es der PDS einfach.

ZEIT: Die PDS hat also das System der Bun-
desrepublik noch nicht voll akzeptiert, huldigt
noch zuviel der Systemkritik? _

Höppner: Das stimmt. Aber da muß ich auch
sagen: Viele im Westen sollten sich noch einmal

erinnern, wie sie früher
systemkritisch und mit
Sympathie für alterna-
tive Gesellschaftsmo-

ze“n. Nur das wäre für
mich ein Kriterium:
Nimmt das Land. Schaden
bei der Großen Koali-

ist-eben nicht
erledigt. Das muß'
doch weitergehen!

delle geredet haben. Das
war natürlich alles vor
1989. Aber auch heute
täte ein Stück Systemkri-

tion? Die Tolerierung
einer SPD-Regierung
durch die PDS wie in Magdeburg jedenfalls wäre
in Mecklenburg-Vorpommern wohl nicht lange zu
machen._Das kann nur eine Notlösung sein. Denn
bei uns in Magdeburg liegen die Dinge anders:
Wir haben mit Rot-Grün eine Mehrheit gegen die
CDU, und unsere Verfassung ist so beschaffen,
daß alle PDS-Abgeordneten bei der Wahl zum
Ministerpräsidenten gegen mich hätten stimmen
können. Diese Verhältnisse haben wir in Schwerin
nicht.

ZEIT: Warum beklagt die SPD stets die Tabui-
sierung der PDS - statt klar zu sagen, was sie von
der PDS erwartet?

Höppner: Lassen Sie mich den Grundfehler der
PDS in einem Bild beschreiben: Jeder Segler
weiß, er kann den Wind nicht ändern; aber er
kann die Segel richtig setzen und dann unter Um-
ständen sogar gegen den Wind segeln. Ich habe

H

tik allen in Deutschland
I gut. Das Unbehagen an

den bestehenden Verhältnissen sollten wir nicht
allein der PDS überlassen. Ich halte es für einen
schweren Fehler, wenn wir die Sehnsucht nach tie-
fer Veränderung und nach Weiterentwicklung un-
serer Gesellschaft an die PDS abtreten.

o

ZEIT: Ein wenig mehr Sozialismus darf's für
die SPD schon sein?

Höppner: Richtig. Ich will das knallhart sagen:
Das Thema Sozialismus, im guten-Sinne des Wor-
tes verstanden als eine Suche nach einem gerech-
teren Zusammenleben der Menschen, ist eben
nicht mit dem Zusammenbruch des real existie-
renden Sozialismus erledigt. Das muß doch wei-
tergehen! Das haben wir völlig vergessen über
diesem Einigungsprozeß.

Das Gespräch führten Klaus Hartung
und Chrístiaıı Wemicke
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Professor Dr. Elisabeth Noelle-Neumann: Wo sind die Zeuginisse desUm1ern_ens.
Nach dem Ende der Ausgrenzung wollen dıe PDS-Anhänger mıtregıeren - em
Parteiporträt
In: ››Frankfuı1:er Allgemeine Zeitung« vom 13. Dezember 1995

-.-.a _ Richard von Weiz-
:_;__=-__._____-_=-..._ säcker mahnte: „Die

Prozesse des Umlernens
iiiin der PDS muß man

11, -
api-ıııı μııv-ı
ı_ııııııı ._ı_›«ıı...

E. 3

_” "mi ernst nehmen.“ Aber
"' wo sind die Prozesse des

1 5-Tri ii - Umlernens? Vielleicht,
'_""""`_"'"` daß aus der militaristi-
"""""-'"i=`¬ schen SED eine pazifı-

. stische PDS geworden
ist? Vielleicht, daß statt der Zerstörung der
Umwelt zur SED-Zeit die PDS jetzt eine
Umweltschutz-Partei geworden ist?

„Glauben Sie, die Demokratie, die wir in
der_ Bundesrepublik haben, ist die beste
Staatsform, oder gibt es eine andere Staats-
form, die besser ist?“ wurden die Ostdeut-
schen seit 1990 zehnmal gefragt. 1990 ant-
worteten ganze I0 Prozent der PDS-An-
hänger: „Ist die beste Staatsform“, 1995
sagten das nur noch 9 Prozent der PDS-
Anhänger. Eine andere Frage: '„Ist unsere
Gesellschaftsordnung, so wie sie jetzt in der
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„Linke Mehrheit“
Summen aus den Bundestags- F
Wahlabsic:hten1995 in Prozent) 9
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Bundesrepublik ist, wert, 'verteidigt zu wer-
den, oder haben Sie da Zweifel?“ 1991 sag-
ten PDS-Anhänger zu lediglich 14 Prozent:
„Ist wert, verteidigt zu werden“, 1995 sank
selbst diese Zahl auf 12 Prozent. Und an-
dersherum: „Wenn jemand über die DDR-
Zeit sagt: ,Wir waren alle gleich, und wir
hatten alle Arbeit. Darum war es eine schö-
ne Zeit.“ Würden Sie da zustimmen oder
nicht zustimmen?“ 1993 sagten 73 Prozent
der PDS-Anhänger: „Würde zustimmen“,
Ende 1995 immerhin noch 'I0 Prozent.

Nach der Erlangung der Einheit geht
das Ringen in Deutschland um die Bestim-
mung des politischen Standorts zwischen
links und rechts. Das linke Zentrum grup-
piert sich umdie Werte Gleichheit, Ge-
rechtigkeit, 'soziale Sicherheit, Geborgen-

heit. Die politische Mitte und Rechte set-
zen obenan den Wert der Entscheidungs-
freiheit des Individuums, gebunden an
Verantwortung, Wettbewerb und Risiko,
Privateigentum.

Ebendiese Notwendigkeit, zwischen 'den
zentralen Werten Gleichheit und Freiheit
den richtigen politischen Weg zu suchen,
wird von der PDS bestritten und als kon-
servative Schimäre betrachtet. Die PDS
hält fest an dem Merksatz aus dem DDR-
Staatsbürgerkunde-Unterricht: „Die
Gleichheit aller ist überhaupt erst die Vor-
aussetzung fír wirkliche Freiheit.“ Aller-
dings zieht die PDS es auch vor, von Frei-
heit sowenig wienur möglich zu sprechen,
weil sonst über den Satz Max Horkheimers
von 1973 diskutiert werden müßte: „Je
mehr Freiheit, desto weniger Gleichheit, je
mehr Gleichheit, desto weniger Freiheit.“
Schließlich stünden sich in solchen Diskus-
sionen zwei Freiheitsbegriffe gegenüber: der
marxistische: die Freiheit von Arbeitslosig-
keit, von Wohnungsnot, von Kindergarten-
platz-Mangel - also eine Freiheit, die der
Staat dem Bürger verschafft. -Dem entge-
gengesetzt ist die Entscheidungsfreiheit des
Individuums gegenüber dem Zugriff des
Staates: Meinungsfreiheit, Freiheit der
Kunst und Wissenschaft, Freiheit zur Ge-
staltung des eigenen Lebens.
__ Vielleicht sind nach der dramatischen
Offnung des neuen SPD-Vorsitzenden La-
fontaine zur PDS die Umstände für eine in-
haltliche Diskussion günstiger geworden.
Für die Bevölkerung, im November und
Dezember 1995 (24. November bis 8. De-
zember) befragt, ist diese Offnung zur PDS
das Hauptereignis beim Sturz von Schar-
ping' und beim Ubergang des «SPD;Vorsit-
zes auf Lafontaine am I6. November gewe-.
sen. Unter 15 genannten Punkten, wofür
Lafontaine' eintrete, setzen die Befragten
mit 53 Prozent an die Spitze: „Er will die
Regierung durch eine Mehrheit links von
der Mitte ablösen, wenn nötig auch zusam-
men mit der PDS.“

Mit der Entscheidung vom Mannheimer
Parteitag ist die Schrnuddelkind-Periode
der PDS, die Periode der Berührungsäng-
ste, der Tabuisierung, der politischen Kor-
rektheit, der Ausgrenzung zu Ende. Die
PDS ist salonfahig. Alle Schutzmechanis-
men, die den demokratischen'Konsens ver-
teidigen sollen, etwa: „Man koaliert nicht
mit zweifelhaften Demokraten“, sind von
der Entwicklung überrundet worden. PDS
- die Mauerschützen-Partei? Die Mehrheit
der ostdeutschen Bevölkerung will keine
rückwärtsgewandte Abgrenzungspolitik,
keine Abrechnung. Bei der Frage „Wenn
jemand sagt: ,Der PDS darf man nicht die
Fehler der DDR vorwerfen - dafür hat die
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PDS keine Verantwortung mehr.“ Würden
Sie dem zustimmen oder nicht zustimmen?“
gibt es unter den Ostdeutschen 53 Prozent
Zustimmung und nur 39 Prozent Gegen-
stimmen. 1 `

Die Grundstimmung der Bevölkerung
gegenüber der PDS, auch in Westdeutsch-
land, trifft eher die Auffassung, man müsse
der PDS die Chance geben, sich an der De-
mokratiezu beteiligen. Die Frage lautete:
„Was ist demokratischer: Wenn jemand
sagt: ,Wir öffnen uns auch für eine Zusam-
menarbeit mit der PDS“, oder wenn er sagt:
,Die PDS, das sind keine überzeugten De-
mokraten, und deshalb arbeiten wir nicht
mit der PDS'zusammen'?“ Weit mehr als
die Hälfte in Ostdeutschland und auch 48
Prozent der Westdeutschen antworten:
„Demokratischer ist es, sich für die PDS zu
öffnen.“ '

Es ist aber nicht die Sehnsucht nach einer
linken Mehrheit, die der PDS die Türen
öffnet. Die Aussicht auf eine Bonner Koali-
tion der linken Mehrheit aus SPD und PDS
findet keinen Beifall beider Bevölkerung.
Auf die Frage „Wenn es in Bonn zu einer
Regierung aus SPD und PDS komme
würde: Fänden Sie das gut, würden Sie das
begrüßen, oder fánden Sie das nicht gut,
würden Sie das bedauern?“ antworten nur
8 Prozent der Befragten in Westdeutsch-

21

land und 28 Prozent in Ostdeutschland:
,Fände ich gut, würde ich begrüßen."

Kaum anders ist das Ergebnis, wenn
man nach einer Koalition von SPD 'und
PDS in einem der neuen Länder fragt.. Le-
diglich l5 Prozent der Befragten in West-
deutschland, '39 Prozent in- Ostdeutschland
fanden das gut. Die SPD-Anhänger sind
Wie so oft bei Fragen nach dem Kontakt
mitf der PDS gespalten; 33 Prozent wären
mit einem Zusammengehen in einer Lan-
desregierung einverstanden, 36 Prozent fän-
den es nicht gut. Nur die PDS-Anhänger
stimmen einer solchen Koalition in einer
Landesregierung zu 92 Prozent zu. Es kann
also nicht davon die Rede sein, daß PDS-
Anhänger eigentlich in der Opposition blei-
ben möchten. Gerade entgegengesetzt stre-
ben sie nach dem Mitregieren.

Es gibt übrigens, auch wenn die PDS
mitgezählt wird, keine richtige, einigerma-
ßen tragfähige linke Mehrheit (Graphik).
Nur dünn war in den Allensbacher Umfra-
gen seit Beginn dieses Jahres der Vor-
sprung einer so vereinigten Linken vor der
Regierungskoalition. Er hat außerdem
noch im Laufe des Jahres abgenommen.
Nach dem Wechsel im SPD-Parteivorsitz
ist der zusammengerechnete-Anteil der lin-
ken Parteien im NovemberIAnfang De-
zember l995 zwar um 2 Prozent gestiegen,

fil

ıııà 'm ___ ____ 4:ıı____ı_ııı'__àı  _ _

J ¦

l

. Sie das bedauern?“ (Angaben in Prozent)

ıı ±__fi í 1

Eine Regierung aus
SPD und PDS in Bonn -

ig« ıàıııı_ _, J* :_ _

Ablehnung einer rot-roten Koalition
~-sv f_\~›\~ v -ıa ' „-1 1.,- '--›..f.'›„.--1›1_›-r;'\.'-,-- --,->

Frage: „Wenn es in Bonn I in einem der neuen Länder zu einer Regierung aus SPD und PDS kom-
men würde, tänden Sie das gut, würden Sie das begrüßen, oder iänden Sie das nicht gut, würden

Bevölkerung West Ost Anhänger der
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liegt aber nach wie vor unter 50
Die Bevölkerung ist _rnißtrauis_ch.
stützt die PDS mit Uberzeugung
mokratie, oder kann man das- nicht sa- 1
gen?“ Auf diese Frage versichern die PDS-
Anhänger zu 90 Prozent: „Unterstützt die _
Demokratie“, aber sie stehen allei
Die Bevölkerung insgesamt glaubt das nur I
zu 15 Prozent, die SPD-Anhänger zu 22 1
Prozent.

Die parallel gestellte Frage „Unterstützt _
die PDS die soziale Marktwirtschaft, oder
kann man das nicht sagen'?“ wird v
Anhängern sehr viel zurückhaltender be-
antwortet: 56 Prozent sagen, die
für die soziale Marktwirtschaft. Die Bevöl-
kerung glaubt das zu 17 Prozent.

„Glauben Sie, daß die_PDS eine demo-
kratische Partei ist, wie die anderen Partei-
en auch, oder ist sie die alte Partei geblie-
ben, die nur ihren Namen geändert hat?“ - ;
Demokratische Partei“, sagen PDS-An- ;

hänger zu 84 Prozent, die Bevölkerung zu 1
19 Prozent. „Ist die alte geblieben“, bekun- 1
det die Bevölkerung zu 54 Prozent.

Seit dem Sommer l994 hat sich in Ost- _
deutschland der Anteil von PDS-Zweit-
stimmen-Wählern von 17 Prozent auf rund
25 Prozent erhöht. Jeder vierte Ost
wiirde nach den drei letzten Allensbacher 1
Umfragen bei der nächsten Bundestags- 1
wahl PDS wählen. Hinzu' kommen
Prozent der Westdeutschen. Die 5-Prozent- `
Hürde wäre kein Hindernis mehr.

Daß die PDS langsam durch Überalte-
rung in sich zusammenfállt, ist ganz un- l
wahrscheinlich geworden. Und ebenso gibt i
die Interpretation als' regionale ostdeutsche
Partei - „so ähnlich wie die CSU

Prozent. §
„Unter- 11
die De- A

1945.

n damit. 1

trum gut verteilt. Keine Mä

on PDS-

PDS sei 1
genz, ein Drittel Facharbeiter.

Aktiv in ihrer Umwelt. Ein

sen. Freude am Computer.

deutsche `

das Vorletzte wäre, CDU/CSU
Noch tiefer in ihrer Sympathie 1
FDP.

knapp 2

Anhänger nicht trennen wollen

schworen, der Rosa Luxemburg
die I-land _ . _“ Dies ist nicht zu'in Bay-

ern“ - ein völlig urıpassendes Bild von ost-
deutschem Heimatgefühl, Brauchtum, ge-
schichtlicher Vervvurzelung. Die PDS ist
das Ergebnis der deutschen Spaltung nach

Wenn man versucht,`nach den Allensba-
cheı' Daten ein Porträt der PDS zu zeich-
nen, dann ist der erste Eindruck: kraftvoll.
Jeder dritte ist zwar Rentner, dennoch sind
die Altersgruppen über das ganze Spek-

nner- oder
Frauenpartei, das Verhältnis ist ausgewo-
gen. Gutes Familienleben. Etwa zwei Drit-
tel gehobene Schicht, gehobene Bildungs-
abschliisse, Ingenieure, technische Intelli-

großer Be-
kanntenkreis, gesuchte Ratgeber. Ubernah-
me von_Führungspositionen in Vereinen,
Nachbarschaften. Verantwortungsbereit,
hilfsbereit, soziales Gewissen. Kein Luxus,
aber gutbürgerliche Wohn- und Besitzver-
hältnisse. Starkes Interesse für Politik. Viel
Fernsehen, aber auch alle anderen weit
übertı1et`i`end im Lesen, besonders Bücherle-

Im Selbstbild heißt es: „Ich bin progres-
siv.“ Weit links in der politischen Selbstein-
stufung. Der vermutete „Strukturkonscrva-
tismus“ - diszipliniert, pünktlich, ordent-
lich - hindert nicht, daß es für PDS-Wähler

zu wählen.
iegt nur die

Es überrascht nicht, daß sich die PDS-
von ihrem

Ruf: „Karl Liebknecht haben wir's ge-
reichen wir
Ende.
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Dokument 65
Zum 50. Jahrestag des Zusammenschlusses von KPD und SPD. Erklärung der
Historischen Kommission der PDS
In: »Pressedienst PDS«, Nr. 50 vom 15. Dezember 1995

ı

\

lm April 1996jähn sich zum fünfzigsten Male der mit dem Vereinigungsparteitag
vollendete Zusammenschluß von KPD und SPD zur Sozialistischen Einheitspartei
Deutschlands. Es war dies eines der herausragenden, die weitere Entwicklung maß-
geblich bestimmenden Ereignisse deutscher Nachkriegsgeschichte.

Von jenen Vorgängen trennt uns nunmehr ein halbes Jahrhundert. Die damals be-
gründete Einheitspartei, die in Ostdeutschland eine überragende Machtstellung er-
rang und die Hauptverantwortung für Aufstieg und Untergang der Deutschen De-
mokratischen Republik trägt, existiert nicht mehr. Die Mehrzahl der damaligen histo-
rischen Akteure weilt nicht mehr unter den Lebenden. Dennoch wird dieses Ereignis
auch heute noch nicht als abgeschlossenes historisches Geschehen betrachtet und
bewertet. Vielmehr dominieren in der Beurteilung der inzwischen Jahrzehnte zurück-
liegenden Geschehnisse heutige Stimmungslagen, Parteilichkeiten und politische
Interessen. Das unrühmliche Ende der SED wirft seine Schatten auf ihre Anfänge.

Die Historische Kommission der PDS spricht sich für ein Befassen mit der SED-
Gründung aus, das sich am realen historischen Geschehen orientiert und geeignet
ist, die in der Zeit des Kalten Krieges entstandenen Vorurteile und Verunglimpfungen
abzutragen. Auch bei sachgerechtem Umgang mit dieser Thematik bleibt genügend
Raum für kontroverse Standpunkte und hinreichender Anlaß für wissenschaftlichen
Meinungsstreit. Jeder, der sich am dringend gebotenen Disput beteiligt, sollte indes,
so meint sie,
- die ganze Fülle widersprüchlicher Tatsachen zur Kenntnis nehmen;
- Einzelereignisse nicht aus ihren großen historischen und internationalen Zusam-
menhängen herauslösen;
- über die Motive aller historisch handelnden Kräfte ernsthaft nachdenken;
- die eigenen geschichtstheoretischen Standpunkte und Uberzeugungen immer
wieder am empirischen Material überprüfen;
- Wertungen historischer Vorgänge nicht eigenen politischen Vorurteilen oder Par-
teiinteressen unterwerfen.



Die PDS hat sich von jeglichen Bestre-
bungen, ein verbindliches Geschichts-
biid zu setzen, unmißverständlich verab-
schiedet. lst Geschichtsinterpretation im
Ganzen produktiv nur pluralistisch denk-
bar, so gilt dies auch für die Wertung
einzelner historischer Prozesse, Ereig-
nisse und Personen. Auch in der Beur-
teilung des Zusammenschlusses von
KPD und SPD kann, darf und soll es
ein Spektrum von Meinungen geben.
Die Historische Kommission der PDS
maßt sich nicht an, der Partei und ihren
Sympathisanten eine Sichtweise vorzu-
geben und will niemandem ihren Stand-
punkt aufdrängen. Doch braucht sie
deshalb nicht auf ein Darlegen ihrer Auf-
fassung zu verzichten.

'Ä' * 'A'

Die Historische Kommission der
PDS gibt allen, die sich - von wel-
chen Positionen und mit welchen
Absichten auch immer - mit dem
Zusammenschluß von KPD und SPD
beschäftigen, vor allem folgendes
zu bedenken:

1. Das politische Projekt einer Ein-
heitspartei der Arbeiterklasse und des
gesamten werktätigen Volkes war keine
ostdeutsche Einmaligkeit und keine blo-
ße Drapierung eines Führungs- und
Machtanspruches der KPD. Das Verlan-
gen, die mit dem Zusammenbruch der
ll. internationale sichtbar gewordene
Spaltung der sozialistischen Bewegung
wieder zu überwinden, ist von unter-
schiedlichen politischen Kräften zu ver-
schiedenen Zeiten im nationalen wie im
internationalen Maßstab immer wieder
zur Geltung gebracht worden.

Doch gab es stets auch starke Gegen-
tendenzen. Diese wurden auf der einen
Seite genährt durch die Bolschewisie-
rung kommunistischer Parteien, ihre
zunehmende Fixierung auf die sowjet-
russische Außen- und Großmachtpolitik
und die Rechtfertigung stalinístischer
Repressalien. Andererseits wirkte der
Zusammenbruch der ll. internationale
nach, stieß die in einigen Ländern zu
verhängnisvoller Anpassungs- und Ka-
pitulationspolitik führende integration
sozialdemokratischer oder sozialisti-
scher Parteien in das kapitalistische Sy-
stem auf heftige Ablehnung. " i

im Kampf gegen den Faschismus hatte
jedoch die idee der Sammlung und
Bündelung der Kräfte der Arbeiterbewe-
gung bis hin zu organisatorischen Zu-
sammenschlüssen überaus an Anzie-
hungskraft gewonnen. Das äußerte sich
in zahlreichen Ländern in Erfolgen der
antifaschistischen Aktionseinheit von
Kommunisten und Sozialdemokraten
und in mehr oder weniger weit gedie-
henen Vorbereitungen ihrer Vereinigung.

Davon zeugte auch das Entstehen inter-
nationaler Organisationen der Gewerk-
schaften, der Jugendverbände, der
Frauenbünde, der Studentenvereinigun-
gen, die vor allem von Sozial-
demokraten und Kommunisten getra-
gen wurden.

2. Der Zusammenschluß von KPD und'
SPD ist mithin in diesem gesamt-
historischen Zusammenhang zu sehen.
Den Akteuren jener Zeit sollte zugebilligt
werden, daß sie mit ihrem unverwech-
selbaren - vor ailem in den Jahren 1914
bis'1945 gewonnenen - politischen Er-
fahrungshorizont handelten. in Deutsch-
land war dieser aus dem Weg der herr-
schenden Klassen vom Weltkrieg Nr. 1
in den Weltkrieg Nr. 2 erwachsen, aus
den Halbheiten der Weimarer Demokra-
tie und schließlich aus den Verbrechen
der faschistischen Diktatur. Den Zeitge-
nossen waren die gravierenden Ereig-
nisse der deutschen Arbeiterbewegung
jener Jahre viel unmittelbarer als uns
heute gegenwärtig: die Zustimmung der
deutschen Sozialdemokratie zu den
Kriegskrediten am 4. August und Karl
Liebknechts Nein am 2. Dezember
1914, die Abspaltung der USPD und
der Weg der Spartakusgruppe zur KPD,
die Novemberrevolutión mit ihren wider-
sprüchlichen Ergebnissen, die Vereinte
Niederschlagung der Kapp-Putschisten,
die gemeinsame Kampagne gegen die
Fürstenabfindung, revolutionäre Um-
sturzversuche der Kommunisten und
Koalitionspolitik der Sozialdemokraten,
der Blutmai 1929, das übereinstim-
mende Stimmverhalten von Kommuni-
sten und Nationalsozialisten im Preu-
ßenvolksentscheid des Jahres 1931,
das Zurückvveichen sozialdemokrati-
scher Minister beim Papenstaatsstreich
des 20. Juli 1932. Es hatte Angebote
zur Einheitsfront gegeben, mit denen
die KPD die Sozialdemokratie aushe-
beln wollte; und es waren Angebote
zurückgewiesen worden, die angesichts
der nazistischen Gewaltherrschaft und
zur Verhinderung des Krieges gewis-
senhafte Prüfung verdient hätten. Kom-
munisten hatten Sozialdemokraten als
Sozialfaschisten verungiimpft. Sozialde-
mokraten hatten Faschismus und Bol-
schewismus als Brüder bezeichnet, um
Kommunisten zu diffamieren. Solche
gegenseitigen Bezichtigungen und zahl-
reiche Zusammenstöße waren noch
längst nicht vernarbt. Und dennoch
wollte beim Neubeginn im Frühjahr
1945 die Mehrzahl der Kommunisten
und Sozialdemokraten gemeinsam ei-
nen neuen Anfang wagen. Das erwarte-
ten auch viele der Arbeiterbewegung
zugehörende oder zuneigende Parteilo-
se von ihnen.

3. Die idee und die Praxis eines breiten
antifaschistischen Bündnisses und der
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Einheit der Arbeiterklasse - repräsentiert
in Einheitsgewerkschaften und einer
Einheitspartei - besaß beim politischen
Neubeginn im Jahre 1945 große Anzie-
hungskraft. Das fand nicht zuletzt in so-
fortigen lokalen Zusammenschlüssen
von Kommunisten und Sozialdemokra-
ten seinen Ausdruck. Das in Berlin am
19. Juni 1945 zwischen dem Zentralko-
mitee der KPD und dem Zentralaus-
schuß der SPD vereinbarte Aktionsab-
kommen wurde weithin begrüßt. Die für
bestimmte Regionen und Orte 1'- auch in
den westlichen Besatzungszonen -in
großer Zahl abgeschlossenen Aktions-
gemeinschaften erhielten viel Zustim-
mung. Durch gemeinsames Handeln
wurden überlebte Strukturen aufgebro-
chen und Grundlagen einer antifaschi-
stischen Demokratie geschaffen. Die
Argumentation, daß die zur leitenden
Kraft des antifaschistisch-demokrati-
schen Neuaufbaus berufene Arbeiter-
klasse eine einheitliche Führung in Ge-
stalt einer marxistischen Einheitspartei
brauche, überzeugte viele. Die Erinne-
rung an den Siegeszug der in der
Arbeiterbewegung konkurrenzlosen re-
volutionären deutschen Sozialdemokra-
tie war noch lebendig. Allen, die der Ar-
beiterklasse die Mission zutrauten,
Schöpfer der neuen, ausbeutungsfreien
Gesellschaft zu werden, erschienen
Einheitsorganisationen der Werktätigen
als eine logische Konsequenz, die in der
historischen Rolle dieser Klasse begrün-
det lag.

Gleichwohl sind zeitgenössisch auch
prinzipielle Einwendungen gegen einen
auf solche Weise motivierten Zusam-
menschluß von Sozialdemokraten und
Kommunisten vorgetragen worden, weil
es sich um zwei unvereinbare politische
Strömungen handle oder weil eine mehr
gefühlsmäßig bejahte Einheit nicht dau-
erhaft tragfähig sei. ln diesem Zusam-
menhang sind Warnungen ausgespro-
chen worden, die in der späteren Ent-
wicklung der Einheitspartei ihre Bestäti-
gung finden sollten, Warnungen vor ei-
nem überwiegend taktisch angelegten
Bekenntnis der KPD-Führung zur De-
mokratie, Warnungen vor einer Ausliefe-
rung von Arbeiterorganisationen an die
Siegermacht UdSSR.

1945/1946 standen alle Politiker stark
im Banne der eben erlittenen und über-
lebten faschistischen Barbarei. Sie woll-
ten die Zukunft grundlegend neu gestal-
ten, wobei sie überwiegend zu ein-
schneidenden Eingriffen in die öko-
nomischen und politischen Strukturen
bereit waren. Doch entwickelten alle
Richtungen ihre Politik vorwiegend in
Rückgriffen auf Gesellschaftstheorien
und Politikerfahrungen der vorfaschisti-
schen Zeit. Sehr früh trat an die Stelle
antifaschistischer Gemeinsamkeit neu-
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belebter Parteiegoismus. im Lager der
Linken wirkte dies einem unvoreinge-
nommenen Ausloten optimaler Struktu-
ren und Bewegungsformen entgegen.
Von den Verfechtern der Einheit und
später von der DDR-Historiographie ist
niemals ernsthaft erwogen worden, ob
die Arbeiterklasse - wie immer sie defi-
niert wird - tatsächlich eine solche Ho-
mogenität aufweist, daß die Einheitsor-
ganisation zu allen Zeiten das ihr Natur-
gemäße ist. So blieb auch der sich in
den antifaschistischen Ausschüssen
offenbarende basisdemokratische lm-
puls ungenutzt. Chancen des Handelns
in pluralistischen Strukturen bei Bünde-
lung der Kräfte in der Hauptrichtung der
Bewegung und durch gemeinsame Ak-
tionen von Fall zu Fall sind von keiner
Seite ernsthaft geprüft und erprobt wor-
den. Es bedurfte wohl der Erfahrungen
mit den in der zweiten Hälfte der vierzi-
ger Jahre entstandenen Einheitspartei-
en, um am Ausgang unseres Jahrhun-
dert die Frage nach Einheit und Vielfalt
linker Kräfte auf neue Weise zu stellen.

4. Stand 1945/1946 in Deutschland
eine Entscheidung über Einheit oder
Spaltung der Arbeiterbewegung auf der
Tagesordnung, so gab es hingegen kein
freies Spiel der Kräfte, um diese Ent-
scheidung uneingeschränkt demo-
kratisch und in gesamtnationalem Maß-
stabe herbeizuführen. Die Tatsache,
daß Deutschland ein besiegtes und be-
setztes Land war, in dem die oberste
Regierungsgewalt bei den Besatzungs-
mächten lag, hat jegliches politisches-
Handeln in jeder Region bestimmend
beeinflußt. Bei einer das politische Kräf-
teverhältnis so nachhaltig verändernden
Frage wie Einheit oder Spaltung der Ar-
beiterbewegung war und ist Neutralität ,
der Besatzungsmächte undenkbar.

4.1. Die westlichen Militärregierungen
hatten - ungeachtet mancher gegen-
läufiger Tatsachen - nie Zweifel aufkom-
men lassen, daß eine linke Hegemonie
in Nachkriegsdeutschland ihren lnteres-
sen widersprach und zu verhindern war.
Demgemäß griffen sie in die Formierung
der antifaschistischen Bewegung und
der Arbeiterorganisationen restriktiv ein.
Da die Einheitsbestrebungen in den
Westzonen außerhalb der KPD schon
Ende 1945 - nicht ohne Zutun der Be-
satzungsmächte - wieder abebbten, 1""
läßt sich nicht ermessen, ob diese Be-
satzungspolitik-eine unüberwindliche
Barriere darstellte. Die Militärregierun-
gen gerieten nicht in die Lage, die Grün-
dung einer Einheitspartei auch um den
Preis absoluten Verlustes an demokrati-
schem image mit militärisch-diktatori-
schen Mitteln zu unterbinden, sondern
vermochten mit überwiegend dirigisti-
schen Methoden und durch die
Favorisierung ihnen genehmer Politiker

ihre Besatzungsziele durchzusetzen. Ein
chancengleiches Agieren der politischen
Kräfte hat in den Westzonen kei-
neswegs stattgefunden.

4.2. Die sowjetische Besatzungsmacht
hatte in der KPD ihre wichtigste Stütze
und den deutschen Vollstrecker ihrer
Besatzungsziele gesehen und nicht ge-
zögert, diese Partei in eine exponierte
Stellung zu bringen. Anhand der Erfah-
rungen in osteuropäischen Ländern,
spätestens nach den Wahlergebnissen
in Osterreich und Ungarn, aber auch
angesichts des Zustroms zur Sozialde-
mokratie in der sowjetischen Besat-
zungszone mußte ihr klar geworden
sein, daß die Kommunisten über keinen
ausreichenden Einfluß verfügten, um die
sowjetische Deutschlandpolitik hinrei-
chend abzustützen, daß es dazu der
Einbindung des sozialdemokratischen
Potentials bedun°te. 'Uber eine auf die
Sowjetunion orientierte und unter so-
wjetischem Einfluß stehende Ein-
heitspartei sollte dies erreicht werden.
War das Verhalten der UdSSR und ihrer
Besatzungsorgane in Deutschland vor-
wiegend macht- und sicherheitspolitisch
bestimmt, so verstanden sich zahlreiche
Mitarbeiter der SMAD zugleich als Ver-
treter der Arbeiterbewegung. Deshalb
standen neben der administrativen, mit-
unter repressiven, Vorgehensweise der
Besatzungsmacht zugleich die histo-
risch-theoretische Argumentation und
der politisch-moralische Appell. Dies
wurde dadurch begünstigt, daß sich die
UdSSR als Sieger über den Faschismus
damals auf dem Höhepunkt ihres
internationalen Ansehens befand. Auch
der Zentralausschuß der SPD, auch
Vertreter der noch im Exil weilenden
kommunistischen Opposition sahen un-
geachtet mancher Vorbehalte in der
Sowjetunion die Schutzmacht für eine
sozialistische Entwicklung in Europa.

ln ihrer Besatzungszone griff die UdSSR
mit jener Rigorosität, mit der sie ihre
Ziele generell verfolgte, auch in die Aus-
einandersetzungen um die Vereinigung
von KPD und SPD ein, so daß eine Op-
tion gegen die Einheitspartei zugleich
zum Affront gegen die Besatzungs-
macht wurde. Dies schuf ein politisches
Klima, in dem schwer auszumachen ist,
wo für das Individuum die freie Ent-
scheidung für die Einheitspartei aufhör-
te, und wo Anpassung oder Gehorsam
begonnen haben, wo die Zustimmung
zur Einheitspartei trotz, oder wo sie we-
gen dieser Begleiterscheinungen erfolgt
ist, wo sie als Untenrvürfigkeit empfun-
den, oder wo sie als Weg zu Gewin-
nung von größerer Handlungsfreiheit
verstanden wurde. Für die Gesellschaft
war die Besatzungspolitik allgegenwär-
tig, für den einzelnen Kommunisten, So-
zialdemokraten oder Parteilosen blieb

durchaus Spielraum, sich als Mitglied in
die Einheitspartei einzureihen oder ihr
fernzubleiben beziehungsweise sich von
ihr wieder zu lösen.

4.3. Die KPD hatte sich bei Wiederzu-
lassung der politischen Parteien für die
Sammlung der Kräfte in den vertrauten
Organisationen und für die Aktions-
einheit von KPD und SPD ausgespro-
chen. Doch bereits im Herbst 1945 ging
von ihr die Initiative für einen Zusam-
menschluß beider Arbeiterpartelen aus,
wie sie überhaupt als lnitiator und Orga-
nisator des Neuaufbaus und der anti-
faschistisch-demokratischen Umwäl-
zung in Erscheinung trat. Durch die
KPD in erster Linie erfolgten die politi-
schen Mobilisierungen im Vereinigunge-
prozeß. Ihr Engagement für die Ein-
heitspartei begründete die KPD von der
marxistischen Theorie her und aus den
Traditionen der Arbeiterbewegung her-
aus mit der besonderen Verantwortung
der Arbeiterklasse für den antifaschi-
stisch-demokratischen Neuaufbau und
für eine sozialistische Perspektive
Deutschlands, mit den Erfolgen von el-
nigen Monaten Aktionseinheit sowie mit
Warnungen vor den Gefahren eines
Wiederauflebens der Reaktion, die so-
wohl die antifaschistische Demokratie
als auch die nationale Einheit bedrohte.
Zugleich reagierte sie auf zunehmenden
Einfluß und wachsendes Selbstbewußt-
sein einer SPD, die nun wiederholt ge-
genüber den Kommunisten auf Distanz
ging. Die öffentlich vorgetragenen Argu-
mente der KPD verdeckten manche
taktischen und machtpolitischen Kaiküle
ihrer Führung. Ihre Wirkung verfehlten
sie auf breite Kreise der Werktätigen
indes nicht, denn sie waren in vieler Hin-
sicht aus realen historischen und zeit-
genössisch-aktuellen Erfahrungen ge-
schöpfi.

Belastungen und Beschädigungen der
ursprünglich überwiegend positiv auf-
genommenen ldee und Praxis der Ein-
heit enlvuchsen aus drei Elementen
kommunistischer Politik, wenngleich
diese oft erst Jahre später in vollem
Umfange deutlich wurden. Erstens war
die KPD aus den Traditionen der Ko-
mintern heraus in einem Maße auf die
KPdSU(B), auf die UdSSR und mithin
auch auf die sowjetische Besatzungs-
politik fixiert, daß sie nicht wahrhaben
konnte und wollte, wie sehr das Han-
deln des „ersten sozialistischen Staates
der Welt“ von russischen Großmachtin-
teressen bestimmt war. Für die Führung
der KPD erschien es nicht vorstellbar,
bei unvermeidlichen lnteressenkonfllkten
originäre Anliegen der deutschen Werk-
tätigen gegenüber der Besatzungs-
macht offen und aktionsorientiert zu
vertreten. Auch in bezug auf die Ein-
heitspartei versicherte sie sich bei allen



wesentlichen Schritten der Billigung
durch die sowjetische Partei- und
Staatsführung. Zweitens hatte die KPD
in ihrer Spitze und in ihrer Mehrheit trotz
verheißungsvoller Vorsätze und Anläufe
kein durchgreifend und dauerhaft erneu-
ertes Verhältnis zur Demokratie gefun-
den, zur Demokratie als Grundwert, un-
abdingbar für den Sozialismus und auch
innerhalb der eigenen Organisation.
Zwar sind ihr Bemühungen nicht abzu-
sprechen, wie sie in dem Konzept von
einem besonderen deutschen Weg zum
Sozialismus kulminierten, doch wurde
die Partei schließlich und endlich immer
wieder von der eigenen Vergangenheit
eingeholt. Darunter litt auch die Kon-
sensfähigkeit in der Bündnispolitik. Viele
Kommunisten sahen sich als Vertreter
einer historisch legitimierten Vorhut und
akzeptierten die Sozialdemokraten nicht
als gleichwertige Partner. Drittens laste-
ten auf der Führung der KPD die Stalin-
schen Repressalien, denen auch zahl-
reiche deutsche Antifaschisten zum Op-
fer gefallen waren. Dies war ein wesent-
licher- von kommunistischer Seite aller-
dings nie eingestandener - Grund, wes-
halb ihre Einheitsfrontangebote auch
nach 1933 überwiegend auf Ablehnung
gestoßen waren. Selbst wenn die KPD-
Führung gewollt hätte, so bestand aller-
dings gerade 1945/1946 die geringste
Chance, dieses trübe Kapitel in der Ge-
schichte der kommunistischen Bewe-
gung zu bereinigen. Denn die Alliierten
hatten jegliche Kritik an jedweder Sie-
germacht verboten, und die Präsenz
der Stalin verpflichteten sowjetischen
Apparate in Ostdeutschland schloß be-
reits ein Benennen, geschweige denn
eine Anklage stalinistischer Verbrechen
absolut aus. Das mußte sich für die Ein-
heitspartei als schwere Hypothek erwei-
sen. - 4

4.4. Die SPD hatte ebenfalls allen
Grund zu selbstkritischer Aufarbeitung
ihres seit 1914 zurückgelegten Weges.
Die Burgfriedenspolitik während des
Ersten Weltkrieges, die unausgeschöpf-
ten Möglichkeiten der November-
revolution und die Demokratie-Defizite
der Weimarer Republik waren von ihr
wesentlich mitzuverantworten. Das wa-
ren jedoch für ihre Führungskräfte im
ersten Nachkriegsjahr kaum Themen.
Zu dem Zeitpunkt, als das Einheitspar-
teiprojekl praktisch wurde, war die .K
deutsche Sozialdemokratie de facto be-
reits nach Besatzungszonen aufgespal-
ten, mit zwei Führungszentren: dem
Zentralausschuß in Berlin und dem Büro
der Westzonen in Hannover. Wesent-
licher Dissenspunkt zwischen beiden
war die Stellung zu den Kommunisten
und zur Einheitspartei der Arbeiterklasse
- schroff und unflexibel ablehnend das
Büro der Westzonen und die sich vor
allem in den Berliner Westsektoren or-

ganisierende Opposition; prinzipiell beja-
hend, aber Vorbedingungen stellend,
zeitweise manövrierend und bremsend
die Mehrheit des Berliner Zentralaus-
schusses. Während sich in der Sozial-
demokratie der Westzonen der gegen
die Einheitsbestrebungen gerichtete
Kurs durchsetzte, hielt der Zentralaus-
schuß der SPD als Führung der ost-
deutschen Sozialdemokraten trotz man-
cher Vorbehalte prlnzípiell am Kurs auf
die Einheitspartei fest. Die Folge war,
daß die Entscheidungen über Pro-
gramm, Politik und Organisation der
Einheitspartei, über den Vollzug der Ver-
einigung nicht im Rahmen des in ganz
Deutschland vorhandenen politischen
Kräfteverhältnisses fielen, sondern el-
nerseits unter den kommunistisch-do-
minierten Bedingungen der sowjetischen
Besatzungszone und andererseits unter
den konfliktgeladenen Verhältnissen und
Rivalitäten der Vrersektoren-Stadt Berlin.
Damit war die Möglichkeit vergeben, mit
und innerhalb einer gesamtdeutschen
vereinigten Partei der Arbeiterklasse das
sozialdemokratische Potential seiner
Bedeutung und seinem Einfluß entspre-
chend zur Geltung zu bringen. Da in der
Sozialdemokratie eine selbstkritische Be-
standsaufnahme der eigenen Politik zwi-
schen 1914 und 1945 unterblieb, stan-
den nachdenkliche Sozialdemokraten vor
der Alternative: Rückkehr in die alten Gel-
eise oder Neubeginn mit einer Ein-
heitspartei, selbst wenn diese kommuni-
stisch dominiert war.

Es fällt auf, daß das Einheitsparteipro-
jekt in der sowjetischen Besatzungs-
zone und in Berlin von sozialdemokrati-
schen Gegnern einer Fusion nur selten
frontal angegriffenen worden ist. Einer
Debatte über die im Entwurf der Grund-
sätze und Ziele der SED enthaltene Pro-
grammatik und die im Entwurf des
Parteistatuts niedergelegten Organisati-
onsprinzipien der Einheitspartei haben
sie sich kaum gestellt. Vielmehr nahmen
sie übenrviegend Anstoß am Zeitpunkt,
am Tempo, an den Konditionen des
Zusammenschlusses. Dies ist ein Indiz
dafür, daß die idee der Einheit auch un-
ter Sozialdemokraten im Grundsätzli-
chen zahlreiche Anhänger hatte.

4.5. Kaum zum Zuge kamen die zwi-
schen KPD und SPD angesiedelten kri-
tischen Potentiale der Arbeiterbewe-
gung, wie sie sich in der
KPD(Opposition), in der Sozialistischen
Arbeiterpartei (SAP), im Internationalen
Sozialistischen Kampfbund (ISK) oder
anderen Gruppierungen organisiert hat-
ten. Obwohl Vertreter dieser Richtungen
in den Mitte 1945 auf lokaler Ebene
entstandenen Einheitsorganísationen
oder beim Zustandekommen von
Aktionsausschüssen oft eine herausra-
gende Rolle gespielt hatten, wurden sie
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bald von den Stammparteien SPD und
KPD aufgesogen. Eine durch die Besat-
zungsmächte gesteuerte Parteilizenzie-
rung trug dazu das ihre bei. Der pro-
duktive, ausgleichende impuls für eine
Einheitspartei, wie er gerade von diesen
Kräften erhofft werden durfte, kam nicht
zum Tragen. im Gegenteil, schon bald
setzte in der SED nicht nur die Ausgren-
zung, sondern auch die Verfolgung von
tatsächlichen oder vermeintlichen Ver-
tretern dieser Gruppierungen ein. in der
SPD blieb diesen Arbeiterfunktionären
meist nur die Wahl zwischen Resignati-
on oder Kollision.

5. ln die Auseinandersetzungen um die
Einheitspartei waren Hunderttausende
Männer, Frauen und Jugendliche unmit-
telbar - wenngleich mehr oder weniger
intensiv - einbezogen. Natürlich waren
in beiden Parteien langgediente Funktio-
näre tonangebend. Doch schon zur
Jahreswende 1945/1946 bestanden in
der sowjetischen Besatzungszone KPD
wie SPD in der übergroßen Mehrzahl
aus Mitgliedern, die sich erst nach 1945
einer politischen Partei angeschlossen
hatten. Das gilt allerdings weit mehr für
die KPD als für die SPD, die in ihrem
Bestand ein höheres Maß an Kontinuität
verkörperte. Für die Masse der künfti-
gen Mitglieder der Einheitspartei war
mithin eine Option für den Zusammen-
schluß von KPD und SPD nicht oder nur
bedingt mit Erhalt oder Preisgabe einer
kommunistischen beziehungsweise ei-
ner sozialdemokratischen ldentität ver-
bunden.

Deshalb finden wir unter den am Zu-
sammenschluß von KPD und SPD be-
teiligten Menschen die unterschiedlich-
sten Verhaltensweisen oder Betroffen-
heiten: freudig überzeugtes, durch Klas-
senbewußtsein bestimmtes Engage-
ment für die Einheitspartei; rational ab-
wägendes, politisch-motiviertes Bejahen
dieser Vereinigung; Mitläufertum im Ver-
trauen auf die Entscheidungen der Füh-
rungen; Zweifel, aber auch das Verdrän-
gen von Zweifeln, opportunístisches
Einschwenken in einen für unvermeid-
lich gehaltenen Gang der Ereignisse;
Widerstand gegen eine für verfrüht oder
für verfehlt gehaltene Fusion, aber auch
die Aufgabe dieses Widerstandes ange-
sichts massiver ideologischer Umwer-
bungen oder auch unter politischem
Druck; abgetrotzte Teilnahme an der
Einheitspartei durch indirekte oder di-
rekte Einschüchterungen wie auch
durch korrumpierende Versprechungen;
das Ausschalten von Einheitsgegnern,
was für manche Betroffeneein schlim-
mes Schicksal bedeutete. Uber zuver-
lässige Erkenntnisse, in welchen quanti-
tativen Proportionen diese Verhaltens-
weisen und Betroffenheiten zueinander
stehen, verfügen wir indes nicht.
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6. Viele Diskussionen um Freiwilligkeit
oder Zwang beim Zustandekommen
der Einheitspartei wären hinfällig, wenn
dem Zusammenschluß von KPD und
SPD ein Votum der Gesamtmitglied-
schaft vorausgegangen wäre. Eine Ur-
abstimmung war im Frühjahr 1946 nicht
nur in Berlin, sondern auch in ver-
schiedenen Städten der sowjetischen
Besatzungszone - mitunter auch von
Mitgliedern der KPD - gefordert worden.
Doch widersprach der eingeschlagene
Weg der Entscheidung durch Delegierte
auf Konferenzen und Parteitagen kei-
neswegs den Traditionen der politi-
schen Arbeiterbewegung in Deutsch-
land; auch die Parteifusionen Jahres
1990 sind nicht über Urabstímmungen
erfolgt.

Das Standardbeispiel Berliner Urabstim-
mung reicht nicht aus, um die Frage
nach Zwang oder Freiwilligkeit beim Zu-
standekommen der SED überzeugend
zu entscheiden. Denn in Berlin bestand
eine spezifische, mit anderen Regionen
nicht gleichsetzbare politische Situation.
Die Daten dieser Abstimmung verlieren
an Beweiskraft als überragendes Votum
gegen die Einheitspartei, wenn sie nicht
lediglich auf die Abstimmungsteilneh-
mer, sondern auf die Gesamtzahl der
Mitglieder der SPD in den Berliner
Westsektoren oder gar auf die Gesamt-
zahl der Berliner Sozialdemokraten be-
zogen werden. Die Frage „Bist Du für
den sofortigen Zusammenschluß der
beiden Arbeiterparteien?“ verneinten bei
der Urabstimmung vom 31. März 1946
zwar 82,3 Prozent der Abstimmungsteil-
nehmer, doch repräsentierten diese nur
47,7 Prozent der SPD-Mitglieder der
Berliner Westsektoren und 28,6 Prozent
der SPD-Mitglieder Groß-Berlins. Dem-
gegenüber wurde die Frage „Bist Du für
ein Bündnis beider Arbeiterpartelen,
welches gemeinsame Arbeit sichert und
den Bruderkampf ausschließt?“ nur von
24,8 Prozent der Abstimmungsteilneh-
mer verneint, die 14,4 Prozent der SPD-
Mitglieder der Berliner Westsektoren
und 8,6 Prozent der SPD-Mitglieder
Groß-Berlins ausmachten. Was die Er-
gebnisse der Urabstimmung unanfecht-
bar belegen, ist erstens die Tatsache,
daß in Berlin große Teile der Sozialde-
mokraten dem Zentralausschuß die Ge-
folgschaft aufgekündigt hatten und den “
von ihm eingeschlagenen Weg in die
Einheitspartei nicht mítgehen wollten.
Zweitens weisen sie aus, daß selbst die-
se Sozialdemokraten mehrheitlich eine
Neuauflage des „Bruderkampfes" zwi-
schen SPD und KPD ablehnten und ein
Zusammengehen beider Parteien enrvar-
teten. Das Votum für Gemeinsamkeit
trotz vorhandener Differenzen ist von
den Initiatoren der Urabstimmung zu
keiner Zeit als Richtschnur politischen
Handelns respektiert worden.

7. Da die einfachen Mitglieder von KPD
und SPD weit weniger als Parteigremien
und Funktionäre ihre Spur in Akten, Zei-
tungen und Büchern gezogen haben,
und da niemand in der Lage ist, die indi-
viduellen Stimmungen und Entschei-
dungen der Akteure des Jahres 1946
im nachhinein zuverlässig hochzurech-
nen, sind über das Verhalten der SED-
Mitglieder der ersten Stunde nur annä-
hernde Aussagen möglich.

Es dün°te der Wahrheit am nächsten
kommen und dem politischen Klima in
Deutschland am dienlichsten sein, wenn
aus den vielfältigen und widersprüchli-
chen Tatsachen, von denen die Grün-
dung der SED begleitet war, gefolgert
wird:`

Eine Minderheit trat überzeugt und en-
gagiert für die Einheitspartei ein. Eine
Minderheit, die sich vor allem aus lang-
jährigen Sozialdemokraten rekrutierte,
hatte erhebliche Vorbehalte oder war
strikt gegen einen Zusammenschluß mit
der KPD. Die Mehrheit war bereit, ihren
Führungen zu vertrauen, zumal das Ein-
heitsparteiprojekt auf sie eine solche
Anziehungskraft ausübte, daß Beden-
ken vielfach in den Hintergrund traten.
Die Programmatik wie das Parteistatut
der SED trugen diesem Gründungskon-
sens in beachtlichem Maße Rechnung,
die Parität bei der Besetzung der Partei-
funktionen wirkte vertrauensstiftend,
wenngleich in der Realität eine kommu-
nistische Dominanz von Anfang an nicht
zu übersehen war.

8. Es hat beim Zusammenschluß von
KPD und SPD zweifellos Zwänge gege-
ben. Die Befürworter der Einheit haben
den „lrrweg" der Deutschen in der er-
sten Hälfte unseres Jahrhunderts, die
Notwendigkeit einer grundlegenden
Wende deutscher Geschichte sowie die
organisatorische Zusammenfassung
aller linken Kräfte für den demokrati-
schen Neuaufbau und für eine sozialisti-
sche Perspektive als gebieterischen ob-
jektiven Zwang empfunden. Sie wollten
unbedingt die Spaltung der Arbeiterbe-
wegung beenden - und sei es mit einer
massiven, in mancher Hinsicht fragwür-
digen Kampagne für die Einheitspartei.
Der Zusammenschluß von KPD und
SPD war mit einer intensiven politi-
schen, organisatorischen und ideologi-
schen Mobilisierung verbunden, vollzog
sich in hohem Tempo und bot in der
sowjetischen Besatzungszone Befür-
wortern und Gegner der Fusion keine
Chancengleichheit. Nach allem, was in
Deutschland vorher an reaktionären Tat-
sachen geschafien worden war, was sie
an Krieg und Massenmord, an Not und
Elend erlebt hatten, konnten viele An-
hänger der Einheitspartei darin nichts
Schlimmes erblicken.

Gegner der Vereinigung standen unter
Druck. Auch manche Befünrvorter der
Einheitspartei hätten lieber andere Ab-
läufe und Fristen vorgezogen. Die Füh-
rung der KPD und auch zahlreiche kom-
munistische Funktionäre vor Ort hatten
keine Bedenken, sich der bevorzugten
Stellung zu bedienen, die ihnen von der
Besatzungsmacht eingeräumt worden
war - bei der Besetzung von Funktio-
nen, in der materiellen Ausstattung der
politischen Arbeit, bei der Isolierung
oder Diffamierung politischer Gegner...
Auch die Mehrheit des Zentralaus-
schusses der SPD ging, nachdem sie
sich für die SED entschieden hatte, mit -
allerdings wenig wirkungsvollen - Aus-
schlüssen gegen die Opposition vor.

Durch die sowjetische Besatzungs-
macht kam ein breitgefächertes
lnstrumentarium zum Einsatz: Umwer-
ben von Sozialdemokraten, Appelle an
ihr Klassenbewußtsein, Berufungen auf
die Traditionen der deutschen
Arbeiterbewegung, demonstratives Vor-
halten der Erwartungen der Besat-
zungsmacht, Versammlungsverbote,
Zensur der Presse, Vorladungen bei den
Besatzungsbehörden, Ablösung einzel-
ner Funktionäre, Androhung von
Gewaltmaßnahmen. Es kam zu inhaftie-
rungen und Aburteilung durch Militär-
gerichte. Die schlimmsten Repressionen
setzten in den folgenden Jahren ein und
hingen nicht monokausal mit der SED-
Gründung zusammen. Ubeıwiegend als
Maßnahmen im Kalten Krieg begründet,
trafen sie in vielen Fällen Arbeiterfunktio-
näre, häufig Sozialdemokraten, jedoch
auch Westemigranten der KPD und
Vertreter oppositioneller kommunisti-
scher Gruppierungen, der SAP und an-
derer Organisationen. Zunehmend wa-
ren später auch die Zentrale Parteikon-
trollkommission der SED sowie Organe
der DDR beziehungsweise deren Vor-
läufer an derartigen Verfolgungen betei-
ligt.

Zwängen waren auch die Vorkämpfer
einer Einheitspartei in den Westzonen
ausgesetzt. Die dortige SPD-Führung
drohte ihnen mit Ausschluß. Von den
Besatzungsmächten wurden sie mit
vielfältigen Ausgrenzungen und repres-
siven Maßnahmen belegt. Hier reichte
das lnstrumentarium von Benachteili-
gungen beim Zulassen von Parteien und
Gewerkschaften, bei der Lizenzierung
und Zensierung der Presse über die Be-
vorzugung politisch genehmer Personen
für die deutschen Auftragsverwaltungen
und Länderregierungen bis hin zu direk-
ten Einmischungen in Angelegenheiten
der deutschen Arbeiterbewegung. Or-
ganisationskomitees der SED wurden
verboten. ln den Westzonen ansässige
Mitglieder des Parteivorstandes der
SED wurden aufgefordert, ihre Funktion



niederzulegen oder ihren Wohnsitz zu
wechseln. Es kam zu Verhaftungen vor
allem kommunistischer Funktionäre. Be-
reits im April 1948 wurde eine Verbot
der KPD erwogen.

Angesichts der Vielfalt und Wider-
sprüchlichkeit der Vorgänge um den
Zusammenschluß von KPD und SPD
sind jegliche vereinfachenden, zu partei-
isch aufgeladenen Kurzformeln geron-
nenen Wertungen abzulehnen. Mögen
sie „Erfüllung der Sehnsucht aller Werk-
tätigen“ oder „Zwangsvereinigung“ lau-
ten.

9. Trotz schwerwiegender negativer
Begleitumstände des Zustandekom-
mens der SED trug die Sozialistische
Einheitspartei Deutschlands zunächst
übenıviegend den Charakter einer linken
sozialistischen Volkspartei. Sie zählte
zum Zeitpunkt ihrer Gründung in Ost-
deutschland knapp 1,3 Millionen
Mitglieder, die annähernd zu gleichen
Teilen über die KPD und über die SPD'
in die Einheitspartei gelangt waren. im
ersten Jahr ihres Bestehens schlossen
sich dieser Partei täglich im Schnitt
1200 Männer, Frauen und Jugendliche
an. 1947 gehörte in den Ländern der
sowjetischen Besatzungszonejeder 4.
lndustriearbeiter, jeder 8. Angestellte,
jeder 16. Land- und Forstarbeiter, jeder
10. Bauer, jeder 7. Handwerker und
Gewerbetreibende, jeder 7. Ingenieur
oder Techniker und jeder 3. Lehrer der
SED an. Die zahlenmäßige Stärke und
das von der SED 1946 erzielte Wahler-
gebnis zeugen von einer beträchtlichen
Akzeptanz dieser Partei.

Das Gegenwartsprogramm der SED _
enthielt antifaschistisch-demokratische
Forderungen, in denen Kommunisten
und Sozialdemokraten von Anfang an in
hohem Maße übereingestimmt hatten
und die im Osten Deutschlands bereits
in beträchtlichem Maße ven/virklicht wa-
ren. lhre knappgehaltenen pro-
grammatischen Aussagen über den So-
zialismus wlesen große Verwandtschaft
zum Erfurter Programm der deutschen
Sozialdemokratie von 1891 auf und ori-
entierten auf einen deutschen Weg zum
Sozialismus. Dem Parteistatut nach war
die SED eine demokratisch strukturierte
Partei, die allen nichtnazistischen Werk-
tätigen offenstand, in der Meinungsbil-
dungs- und Entscheidungsprozesse
von unten nach oben zumindest statua-
risch möglich waren. Die Partei kannte
keine Kandidatenzeit, keine Parteiüber-
prüfungen und -säuberungen, keine
Kontrollkommissionen, kein Politbüro
und keinen Generalsekretär. Die zugesi-
cherte Parität von Kommunisten und
Sozialdemokraten in der Besetzung aller
Wahlfunktionen und Parteiämter war
weitgehend gewährleistet.

Gleichwohl wurden in der SED auf na-
hezu allen Ebenen Funktionäre tonange-
bend, die ihre politische Prägung durch
die Komintern erfahren hatten. Deren
Dominanz erwuchs vor ailem aus ihrer
enormen poiitischen Energie, aus ihrem
Umgang mit politischen Apparaten, be-
sonders auf dem Felde der Kaderpolitik,
aus ihrer Nähe zur sowjetischen Besat-
zungsmacht. Zugleich lassen sich in der
Geschichte der SED, besonders an
Schnittpunkten politischer Auseinander-
setzungen, immer auch das Wirken
oder der Nachhall einer von sozialde-
mokratischen Traditionen gespeisten
politischen Praxis wie auch von demo-
kratisch-kommunistischen Traditionen
ausmachen, wie sie im Lebenswerk
Rosa Luxemburgs ihren reifsten Aus-
druck gefunden hatten.

Die 1948 im Zeichen des Kalten Krieges
forciert einsetzende Ausrichtung der
SED nach dem Vorbild der stalinisti-
schen KPdSU(B) war zwar zu einem
gewissen Grade durch die Schlüsselpo-
sitlonen von Kominternfunktionären und
Sowjetemigranten in der SED vorberei-
tet und vorbestimmt, nichtsdesto-
weniger markierte sie einen unüberseh-
baren Bruch in der Entwicklung der Ein-
heitspartei. Die SED nahm eine Art Dop-
peicharakter als Massenpartei und Ka-
derpartei neuen Typs an. Dieser Wider-
spruch begleitete die SED in ihrer weite-
ren Existenz. Ohne ein kritisches Poten-
tial gegenüber der Politbürokratie der
DDR in der SED selbst wäre deren
Sturz im Jahre 1989 auf friedliche Weise
nicht möglich gewesen.

10. Die irn April 1946 vollzogene Grün-
dung der SED hat die bis dahin im we-
sentlichen übereinstimmende Parteien-
landschaft in Deutschland gravierend
verändert und polarisiert. Das wurde
und wird oft als erster Schritt der Zer-
reißung Deutschlands hingestellt. im
Bewußtsein der Gründer dieser Partei
war er das nicht. Der Sache nach han-
delte es sich um eine jener zahlreichen
in West wie in Ost damals geschaffenen
Tatsachen gegensätzlicher Entwicklung.
Geführt von der SED sollten im Osten
Deutschlands gesellschaftliche Verän-
derungen erreicht werden, die auf ganz
Deutschland ausstrahlten. Die Ein-
heitspartei sollte in der sowjetischen
Besatzungszone zwar ihren Aus-
gangspunkt, nicht aber ihren Endpunkt
haben, sie wollte auf den deutschen
Westen übergreifen.

Ein Friedensvertrag mit Deutschland,
eine Aufhebung oder Zurücknahme der
Besatzungszonen, Bewegungsfreiheit
für alle Parteien in ganz Deutschland
hätten die SED nicht nur mit ganz ande-
ren Bedingungen ihres Wirkens kon-
frontiert und in neue politische Konkur-
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renzsituationen gebracht, sondern auch
ihre innere Entwicklung nachhaltig be-
einflußt. 1947 zeichnete sich im Umfeld
der Moskauer Außenministerkonferenz
die Möglichkeit der Zulassung gesamt-
deutscher Parteien ab, was auch für die
SPD neue Betätlgungsmöglichkeiten in
der sowjetischen Besatzungszone er-
schlossen hätte. Das Scheitern solcher
Bestrebungen kann nicht primär der
SED angelastet werden; denn diese war
damals für eine gesamtdeutsche Ver-
fassungsdebatte, für gesamtdeutsche
Parteien und für eine gesamtdeutsche
Repräsentanz gegenüber den Sieger-
mächten. Es war Kurt Schumacher, der
eine erforderliche sozialdemokratische
Initiative strikt ablehnte.

Die 1946 gegründete SED nahm ihren
Weg in einem der Lager des Kalten
Krieges. Von den ursprünglichen inten-
tlonen einer sozialistischen Einheits-
partei ging in diesem Feld politisch-mili-
tärischer Hochspannung das Beste ver-
loren.

* 'R 'Ä'

Die Historische Kommission der PDS
sieht mit Besorgnis, daß der Anschluß-
und Vereinigungsprozeß auf deutschem
Boden mit einer Rückkehr zu simplen,
emotional aufgeladenen Bildern des
Kalten Krieges verbunden ist. Denn vor
einem Jahrzehnt waren Historiker in Ost
und West bereits einmal soweit aufein-
ander zugegangen, daß die einen die
mit dem Zusammenschluß von KPD
und SPD verbundenen Konflikte stärker
wahrnahmen, und die anderen den ver-
breiteten Drang zur Einheit nicht mehr
generell in Abrede stellten. Die Umkehr
dieses Trends läßt sich nur damit erklä-
ren, daß die Bewertung der historischen
Ereignisse des Jahres 1946 erneut poli-
tisch besetzt worden ist. Sie wird als
Karte im tagespolitischen Konkurrenz-
kampf der Parteien und im Ringen um
Wählerstimmen ausgespielt. Letztlich
soll selbst der Gedanke an mögliche
Alternativen zu dem im deutschen We-
sten beschrittenen Weg gebrandmarkt
werden. Soicher Umgang mit Geschich-
te aber steht nicht nur der Suche nach
historischer Wahrheit entgegen, son-
dem auch einer Verständigung der
Deutschen in Ost und West.

Die Historische Kommission der PDS
warnt davor, sich in historischen Fragen
- von wem und unter welchem Vorwand
auch immer - Ultimaten stellen zu las-
sen. Tatsachen zu erheilen und zu be-
werten, ist Sache historischer For-
schung. Sich ein Urteil zu bilden, ist das
Recht jedes Parteimitgliedes und jedes
Bürgers dieses Landes. Unakzeptabel
ist es hingegen, Entscheidungen über
politisches Vorgehen, über Bündnisse
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oder Koalitionen von Be- oder Verurtei-
lungen historischer Vorgänge abhängig
zu machen, die ein halbes Jahrhundert
zurückiiegen. Dies beschädigt sowohl
das politische Profil und die Glaubwür-
digkeit derjenigen, die solche Ansinnen
stellen, als auch derjenigen, die auf sol-
che Ansinnen eingehen. Dies kann weder
im interesse eines fortwirkenden produk-
tiven Umgangs mit Geschichte liegen
noch der poiitischen Kultur in diesem
Lande dienlich sein. Zudem bleibt bei
solchen Ansinnen in der Regel unberück-
sichtigt, daß negative Erscheinungen im
Werden und Wachsen der SED auch von
zahlreichen früheren Sozialdemokraten
mitzuverantvvorten sind.

Die Historische Kommission der »PDS
empfiehlt allen Mitgliedern und Sympa-
thisanten der Partei des Demokratischen
Sozialismus, allen historisch und politisch

interessierten Bürgern einen verantwor-
tungsbewußt kritischen Umgang mit der
Geschichte im allgemeinen und der Ge-
schichte des Zusammenschlusses von
KPD und SPD im besonderen. Das ist ~
weder aus der bloßen Erinnerung heraus
noch ausschließlich anhand der schriftli-
chen Uberlieferungen möglich. Sollten
die Zeitgenossen die in den letzten Jah-
ren erstmals veröffentlichten authenti-
schen Quellen zur Kenntnis nehmen, so
die Nachgeborenen die Motivationen und
Entscheidungen der damaligen Akteure
ernstnehmen. Noch gibt es Möglichkei-
ten, mit Hilfe von Zeitzeugen so manches
Ereignis, so manche Person der Verges-
senheit zu entreißen und uns der Vielfalt
des Geschehens weiter anzunähern.
Nutzen wir sie!

Wir haben alle die erfreulichen wie die
unbequemen und beschämenden histo-

rischen Tatsachen zur Kenntnis zu neh-
men. Wir dürfen nichts beschönigen,
aber wir brauchen auch einem antikom-
munistischen und antisozialistischen
Zeitgeist keinen Tribut zu zollen. Jeder
sollte sich über eigenes Mittun und ei-
gene Verantwortung klar werden. Es gilt
offen zu sein für die Sichtweisen aller,
denen die Zukunft der Linken am Her-
zen liegt, aber jene zurückzuweisen, die
uns in die ideologischen Schützengrä-
ben des Kalten Krieges zurückzerren
möchten. Auch in der Auseinanderset-
zung mit Geschichte richten wir den
Blick nach vorn.
(Diese Erklärung wurde von Prof. Dr. Günter
Benser entworfen, in der Historischen Kom-
mission der PDS am 30.9.1995 erörtert, vom
Sprecherrat der Historischen Kommission
der PDS am 13.11.1995 verabschiedet und
der öffentlichkeit am 1 1. 12. 1995 überge-
ben.) EI
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Feindbilder sind ausgesprochen klebrig. SPD und PDS -- Mitglieder begleiten den
Dialogkurs ihrer Parteien kritisch. Das- hat auch mit ihrer Geschichte zu tun.
Em Gespräch mit RolfReissig.
In: ››Freitag« vom 22. Dezember 1995

_.-..-._----1.-....-.-.-i_....-.--._-...««._.;__ „-.__ .-. _ _« ___-:f '_ -7 7

. REITAG: Sie sind eine ››get`r`bte«
Dialogfigur, haben 1987 die spä-
ter so mnstrittenen Gespräche
zfwísc/Jen SED und SPD mit gc-

fxíi/Jrt und das ››Dz`alogpapier« mit erar-
beitet. Nac/J der Wende wurde dieses
Doleument als Versuch einer Anbíede-
rung der SPD an die SED, als Zez`c/:ren
fiirpolitische Naı"uitr'z't interpretiert, das
zeigt, wie 'wenig Gespür' fiir die
tatsäcblıfc/Je Entfwíc/elrmg in der SPD
da war.

ROLF REISSIG: Das ist doch Un-
sinn. Keine Partei hatte damals das,
was mit Gespür gemeint ist. Auch die
CDU nicht. Es war ganz einfach so,
daß nach 70 jahren Spaltung zum er-
sten Mal Sozialdemokraten und Sozia-
listen/Kommunisten ein gemeinsames
Papier erarbeitet haben, das in Ost und
West Furore machte. Die Partcienkon-
takte waren übrigens eine Idee von
Willy Brandt, nicht etwa von Ho-
necker. Wo es bis dato immer nur
Blockierungen gab, wollten wir in der
Grundwertekommission das Gespräch
führen. Auch als Antwort auf die sich
zuspitzende Rüstungsspirale Ost /
\\'/est, das soll nicht außer Acht gelas-
sen werden. Aber auch als Versuch, der
ständigen Produktion von Feindbil-
dern, die als die Folge des Konflikts
galten, etwas entgegenzusetzen, zum
Beispiel die umgekehrte Sicht: Feind-
bilder vor allem als Ursache von Kon-
flikten, Abgrenzung.

Ich sage das, ohne die sozío-ölr.ono-
mische Seite etwa zu negicrcn. Zweiter
Ausgangspunkt: Abbau der Spannun-
gen durch eine neue Entspannungs-
phase. Dafür schien uns notwendig zu
bestimmen, was beide trennt, beide Sy-
steme, aber auch diese beiden Parteien.
Ideologisch, weltanschaulich, kultu-
rell, und dies zum Gegenstand von
Dialog und Diskussion zu machen.
Das war ein anderer Einstieg: Wir re-
deten über Menschenrechte, über Mar-
xismus auf der einen Seite und die
Konzeptionen Bcrnsteins auf der an-
deren. Es ging um einen neuen kultu-
rellen Kodex von Ost-\Vest-Beziehun-
gen, um eine neue Streitkultur zwi-
schen den Systemen, aber vor allem in
den Gesellschaften. Dieser damals ge-
fundene neue Denkansatz ist ja heute
wieder aktuell.
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Der Systemstreit ist inzwisclıen weg-_
gefallen, der inne›'gesellsc/Jaftlic/Je
setzt sie/J fort. Zaviscben den '?Y-g,c/:fo/-
gem dtp' damaliger: Pai'te:'eız aber .mtb
ztoiscben diesen Parteien :md CDU /
CSU.

Damals haben die Konservativen im
\`(+'esteı1 wie im Osten gegen dieses Pa-
pier gewettert. Der SPD wurde Kun-
gclei vorgeworfen, Preisgabe des de-
mokratischen Konsens, von denen,
die gleichzeitig mit Mittag und
Sehalek verhandelten, mit der SED,
und da ging es nicht um eine neue
Kultur von Beziehungen. Damals hat
sich die SPD dagegen offensiv zur
Wehr gesetzt, ist nicht in die Defensi-
ve geraten. Eine Lehre für heute. Nur
wenn man den Knüppel als Knüppel
erkennt, kann man ihn parieren.
Überzeugt von der Notwendigkeit ci-
ner solehcn Politik und im Bewußt-
sein cigencr Identität schafft man po-
litische Iflaııdlungsräuıne. Der Ein-
bruch dcr SPD in dieser Frage kam
erst 89/90, als die CDU diesen Knüp-
pel wieder rausholte und heftig be-
nutzte. Da ist die SPD -natürlich gc-
schoekt durch den plötzlichen Zu-
sammenbruch des Rcalsozialismus -
eingeknickt, wurde defensiv, fügte
sich in ein von den Konservativen, die
die Gunst der Stunde nutzten, vorge-
gebenes Konzept. Das will Lafontai-
ne jetzt im Interesse der SPD, zum
Nutzen der SPD und nicht aus Liebe
zur PDS, durchbrechen.

Ist der Dialog /Jeu-te t'ibei'baupt so et-
was wie eine Fortsetzung des dmnafí-
gen Diafogs?

Dampf antworten beide Seiten mit
Nein. Uberhaupt ist dieses Papier par-
tcipolitisch eher blockierend als inspi-
rierend. Weil, wie die SPD sagt, die
SED damals Staatspartei in einem an-
deren System war und mit ihr gespro-
chen wurde, um Frieden, Sicherheit,
Abrüstung, mehr Menschenrechte zu
garantieren, darüberhinaus hätte es
keine Legitimation gegeben. (Tatsäch-
lich hat die SPD nach innen den Dialog
mit Parteien, die links von ihr standen,
immer abgelehnt.)

Die PDS, z. B. Gysi hat diesen Dialog
eher anders herum benutzt: »Mit der
SED haben sie verhande1t«, hieß es
»aber jetzt, wo sich die Reformsoziali-

sten durchgesetzt haben, brechen sie
den Dialog ab«. Die aktuelle Bedeu-
tung des Papiers liegt, wenn über-
haupt, in der anderen Kultur des
Streits: Anerkennung der verschiede-
nen Biographien, Idçntitäten, Werte,
Kulturen 'und Traditionen. Differenz
als Bereicherung.

Wie ernst ist es Lafontaine mit dem
Dialoge

Mehrere strategische Ansätze der
SPD sind seit 89/90 gescheitert. Der
erste: Sich ausschließlich auf die Bür-
gerrechtler zu stützen, die sich im
Sommer 89 in Schwante getroffen hat-
ten und die SDP gründeten. Das
brachte nur vorübergehend partiellen
politischen Einfluß. Die Reformsozia-
listen, mit denen man den 87-Dialog
geführt hatte - (bei diesen Rcformso-
zialisten hatte er seinen Ursprung, aus
Nützlichkcitserwägungcn wurde er
nachträglich, auch schon von DDR-
Seite, umfunktioniert), wurden nun als
nicht dialogfähig klassifiziert und aus-
gegrenzt. Man setzte darauf, daß matc-
rielle und soziale Angleichung an den
Westen sie ohnehin überflüssig machen
würden. Auch dieser Ansatz ging nicht
auf. Und der dritte, auf ihm basierte
unter Scharping die Entscheidung: Wir
werden diese Wähler gewinnen müs-
sen, aber nicht mit der PDS, scheiterte
auch. Tatsächlich gingen umgekehrt
SPD-Wähler zur PDS. Man gewinnt
keine \\'/ähler, wenn man sich ihrer
Biographien und Interessen nicht
ernsthaft annimmt.

Lafontaine will nun die SPD von der
Statistcnrollc, in die sie unter Schar-
ping geraten ist und die in den östli-
chen Ländern nuı' noch die Option
Große Koalition zuließ, befreien. Ihm
geht es um politische Normalität, auch
gegenüber der PDS. Ein gravierend art-
derer Ansatz...

mit Aujsaugcffekt fiir die jeweils
andere Parte: in ihrem /Jer/eömrnlic/nen
Verbreítrmgsmum?

Heute kann keine Partei der Linken,
auch keine linke Volkspartei, mehr al-
lein die Vielfalt der Milieus repräsen-
tieren, zudem sind die Unterschiede
doch gravierend. Die SPD inspiriert
den linken Dialog, schon, aber im
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Rücken hat sie Wählerschaft und Kli-
entel in den alten Ländern bis in die ge-
sellschaftliche Mitte. Das wird auch so
bleiben müssen. Sie ist breiter, hetero-
gener, aber auch integrationsfähiger,
sie istim besten Sinne des Worten sozi-
aldemokratischer und bürgerlicher...

Die PDS hat in sich mindestens drei
Strömungen: die Reformsozialisten,
darunter solche, die sozialdemokrati-
sches Denken repräsentieren, Grün-
alternative, die nicht den Weg zu den
Bündnisgrünen finden - auch nicht
finden werden in absehbarer Zeit,
weil B90/Die Grünen im Osten als
Partei, die vor allem nach hinten
schaut, wahrgenommen werden, und
eine dritte Gruppierung, die man als
Traditionalisten verstehen kann mit
ihren starken emotionalen Bindun-
gen an die DDR. Strömungen, die die
PDS zu einer ganz anderen Partei ma-
chen als die SPD. Es ist PDS-Risiko
wie -Stärke, diese drei Strömungen in
einer Partei zu integrieren, die dann
ostdeutsche Interesssen dominant
wahrnimmt und in das gesamtdeut-
sche Gefüge produktiv einbringt. In-
teressenvertretung reicht aber künftig
fiir keine Partei mehr. Sie muß mit
überzeugenden Reformvorstellungen
und mit Kompetenz einhergehen.
Andererseits könnte sie sehr wohl ar-
beitsteilig im Osten jenes Reservoir
an Stimmen holen, das SPD und Grü-
ne nicht holen können, selbst wenn
sie ihren politischen Kurs ändern
würden, weil die Sozialisation dieser
Wähler nicht mehr verändert werden
kann. Ob ein.Generationswechsel das
ändert, ist heute noch offen.

Orientierung aufdie Mirre, sagen sie.
Hat Lafontaine dann die falsche Wei-
cbe gestellt und wird diese Mitte in
Ostdeu tscbland nicht schon längst von
der PDS ››løedz'enr«?

Die SPD muß als traditionell linke
Volkspartei das unter. Scharping verlo-
ren gegangene Linksprofil deutlich
machen. Lafontaines Ansatz bedeutet
nicht, daß er auf die in Deutschland
wichtige Mitte verzichten kann. Durch
Polarisierung - demokratische Links-
betonung - verschreckt man die Mitte
dann nicht, wenn man klare gesell-
schaftliche Alternativen aufzeigt.
Links ist ja nichts ehernes; sozial
gehört die Mehrheit der Arbeitneh-
merschaft gar nicht dazu, politisch ge-
sehen aber sehr wohl, diese Mitte wird
man am ehesten gewinnen können mit
einem klaren Konzept zum Wirt-
schaftsstandort und einer Reform des
Sozialstaats. Nötig sind eigene, moder-
ne Reform-Konzepte in Kenntnis frei-
lich der Tatsache, daß sich keine Partei
heute mehr als einfache Verteilungs-
partei profilieren kann.

Im Osten ist die soziale Differenzie-
rung noch nicht abgeschlossen und

f

auch die politischen »Lager<< sind in
Bewegung. Seit 1990 verzeichnen Sozi-
alforscher einen leichten Linkstrencl.

Cirka 4,25 Prozent der Bevölkerung
ordnen sich ››links« ein, und die politi-
sche Mitte (etwa 60 Prozent) ist in
Ostdeutschland mehrheitlich leicht
››linkslastig«. Um diese Mitte ringen
fast alle Parteien, PDS eingeschlossen.
Gegenwärtig hat im Osten allerdings
nur die PDS in allen Schichten feste
Wählerpotentiale. Das ist ein Phäno-
men. Es basiert auf dem gemeinsamen
Nenner »keine Diskriminierung ost-
deutscher Interessenwahrnehmungl«
und sagt nichts darüber aus, wie ernst-
haft die PDS das wirklich tut.

Wenn der Bonus inhaltlich nicht un-
tersetzt werden kann, dann wird eini-
ges bröckeln. Wie schwierig das ist,
macht die Auseinandersetzung auf
dem Parteitag Anfang Dezember in
Cottbus um das vom Braunkohletage-
bau bedrohte Dorf I-Iorno deutlich, wo
das legitime Verlangen nach dem histo-
risch gewachsenen Dorf mit dem eben-
so legitimen Recht auf Arbeit, das die
Braunkohlekumpel einklagten, kolli-
dierte und das einfache »wir sind für
I-Iorno«, das die PDS beschließen
wollte, zu einer umstrittenen und
schließlich verschobenen Entschei-
dung machte.

Gibt es in der PDS durch die zu star-
ke Orientierııng auf den Osten eine
Aågrenzung 'von westlichen Denk-
rnnsrern :md ist die relevant für Ge-
fühle einersícb neu 'vertiefenden Spal-
tung?

Zunächst: Es ist weniger ein Ver-
dienst der PDS, daß sie als ost-
deutsche Interessenvcrtretungspartei
wahrgenommen wird. Es war durch
den mit der Vereinigung überfallarti-
gen Akteurswechsel von Vl/est nach
Ost eine reale, von den Sozialwissen-
schaften auch belegte, Vertretungs-
lücke Ost entstanden. Das Defizit
füllte die PDS dann lediglich aus. In
dieser Rolle wurde sie allerdings auch
angenommen.

Ostdeutsche Interessenvertretung als
Gegensatz zu gesamtdeutscher ver-
standen und als einziger Programm-
punkt, könnte tatsächlich zu neuer
Spaltung führen. Es mag Vertreter
solch unreflektierter Ost-West-Politik
in der PDS geben - aber das scheint mir
nicht das langfristige strategische Kon-
zept der führenden Köpfe. Die jüng-
sten Dokumente (fünf Jahre nach der
Vereinigung) gehen eher davon aus,
ostdeutsche Interessenvertretung mit
der Perspektive einer gesamtdeutschen
modernen und innovativen Bundesre-
publik zu vereinen. Das ändert nichts
daran, daß die PDS von ihrem Grün-
dungsverständnis her keine »westli-
che« Partei ist. Das Bekenntnis zu De-
mokratie, zur Gewaltenteilung, zu in-



dividuellen Menschenrechten vor al-
lem anderen, das Bekenntnis zum Par-
lamentarismus, dazu, daß Veränderung
der Gesellschaft nur aus dieser Gesell-
schaft heraus möglich ist, macht eine
Partei zu einer westlichen. Damit muß
sich die PDS auseinandersetzen und
damit, was am Realsozialismus, an
kommunistischen Parteientypen anti-
modern zusammengebrochen ist. Da
muß sie tatsächlich noch vieles klarer
ausarbeiten.

Aber für Veränderung in der Gesell-
schaft zu sein, ist noch lange nicht an-
tiwestlich. Veränderung der Gesell-
schaft ist auch ein von Klassikern der
Sozialdemokratie entwickeltes, also
››westliches« Konzept, Bernstein, Kau-
tsky: die westliche Gesellschaft mit
ihren eigenen Potentialen kritisch an-
nehmen und mit diesen Potentialen
verändern. Und auch Marx war ein
»westlichen Denker.

Sollte der Dialog scheitern, prophe-
zeie ich, daß wir zu italienischen Ver-
hältnissen kommen. Das heißt, die
Konservativen werden immer weiter
die Regierung stellen, sind aber in ihrer
heutigen Verfassung unzureichend in-
novativ, um neuen Herausforderungen
zu begegnen. Der Juniorpartner SPD
verschleißt sich, die Blockaden neh-
men zu. Im Interesse der Demokratie
und des sozialen Wandels, nicht im
parteipolitischen Interesse, muß die
demokratische Linke sich neu finden.
Plural, autonom, eigenständig, ohne ir-
gendeine Variante Einheitspartei.

Wie offensiv müssen beide Parteien
einen Dialog vorantreiben, um ibn bei
der eigenen Klientel durchzusetzen?

In beiden Parteien gibt es zur Zeit
große Widerstände. Bei der SPD liegt
das nahe: sie hatte -- geschichtliche Er-
fahrung im Hintergrund - diesen Dia-
log in ihrer Strategie nicht vorgesehen.
Die PDS ebenso wenig. Da gibt es -
meiner Kenntnis nach -~ bei nicht weni-
gen eine ziemlich abwertende Haltung
der SPD gegenüber. Als ich im »Wis-
senschaftsforum der Sozialdemokra-
tie« für Gespräche zur Verfügung
stand, ist mir eine ziemliche Abwehr-
front entgegengeschlagen. Doch auch
unter Teilen der SDP-Gründer gab es
deswegen mehr als Zoff.
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Die ersten Schritte, die Lafontaine
jetzt gegangen ist, können die Verkru-
stung aufbrechen: der Besuch in Sach-
sen, die Ankündigung, ein Aufbaupro-
gramm Ost zu entwickeln, der Besuch
in Rußland, um neue Handlungsspiel-
räume - im Westen ganz wichtig - zu
öffnen. Und immerhin: ein gewisses
Einschwenken der West-SPD Rich-
tung Dialog gibt es, neueste empirische
Zahlen sagen, zwei von drei SPD-
Wählern oder Anhängern unterstützen
diesen Dialog. Entschieden allerdings
ist nichts.

Das Gespräcb fiihrte
Regina General

Rolf Reissig ist Leiter des Berliner Instituts für
Sozialwissenschaftliche Studien (BISS) und einer
der Beteiligten des 87-Dialogs zwischen SPD und
SED, mitverantwortlich für die Erarbeitung des
damaligen Dialogpapicrs.
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Roland Claus
Landesvorsitzender der PDS Sachsen-Anhalt
MdL von Sachsen-Anhalt

Über SPD, PDS und linke Mehrheiten
Q

Seit der Konstituierung einer von der PDS tolerierten Minderheítsregíerung von SPD
und Bündnisgrünen in Sachsen-Anhalt ist der als "Magdeburger Modell" bezeichnete
politische Vorgang ein gern bemühtes Thema. Einige seriöse Analysen des Her-
gangs dieses Modells, noch vielmehr aber politische und journalistische Betrachtun-
gen der anderen Art begleiten inzwischen die sachsen-anhaltinische Landespolitik.
Dabei geht es den auswärtigen Beobachtern weniger um Landeskonkreta, als viel-
mehr um die bundes- und parteipolitische Bewertung. Hinz und Kunz mischen sich
ein, was uns recht ist. Pfarrer Hintze allerdings gab die Formel vor, in Sachsen-An-
halt stünde nach 50 Jahren die "Neuauflage der Zwangsvereinigung von 1946" vor
der Tür. Dem Manne kann geholfen werden. ln dem Antrag der CDU Sachsen-
Anhalt, vor dem Landesverfassungsgericht die Aberkennung des Oppositionsstatus
der PDS im hiesigen Landtag festzustellen, wird akribisch und korrekt recherchiert u.
a. mein Beitrag zum Zustandekommen und zum Betreiben des Magdeburger Modells
aufgelistet, wobei viele meiner zitierten Äußerungen hinsichtlich ihrer "strategischen
Anlage" überbewertet und die Landes-PDS regelrecht mystifiziert werden. Sei es
drum, an der Sache ist mir schon viel gelegen. So kam mir die Anregung aus Leipzig
zum folgenden Text gelegen.
Ich bitte um Nachsicht für die gewiß anzumerkende Momentsicht und Eile, für viel-
leicht unzureichende Beweiskraft von empirisch und vorwiegend aus praktiziertem
Umgang abgeleitete Schlüsse und Erfahrungen. Die Fußnoten müssen warten. Es
reizt mich dennoch, über die Chancen und Risiken, über notwendige und mögliche
Kooperation von Sozialdemokratie und demokratischen Sozíalistlnnen zu schreiben.
Schließlich kann selbst bei mäßiger Chancenverwertung aus dem Osten etwas Neu-
artiges für die Wiedergewinnung von Politik in der Bundesrepublik erwachsen.

1. Die OST-SPD blüht ohne Wurzeln, aber das ist unser "Verdienst".

lm März und April dieses Jahres sind SPD und PDS zum Thema "50 Jahre nach der
SED-Gründung" aneinandergeraten, seltener zusammengekommen. ln Magdeburg
wurden u. a. Egon Bahr und Günter Gaus für die Veranstaltung der Landes-SPD
bemüht. Immerhin hat der Landesvorsitzende der hiesigen SPD, Dr. Rüdiger
Fikentscher, den Begriff "Zwangsvereinigung" nicht (wie eigentlich von der
"Baracke" vorgeschrieben) übernommen. Dennoch hat die ahistorische Problemver-
kürzung "Zwangsverelnigung JA oder\NE|N?" einen wirklichen Diskurs verhindert.
Auf Kreisebene ging es da zum Teil wesentlich konstruktiver zu, aber auch nur in
der Ausnahme, um nicht das abgedroschene Bild von der volksverbundenen SPD-
Basis und der kapitalergebenen Führung zu bedienen. Das ist nämlich genau nicht
das Problem.
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Wer die SPD bei größeren Veranstaltungen erlebt, wird unschwer feststellen, daß es
in Halle und Hannover wohl zwei verschiedene Parteien mit dem Kürzel SPD geben
muß.
Das verhält sich wie bei der PDS, bis zu den Kommunalwahlen 1996 möchte ich ein-
schränkend sagen.

Die SPD-Mitglieder in Halle haben allemal ihre Schwierigkeiten, sich als "Genossen"
anzureden und mit dem Sozialismus-Begriff ist das so ähnlich.
Beim SPD-Bundesparteitag im Juni '96 in Halle hab' ich glatt "meine SPD" aus
Sachsen-Anhalt geradezu komisch empfunden, als sie die alten sozialdemokrati-
schen Traditionen mitmachte.
ln Hannover, wo ich unlängst bei der "Franz-Mehring-Gesellschaft" zur Podiumsdis-
kussion geladen war, sieht das anders aus. Dort wird der Sozialismusbegriff eben
nicht ausschließlich auf den Real Existierenden projiziert und die alten linken Tradi-
tionen gelten noch was. O
Demgegenüber ist die OST-SPD vorwiegend eine Vereinigungs- und Verwaltungs-
partei. Aus der '89er SdP haben sich die Kreis- und Landesverbände OST doch
hauptsächlich mit dem Motiv formiert, rasch zu den Enkeln von Willy Brandt zu ge-
hören. Das ist auch zutiefst verständlich.
Die vergleichsweise wenigen Mitglieder der SPD mußten viele Posten besetzen und
das fiel schwer. Es sollte doch Zusammenwachsen, was zusammengehört. Heute
wird eher besorgt registriert, daß sehr vieles zusammenbrach, was eigentlich zu-
sammengewachsen gehörte.
Die Radikalabgrenzung der SPD gegenüber ehemaligen SED-Mitgliedern, ob sie der
PDS angehörten oder nicht, hat erheblich zur Selbstisolation der SPD in den neuen
Ländern beigetragen.
Und so nimmt die PDS die SPD eben heute als eine von den Wurzeln und Traditio-
nen August Bebels weit entfernte Partei wahr.
Dies können \_g_v_i_r aus der Sicht der SED-Nachfahren heute doch aber nicht allen
Ernstes der SPD vorwerfen. Das ist doch zuerst ein Produkt der Ausgrenzung und
Vernichtung sozialdemokratischer Werte durch die SED.
Wenige Jahre nach der Vereinigung von KPD und SPD wurde der Name der Verei-
nigungspartnerin denunzierend als "Sozialdemokratismus" gedeutet zu einem der
schlimmsten Vorwürfe in der SED. Und es blieb bekanntlich nicht bei Vorwürfen
Wenn ich mich heute mit dem SPD-Landesvorsitzenden unterhalte, und das kommt
trotz "Dresdener Erklärung" vor, dann stelle ich diese Orientierung und Fixierung der
SPD auf "deutsche Einheit verwalten" immer wieder fest.
Wenn ich mit Argumenten aus der PDS-Basis komme, merke ich dem SPD-Chef an,
wie seine Argumente aus den Hierarchien entstehen.
Ich würde mich aber sehr davor hüten, der SPD Lektionen in Sachen Sozialdemo-
kratie zu erteilen. Wir werden damit leben müssen, und es läßt sich auch damit le-
ben. Es ist ebenso verbreitet wie illegitim, daß sich miteinander konkurrierende und
kooperierende politische Kräfte gegenseitig vorhalten, wie die jeweils anderen sich
ändern müßten, um besser miteinander zu können.
Die PDS ist nur so zu haben, wie sie ist. Eine.Wandlung in Richtung Salonfähigkeit
nach dem Schönheitsideal der SPD ist eine unsinnige und unehrliche Forderung.
Andererseits macht es keinen Sinn.. ständig diese SPD als nicht kooperationsfähig
zu kritisieren, als hätten wir noch eine zweite, nach den Wünschen oder gar nach
dem Ebenbild der PDS* gewendete SPD im Ärmel.
Soviel zur Geschichte der Beziehung, nun zur Gegenwart.
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2. Regieren, wenn's zum Tolerieren nicht reicht.

lm Februar 1994 habe ich in der Magdeburger Landespressekonferenz erstmals öf-
fentlich von der Option gesprochen, als Alternative zur großen Koalition nach den
Landtagswahlen eine PDS-tolerierte Minderheítsregíerung in's Auge zu fassen.
Damals hat SPD-Spitzenkandidat Reinhard Höppner auf Anfrage wiederholt gesagt,
daß er sich dies nicht vorstellen könne. Heute heißt die Vorhersage der Landes-SPD
für die nächsten Landtagswahlen, daß "rot-grün" die Mehrheit schaffen werde. Der
Zuwachs an Realitätssinn ist so gravierend nicht.

ln der PDS hat es Anfang '94 ziemlich heftige Irritationen und Turbulenzen zum To-
lerierungsangebot gegeben. Von Anbiederung war die Rede und vom "über den Ti-
sch ziehen".
Interessant finde ich in diesem Zusammenhang die in der PDS anzutreffende Auf-
fassung, wonach die Kooperation verschiedener politischer Kräfte vornehmlich bis
ausschließlich darauf aus sei, die anderen "über den Tisch zu ziehen".
Diese akute Unehrlichkeitsvermutung hat viele Ursachen und Gründe, aber sie
blockiert Zusammenarbeit. lm Übrigen habe ich dabei den Eindruck, daß die Anhän-
ger dieser Befürchtung sehr wohl etwas dagegen hätten, wenn die anderen grls über
den Tisch zögen, nicht aber wenn grß selbiges gelänge. Und genau das ist eines
meiner Probleme, die ich mit nicht überwundenem geistigen Avantgardismus habe.

Wir haben das Magdeburger Modell inzwischen in verschiedenen Entwicklungs-
etappen erlebt. . -

Von Juli bis Oktober 1994 stand Sachsen-Anhalt im Zeichen der Irrungen und Wir-
rungen des Bundestagswahlkampfes.

Von November 1994 bis Februar 1995 vollzog sich der Übergang zur kooperativen
Zusammenarbeit von Koalition und PDS. Die CDU entschied sich für Totalverweige-
rung.

Von Februar 1995 bis März 1996 gab es die Phase der relativ ungestörten kritischen
Begleitung der Koalition durch die PDS. Die CDU beantragte beim Landesverfas-
sungsgericht, der PDS den Oppositionsstatus im Landtag abzuerkennen. Der Bun-
desparteitag der PDS im Januar 1996 in Magdeburg war ein Bekenntnis zum Mag-
deburger Modell als Referenzprojekt OST.

Von April bis Juni 1996 erlebten wir den energischen Versuch einer Anti-Reform-Al-
Ilanz, dem Magdeburger Projekt eine Kehrtwende zu verordnen. Eine faktische
Koalition von SPD und CDU sollte etabliert werden, um aus der Sicht an einer
großen Koalition interessierter SPD-Kreise den reformerischen Einfluß der
Bündnisgrünen zurückzudrängen und aus der Sicht der CDU schadensbegrenzend
zu wirken. Die energische Kritik der PDS gegen gemeinsame Gesetze von CDU und
SPD galt dem Inhalt dieser Politik, nicht der Verweigerung wechselnder Mehrheiten
schlechthin.

Seit Juni 1996 ist eine Stagnationsphase zu verzeichnen. Durch das Angebot der
CDU zur de-facto-Koalition für den Preis der Beseitigung aller Reformgesetze hat
die Koalition erstmals in allen wichtigen Entscheidungen zwei Möglichkeiten der
Mehrheitsbeschaffung.



_ 143

Für die PDS wird jede Sachentscheidung schwieriger, weil stets abzuwägen ist, ob
der mit der Koalition ausgehandelte Kompromiß wirklich unseren politischen Erwar-
tungen nahe kommt und deshalb einem CDU-Koalitions-Kompromiß vorzuziehen ist.
Die SPD wird ihrerseits die CDU-Option als Argument gegen weitgehende PDS-For-
derungen einsetzen.
Diese Phase wird voraussichtlich erst mit dem Haushaltskompromiß, das heißt etwa
im November/Dezember 1996 abgeschlossen.
Kommt dieser Kompromiß zwischen Koalition und PDS nicht zustande, scheitert das
Magdeburger Projekt vor der Zeit.

Bei aller kritischen Sicht auf die Ergebnisse der Magdeburger Tolerierungspolitik
steht die Fortsetzung des 1994 eingeschlagenen Weges nicht infrage.
Es bleibt bei der Opposition mit gestaltender Verantwortung.

Die CDU Sachsen-Anhalt hat Ende 1995 eine "Halberstädter Erklärung" als Radikal-
kritik gegen das Magdeburger Projekt beschlossen. Das Papier endet mit den Wor-
ten: "Es geht hier und heute um die Bündelung der Kräfte, die die erkämpfte Freiheit
gegen den Rückfall in sozialistische Irrungen verteidigen."

Das Verhältnis von SPD und PDS hat sich in Sachsen-Anhalt unter tatsächlicher und
tatkräftiger Mitwirkung von Bündnis 90/Die GRÜNEN erheblich verändert. Zum Bes-
seren sagen die einen, den Niedergang befürchten die anderen. So anzutreffen in
der PDS, so anzutreffen in der SPD.
Jeder auch noch so kleine Reformschritt -stößt auf den Widerstand der
Konservativen in Politik, Wirtschaft und Verwaltung. Angesichts der ungebrochenen
konservativen Hegemonie in der politischen Praxis und deren geistiger Vorbereitung
ist schon ein "Umsteuern", ein gegen den Strom schwimmen, ein kompliziertes
Unterfangen.

Mit einer Novelle zum Schulgesetz des Landes Sachsen-Anhalt hat die PDS-
Fraktion u. a. die Abschaffung des 3-geteilten Schulsystems gefordert. Die Sache ist
inzwischen mit den bekannten Magdeburger Mehrheiten beschlossen.
Hier wurden von den Koalitionsfraktionen und der PDS die konzeptionellen Über-
einstimmungen auch in praktische Politik umgesetzt. Mit den Gesetzesregelungen,
die wir erreicht haben, werden neben schulstrukturellen Veränderungen auch an-
dere, neue Bildungsinhalte möglich. Wir werden jetzt darauf achten, daß daraus
auch etwas wird.
Auf diesem Gebiet bestehen Reformalternativen nicht nur aus Visionen, sondern be-
reits aus gesellschaftsverändernder Praxis. Auch deshalb der lautstarke Protest der
Konservativen. Über den Wolken fürchten sie uns weniger als bei irdischen Umge-
staltungen, aber sie wissen, daß wir uns gern über den Wolken aufhalten.
Auch innerhalb der PDS gab es Skepsis. Da war dann auch die Frage "Muß denn
jetzt schon wieder etwas in Unruhe versetzt werden, was doch gerade erst einge-
führt wurde'?"

Linke Politik, haben wir dagegengehalten, kann doch nicht von Beharrung und
Ruhigstellen ausgehen. Wenn wir wirklich etwas verändern wollen in der Gesell-
schaft, dann müssen wir auch bereit sein, für linke Mehrheiten zu streiten und mit
Widerspruch umzugehen.
Anderenfalls würden wir uns darauf verlegen, uns auf Parteitagen für ein Wochen-
ende eine Wunsch-Republik zusammenzubeschließen, die am Montag danach an
den Realitäten der bösen Welt zerschellt.
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Konferenzen und Presseerklärungen sind leider oft genug unsere "schärfste Waffe"
im Kampf gegen den konservativen Zeitgeist.

Wir müssen bei allen Reformbestrebungen auch davon ausgehen, daß der gesell-
schaftliche Reformbedarf sich in Grenzen hält. Selbst wenn die Reformangebote
besser wären, die Nachfrage ist nicht in dem Maße vorhanden, wie wir uns dies
wünschen.

Auf der anderen Seite der Entwicklung stehen eine Reihe positiver Bedingungen für
linke Reformpolitik.

Wir stellen eine enorm gewachsene Kooperationsbereitschaft gegenüber der PDS
bei Gewerkschaften, Initiativen und Verbänden fest. Der DGB-Chef von Sachsen-
Anhalt, Dr. Jürgen Weißbach, war Gastredner des Magdeburger Bundesparteitages
und des jüngsten Landesparteitages.
Noch vor drei Jahren hat er sich der verordneten Distanz zur PDS gebeugt und jegli-
che Zusammenarbeit ausgeschlagen. Die Zeiten haben sich gründlich verändert.
ln seiner Rede auf dem Landesparteitag der PDS hat Weißbach die Landesregie-
rung harsch kritisiert und eine baldige Regierungsumbildung mit PDS-Beteiligung
vorgeschlagen. '  
Nun weiß auch der DGB-Chef, daß die PDS eine Regierungsbeteiligung vor den
nächsten Landtagswahlen ausdrücklich ausschließt, aber Wirbel hat er doch er-
zeugt

. .

Der gewachsenen Kooperationsbereitschaft anderer veränderungsbereiter Kräfte
muß die PDS durch zunehmende Kooperationsfähigkeit entsprechen. Die zu uns
kommen, erwarten zurecht, daß wir etwas mit ihren Informationen, Vorschlägen und
Erwartungen anfangen können. Wenn es konkret wird, zum Beispiel bei neuen Teil-
zeitarbeitsmodellen, sind wir nicht selten unvorbereitet.
Hinter vielen linken Diskursen hinken wir hinterher. Das ist kein Wunder, schließlich
war die SED keine OST-Linke und viele Themen müssen wir heute nachholend be-
handeln.  

Ich plädiere seit langem dafür, daß wir die äußeren und inneren Schwierigkeiten bei
der Suche nach Reformansätzen deutlich benennen und genauer analysieren. Die
PDS wäre schlecht beraten, wenn sie angesichts gewachsener Akzeptanz zum
vermehrten Selbstschutz überginge und die innerparteilíche Kritik zurückstellen
würde. Manche Anzeichen gibt es leider dafür.

Nimmt man die Bedingungen für Mehrheiten links von der CDU zusammen, ergibt
sich in der Summe kein allzu freundliches Bild. Es sieht eher danach aus, daß die
relativ geringen Chancen für wirklich systemverändernde Politik wieder einmal nicht
genutzt werden. In der PDS gibt es widerstreitende Positionen, wie mit diesem Zu-
kunftspessimismus umzugehen ist.

Da ist zum einen der Ruf nach mehr Opposition pur, etwa nach dem Motto "Diesem
System keinen Mann und keinen Groschen."
Da ist zum anderen der Weg der kleinen Schritte, vorausgesetzt sie führen in die
"richtige Richtung". ~

lch stehe bekanntlich für die zweite Option und auch für deren Folgen ein. Die
Chancen linker Reformpolitik sind nicht ohne die Risiken zu haben. Wer das Risiko
kleinhalten will, wird auch nur die kleinen Chancen bekommen. Mich treibt die
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Frage, was muß PDS tun, damit ihr Wille geschehe?, was ist zu tun, damit unsere
Visionen einen Bodenanker in der Gegenwart bekommen?

Die Bürgerinnen haben ein Recht darauf, von der PDS zu erfahren, wie "unser" de-
mokratischer Sozialismus in Gestalt aussehen soll.

Wir brauchen mehr positive Antworten auf die Herausforderungen der Gegenwart
und der Zukunft. `
Von diesem Ansatz ausgehend, versuchen wir in Sachsen-Anhalt die politischen
Potenzen dieses Projektes auszuloten und auszuschöpfen.
Diese Potenzen sind längst nicht erschlossen. Dabei ist unsere Arbeit weder besser
noch grundlegend anders als die anderer PDS-Gremien, nur stehen wir eben auf
diesem "vorgeschobenen Posten".
Von der Bundespartei und aus den anderen Landesverbänden erhalten wir durchaus
Zuspruch und Rückendeckung. 1
Auch die kritische Begleitung unseres Weges ist vonnöten. Der Unterschied zu an-
deren PDS-Gliederungen besteht vor allem darin, daß unsere Entscheidungen dann
oft auch zu politischen Realitäten führen und nicht vor dem Hintergrund der Folgen-
losigkeit gefaßt werden können.
Viele Dinge, die selbst beißundesparteitagen noch offen diskutiert oder vertagt
werden, können wir genau night verschieben.

Über das Lebens-ArbeitszeitkontenmodelI der Gewerkschaft Erziehung und Wissen-
schaft wird in der PDS sicher noch länger geredet, wir stehen aber leg vor dem
Problem, dieses Modell für Lehrerinnen praktisch einzuführen, um eine Reihe von
Reformgesetzen, u. a. das Lehrerlnnen-Gleichstellungsgesetz, nicht durch Finanz-
mangel zu gefährden. -

Ein entscheidender Mangel linker Reformpolitik besteht gegenwärtig darin, daß es
den Konservativen gelungen ist, ihre Politik des Sozial- und Demokratieabbaus als
alternativlos darzustellen.
Das ist zwar nicht wahr, wird aber öffentlich so wahrgenommen und weitgehend
auch hingenommen.
Das "Gürtel-enger-Schnallen"-Syndrom fängt im Kopf an. Den Linken werden die
Begriffe scheinbar widerspruchslos abgenommen. Den Reformbegriff haben
Schäuble & Co inzwischen fest für sich vereinnahmt. Zwischen Schäubles und
Scharpings Verkündungen besteht doch vor allem der Unterschied, daß von
Schäubles Ankündigungen zu erwarten ist, daß sie binnen Jahresfrist vewirklicht
werden, während bei Scharpings oder auch Gysis Vorschlägen deren Folgenlosig-
_l5_§_j_t schon einkalkuliert wird. Das paßt uns natürlich nicht, aber es ist so.

Linke Politik braucht daher heute vor allem die Wiederaneignung der Definitions-
macht von politischen Alternativen. Die Leute sollen glauben können, daß es auch
anders gehen kann. Sozialraub und Einschränkung von Freiheitsrechten sind nicht
unvermeidlich, sondern politisch gewollt. Alternativen sind möglich, wenn sie denn
auch politisch gewollt werden.

Die Auseinandersetzung um Gestaltungspolitik wird in der PDS noch länger andau-
ern. -
Wenn wir mit unserer Politik auf die SPD wirklich linken Druck ausüben und nicht
nur roten Nebel verbreiten wollen, können wir uns nicht an den Rand der Gesell-
schaft zurückziehen. Und wenn der Preis dafür Anpassung oder Etablierung genannt
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wird, dann müssen wir diese Etablierung bewußt annehmen, was überhaupt nicht
bedeuten muß, sich von Radikalkritik zu verabschieden.

Innerhalb der SPD vollzieht sich ein interessanter Polarisierungsprozeß. Die in der
SPD geführte PDS-Diskussion ist alles andere als ein Sommerlochfüller. Wir erleben
in Sachsen-Anhalts Sozialdemokratie diese Auseinandersetzung hautnah mit. Das
ist ein wesentliches Ergebnis von PDS-Politik, das wir nicht geringschätzen sollten.
Mit der anstehenden Haushaltsentscheidung für 1997 geht “es m. E. auch darum,
welche Politik in Sachsen-Anhalt nach dem Sommer '98 möglich sein wird.
Da ist zum einen die Möglichkeit, daß der Haushalt '97 dazu beiträgt, schlecht und
recht eine Landesverwaltung aufrechtzuerhalten, die auf eine künftige große Koali-
tion zusteuert. Rücknahme von Refrmvorhaben, Sanierung der Landesfinanzen auf
Kosten der Kommunen, Abkehr von den ökologischen Ansätzen der Koalitionsver-
einbarung wären die markanten Linien für diese Variante.
Da ist zum anderen die Chance; daß die Befürworter einer rot/grünen Reformpolitik
sich durchsetzen und mit Hilfe der PDS die gegenwärtige Stagnationsphase über-
winden, um schließlich neue, weitergehende reformpolitische Vorhaben auf den
Weg zu bringen. Dies wäre auch ein Schritt zu mehr Kooperation von SPD, Bünd-
nisgrünen und PDS. Es wäre ausdrücklich nicht die gegenseitige Garantiebeschei-
nigung zur gemeinsamen Regierungsbildung, auch nicht n_g_gl_1_ nicht.

ln der leidlich strapazierten Regierungsdebatte habe ich mich für die Option ent-
schieden "Regieren, wenn's zum Tolerieren nicht reicht."
Dabei haben mich vor allem zwei sich ergänzende Motive getrieben.
Zum einen halte ich es bei aller Kritik durchaus für möglich, daß SPD, Bündnisgrüne
und PDS zusammen etwas Gescheites auf den Weg bringen. Zum anderen bedeutet
die generelle Verweigerung von Mitregieren, daß die PDS dann durchaus einen
Anteil hätte an der lnstallierung großer Koalitionen in den neuen Ländern.
Da bin ich dann doch lieber dafür, aus dem "Osten was Neues" in die Politik der
BRD einzubringen.

Auch in Sachsen-Anhalts PDS soll die Regierungsdiskussion weiter ergebnisoffen
bleiben und vor allem mit politischen lnhalten unterlegt werden.

Angesichts mancher fataler Vorgänge in der Landesregierung von Sachsen-Anhalt
bleibt anzumerken: Wir Linken sind zwar dafür, daß weniger regiert wird, es wäre
aber schon geholfen, wenn besser regiert würde.

3. Es ist nicht überall Kapitalismus-Kritik drin, wo Kapitalismus-Kritik
draufsteht.

Für die PDS ist die stärkere Zuwendung zu aktiver Gesellschaftspolitik nach wie vor
eine ernste Herausforderung. Mir ist zuvieles noch unentschieden bzw. wieder offen.
Den gesellschaftlichen Transformationsbegriff ernstgemeint zu verlnnerlichen und
sich damit von' der Leninschen Revolutionstheorie zu verabschieden, fällt der PDS
schwer, 1996 vielleicht schwerer als 1993 bei der Annahme des Parteiprogramms.
Den nächsten Sozialismusversuch wollen wir nur mit Menschen wagen, die das auch
wollen. «
Wir sind zur Zeit eine "20-Prozent-plus-Partei" und neigen dazu, diese 20 Prozent
auf 51 Prozent zu veredeln. Wir ertappen uns doch alle mehr oder weniger dabei,
wie wir im Streit mit anderen politischen Leuten noch immer den Hang zur Rechtha-
berei verspüren. Die toten Götter regieren weiter, steht dazu bei Christa Wolf. Ver-
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innerlichung des Demokratie-Ansatzes anstelle des Anspruchs "Die Partei hat immer
Recht ..." ist mit einem Bruch nicht zu machen, das ist ein langer Prozeß. Es war
eben leichter, 1989 die Waffen abzugeben, als die geistigen Arsenale aufzuräumen.

Es ärgert mich, wenn das Wort Kapitalismuskritlk zwar lautstark aber inhaltsleer
verwendet wird und das kommt m. E. zu oft vor in der PDS.

Manche Äußerungen aus der Partei sind für linke Sozialdemokratlnnen alles andere
als hilfreich.
Wer für sich zwischen CDU und SPD ein Gleichheitszeichen setzt und sonst nichts,
hat meine Probleme natürlich nicht.

Ich will auch nicht der Verabschiedung von Radikalkritik das Wort reden. Wir haben
bei aller Tolerierung in Sachsen-Anhalt auf radikaldemokratische Forderungen we-
der verzichtet, noch die Beteiligung an dementsprechenden politischen Aktionen
eingestellt. Und wenigstens haben wir bisher erreicht, daß die Teilnehmerinnen anti-
faschistischer und antirassistischer Demonstrationen in Sachsen-Anhalt nicht von
der Polizei verprügelt werden.

Radikalkritik verdient für mich den Namen nur, wenn sie auch auf tatsächliche Ver-
änderung gesellschaftlicher Zustände zielt.
Wir brauchen daher noch viel mehr politische Konzepte zwischen "Himmel und Er-
de", will sagen, zwischen der Programmatik der PDS und ihrer zweifellos anerkann-
ten Tages- und vor-Ort-Politik.  

Wenn es uns beispielsweise gelingt, die Finanzausstattung der Kommunen zulasten
der Landesfinanzen zu verbessern, dann ist dies durchaus eine Umverteilung von
Macht von oben nach unten. Wer allerdings im Machtabbau des Staates keinen lin-
ken Wert sieht und nur auf die "Umpolung" staatlicher Macht (vgl. der "lmperialismus
als höchstes Stadium des Kapitalismus") aus ist, wird den Streit um die Kommunalfi-
nanzen nicht als Transformationsprozeß akzeptieren.

Im Streit um den gesellschaftlichen Einfluß der PDS bremsen wir uns m. E. zu sehr
selbst. Längst nicht alles, was nötig und möglich ist an PDS-Politik, nehmen wir auch
in Angriff. Aus Furcht vor Anpassung passen wir lieber gleich.

Innerhalb der PDS müssen wir mit einer neuartigen Situation umgehen.
Innere Veränderungen der Partei werden künftig nicht mehr dominant durch äußeren
Druck beeinflußt. Die Periode der Ausgrenzung der PDS war für uns wichtig, aber
wir sollten ihr nicht nachtrauern. lm Grunde geht es für die PDS um die
Entscheidung: Will sie eine gesellschaftliche Kraft in der BRD sein oder will sie die
DDR innerhalb der BRD konservieren?
Den nächsten Modernisierungsschub müssen wir selbst in Gang setzen.
Es wird schwierig werden, den inneren Aufbruch zu neuen Strukturen und Umgangs-
formen wirklich zu wollen und zu bewerkstelligen. Das ist natürlich kein "Tag X"-Vor-
haben, sondern ein mühsamer Prozeß. Der istja auch im Gange.

Und wenn mir dann wieder der uralte Satz vorgehalten wird, nur der Arzt am Kran-
kenbett des Kapitalismus sein zu wollen, dann halte ich dagegen:
1. Dieser Kapitalismus schaut in seinem Siechtum ganz schön munter und frech
drein.
2. Den notleidend Betroffenen dieses Kapitalismus ist wenig oder nicht geholfen,
wenn wir uns Heilungs- und Linderungsversuchen entziehen. Es wäre schrecklich
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ignorant und arrogant, wenn sich die PDS für vermeintliche geringe Nach- und Aus-
besserung der gesellschaftlichen Defekte und Defizite zu schade wäre.
3. Am wenigsten kratzt es die Mächtigen dieser Welt, wenn ihnen die verbalradika-
len Antlkapitalistlnnen den unversöhnlichen Kampf ansagen.
Und
4. Ich will transformierende Veränderung des Kapitalismus-Systems nicht irgend-
wann, sprich nirgendwann beginnen, sondern heute und hier. Und seien die Anfän-
ge noch zu bescheiden. Ä

Bel allen Schwierigkeiten, ich halte linke Mehrheiten von SPD, PDS und
Bündnisgrünen weiterhin für möglich und im Interesse einer anderen Politik auch für
bitter nötig. '


